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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatsrat Böttcher. 

Präſident: Gemäß Artikel 12 der Verfaſſung 
hat der Senat den neugewählten Volkstag zu 
heute zu feiner erſten Sitzung einberufen. Nach $ 5 
der Geſchäftsordnung des Volkstages tritt der 
Volkstag in der erſten Sitzung nach der Neuwahl 
unter dem Vorſitz des Präſidenten des alten Volks- 
tags zuſammen. Damit liegt mir die Pflicht ob, 
die gung zu eröffnen. 

D. u. H.] In dem Volkstag, der 1933 ge⸗ 
wählt wurde, war es den Nationalſozialiſten da⸗ 
durch, daß ſie mehr als die Hälfte der Abgeord— 
neten ſtellten, möglich, ohne Unterſtützung anderer 
Parteien Entſchlüſſe zu faſſen. Die Wahl von 
1935 hat bewieſen, daß die alleinige Mehrheit der 
Nationalſozialiſten vom Volk gewünſcht wird. 

Ich eröffne die erſte Sitzung des Volkstags der 
ſechſten Legislaturperiode. Auf Grund der bis- 
herigen Geſchäftsordnung des Volkstages rufe ich 
nachſtehende Abgeordnete als Beiſitzer auf: Ehr⸗ 
lichmann, Sukatus, Nicklas und Heß. Ich bitte 
den Herrn Abg. Ehrlichmann, an meiner rechten 
Seite das Protokoll und den Abg. Sukatus, an 
meiner linken Seite die Rednerliſte zu führen. 

In der Sonderausgabe des Staatsanzeigers 
Nr. 43 vom 17. April 1935 ſind die Namen der 


Abgeordneten enthalten, die als gewählt gelten. 
Inzwiſchen haben von dem Wahlvorſchlag 1 die 
folgenden Herren das Mandat nicht angenommen: 
Greiſer, Rettelſty, Huth, Boeck, Schäfer. Es rücken 
dafür nach die Herren: Schelm, Temp, Schramm, 
Wiercinſti-⸗Keiſer und Gall. Herr Dr. Wiercinfki⸗ 
Keiſer hat das Mandat ebenfalls nicht angenom- 
men. Dafür rückt Herr Schulz nach. Die verleſe⸗ 
nen fünf Herren, die nachrücken, ſind alſo Abge— 
ordnete und ſind in der heutigen Sitzung an⸗ 
weſend. 


Wir kommen jetzt zur 
Wahl des Präſidenten des Volkstags. 

(Abg. Dr. Thimm: Ich ſchlage den Abg. 
v. Wnuck vor!) Es iſt um das Wort gebeten wor⸗ 
den. Der Volkstag hat augenblicklich noch keine 
Geſchäftsordnung. Es iſt früher vorgekommen, 
daß lange Reden gehalten wurden, bevor der Prä— 
ſident gewählt wurde und ehe der Volkstag über- 
haupt aktionsfähig war. Ich würde deshalb den 
Herren Abgeordneten vorſchlagen, die Redefriſt 
allgemein, bis die neue Geſchäftsordnung, ange— 
nommen iſt, auf höchſtens 15 Minuten zu begren— 
zen. Ich glaube, in 15 Minuten kann jeder Abge— 
ordnete das ſagen, was er will. Widerſpruch höre 
ich nicht; angenommen. Das Wort hat der Herr 
Abg. Weber. 


Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben 
zur Wahl des Präſidenten folgendes zu erklären. 
Wir möchten zunächſt darauf hinweiſen, daß die 
Gültigkeit der letzten Wahlen angefochten wird. 
Da wir die Zuſammenſetzung des Volkstags nicht 
als den wahren Ausdruck der Meinung der Bevöl⸗ 
kerung anſehen können, ſind wir auch nicht in der 
Lage, die Bildung des Präſidiums auf der Grund— 
lage der jetzigen Mehrheitsverhältniſſe anzuerken⸗ 
nen, zumal das auch gegen die parlamentariſchen 
Ueberlieferungen verſtößt. Im übrigen hoffen wir, 
daß dieſer Volkstag bald durch eine neue, der wah⸗ 
ren Auffaſſung der Danziger Bevölkerung entſpre— 


chende Volksvertretung abgelöſt wird. (Lachen 
rechts.) 

Präſident: Im Artikel 10 der Verfaſſung 
heißt es: 


Ueber Einſprüche gegen die Gültigkeit der Wahl 
der Abgeordneten entſcheidet das Oberſte Gericht der 
Freien Stadt Danzig auf Grund öffentlicher münd⸗ 
licher Verhandlung. 

Von Herrn Abg. Weber iſt weiter ausgeführt, 
wer berechtigt iſt, Einſpruch einzulegen uſw. Der 
heute zuſammengetretene Volkstag iſt gar nicht be= 
rechtigt und befugt, über Gültigkeit und Nichtgül⸗ 
tigkeit dieſes Volkstags überhaupt zu debattieren. 
Das ſteht dem oberſten Danziger Gericht zu, wel⸗ 
ches die Entſcheidung fällt. (Abg. Dr. Thimm: Ich 
ſchlage den Abg. von Wnuck zum Präſidenten vor!) 
Ich bin zum Präſidenten des Volkstags vorgeſchla⸗ 
gen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit. Ich danke für das Ver: 
trauen, das ich bekommen habe. Bei der Führung 


meiner Geſchäfte iſt für mich ſtets die Geſchäfts⸗ 
ordnung maßgebend, das habe ich bewieſen. Die 
Geſchäftsordnung baut ſich auf der Verfaſſung auf. 
Daß man indes ſämtliche Abgeordnete zufrieden⸗ 
ſtellt, wird wohl nie vorkommen und keinem Men⸗ 


ſchen gelingen. 
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2 Volkstag Danzig — 1. Sitzung. 

(Präſident) 

Bevor das Präſidium vervollſtändigt 
ſchlage ich vor, daß zuerſt die Druckſache Nr. 1 be⸗ 
handelt wird. 

Antrag. Der Volkstag wolle beſchließen: Die Ge- 
ſchäftsordnung des Volkstags gemäß Anlage wird an⸗ 
genommen. 

Ich rufe alſo dieſen Punkt auf: 

Antrag des Abg. von Wnuck u. Fr. auf An⸗ 
nahme einer Geſchäftsordnung. 

Druckſache Nr. 1. 
Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Vor einigen Tagen ging uns mit der Poſt eine 
Druckſache zu, die, wenn ſie in die Hände der Po⸗ 
lizei gelangt wäre, eigentlich hätte beſchlagnahmt 
werden müſſen; denn ſie trägt keine Angabe des 
Druckers. Aber es iſt ja nicht ſo ſehr das Aeußere 
als der Inhalt, der mich hier das Wort hat ergrei— 
fen laſſen. 

Bereits bei Beginn der vorigen Volkstags 
periode haben wir die damals geltende Geſchäfts 
ordnung als nicht in allen Punkten mit der Ver⸗ 


Das Wort hierzu hat Herr 


ausſchuß, dazwiſchengeſchaltet wird. Was es für 
einen Sinn haben ſoll, daß auch Ausſchußberichte 
d. h. Angelegenheiten, die bereits einen Ausſchuß 


wird, vorgeſehene Zenſurinſtanz, nämlich der Aelteſten- (O) 


beſchäftigt haben, dann noch dem Aelteſtenausſchuß - 


zur Zenſur vorgelegt werden ſollen, iſt nicht recht 
exfindlich. 

ECEb'bbenſo iſt nicht recht einzuſehen, weshalb die 
Zahl der Ausſchüſſe ſo erheblich eingeſchränkt wird 
und weshalb die Zahl der übrigen noch beſtehen— 
den Ausſchüſſe verkleinert wird. Wenn etwa ent⸗ 
gegengehalten wird, daß in der letzten Zeit keine 
Eingaben eingegangen find, jo wäre ſchließlich ein 
mal notwendig, zu prüfen, auf welche Gründe die— 
ſer Umſtand zurückzuführen iſt. Es hat nämlich 
den Anſchein, als ob das Recht der Bevölkerung, 
Eingaben an den Volkstag zu machen, ſtillſchwei— 
gend beſeitigt worden wäre. 

Wenn aber ſchon Ausſchüſſe eingeſpart werden, 
ſo iſt bemerkenswert, daß ſich unter den eingeſpar⸗ 
ten Ausſchüſſen auch der Ausſchuß zur Nachprüfung 
der Rechnung des Staatshaushalts befindet. 


faſſung in Einklang ſtehend bezeichnet. Es bedeu⸗ (burt hört! links.) Wenn ſchon die Haushalts: 


tet beiſpielsweiſe eine ſchwere Beeinträchtigung 
der Rechte eines Abgeordneten, wenn er ſich an 
einer namentlichen Abſtimmung nicht beteiligt und 
dann dafür zehn Sitzungstage ausgeſchloſſen wird. 
Jeder Abgeordnete iſt nach der Verfaſſung nur 
ſeinem Gewiſſen unterworfen, iſt an beſtimmte 
Aufträge nicht gebunden und kann außerhalb die— 
ſes Hauſes für ſeine Tätigkeit als Abgeordneter 
nicht zur Verantwortung gezogen werden. Wenn 
man dieſes nicht darf und er an keine Aufträge 
gebunden iſt, darf er auch nicht gezwungen werden, 
an irgendeiner Abſtimmung teilzunehmen, wenn 
ihm ſein Gewiſſen dies nicht gebietet. Die mit der 
Ausſchließung eines Abgeordneten verbundene 
Entziehung der freien Fahrt und der Aufwands⸗ 
entſchädigung für Zeiträume, deren Ende nicht 
feſtſteht, und die ſich unter Umſtänden auf Jahre 
hinaus erſtrecken kann, halten wir gleichfalls als 
gegen die Verfaſſung verſtoßend. Denn nach dieſer 
hat der Abgeordnete Anſpruch auf dieſe Vergünſti⸗ 
gungen. In dem einſchlägigen Geſetz über die 


pläne dem Volkstag vorenthalten werden, dann 
iſt die Frage erlaubt, ob jetzt auch die Nachprüfung 
der Rechnungen abgeſchafft werden ſoll (Abg. 
Mau: Sehr gut!). a 

Für völlig unhaltbar halten wir die Beſtim⸗ 
mung, daß bei Wortmeldungen zur Geſchäftsord⸗ 
nung es dem Herrn Präſidenten allein überlaſſen 
bleiben ſoll, zu beſtimmen, ob das Wort erteilt 
wird oder nicht. Ich glaube, man belaſtet den 
Herrn Präſidenten mit einer etwas zu großen Ver⸗ 
antwortung; denn er kann ſchließlich nicht voraus— 
ſehen, ob nicht wichtige Ausführungen zu machen 
jind, die, wenn fie nicht gemacht werden, unter 
Umjtänden eine Abſtimmung ungültig machen 
können. Die Redezeit von einer ganzen Minute 
wird bei Bekanntwerden außerhalb Danzigs be⸗ 
ſtimmt nicht dazu dienen, das Anſehen des Dan⸗ 
ziger Volkstags in der Welt zu verbeſſern (Zwi— 
ſchenruf links). 

Es ſind dann ſchließlich noch einige Unklarhei— 
ten in dem Entwurf der neuen Geſchäftsordnung. 


Aufwandsentſchädigung heißt es zwar, daß für 
einen beſtimmten Zeitraum, aber nicht für einen 
unbeſtimmten Zeitraum, dieſe Vergünſtigungen 
entzogen werden dürfen. Ganz unmöglich iſt es 
aber, wenn nach dem jetzigen Entwurf der Ge⸗ 
ſchäftsordnung der Abgeordnete wegen einer Nicht⸗ 
beteiligung an einer Abſtimmung ſchließlich ſeines 
Mandates, mindeſtens aber aller Rechte aus dem 
Mandat, für verluſtig erklärt wird, ſo daß es dem 
Mandatsverluſt gleichkommt, da er nicht einmal 
mehr berechtigt ſein ſoll, Anträge und Anfragen 
zu unterſchreiben und da Abſtimmungen, die in 
ſeiner Abweſenheit vorgenommen werden, und bei 
denen er ausſchlaggebend fein könnte, nicht mehr 
nachgeholt werden. Das würde bedeuten, daß die 
Verfaſſungsbeſtimmung aufgehoben würde, nach 
welcher der Volkstag aus 72 Abgeordneten zu be⸗ 
ſtehen hat. 

Meine Fraktion ſieht es weiter als eine ſchwere 
Beeinträchtigung, wenn nicht als eine Aufhebung 
der Rechte aus Artikel 19 und 46 der Verfaſſung 
an, wenn bei Stellung von Anfragen und Anträ⸗ 
gen an das Plenum eine in der Verfaſſung nicht 


So iſt beiſpielsweiſe gleich zu Anfang geſagt, „Es 
iſt Pflicht des Abgeordneten, an den Arbeiten des 
Volkstags teilzunehmen.“ Früher hieß es „Es iſt 
das Recht eines jeden Abgeordneten.“ In der vori- 
gen Legislaturperiode wurde das abgeändert „es 
iſt das Recht und die Pflicht eines jeden Abgeord⸗ 
neten“, was zweifellos richtig und zutreffend iſt. 
Jetzt iſt von dem Recht und der Pflicht nur die 
Pflicht übriggeblieben. Aber einige Zeilen weiter 
heißt es „Dies Recht ruht.“ Man muß ſich fragen: 
„welches Recht?“ wenn vorher nur von einer 
Pflicht die Rede iſt. 

Dann heißt es weiter in der Geſchäftsordnung: 
„Der Präſident kann, ohne den Vorſitz abzutreten, 
zur Sache ſprechen.“ Dann iſt die Frage erlaubt, 
wer leitet die Sitzung, wer erteilt während dieſer 
Zeit etwaige Ordnungsrufe? Sie brauchen nicht 
gegen den Redner zu ſein, es können auch gegen 
andere gerichtete Ordnungsrufe ſein. Dann heißt 
es an einer anderen Stelle „im Behinderungsfalle 
des Präſidenten überträgt er einem Vizepräſiden⸗ 
ten ſeine Geſchäfte“. Wer überträgt dann was, 
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Volkstag Danzig — 1. Sitzung. 
(Moritz, Abgeordneter) 
der Behinderungsfall oder der Präſident? Es iſt 
unklar ausgedrückt und nicht ganz ſinngemüß, 
denn wenn der Präſident behindert iſt, kann er 
auch nichts mehr übertragen. Die Geſchäftsord⸗ 
nung hat bisher geheißen: „Im Behinderungsfall 
übernimmt der Stellvertreter die Geſchäfte.“ Das 
iſt ein ſehr großer Unterſchied. Es ſcheint dringend 
notwendig zu ſein, daß eine Geſchäftsordnung 
ſchließlich auch klar iſt. (Zurufe rechts.) 

Gegen unrechtmäßige Ordnungsrufe kann in 
Zukunft kein Einſpruch mehr eingelegt werden. 
Gegen Einſprüche bei Ausſchließungen ſoll in Zu⸗ 
kunft der Aelteſtenausſchuß, und zwar ohne Aus⸗ 
ſprache, entſcheiden. Das iſt ſozuſagen ein ſtum⸗ 
mer Ausſchuß. Wie kann man in einem Ausſchuß 
eine Angelegenheit verſchiedener Auffaſſung ohne 
Ausſprache zur Klärung bringen? Wenn die 
Größe der Ausſchüſſe von elf auf ſieben Mitglieder 
verringert wird, erſcheint es ſchließlich auch not⸗ 
wendig, daß jetzt zwei anſtatt bisher drei Mitglie- 
der in der Lage ſind, die Einberufung des Mus- 
ſchuſſes verlangen zu können. Nachdem in der 
letzten Volkstagsperiode der Aelteſtenausſchuß zu 
einem öffentlichen Ausſchuß geworden iſt, ſoll an⸗ 
ſcheinend jetzt das Gegenteil bei den übrigen Aus⸗ 
ſchüſſen durchgeführt werden, nämlich die bisher 
öffentlichen Ausſchüſſe ſollen jetzt mehr oder we— 
niger geheime Sitzungen werden; denn Abgeord⸗ 
nete ſollen als Zuhörer einer beſonderen Genehmi⸗ 
gung des Ausſchußvorſitzenden bedürfen. 

Zuſammenfaſſend möchte ich bemerken, daß in 
dem Entwurf der uns vorgelegten Geſchäftsord⸗ 
nung Beſtimmungen enthalten ſind, die teils der 
Verfaſſung direkt zuwiderlaufen, teils einer 
Klärung bedürfen. Da aber eine Geſchäftsord⸗ 
nung das Grundgeſetz des Volkstages iſt, ſo muß 
ſie auch klar und eindeutig und vor allen Dingen 
einwandfrei ſein. Das kann man von dieſem 
Entwurf nicht behaupten. Wir ſind bereit, an der 
Geſchäftsordnung mitzuarbeiten. Dazu wird aber 
eine Ausſchußberatung notwendig ſein. Ich be⸗ 
antrage daher, daß die bisherige Geſchäftsordnung 
als vorläufige angenommen wird und daß der uns 
vorliegende Entwurf an den Aelteſtenausſchuß 3 
einer Durchberatung überwieſen wird. (Wider⸗ 
ſpruch rechts.) Lehnen Sie das ab, m. H., ſo ſind 
Sie für die Konſequenzen, die ſich daraus 
ergeben, daß die Geſchäftsordnung mit der Ver⸗ 
faſſung nicht übereinſtimmt, allein verantwortlich. 
Wir haben dann aber unſere Pflicht getan, ſie 
rechtzeitig darauf hingewieſen zu haben. (Zurufe 
rechts — Bravo! links.) 


Präſident: Der Herr Vorredner hat moniert, 
daß in der Geſchäftsordnung ſteht, daß der Präſi⸗ 
dent von ſeinem Platz zur Sache ſprechen kann. Es 
gibt immer Angelegenheiten, bei denen der Prä⸗ 
ſident allein derjenige iſt, der über die Angelegen⸗ 
heiten erſchöpfend Auskunft geben kann. Wenn 
der Präſident in dem Fall immer ſeinen Vorſitz 
abgeben muß, das wird beſtimmt nicht oft vor⸗ 
kommen, dann hält das die ganze Angelegenheit 
auf. Dann machte Herr Abg. Moritz den Ein⸗ 
wand, daß eine Beſtimmung der vorgeſchlagenen 
Geſchäftsordnung gegen die Verfaſſung verſtoße. 
Das betrifft einen Punkt, der bereits in der vori⸗ 
gen Geſchäftsordnung ſtand. Das heißt, wer an 
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einer namentlichen Abſtimmung nicht teilnimmt, 
ſchließt ſich für ſo und ſoviele Sitzungstage ſelbſt 
aus. Im übrigen iſt über einige der anderen Ein⸗ 
wände vor zwei Jahren bereits ausgiebig verhan⸗ 
delt worden. Es wurde darüber geſprochen, wes⸗ 
halb und wieſo es für einen Abgeordneten Pflicht 
ſein ſoll, daß er an dieſen Abſtimmungen teil⸗ 
nimmt. Noch weiter darüber zu ſprechen, würde 
eine Wiederholung alles deſſen bedeuten, was ein 
großer Teil der Volkstagsabgeordneten, und Herr 
Abg. Moritz ganz beſonders, genau kennen. 

Es iſt ein Antrag der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion auf Schluß der Ausſprache eingegangen, 
unterzeichnet Dr. Thimm und Fraktion. Ich muß 
noch bekanntgeben, daß ſich der Abg. Plenikowſfki 
noch zum Wort gemeldet hat. Wer für Schluß der 
Ausſprache iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, Schluß der Ausſprache iſt 
beſchloſſen. Es iſt beantragt worden, die Druckſache 
Nr. 1 dem Aelteſtenausſchuß zur Klärung zu über- 
weiſen. (Widerſpruch rechts.) Wer für Ueberwei⸗ 
ſung an den Ausſchuß iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. Das Letztere iſt 
die Mehrheit. Ich darf wohl annehmen, daß die 
Druckſache Nr. 1 mit der gleichen Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt, es iſt ſo beſchloſſen. 

Das Präſidium muß jetzt vervollſtändigt wer⸗ 
den. Wir kommen zur 

Wahl der Vizepräſidenten des Volkstages. 

(Abg. Dr. Thimm: Ich ſchlage den Abgeord— 
neten Andres vor!) Es iſt der Abg. Andres vor⸗ 
geſchlagen. Wer für die Wahl des Abg. Andres 
zum Vizepräſidenten iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Mehrheit, Herr Abg. Andres iſt zum 
Vizepräfidenten des Volkstags gewählt. Herr Abg. 
Andres, ich frage Sie, ob Sie die Wahl annehmen. 
(Abg. Andres: Jawohl!) Danke ſchön. 

Nach der Geſchäftsordnung iſt noch ein weiterer 
Vizepräſident zu wählen. (Abg. Dr. Thimm: Ich 
ſchlage den Herrn Abg. Tolius vor!) Herr Abg. 
Tolius iſt vorgeſchlagen. Wer für die Wahl des 
Abg. Tolius iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, Herr Abg. Tolius iſt ſomit zum 
Vizepräſidenten des Volkstages gewählt. Nehmen 
Sie die Wahl an? (Abg. Tolius: Jawohl!) Ich 
danke. Wir kommen zur 


Wahl der Beiſitzer. 


Nach der Geſchäftsordnung hat der Volkstag 
8 Beiſitzer. Es ſind mir vorgeſchlagen die Abg. 
Ehrlichmann, Wilhelm, Sukatus, Fieguth, Ko⸗ 
walke, Nicklas, Heß und Leufgen. Wer für Wahl 
dieſer Beiſitzer iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 


D) 


iſt die Mehrheit, es iſt jo beſchloſen. Wir ſchrei⸗ N 


ten zur 
Wahl der Ausſchußmitglieder. 


Nach der eben angenommenen Geſchäftsord⸗ 
nung ſind folgende Ausſchüſſe zu bilden: Aelteſten⸗ 
ausſchuß, Hauptausſchuß, Sozialer Ausſchuß und 


Nationalſozialiſten in jedem Ausſchuß fünf Mit⸗ 
glieder, die Zentrumsfraktion eins und die ſozial⸗ 
demokratiſche Fraktion ebenfalls eins. Die Natio⸗ 
nalſozialiſten haben mir folgende Namen mitge⸗ 
teilt. Der Abgeordnete, den ich zuerſt nenne, gilt als 
Vorſitzender des Ausſchuſſes. 


Eingabenausſchuß. Nach dem Schlüſſel haben die 


nn _ 
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(A) 


— 


(Präſident) 

Aelteſtenausſchuß: von Wnuck, Andres, Tolius, 
Maaß, Dr. Thimm. a 

Hauptausſchuß: Dr. Willers, Fieguth, Mans 
teuffel, Dr. Appaly, Braun. 

Sozialer Ausſchuß: Sukatus, Niſpel, Wilhelm, 
Heß, von Boetticher. 

Eingabenausſchuß: Ehrlichmann, Nicklas, 
Lange, Waſchke, Bartſch. 

Vertreter für die Präſidenten im Richterwahl⸗ 
ausſchuß: Dr. Thimm, Dr. Appaly, 
Wilhelm. 

Ich möchte die Fraktionen des Zentrums und 
der Sozialdemokratiſchen Partei bitten, mir inner⸗ 
halb der nächſten Woche die Namen der Abgeord— 
neten mitzuteilen, die von dieſen Fraktionen in 
die Ausſchüſſe geſandt werden. Ich möchte dem 
Volkstag vorſchlagen, daß die von mir verleſenen 
und ebenſo die von den beiden Fraktionen noch zu 
nennenden Mitglieder als für den Ausſchuß ge— 
wählt gelten. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt ſo 
beſchloſſen. Damit iſt der Volkstag aktionsfähig. 
Ich ſchlage jetzt als Tagesordnung vor: 

1. Erſatzwahl für den Senat. 

2. Vertrauensfrage für den Senat. 
ſache Nx. 2. 

Es hat ſich als notwendig herausgeſtellt, daß 
gemäß der Verfaſſung der Senat einen Vizepräſi⸗ 
denten hat. Die Nationalſozialiſtiſche Fraktion 
ſchlägt vor, den hauptamtlichen Senator Huth zum 
Vizepräſidenten des Senats zu wählen. Die Wahl 
muß nach der Verfaſſung durch Abgabe von 
Stimmzetteln erfolgen. Wir kommen zur: 

Erſatzwahl für den Senat. 

Ich bitte den Beiſitzer zu meiner Rechten, die 
Namen der Abgeordneten aufzurufen. Dann bitte 
ich, die Stimmſcheine abzugeben. — Wünſcht noch 
jemand, einen Stimmzettel abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. — 
Mit 43 Stimmen iſt der hauptamtliche Senator 
Huth zum Vizepräſidenten des Senats gewählt. 
Das Einverſtändnis werde ich nachholen. (Beifall 
rechts.) 

Wir kommen dann zur 

Vertrauensfrage für den Senat. 

Druckſache Nr. 2 lautet: 

Der Volkstag wolle beſchließen, dem jetzigen Se— 
nat ſein Vertrauen auszuſprechen. 

Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der 

Herr Abg. Andres. 

Andres, Abgeordneter (NSDAP.): Der Herr 
Präſident des Danziger Senats erklärte in der 
letzten Volkstagsſitzung, daß der Senat nach der 
Volkstagsneuwahl beabſichtige, zurückzutreten. 
Wir halten dies für überflüſſig, da die überwie⸗ 
gende Mehrheit der Danziger Bevölkerung am 
7. April durch die Neuwahl zum Ausdruck gebracht 
hat, daß ſie die nationalſozialiſtiſche Politik billigt. 
Die Fraktion der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei beantragt daher, dem Geſamtſenat 
das Vertrauen auszuſprechen. (Lebhaftes wieder 
holtes Bravo und Beifall rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Weber. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Die Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion des Volkstages nimmt zu 
dem Antrag in Druckſache Nr. 2 folgenden Stand— 
punkt ein: Wir müſſen dem Antrag, den bisherigen 


Druck⸗ 


den, auf das Entſchiedenſte widerſprechen. (Lachen 
rechts.) Die Entwicklung der politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe ſeit Antritt dieſer Regie— 
rung und insbeſondere die Form, in der ſich die 
letzten Wahlen abgeſpielt haben, machen es uns 
unmöglich, dieſem Senat Vertrauen zu bekunden. 
Wir müſſen das um ſo mehr ablehnen, als wir 
unter dieſem Senat ſtändig Verſuche erlebt haben, 
ſeine Machtbefugniſſe über die durch die Verfaſſung 
geſetzten Grenzen auszudehnen, was die Danziger 
Bevölkerung bei der letzten Wahl entſchieden zu⸗ 
rückgewieſen hat. (Lachen rechts.) Aus dieſen 
Gründen werden wir gegen das beantragte Ver— 
trauensvotum ſtimmen. (Abg. Mau: Bravol) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Kurowſfki. 
Kurowſki, Abgeordneter (Z.): Ich möchte 


namens meiner Fraktion nur kurz die Erklärung 
abgeben, daß wir gegen das Vertrauensvotum 
ſtimmen werden. (Gottſeidank! rechts.) 

Präſident: Es iſt ſeitens der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion namentliche Abſtimmung beantragt. 
Wird der Antrag unterſtützt? — Das geſchieht, es 
iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen jetzt zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung. Wer dem Senat ſein Ver— 
trauen ausſprechen will, gibt eine Ja-Karte ab, 
wer das Vertrauen nicht ausſprechen will, gibt 
eine Nein-Karte ab. Ich bitte die Plätze einzu— 
nehmen und die Karten einzuſammeln. — An der 
Abſtimmung haben ſich 70 Abgeordnete beteiligt.“) 
Es ſind 43 Ja-Karten, 26 Nein-Karten und eine 
Karte mit „Enthalte mich“ abgegeben worden. 
Damit iſt dem Senat laut Druckſache Nr. 2 das 
Vertrauen ausgeſprochen. (Beifall rechts.) Zur 

Abgabe einer Regierungserklärung 

hat der Herr Präſident des Senats das Wort. 

Greiſer, Präſident des Senats: Männer und 
Frauen von Danzig! 

Die nationalſozialiſtiſche Regierung der 
Freien Stadt Danzig konnte ſich bisher auf eine 
knappe Mehrheit von rund 51 Prozent im Par⸗ 
lament berufen. Es war kein Wunder, daß die 
Oppoſition nicht nur die Meinung in der Bevölke— 
rung ſchürte, ſondern darüber hinaus auch bei 
offiziellen Verhandlungen mit dem Senat den 
Standpunkt vertrat, daß die Mehrheit der Danzi- 
ger Bevölkerung nicht mehr hinter der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Partei und damit hinterm Senat 
ſtände. Die Betonung dieſes Standpunktes ſollte 


„) Endgültiges Abſtimmungs⸗Ergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 70, davon mit Ja 43, mit Nein 26, eine 
Stimmkarte ungültig. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Andres, Appaly, Bartich, 
Batzer, Bertling, Beyl, v. Boetticher. Braun, Buſch, 
Ehrlichmann, Fieguth, Gall, Gobert, Harder, Heldt, Heß, 
Johſt, Kamrowſki, Kapeller, Kindel, Kowalke, Krampitz, 
Kuhn, Lange, Leufgen, Maaß, Manteuffel, Nicklas, Niſpel, 
Patzke, Schelm, Schories, Rabe. Schramm, Schulz, Sukatus, 
Temp, Dr. Thimm, Tolius, Waſchke, Wilhelm, Dr. Willers, 
v. Wnuck. 

Mit Enthalte mich: — 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Brill, Broſt, Formell, 
Gamm, Godau, Höhn, Günther, Klein, Kruppke, KRurowiti, 
Langnau, Mau, Moritz, Müller (Gertrud), Plenikowſki, 
Poſack, Potrykus, Schmich, Schmidt, Dr. Stachnik, 
Steinbrück, Töpfer, Weber, Weiſe, Weiß. Wiechmann. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Budzynſki, 
Lendzion, Knauſt. 2 


Mitgliedern des Senats das Vertrauen zu bekun- (C) 


+ 


(A) 


Volkstag Danzig — 1. Sitzung. 
(Greiſer, Präſident des Senats) 
den gleichen Eindruck bei den außer⸗Danziger Be⸗ 
ſchwerdeinſtanzen der Oppoſition, insbeſondere 
beim Völkerbund, erwecken. Die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Partei hat nicht nur in ihren langen 
Kampfjahren, ſondern darüber hinaus auch ins⸗ 
beſondere in der Zeit, in welcher ſie an der Ver⸗ 
antwortung geſtanden hat, immer wieder betont, 
daß ſie entgegen den Gepflogenheiten aller bis— 
herigen parlamentariſchen Syſtemparteien im 
Volk ſtünde, die Kraft zu ihrem heroiſchen Kampf 
aus dieſem Volk ſchöpfe und deshalb die lebendige 
Verbindung zum Volk niemals aufgeben werde. 
Was ich als alter Vorkämpfer und Führer dieſer 
Partei einerſeits und als Chef dieſer national— 
ſozialiſtiſchen Regierung andererſeits empfunden 
habe und was mir in dieſem Empfinden der 
Volkspſyche zur Gewißheit geworden war, legte 
mir die Verantwortung auf, in jo ſchwerwiegen— 
den Lebensfragen, die das Schickſal der Danziger 
Bevölkerung betrafen, dieſe Bevölkerung ſelbſt zu 
befragen, ob ſie mit den Machenſchaften der Oppo⸗ 
ſition einverſtanden ſei oder nicht. Die Antwort 
iſt am 7. April auf dieſe Frageſtellung klar und 


eindeutig erteilt worden und hat mit einer Nie= 


derlage der Oppoſition geendet. Die Parteien der 
Oppoſition werden ſich beſcheinigen laſſen müſſen, 
daß ſie nicht mehr das Recht haben, im Namen der 
Danziger Bevölkerung den Völkerbund als Bun⸗ 
desgenoſſen für ihre politiſchen Geſchäfte anzu— 
rufen (Sehr richtig! rechts.) und daß ſie vor allen 
Dingen nicht mehr das Recht haben, vor inter- 
nationalen Inſtanzen die Behauptung aufzuſtel⸗ 
len, die Danziger Bevölkerung ſtände nicht mehr 
hinter der nationalſozialiſtiſchen Regierung. 
Wenn heute in der Stadt mehr als die Hälfte des 
Volkes und auf dem Lande mehr als 80 Prozent 
in geheimer und freiheitlicher Wahl ohne Druck 
und ohne Drang und ohne irgendwelchen Terror, 
nur dem eigenen Gewiſſen verantwortlich, ein 
Bekenntnis zur nationalſozialiſtiſchen Führung 
abgelegt haben, ſo bedeutet das für den Senat der 
Freien Stadt Danzig die Feſtſtellung vor der ge— 
ſamten Weltöffentlichkeit, zu der auch ſämtliche 
Inſtanzen innerhalb und außerhalb der Landes- 
grenzen gehören, daß die Bevölkerung der Freien 
Stadt Danzig eben nach nationalſozialiſtiſchen 
Auffaſſungen und Geſichtspunkten regiert werden 
will und nicht nach anderen. 


Jede parlamentariſche Neuwahl hat bisher 
ein Köpfezerbrechen und viele Mutmaßungen über 
die Kursrichtung des neuen Regiments und über 
die perſonelle Zuſammenſetzung desſelben zur 
Folge gehabt. Auch jetzt bei dieſer Neuwahl ſind 
dieſe Fragen in verſtärktem Maße wiederum in 
Danzig aufgetaucht und erörtert worden. Die na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Regierung hat die Vertrauens: 
frage zwiſchen ſich und der Bevölkerung geklärt 
und ſieht nach dem Ergebnis dieſer Volkstagswahl 
keine Veranlaſſung, die Zielſetzung ihrer Politik 
irgendwie abzuändern oder durch perſonelle Ver— 
änderungen innerhalb der Regierung anzudeuten. 
(Sehr gut! rechts.) Der bisherige Kurs iſt ver⸗ 
trauensvoll bejaht worden und hat ſich auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens bewährt. Die 
Regierung ſelber hat ſich in ihrer Zuſammen⸗ 


und 
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und zuſammenarbeitendes Ganzes erwieſen, jo (O) 


daß in beiden Richtungen die Hoffnungen der ewig 
geſtrigen Bierbankpolitiker und Stammtiſch⸗ 
philiſter nicht erfüllt werden können. 

In der inneren Politik wird die Regierung 
der Freien Stadt Danzig ebenſo wie bisher ſtreng 
die von der Verfaſſung gezogenen Grenzen bes 
achten. Jedoch ſtehe ich auf dem Standpunkt, daß 
auch die Danziger Verfaſſung, die als eine der 
demokratiſchſten Verfaſſungen der Welt anzu= 
ſprechen iſt, genug Spielraum offen läßt, um der 
Willensäußerung der Danziger Bevölkerung im 
nationalſozialiſtiſchen Sinne Genüge zu verſchaf⸗ 
fen. Ich freue mich, bei dieſer Gelegenheit feſtſtel— 
len zu können, daß ich mich mit meiner Auffaſſung 
in Gemeinſchaft mit dem hohen Vertreter des 
Völkerbundes in Danzig befinde, der bei der letzten 
Völkerbundstagung in Genf einen gleichen Stand- 
punkt eingenommen hat. Der innenpolitiſche Kurs 
wird ſich nicht nur in den arithmetiſch kleineren 
Kreiſen innerhalb der Grenzen der Danziger Ver⸗ 
faſſung bewegen, ſondern wird — durch die Un- 
vernunft der Oppoſition hervorgerufen auch 
manchmal einen Kreis ziehen müſſen, der dieſe 
von der Verfaſſung gezogenen Grenzen berühren 
muß. Trotzdem der innere Kreis die äußere 
Grenze niemals überſchneiden, ſondern nur tan⸗ 
gieren wird, wird es doch dann gleich Geſchrei und 
Proteſtrufe bei denjenigen geben, die von dieſer 
Berührung ſchmerzlich betroffen ſind. Die Danzi⸗ 
ger Regierung hat aber bei einem Herangehen 
ihres innerpolitiſchen Kurſes an die äußerſte 
Grenze der Verfaſſungsmäßigkeit ein ſo gutes und 
ruhiges Gewiſſen, daß ſie die Erledigung der 
lauten Proteſte und des Streites hierüber getroſt 
nicht nur ihren eigenen Juriſten, ſondern den 
beſten Juriſten der Welt überlaſſen wird. Die 
Regierung verfolgt mit Sorge das Treiben eini⸗ 
ger politiſcher Gruppen, die bewußt auf eine Zer⸗ 
ſetzung und Zerſtörung der mit größten Opfern 
und Mühen erkämpften und hergeſtellten Volks⸗ 
gemeinſchaft hinarbeiten. Die Volksgemeinſchaft 
als Sammelbecken aller ihr deutſches Volkstum 
betonenden und in Achtung und Aufrichtigkeit zu⸗ 
einanderkommenden Menſchen in Danzig war die 
Grundlage für die Verteidigung des deutſchen 
Charakters der Freien Stadt und des politiſchen 
wirtſchaftlichen Selbſtbehauptungswillens 
ſeiner Bewohner. Der Senat kann es nicht und 
wird es in Zukunft noch weniger dulden, daß dieſe 
Grundlage zerſtört wird. In dieſer Unduldſamkeit 
wird der Senat ſich nicht davon abhalten laſſen, 


diejenigen Maßnahmen zu ergreifen, die er für 


notwendig hält, auch wenn fie hart ſind. Preſſe⸗ 
erzeugniſſe, die dieſem Grundſatz zuwiderhandeln, 
können und dürfen wir in Zukunft noch weniger 
dulden als bisher. (Beifall rechts.) 

„Die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung über Re⸗ 
ligion und Kirche ſteht auf ſo hoher Warte, daß 
ſie eigentlich gerade von denjenigen verſtanden 
und verteidigt werden müßte, die den religiöfen 
Standpunkt zum Leitmotiv ihres Handelns zu 
machen vorgaben. Mit banger Sorge verfolgt die 
Regierung den immer mehr um ſich greifenden 
Meinungsſtreit und die Auseinanderſetzungen 


ſetzung als ein in allen Teilen gut eingeſpieltes über veligiöje und kirchliche Fragen. Ich habe es 


D) 


(A) 
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bisher abgelehnt und werde es auch in Zukunft Leiſtungen gebracht, die neidlos von Freunden (C) 


tun, den Machtapparat des Staates für die eine 
oder die andere Richtung dieſes Kirchenſtreites 
einzuſetzen. Eins muß aber einmal öffentlich ge⸗ 
ſagt und in aller Schärfe betont werden: Als ver⸗ 
antwortlicher Chef einer Regierung iſt es mir 
gleichgültig, ob ein Danziger Staatsbürger auf 
katholiſche oder evangeliſche Art den Weg zu ſei⸗ 
nem Herrgott findet, maßgeblich für mich iſt nur 
die Arbeit derjenigen Geiſtlichen, die dafür ſor⸗ 
gen, daß die Angehörigen dieſes Staates über- 
haupt den Weg zu ihrem Herrgott finden. (Sehr 
gut! rechts.) Der Weg zum Herrgott führt aber 
nicht über die Ebene des politiſchen Tageskampfes. 
Bei Beachtung einer ſolchen Trennung der Ge— 
walten wird jede Kirche und jede Religion und 


jeder Geiſtliche den ſtaatlichen Schutz finden, der 


ihm auf Grund der Danziger Verfaſſung zukommt 
und der zur Erfüllung feiner ſeelſorgeriſchen Pflich⸗ 


ten notwendig iſt. (Bravo! rechts.) Wenn jedoch 


(B 


— 


entgegen dieſer anſtändigen Auffaſſung Organiſa⸗ 
tionen oder Pfarrer beiderlei Konfeſſionen unter 
dem Deckmantel ihrer geiſtlichen Würde den Ver⸗ 
ſuch unternehmen, den Staat oder ſeine Einrich— 
tungen, von dem ſie leben und unter deſſen Schutz 
ſie ſtehen, zu bekämpfen oder herabzuſetzen, ſo darf 
es nicht Wunder nehmen, daß ſtaatliche Macht: 
mittel eingeſetzt werden, um hier Raiſon zu 
ſchaffen. (Beifall bei den Nationalſozialiſten.) 

Die Aufbauarbeit des nationalſozialiſtiſch re: 
gierten Danzigs iſt ſchwer und erfordert in ihrer 
Zielſetzung die Heranziehung aller aufbauwilli— 
gen Kräfte, ſo daß es nicht geduldet werden kann, 
wenn der Verſuch gemacht wird, dieſe Aufbau⸗ 
arbeit in irgendeiner Weiſe zu ſtören oder zu ſabo⸗ 
tieren. Derjenige, der bereit iſt, an dieſem Auf⸗ 
bauwerk mitzuarbeiten, wird den Schutz des 
Staates bei allen ſeinen Handlungen in voller 
Größe verſpüren. Wer aber den Verſuch unter⸗ 
nimmt, ſich dagegen zu ſtellen, muß es ſich gefallen 
laſſen, daß die vom Nationalſozialismus zum 
Frieden ausgeſtreckte Hand ſich auch einmal zur 
Fauſt ballt, die zum Schlagen ausholt. (Bravo! 
rechts.) 

Die wirtſchaftliche Situation Danzigs wird 
im weſentlichen nicht durch Danzig ſelber be⸗ 
ſtimmt, ſondern durch das Zuſammenwirken aller 
möglichen Faktoren außerhalb unſerer Grenzen. 
Die Freie Stadt Danzig, eingelagert zwiſchen 
zwei großen europäiſchen Staaten, Deutſchland 


und Polen, kulturell, blutsmäßig und weltanſchau⸗ 


lich verbunden mit dem einen, zwangsweiſe wirt: 
ſchaftlich zuſammengeſchloſſen mit dem anderen, 
iſt ſelbſtverſtändlich ein Spielball in der Haupt⸗ 
ſache derjenigen Kräfte, die in dieſen beiden 
Großſtaaten zur Auswirkung kommen. Dieſes 
Kräfteſpiel legte der wirtſchaftlichen Entwicklung 
der Freien Stadt bisher vielerlei Hemmungen 
auf. Die Initiative des Privatunternehmers und 
die Planung des Staates waren in ihrer Ent⸗ 
ſchlußfähigkeit und in ihrer Zielſetzung nicht frei, 
ſondern ſtießen ſich an den harten Tatſachen wirt⸗ 
ſchaftlicher und politiſcher Art im gemeinſamen 
Lebens⸗ und Wirtſchaftsraum. Trotz all dieſer 
Hinderniſſe hat es die nationalſozialiſtiſche Regie- 
rung bei der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit zu 


und Feinden anerkannt werden. Die Verringe⸗ 
rung der Zahl der Erwerbsloſen wird auch weiter 
hin das Großziel nationalſozialiſtiſcher Wirt⸗ 
ſchaftsführung im Staate ſein. Auch hier denken 
wir nicht nur wirtſchaftlich, ſondern ſoldatiſch, — 
alſo nationalſozialiſtiſch —: Hinderniſſe ſind dazu 
da, um überwunden zu werden. Das Hochziel na⸗ 
tionalſozialiſtiſcher Wirtſchaftsplanung, Arbeit 
und Brot für alle Staatsbürger zu ſchaffen, wer: 
den wir mit der alten Energie wie bisher zu er⸗ 
reichen ſuchen. 

Außenpolitiſch wurde ſeit Beſtehen der Freien 
Stadt die Situation Danzigs von dem Verhältnis 
Danzigs zu Polen beſtimmt. Die auf dieſem Wege 
ſchier unüberwindlichen Schwierigkeiten, die zu 
einem Pulverfaß Europas zu werden drohten, ſind 
durch die energiſche Zielſetzung des Nationalſozia⸗ 
lismus angepackt und zum großen Teil beſeitigt 
worden. An dieſer Zielſetzung wird ſich auch unter 
der jetzigen Regierung michts ändern. Unſer Wille, 
ein freundſchaftliches Verhältnis zu unſerem Nach⸗ 
barſtaat Polen zu finden, welches gekennzeichnet 
wird durch die Einhaltung und Beachtung der 
dieſes Verhältnis betreffenden Verträge und der 
über dieſes Verhältnis abgeſchloſſenen Abkommen, 
iſt nach wie vor vorhanden und es wird unſerer⸗ 
ſeits nicht an Bemühungen fehlen, dieſen Willen 
in ſeiner Zielſetzung zu vertiefen. Es darf bei die⸗ 
ſer Gelegenheit feſtgeſtellt werden, daß die freie 
Betätigung aller polniſchen Staatsbürger im Ge⸗ 
biet der Freien Stadt Danzig nicht nur in nor⸗ 
malen Zeiten gewährleiſtet iſt, ſondern insbeſon⸗ 
dere auch dann vorhanden war, wenn, wie in den 
Wochen des Wahlkampfes, politiſche und völliſche 
Gegenſätze aufeinanderprallen. Die Regierung der 
Freien Stadt Danzig ſieht mit Beſorgnis auf die 
Tatſache, daß entſtellte und unwahre Behauptun⸗ 
gen und Berichte über eine Beeinträchtigung der 
Willensfreiheit polniſcher Staatsbürger in Dan⸗ 
zig mit dazu geführt haben, eine Grundlage für 
Auseinanderſetzungen zwiſchen dem polniſchen 
Volkstum und der deutſchen Minderheit in der 
näheren Umgebung des Danziger Grenzgebietes 
zu bilden. Die Danziger Regierung wird ſich durch 
ſolche irreführende Stimmungsmache, die ja durch 
einen Beſuch in Danzig ſehr ſchnell widerlegt wer⸗ 
den könnte, nicht beirren laſſen in ihrer konſequen⸗ 
ten außenpolitiſchen Zielſetzung. Wenn dieſer über 
ein Jahrzehnt hindurch währende leidige Zank⸗ 
apfel durch die Initiative der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Regierung und die Einſicht der polniſchen 
Staatsführung auch beſeitigt worden iſt, ſo ſieht 
der Senat doch mit Beſorgnis, daß von ſeiten der 
Oppoſition innenpolitiſche Konfliktſtoffe in voll⸗ 
kommen entſtellter Form an die Inſtanzen des 
Völkerbundes herangetragen werden, um dem 
nationalſozialiſtiſch regierten Danzig außenpoli⸗ 
tiſche Schwierigkeiten zu bereiten. Mit dem ruhi⸗ 
gen Gewiſſen eines Mannes, der reſtlos ſeine 
Pflicht erfüllt hat, ſieht die Regierung der Erle— 
digung dieſer Fragen in Genf entgegen. Der 
Standpunkt der Regierung baſiert auf dem Recht, 
auf den Verträgen und auf der Verfaſſung. Ueber 
die Auslegung von Verträgen und von Verfaſſun⸗ 
gen kann man natürlich verſchiedener Meinung 
-jein. Die Regierung iſt ſich jedoch auch in dieſen 


— 


— 
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Situationen ihres Rechtes ſo bewußt, daß ſie ge⸗ 
troſt bei den Auseinanderſetzungen in Genf und 


zu den Entſcheidungen der internationalen Richter 
Sie wird ſich 
ihr Handeln nicht von anderen diktieren laſſen, 
ſondern getreu dem alten Danziger Wahlſpruch 
furchtlos und mutig, 


ihren Standpunkt vertreten kann. 


„Nec temere nec timide“ 
wie auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens, 
jo auch hier, ihren Weg gehen. (Bravo! rechts.) 

Die Regierung geht ſomit, getragen vom Ver⸗ 
trauen der übergroßen Mehrheit der Danziger 
Bevölkerung, an die Arbeit für das deutſche Dan⸗ 
zig, für ſeine Bewohner und für das deutſche Volk. 
(Lebhafter, anhaltender Beifall.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung 
Wort Herr Abg. Weber. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Wir beantra⸗ 
gen Beſprechung der Regierungserklärung, und 
zwar in der Form, daß die Beſprechung in der 

nächſten Sitzung des Wolfstages ſtattfindet, die 
in den nächſten Tagen ſowieſo zur Neuwahl der 
Stadtbürgerſchaft einberufen werden muß. 

Präſident: Es iſt Beſprechung der Regierungs- 
erklärung in der nächſten Sitzung beantragt. 
(Widerſpruch rechts.) Herr Abg. Weber, 
ſich da ſchwer etwas ſagen. Vor der 
Sitzung und vor jeder Sitzung werde 
Aelteſtenausſchuß einberufen. Es hat nach meiner 
Meinung wenig Zweck, wenn meine Fraktion den 
Antrag heute ablehnt. An und für ſich würde ich 
die Ausſprache begrüßen. Ich weiß aber nicht, 
wann die nächſte Sitzung ſtattfindet, ob in dieſer 


hat das 


nächſten 


oder in der nächſten Woche. Verſchiedene Sachen 


müſſen aufgearbeitet werden und können nicht 
mehr lange hinausgeſchoben werden. Es hat 
keinen Zweck, wenn die heutige Regierungserklä— 
rung zweieinhalb Wochen ſpäter beſprochen wird. 
Wir werden uns im Aelteſtenausſchuß darüber 
klar werden. Wir haben heute noch die Wahl der 
Mitglieder der Stadtbürgerſchaft zu erledigen. 
Gemäß der Geſchäftsordnung muß der Vorſtand 
die Sitze der Stadtbürgerſchaft auf die einzelnen 
Wahlvorſchläge verteilen. Ich ſchlage deshalb 
vor, daß dieſe Sitzung jetzt geſchloſſen wird, daß 
der Vorſtand ſofort zuſammentritt und um 5 Uhr 
eine neue Sitzung mit der Tagesordnung „Wahl 
der Mitglieder der Stadtbürgerſchaft“ ſtattfindet. 


gu Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Moritz das 


Wort. 
Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): 
Vorſchläge nicht verteilt, Herr Präſident? 


Präſident: Herr Abg. Moritz, es muß da ein 


Irrtum geſchehen ſein, ich habe angeordnet, daß die 
Vorſchläge heute bei Beginn der Sitzung auf den 
Plätzen liegen ſollen. Die Vorſchläge werden ſo⸗ 


fort verteilt werden. Gegen meinen Vorſchlag höre 


es läßt 
Liſte nenne und die Zahl der Sitze angebe, den 
ich den 


Werden die 
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ich keinen Widerſpruch. Dann ſchließe ich dieſe 
Sitzung. Die nächſte Sitzung findet um 5 Uhr ſtatt. 


(Schluß der Sitzung 4 Uhr 45 Minuten.) 


2. Sitzung. 


Dienstag, 30. April 1935. 


Die Sitzung wird 5 Uhr durch den Präſidenten 
von Wnuck eröffnet. 

Am Negierungstiſch: Senatsrat Boettcher. 

Präſident: Ich eröffne die 2. Sitzung des Volks⸗ 
tages. Auf der Tagesordnung ſteht die 

Wahl der Mitglieder der Stadtbürgerſchaft. 

Für die Wahlen der Mitglieder der Stadtbürger⸗ 
ſchaft haben mir rechtzeitig Wahlvorſchläge einge⸗ 
reicht: 1. Gruppe Weiſe, 2. Gruppe Plenikowſki, 
3. Zentrumsfraktion, 4. Sozialdemokratiſche Frak⸗ 


tion, 5. Nationalſozialiſtiſche Fraktion, 6. Polniſche 
Gruppe. 
ſind 

rechts.) 


Gruppe Weiſe und Zentrumsfraktion 
Liſtenverbindung eingegangen. (Zurufe 

Nach der Berechnung entfallen auf die 
einzelnen Gruppen und Fraktionen: Auf die 
Gruppe Weiſe zwei Sitze. Ich bitte, wenn ich die 


Beiſitzer zu meiner Rechten, die Namen zu vers 
leſen. (Ehrlichmann, Beiſitzer: Kalähne, Jaeſchke.) 
Auf die Gruppe Plenikowſki entfällt ein Sitz. 
(Ehrlichmann, Beiſitzer: Serotzki.) Auf die Zen- 
trumsfraktion entfallen acht Sitze. (Ehrlichmann, 
Beiſitzer: Bergmann, Wawer, Krüger, Pelz, 
Thiede, Poſanſki, Riedel, Ottlewſki.) Auf die 
Sozialdemokratiſche Fraktion kommen neun Sitze. 
(Ehrlichmann, Beiſitzer: Berend, Kunze, Mar⸗ 
quardt, Malikowſki, Straphel, Thomat, Leſchner, 


Cornelſen, Gedeck.) Auf die Nationalſozialiſtiſche 
Fraktion entfallen 33 Sitze. (Ehrlichmann, Bei⸗ 


Arndt, 


ſitzer: Eggert, Dr. Großmann, Bluhm, 
Molden⸗ 


Klatt, Gaſch, Guttzeit, Ziebell, Keller, 
hauer Romahn, Graeſke, Piper, Möller, Kaſten, 
Juckſch, Eichhorn, Meinke, Schwarz, Ehm, Milz, 
Mörſch, Dzimbowſki, Marzian, Ney, Welz, Kanz, 
Affeld, Günther, Noffke, Maporra Schnaaſe, 
Wellhauſen.) Damit gelten gemäß Geſchäftsord— 
nung die verleſenen Mitglieder der Stadtbürger⸗ 
ſchaft als gewählt. Wir ſind am Schluß der Ta⸗ 
gesordnung angelangt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 17 Uhr 5 Minuten.) 


Berichtigung. 

Im Bericht über die 18. Sitzung des Volkstages 
vom 21. Februar 1935 muß es auf Seite 91 D, 
neunte Zeile von unten bei den Stimmenthaltun⸗ 
gen ſtatt, Kamrowſki“ richtig heißen „ Komorowſki“. 


(A) 


(B 


— 


Volkstag Danzig — 3. Sitzung. 


3. Sitzung. 

Donnerstag, den 2 Mai 1935. 
Gdöftlic e 9 B 
Abgabe einer Regierungserklärung. 9 B 

Greiſer, Präſident des Senats. 5 0. 
Wiechmann (S. P. D.) l 
D Site ehe 1 
Meile (Gruppe Weile) . 12 A 
Plenikowſki (K. P.) 28 
Buden ß re 138 
Greiſer, Präſident des Senats. iI 
Vertagung e ir are 90 18 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten v. Wnuck eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, ſtellv. Präſident des Senats Huth, Se— 
natoren Batzer, Boeck, Dr. Hoppenrath, Dr. Kluck, 
Rettelſfyy, Dr. Wiercinſki-Keiſer, Senatsrat 
Boettcher, Staatsrat Dr. Schimmel, Hauptmann 
und Adjutant Koelle, Landgerichtsrat Dr. Moebes. 

Präſident: Ich eröffne die 3. Vollſitzung des 
Volkstages. Die Einladung iſt erſt geſtern abend 
herausgegangen. Die Friſt gemäß der Geſchäfts— 
ordnung konnte nicht eingehalten werden. Nach 
der Geſchäftsordnung muß der Volkstag dieſe Fri— 
ſtenkürzung genehmigen. Wer damit einverſtanden 
iſt, daß die Friſt zur Einberufung der Volkstags— 
ſitzung gekürzt werden durfte, bitte ich, ſich zu er— 
heben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſ— 
ſen. Ich rufe den einzigen Punkt der Tagesord— 
nung auf: 

Abgabe einer Regierungserklärung. 
Das Wort hat der Herr Präſident des Senats. 

Greiſer, Präſident des Senats: Männer und 
Frauen von Danzig! Als die Freie Stadt Danzig 
im Jahre 1920 zu einem ſelbſtändigen Staatsge— 
bilde erklärt wurde und nach dem Willen der Ur— 
heber des Verſailler Friedensvertrages ſeine poli— 
tiſche Eigenſtaatlichkeit bekam, wurde dieſe Auto— 
nomie durch auferzwungene Verträge von vorn— 
herein eingeengt. Das politiſche Geſicht der Freien 
Stadt wurde beſtimmt durch verſchiedene Faktoren, 
auf welche die Regierung und die Danziger Be— 
völkerung teilweiſe gar keinen, teilweiſe nur einen 
geringen Einfluß haben. Die Verkehrshoheit, eine 
wirtſchaftliche Hauptgrundlage jeder Autonomie, 
iſt uns ebenſo vorenthalten, wie die alleinige Be— 
ſtimmung und ſelbſtändige Leitung der Hafenan— 
gelegenheiten. Vor allem aber wurde Danzig da⸗ 
durch. daß es zwangsweiſe in das polniſche Zoll— 
hoheitsgebiet eingegliedert worden iſt. die Mög⸗ 
lichkeit genommen, alleiniger Herr in feiner Wirt- 
ſchaftspolitik zu ſein. Wenn auch Danzig in frühe— 
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ren Jahren durch feine Zollbeteiligung in Höhe (O) 


von zirka 7 Prozent durchſchnittlich jährlich 15— 
20 Millionen Gulden an Einnahmen hatte, ſo 
fällt dieſer Zollverteilungsſchlüſſel deshalb nicht 
mehr für das Danziger Budget ſtark ins Gewicht, 
weil auf Grund eines außerordentlich ſtarken 
Rückganges der wirtſchaftlichen Umſätze Polens 
mit dem Ausland die polniſchen Zolleinnahmen 
und dementſprechend auch der Danziger Anteil auf 
ein überaus niedrigeres Niveau geſunken ſind. 

Als Ende 1923 Danzig ſich aus der Inflation 
durch die Einführung einer eigenen Währung ret⸗ 
tete, glaubte man damals, daß damit für eine 
lange Zeit eine Blütezeit für Danzig beginnen 
würde. In dieſer Hoffnung wurde aber die Dans 
ziger Wirtſchaft bereits 1925 durch den Sturz des 
Zloty ſchmählich getäuſcht. Die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft, die damals durch große Kredite und Waren— 
forderungen gegenüber Polen mit dem polniſchen 
Wirtſchaftsleben enger als heute verknüpft war, 
erleidet durch dieſen Zloty-Sturz, dem erſt 1926 
ein Ende gemacht wurde, ungeheure Verluſte, die 
ſich nach unbeſtrittenen Schätzungen auf minde— 
ſtens 30 Millionen Gulden ſtellten. Schon dieſe 
/Tatſache bedeutete für die Danziger Wirtſchaft 
einen Kräfteverluſt, von dem ſie ſich ſchwer erholen 
konnte. Wenn trotzdem in den darauf folgenden 
Jahren eine gewiſſe Belebung des Danziger Wirt— 
ſchaftslebens zu verzeichnen war, ſo handelt es ſich 
doch in Wirklichkeit nur um eine Scheinblüte, die 
durch die Aufnahme von 3 großen Auslandsan⸗ 
leihen im Gegenwerte von über 100 Millionen 
Danziger Gulden hervorgerufen wurde. Es hans 
delt ſich um die Anleihen, welche die Stadtgemein- 
de Danzig, das Tabakmonopol und der Hafenaus⸗ 
ſchuß aufgenommen haben, Anleihen, für welche 
ein großer Teil ſtädtiſcher Grundbeſitz verpfändet 
worden iſt und welche ausgerechnet wir National- 
ſozialiſten als Gegner einer Anleihepolitik ver⸗ 
zinſen, amortiſieren und zurückzahlen müſſen. 
Durch dieſe im Wege dieſer Anleihen hereinge— 
floſſenen Deviſen konnte die Danziger Währung 
eine Reihe von Jahren mit einer außerordent— 
lich hohen Golddeckung gehalten werden. 


Im September 1931, als das engliſche Pfund 
Sterling, mit dem der Danziger Gulden verknüpft 
war, ſtürzte, wurde die Danziger Wirtſchaft vor 
ein neues ſchweres Problem geſtellt. Wenn damals 

die Danziger Wirtſchaft und die Bank von Danzig 
es für richtig hielten, nicht dem Abgleiten des 
Pfund Sterling zu folgen, ſondern den Gulden 
vom Pfund Sterling loszulöſen und auf ſeiner 
alten Goldbaſis zu behaupten, ſo geſchah es letzten 
Endes deshalb, um das ſchwer geprüfte Danzig 
vor neuen wirtſchaftlichen Erſchütterungen zu be— 
wahren. Aber dieſer damals verfochtene Grund— 
ſatz der unbedingten Aufrechterhaltung der alten 
Währung, der zum mindeſten als umſtritten an⸗ 
geſehen werden muß, mußte mit dem hohen Preis 
einer fortgeſetzt ſich ſteigernden Arbeitsloſigkeit, die 
ſchließlich 42 000 Köpfe umfaßte, bezahlt werden. 
Selbſt als im Zuge des Sturzes des Pfund Ster⸗ 
ling eine ganze Reihe von großen und kleinen 
ausländiſchen Währungen ebenfalls geſenkt wur⸗ 
den, hielt Danzig an dem Grundſatz der Stabilität 
der Währung feſt, nicht zuletzt auch deshalb, weil 
die polniſche Währung ſeit 1927 auf einer neuen 
Goldbaſis gehalten wurde. 


D) 


(A) 


(B) 
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Aber immer türmten ſich die Schwierigkeiten 
auf, die Danzig bei der Führung ſeines Exiſtenz⸗ 
kampfes im Wege ſtanden; denn der Sturz von 
Dutzenden anderer Währungen in der ganzen 
Welt mußte immerhin dazu führen, daß Danzig 
eine Währungsinſel darſtellte, die im Konkurrenz⸗ 
kampf mit den ausländiſchen Abſatzmärkten im⸗ 
mer mehr ins Hintertreffen geriet. Trotzdem ver⸗ 
ſuchte auch die nationalſozialiſtiſche Regierung, 
die Stabilität des alten Guldens aufrecht zu er— 
halten, dabei aber gleichzeitig das Problem der 
Arbeitsloſigkeit durch durchgreifende Maßnahmen, 
die Ihnen allen bekannt ſind, ſoweit als möglich 


zu löſen. Daß dies der nationalſozialiſtiſchen Re— 


gierung gelungen iſt, indem die Zahl der Arbeits⸗ 
loſen im Laufe von 1½ Jahren von 42 000 Men⸗ 
ſchen auf 18 000 Menſchen herabgedrückt werden 
konnte, bleibt ein hiſtoriſches Verdienſt. Es be⸗ 
darf keiner näheren Begründung, daß bei dieſer 
vom Nationalſozialismus verfolgten Wirtſchafts⸗ 
politik das Deutſche Reich durch Abnahme von 
wertvollen Danziger Produkten, insbeſondere aus 
der Landwirtſchaft, helfend zur Seite ſtand. Eine 
wirtſchaftliche Hilfe, die für das ganze deutſche 
Volk im Hinblick auf das niedrigere Preisniveau 
anderer ausländiſcher Waren ein ſchweres Opfer 
bedeutete. 

Die nationalſozialiſtiſche Regierung hätte trotz 
der ſchweren wirtſchaftlichen Lage im In- und 
Ausland an der von ihr verfolgten Politik der 
Aufrechterhaltung der alten Danziger Währung 
auch weiterhin feſtgehalten, wenn nicht in der 
letzten Zeit die Feinde der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung die Gelegenheit ergriffen hätten, durch 
Verbreitung von unwahren Gerüchten und durch 
gewiſſenloſe Spekulationen den Angriff auf un⸗ 
ſere Danziger Notenbank ſyſtematiſch vorzutragen. 
Der Gold- und Deviſenbeſtand der Bank von Dan⸗ 
zig iſt infolgedeſſen in den letzten Wochen den 
allerſchärfſten Belaſtungen ausgeſetzt geweſen. Die 
nationalſozialiſtiſche Regierung Danzigs iſt nicht 
gewillt, dieſem gewiſſenloſen Spekulationstreiben 
weiter zuzuſehen und ſich das Geſetz des Handelns 
aus der Hand nehmen zu laſſen. Sie hat ſich viel⸗ 
mehr entſchloſſen, dieſen Machenſchaften mit einem 
ſchnellen und entſcheidenden Zupacken den Boden 
zu entziehen. Mit dem heutigen Tage wird die im 
September 1931 vollzogene Abkehr vom engliſchen 


Pfund Sterling wieder rückgängig gemacht und: 


der Wert des Danziger Gulden unter Aufrechter— 
haltung einer feſten Goldbaſis auf 57,63 Prozent 


ſeines bisherigen Wertes neu feſtgeſetzt. Die Dan⸗ 


ziger Regierung hat ſich zu dieſem Vorgehen um 
ſo eher entſchließen müſſen, als, wie ich bereits 
einleitend hervorgehoben habe, Danzig durch den 
Verſailler Diktatfrieden vom deutſchen Mutter⸗ 
lande losgelöſt und in eine eigenſtaatliche Exiſtenz 
ohne die Möglichkeit zur Führung einer völlig 
unabhängigen eigenen Wirtſchaftspolitik hinein⸗ 
gezwungen worden iſt. 

Die Neubewertung des Danziger Guldens ſtellt, 
darüber müſſen wir uns alle klar ſein, eine wirt⸗ 
ſchafts⸗ revolutionäre Maßnahme dar, die den 
Zweck hat, den Import von Waren tunlichſt zu 
beſchränken und die Wirtſchaft zu einem geſteiger⸗ 
ten Export zu befähigen. Sie trägt der Tatſache 
Rechnung, daß für die Danziger Wirtſchaft die 
außerwirtſchaftlichen Beziehungen eine entſchei⸗ 
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dende Rolle ſpielen und die Forderung der deviſen⸗ 


ſchaffenden Ausfuhr eine vordringliche Aufgabe 
iſt. Soweit dieſe Maßnahmen Rückwirkungen auf 
die inländiſche Wirtſchaft haben, werden ſie durch 
die Einſetzung eines Staatskommiſſars für die 
Preisüberwachung, durch die Aufhebung des Ver: 
bots des Regiſtermarkhandels und die Aufhebung 
der Goldklauſel auf den verſchiedenſten Gebieten 
möglichſt eingedämmt. Insbeſondere wird die na— 
tionalſozialiſtiſche Regierung darauf bedacht ſein, 
daß die Lage der werktätigen Bevölkerung keine 
fühlbare Verſchlechterung erfährt. Sie kann in— 
deſſen dieſe ungeheure Aufgabe nur dann meiſtern, 
wenn die Danziger Bevölkerung ſelbſt entſchloſſen 
an dieſem Werke mithilft und im Vertrauen auf 
die Regierung Diſziplin hält und ſich nicht zu un⸗ 
überlegten Handlungen verleiten läßt. Wer in 
dieſen ernſten Tagen ſich nicht dem volkswirtſchaft⸗ 
lichen Ganzen einfügt, begeht nicht nur Verrat an 
der Danziger Volkswirtſchaft, ſondern ſchädigt ſich 
ſelbſt in ſeiner eigenen Exiſtenz. 

Die im Laufe der heutigen Nacht mit ſofortiger 
Wirkung erlaſſenen und auf dem Verordnungs⸗ 
wege verkündeten Geſetze regeln die neue Situa— 
tion. Mit Beſorgnis beobachtet jedoch die Regie— 
rung die Tatſache, daß einige unverantwortliche 
Elemente glauben, ihren perſönlichen Vorteil vor 
den der Geſamtheit ſetzen zu können. Die von ber 
Regierung beſchloſſenen und erlaſſenen Geſetze 
über die neue Goldbaſis des Danziger Guldens be— 
deuten einen ſo tiefen operativen Eingriff in den 
nicht durch eigene Schuld wund gewordenen Kör— 
per der Danziger Wirtſchaft, daß die Regierung 
als behandelnder Arzt dieſer Wundoperation da⸗ 
für Sorge tragen muß, daß nicht Elemente, die 
von einer ſolchen wirtſchaftlichen Wundbehand⸗ 
lung nichts verſtehen, dieſer Wunde Schmutz und 
damit dem ganzen Körper unheilvollen Schaden 
zufügen. Ich habe deshalb angeordnet, daß die 
Organe des Staates mit härteſter Rückſichtsloſig⸗ 
keit dort durchgreifen, wo der Eigennutz über den 
Gemeinnutz triumphieren möchte. Die Tatſache der 
Einſetzung eines Staatskommiſſars zur Ueber⸗ 
wachung der Preisgeſtaltung, ein Amt, mit dem 
Herr Senator v. Wnuck betraut worden iſt und die 
Perſon des Staatskommiſſars ſelber bürgen da⸗ 
für, daß eine ungerechte und unſoziale Behand⸗ 
lung der Dinge vermieden wird und daß Span⸗ 
nungen und Gegenſätze da, wo ſie zweifellos auf— 
tauchen werden, rückſichtslos ausgeglichen werden. 

Danzig hat in ſeiner langen Geſchichte ſchon oft 
ſchwere Tage und Jahre durchmachen müſſen, ich 
erinnere hier nur an die Zeit der franzöſiſchen Be⸗ 
ſetzung in den Jahren 1807—1813, und an die 
Verwirklichung der Artikel des Verſailler Dik⸗ 
tates, die Danzig betreffen, aber Danzig hat es 
immer verſtanden, ſeiner großen Miſſion im Oſten 
treu zu bleiben und ſich im Kampf mit allen feind⸗ 
lichen Elementen erfolgreich zu behaupten. Wir 
Mitglieder der nationalſozialiſtiſchen Regierung 
Danzigs, die wir einſt als Soldaten der deutſchen 
Armee unſere Pflicht getan haben und denen man 
nicht in jener Zeit vorausgeſagt hatte, daß ſie ein⸗ 
mal die Geſchicke des abgetrennten deutſchen Dan⸗ 
zig werden leiten müſſen, ſind uns der Tragweite 
unſeres Entſchluſſes vollkommen bewußt. Wir 
haben dieſe Entſchlüſſe als Männer gefaßt, die be⸗ 
reit ſind, die Verantwortung dafür vor der Bevöl- 
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kerung und vor der Geſchichte zu übernehmen. Nicht 
kleinlich und nicht zaghaft darf man in ſchickſals⸗ 
entſcheidenden Stunden ſein, ſondern groß und 
mutig, wenn die Entſchlüſſe auch hart und ſchwer 
find. Den Blick nicht auf heute, ſondern in die Zu⸗ 
kunft gerichtet, ſo ſtehen wir mit dieſer ſchweren 
Verantwortung belaſtet nicht feige im Hinter⸗ 
grund, ſondern treten offen vor das Volk und in 
das Volk, aus dem wir gekommen ſind, für das wir 
gekämpft haben und dem unſere Liebe erhalten 
bleibt. Denn wir wiſſen, daß dieſe ſchweren Ent- 
ſchlüſſe ein weiterer Schritt ſind auf dem Wege zur 
Geſundung. Dieſen Weg zu gehen iſt unſere Auf— 
gabe. Wir wollen ſie löſen und werden ſie löſen in 
dem feſten Glauben an unſere deutſche Heimat 
Danzig und an das ewige Deutſchland. (Unhalten- 
der Beifall und Händeklatſchen bei den National- 
ſozialiſten.) 

Präſident: Nach Beſprechung im Aelteſtenaus— 
ſchuß ſchlage ich eine Beſprechungsdauer von zwei 
Stunden für ſämtliche Fraktionen vor. Es würden 
dann entfallen auf die Nationalſozialiſten 72, auf 
die Sozialdemokraten 20, auf das Zentrum 17, auf 
die Gruppe Weiſe 5, auf die Gruppe Kommuniſten 
und auf die Polniſche Gruppe je 4 Minuten. Wer 
mit dieſer Feſtſetzung der geſamten Redezeit ein- 
verſtanden iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Wiechmann. i 

Wiechmann, Abgeordneter (S. P. D.): M. H.! 
Im Namen der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
habe ich folgende Erklärung zu den Ausführungen 
des Herrn Senatspräſidenten abzugeben: 

Nachdem der Senat immer wieder erklärt hat, 
daß der Gulden abſolut geſichert ſei und keinerlei 
Gefahr für ihn beſtehe, iſt von geſtern auf heute 
eine Abwertung des Guldens um 42,37 Prozent 
erfolgt. Es iſt ausgeſchloſſen, daß das Problem der 
Abwertung einer der für die Exiſtenz und die Ent⸗ 
wicklung unſeres Staates wichtigſten Fragen, von 
heute auf morgen aufgetaucht iſt. Es müſſen viel⸗ 
mehr ſeit langem eingehende Erwägungen über 
die Maßnahmen und die Methoden ihrer Durch- 
führung angeſtellt worden fein. Es iſt daher auf: 
fällig und merkwürdig, daß die Regierung vor der 
Abwertung des Guldens noch ſchnell Volkstags⸗ 
wahlen durchgeführt hat und ſich in der letzten 
Sitzung des Volkstages ein Vertrauensvotum hat 
geben laſſen. 

Die heute überraſchend getroffenen Maßnahmen 
beweiſen, wie ſehr die Sozialdemokratie Recht 
hatte, als ſie immer wieder Auskunft über die 
finanzielle Lage des Staates verlangte. Die Wäh— 
rungsabwertung macht offenbar, weshalb die Re⸗ 
gierung der ihr verfaſſungsmäßig obliegenden 
Auskunftspflicht nicht nachkommen will. Eine 
wirklich geſicherte Währung kann nicht, wie der 
Senat in ſeinem Aufruf behauptet, durch irgend— 
welche Spekulantenmanöver angegriffen werden. 
Die Abwertung des Guldens auf die Höhe des 
polniſchen Zlotys iſt vielmehr das Ergebnis der in 
nationalſozialiſtiſchen Vorſtellungen befangenen 
Wirtſchaftspolitik des Senats. Der Senat trägt 


allein die volle Verantwortung für die Entwer⸗ 
tung des Geldes und alle ihre Folgen. 
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Die ſozialdemokratiſche Volkstagsfraktion ver⸗ 
urteilt die von der Regierung vorgenommene Ab— 
wertung des Guldens und lehnt ſie auf das Ent⸗ 
ſchiedenſte ab. Nach der wirtſchaftlichen Struktur 
unſeres kleinen Staatsweſens können von dieſer 
Maßnahme nur wenige Kapitaliſten Vorteil ha— 
ben. Geſchädigt aber wird die große Maſſe der 
Bevölkerung, in erſter Reihe die Arbeiterſchaft, 
die kleinen Sparer und Kleinrentner. 

Die Freie Stadt iſt kein in ſich geſchloſſenes 
Wirtſchaftsgebiet. Sie muß ihre ſämtlichen Roh— 
ſtoffe und zum großen Teil auch die Lebensmittel 
aus dem Auslande einführen. Deswegen muß die 
Abwertung der Währung zwangsläufig zu einer 
Erhöhung der Preiſe für ſämtliche Bedarfsartikel 
und Nahrungsmittel führen. Auch wenn der Se⸗ 
nat durch härteſte Eingriffe in die Wirtſchaft — 
die wiederum die ohnehin ſchon ſchwache Wirt- 
ſchaft Danzigs gefährden würden — dieſe Konſe— 
quenz aufzuhalten ſuchen wollte, kann er auf die 
Dauer Preiserhöhungen nicht verhindern. 

Die Abwertung des Guldens bedeutet alſo für 
ſämtliche Lohn-, Gehalts- und Rentenempfänger, 
für Erwerbsloſe und Wohlfahrtsunterſtützte, alſo 
für ſämtliche Arbeiter, Angeſtellten und Beamten, 
unmittelbar eine Senkung ihrer Realbezüge und 
damit eine untragbare Verſchlechterung ihrer Le— 
benshaltung. Für die Sparer bedeutet die Abwer⸗ 
tung des Guldens den unwiederbringlichen Verluſt 
eines erheblichen Teiles ihrer ſauer erſparten Not⸗ 
groſchen. Der Senat gibt in ſeiner Erklärung 
ſelbſt zu, daß die Abwertung ſoziale Härten mit 
ſich bringen wird und daß er nur verſuchen kann, 
ſie auszugleichen. Aber daß er eine Gewähr dafür 
bieten kann, behauptet er ſelbſt nicht. 

Die in den Ankündigungen des Senats gezoge— 
nen Parallelen mit den Abwertungs-Experimen⸗ 
ten anderer Länder gehen fehl. Dort handelt es 
ſich um Länder, deren Wirtſchaft weſentlich vom 
Export lebt. In der Freien Stadt ſpielt die 
Exportinduſtrie nur eine unerhebliche Rolle. Sie 
kann immer nur vom internationalen Handel 
leben, für den derartige Währungsexperimente 
ohne Bedeutung ſind. Bei der Beſonderheit der 
Konkurrenzverhältniſſe zu Polen kann mit einer 
Belebung des Arbeitsmarktes durch die Abwertung 
der Währung nicht gerechnet werden. 

Angeſichts der grundlegend veränderten Situ⸗ 
ation hält die Sozialdemokratiſche Fraktion es für 
unerläßlich, daß die Danziger Bevölkerung in ihrer 
Geſamtheit zu den neuaufgetauchten Problemen 
Stellung nimmt und nunmehr ſagt, ob ſie noch 
Vertrauen zu dieſer Regierung hat und der hinter 
ihr ſtehenden Partei die Macht im Staat belaſſen 
will. Wir fordern deshalb die Auflöſung des 
Volkstages, (Heiterkeit rechts? damit das Volk 
ſelbſt in freier, aufrichtiger Stimmabgabe ſeine 
Entſcheidung treffen kann. (Bravo links.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Stachnik. 

Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): Wir vom 
Zentrum bedauern es außerordentlich, daß der 
Wert des Danziger Guldens herabgeſetzt worden 
iſt, zumal es nicht bekannt geworden iſt, ob ver⸗ 
ſucht wurde, die gewiſſenloſen Elemente, die, wie 
es in der an den Litfaßſäulen bekanntgegebenen 
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Regierungserklärung heißt, durch ihre Handlungs⸗ 
weiſe den Sturz des Guldens herbeigeführt haben, 
in ihrem Treiben zu hemmen. 

Wir können auch die ungeheure Beſtürzung der 
Danziger Bevölkerung verſtehen, wenn wir beden- 
ken, daß außer den wiederholten Verſicherungen 
der Regierung über die Stabilität des Guldens 
insbeſondere der Senatspräſident in ſeiner Erklä— 
rung bei der Auflöſung des Volkstages ausführte, 
daß die Finanz- und Kaſſenlage des Staates nie 
ſo günſtig geweſen ſei, wie zur Zeit. (Hört, hört! 
links.) Wir müſſen es uns verſagen, kritiſch dazu 
Stellung zu nehmen, ob und inwieweit etwa ſtaat— 
liche wirtſchaftliche Maßnahmen und Unterneh— 
mungen, ich denke z. B. an den Umbau des Staats⸗ 
theaters und an manche Notſtandsarbeit, die Fi— 
nanzpolitik unſeres Staates und damit den Wert 
des Guldens beeinflußt haben. 

Da uns weder im Volkstag noch ſonſt Gelegen— 
heit geboten wurde, die Finanzpolitik unſerer 
Freien Stadt Danzig zu beeinfluſſen, da auf unſer 
Verlangen nicht einmal die Haushaltspläne vor= 
gelegt wurden, müſſen wir die Verantwortung für 
die Maßnahme der Abwertung des Guldens wie 
überhaupt für die wirtſchaftliche und finanzpoli⸗ 
tiſche Geſtaltung unſeres Staates vollſtändig 
Ihnen, m. H. von der NSDAP. überlaſſen! (Un⸗ 
ruhe und Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weiſe. 
(Zurufe rechts.) 

Weiſe, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): M. D. 
u. H.] Namens der Deutſchnationalen habe ich 
folgendes zu erklären. (Aufgelöſt! rechts.) Sie 
ſcheinen nicht im Bürgerlichen Geſetzbuch Beſcheid 
zu wiſſen, ſonſt wäre Ihnen bekannt, daß ein ein⸗ 
getragener Verein nicht durch eine einſeitige Er— 
klärung aufgelöſt werden kann. — Das, was ſeit 
Monaten ſchon befürchtet wurde, daß nämlich die 
Finanzlage des Staates trotz wiederholter gegen— 
teiliger Verſicherungen der Regierung außerordent⸗ 
lich ernſt war, iſt durch die Abwertung des Gul— 
dens offen zu Tage getreten. Wir ſehen in dieſer 


Maßnahme der Regierung eine Beſtätigung dieſer 


langgehegten Befürchtungen. Wir wiſſen aber 
auch jetzt, warum der Senat die Etats nicht vorge— 
legt hat. Wir ſind überzeugt, daß nicht Währungs⸗ 
experimente, ſondern nur die Rückkehr 
alten preußiſchen Grundſatz der Sparſamkeit dem 
Staat helfen kann. Wir ſind der Meinung, daß 
die Ausgaben des Staates nicht mehr nach propa— 
gandiſtiſchen und parteipolitiſchen Rückſichten ge⸗ 
tätigt werden dürfen, ſondern daß ſich die Aus⸗ 
gaben des Staates nach den Einnahmen zu richten 
haben. Das ſind Grundſätze, die die früheren Re— 
gierungen immer befolgt haben. (Zurufe.) Der 
Herr Präſident des Senats Dr. Ziehm hat bei 
ſeiner letzten Erklärung, als er hier als Alters⸗ 
präſident fungierte, erklären können, daß er den 
Nachfolgern geordnete Finanzen überlaſſen hat. 
Dem iſt damals nicht widerſprochen worden. Es 
ſtimmt nicht, wenn früher von der jetzigen Regie— 
rung erklärt wurde, daß die Finanzen des Staates 
glänzend ſeien. Wir ſehen heute in der Abwertung 
eine Beſtätigung deſſen, was zu befürchten war. 
(Lachen rechts.) Wir ſehen auch weiter in der Er⸗ 
klärung der Regierung, daß nunmehr ſolide und 


zu dem 
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erträgliche Verhältniſſe Platz greifen würden, eine 
Beſtätigung der von uns geteilten Meinung, daß 
zuletzt die Verhältniſſe nicht mehr ſolide und er⸗ 
träglich waren. Wir ſtimmen inſoweit mit der 
Regierung überein. 

Wir ſehen in der Abwertung des Guldens 
einen Verſtoß gegen Artikel 110 der Verfaſſung, 
welcher das Eigentum gewährleiſtet. Ich glaube 
nicht, daß die Mündel und die armen Leute, welche 
ihr Geld zur Sparkaſſe getragen haben, anderer 
Meinung ſind als ich. Wir warnen weiterhin da= 
vor, in die normale, geſunde Preisbildung durch 
einen Preisdiktator einzugreifen. Es iſt dies eine 
Maßnahme, die im weſentlichen bei anderen Staa— 
ten verſagt hat. Wir ſprechen uns daher gegen die 
Abwertung des Guldens aus und ſind auch über— 
zeugt, daß wir uns damit in Uebereinſtimmung 
mit der Mehrheit der Danziger Bevölkerung be— 
finden. (Lachen rechts.) 

Präſident: Das Mort hat der Herr Abg. Ple— 
nikowſki. (Der letzte Mohikaner! rechts.) 

Plenikowfſki, Abgeordneter (K. P.): Der letzte 
Mohikaner war auch einmal Herr Hohnfeldt, den 


Sie nach Deutſchland geſchickt haben. Ihr Lachen, 


meine Herren, — (Zwiſchenrufe rechts) ſoll der 
deu in der vorletzten Sitzung wiederholt wer— 
en? 

Präſident: Das Wort hat jetzt noch der Herr 
Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ihr Lachen 
kennzeichnet die Situation. Während draußen das 
werktätige Volk in banger Sorge iſt, was geſchehen 
ſoll, haben Sie für das, was hier geſagt wird, nur 
ein höhniſches Lächeln übrig. (Für Sie beſtimmt! 
Die Sache wird dramatiſch! rechts.) 

Sie behaupten jetzt, das Geſetz des Handelns 
in die Hand nehmen zu wollen. Sie haben zwei 
Jahre lang gehandelt und ſo gehandelt, daß es 
jetzt zu dieſer Kataſtrophe gekommen iſt. (Rußland! 
rechts.) Wenn Sie nur ſo weit wären! (Zurufe 
rechts.) Dann würde Ihnen froher zumute ſein, 
als jetzt. (Hauen Sie ab! rechts.) Das könnte 
Ihnen ſo paſſen. Daß ich abhaue, werden Sie 
nicht zuſtandebringen. Herr Greiſer hat einige 
Worte gefunden. Ich möchte ihn fragen, (Er iſt für 
Sie Senatspräſident! rechts.) warum er, der Herr 
Senatspräſident, kein Wort fand für die Arbeiter 
in den Betrieben, für die Erwerbsloſen (Sie haben 
die Arbeiter verraten! rechts), warum er nicht ein 
Wort fand für alle diejenigen, denen jetzt durch 
dieſe Maßnahme der Regierung das Geld genom— 
men wird. (Sie lächerlicher Scheich! rechts.) Das 
iſt alles, was Sie zu dieſer Sache zu ſagen haben! 
(Das genügt! rechts.) Das genügt aber nicht für 
das Volk. Die Arbeiter werden fragen „was wird 
mit unſeren Löhnen“, die Erwerbsloſen werden 
fragen „was wird mit unſeren Unterſtützungen“. 

Gerade Ihre beſten Anhänger, die den Natio— 
nalſozialiſten am meiſten Glauben geſchenkt haben, 
haben ihr Geld nicht in Zloty umgewechſelt, weil 
ſie dem vertrauten, was Sie geſagt haben, daß der 
Gulden nicht abgewertet wird. Die treueſten An- 
hänger werden jetzt betrogen, Treue iſt das Mark 
der Ehre, das war Ihr Grundſatz. Ihre Anhänger 
haben die Quittung erteilt. Bei den letzten Wah⸗ 
len bekamen Sie nicht die Zweidrittelmehrheit, 
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auf die Sie vor einem Jahr hätten rechnen können, 
heute jedoch nicht mehr. Heute haben Sie kaum 
20, kaum 10 Prozent der werktätigen Bevölkerung 
hinter ſich. 

Deshalb ſagen auch wir den Arbeitern in den 
Betrieben und den Arbeitsloſen: Nehmt ihr das 
Geſetz des Handelns in die Hand, überlaßt nicht 
das Geſetz des Handelns dieſem Senat, der zwei 
Jahre regiert hat und es zu dieſer Kataſtrophe 
brachte. (Zurufe recht.) Jawohl, duldet nicht, 
daß auch nur ein Pfennig am Reallohn, an der 
Realunterſtützung abgebaut wird. Was werden 
Sie jetzt den armen Dienſtmädeln, was werden 
Sie all den kleinen Sparern ſagen, die Monat für 
Monat, im Glauben und Vertrauen auf die natio— 
nalſozialiſtiſche Politik, jeden Gulden zuſammen— 
ſparten. Sie ſind um einen großen Teil ihres 
Geldes betrogen worden und werden jetzt den Weg 


erkennen, den ſie zu gehen haben. Seien Sie über- 


zeugt, wenn von den Oppoſitionsparteien gefordert 
wurde „weg mit dem Volkstag“, jo wird dieſe For— 


B 


— 


derung die Forderung der geſamten werktätigen 
Bevölkerung in Danzig werden: Weg mit dieſem 
Senat, weg mit dieſem Volkstag, weg mit dieſem 
Ermächtigungsgeſetz, weg mit dieſen Verordnun— 
gen, die jetzt erlaſſen worden ſind. (Zurufe rechts.) 


Präſident: Das Wort hat Herr Abg. 
Budzynſki. 


Budzinſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, die heutige Situation iſt zu ernſt, als 
daß die paar Minuten Zeit, die den Oppoſitions⸗ 
rednern zugeſtanden wurden, in nutzloſen Heche— 
leien vergeudet werden. Ich wundere mich dar— 
über, daß über durchaus zutreffende, die heutige 
Lage gut veranſchaulichende Worte der Herren 
Vorredner die Herren der Regierungspartei nur 
höhniſche Worte gehabt haben. Ich will aber ſach— 
lich bleiben, weil, wie ich ſchon vorher ſagte, die 
Situation wirklich zu ernſt iſt, als daß überhaupt 
heute ein Volksvertreter ein Lächeln auf ſeinem 
Geſicht, ſei es aus dieſem oder jenem Grunde zeigt. 


der 


M. D. u. H. Die Erklärung des Herrn Präſidenten 


des Senats kann keinen Danziger Mitbürger be— 


friedigen. Er darf ſich heute nicht in allgemeinen 
Redensarten bewegen. Vor einem ſolchen Schritt, 


wie er heute unternommen wird, hätte er die 
Pflicht und Schuldigkeit gehabt, vorzutreten und 
mit Zahlen zu belegen, daß der Schritt der Dan— 
ziger Regierung durchaus notwendig war. So— 
lange der Senat dies nicht tut, kann ich mich von 
der Notwendigkeit dieſes ſo weit in unſere Ver— 
hältniſſe greifenden Schrittes nicht überzeugen 
laſſen. Damit will ich ſagen, daß die Situation 
mit Reden nicht gebeſſert wird. Aber abgeſehen 
davon, ob der Senat aufgrund der Danziger Ge— 
ſetze berechtigt geweſen iſt, eine derartige Verord— 
nung zu erlaſſen, wäre doch zu prüfen, wie die recht- 
liche Seite ausſieht, da wir doch immerhin Rück- 
ſicht auf die uns bindenden Verträge mit Polen, 
Deutſchland uſw. zu nehmen haben. Ich glaube 
ſicher, daß das Warſchauer Abkommen, ſoweit ich 
mich entſinnen kann, ganz etwas anderes ſagt, 
nämlich, daß die Danziger Regierung ohne ſich mit 
der polniſchen Regierung vorher ins Einverneh- 
men geſetzt zu haben, nicht berechtigt iſt, ſelbſtändig 
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derartige Verordnungen (Zurufe 
rechts.) 

Auch die Bank von Danzig hat in dieſer Hin⸗ 
ſicht Verpflichtungen und es wäre nachzuprüfen, 
wie ich ſchon vorhin ſagte, ob das, was geſchehen 
ſoll oder bereits geſchehen iſt, die rechtliche Grund— 
lage beſitzt. Ich glaube aber nicht, daß der Senat 
durch dieſe Verordnung das erreicht, was er glaubt, 
erreichen zu können. Ich bin der Anſicht, daß die 
Steuern dadurch nicht größer werden. Die Ein— 
künfte werden im Gegenteil kleiner ſein. Aber 
andererſeits iſt doch zweifellos, daß die Ausgaben, 
die wir zu erwarten haben, unbedingt größer ſein 
werden. Sicher werden ſich alle, auch die beſtbe— 
zahlteſten hohen Beamten, melden, damit ſie eine 
Zulage zum Gehalt bekommen, um ihren Verpflich— 
tungen gerecht werden zu können. Das iſt ganz 
ſelbſtverſtändlich. 

Aber auch der Export wird dadurch nicht ge— 
hoben, wenn wir den Danziger Gulden abwerten; 
denn jeder Menſch, der die Danziger Verhältniſſe 
kennt, weiß ganz genau, daß der Danziger Export 
von Woche zu Woche geringer wird. Der eigene 
Export in Danzig war ſchon von jeher, ſeit Jahr— 
hunderten, auf den Exporthandel eingeſtellt. Da 
ſpricht die Art oder die Feſtigkeit der Valuta 
meiner Anſicht nach nicht mit. Danzig iſt auch im 
Laufe der Jahre langſam mehr zu einem Umſchlag— 
hafen geworden und da ſpielen die Einkünfte, die 
die Danziger Bevölkerung aus dem Umſchlag hat, 
die ausſchlaggebende Rolle. (Glocke des Präſiden⸗ 
ten.) Ich muß leider ſchließen, obwohl ich der An— 
ſicht bin, daß ſolch eine wichtige Sache eine aus— 
giebige Beſprechung erfahren müßte. (Zurufe 
rechts.) Als Erwiderung möchte ich Ihnen eins 
ſagen: Wenn Sie heute in Danzig die Wahlen 
durchführten, würde Ihnen das Danziger Volk die 
Quittung geben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Greiſer, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
An ſich muß man es als Nationalſozialiſt bedauern, 
daß uns die Danziger Verfaſſung zwingt, hier 
einer demagogiſchen Oppoſition Rede und Antwort 
über Dinge zu ſtehen, über die zu urteilen dieſe 
Oppoſition weder politiſch noch wirtſchaftlich heute 
ein Recht beſitzt. (Bravo! und Beifall rechts. — 
Abg. Brill: Das wäre Ihnen angenehm!) Denn, 
meine Herren, wenn Sie dies Recht zur Beurtei— 
lung der wirtſchaftlichen und politiſchen Dinge der 
Danziger Bevölkerung hätten, dann beſäßen Sie 
heute noch das Vertrauen dieſer deutſchen Men— 
ſchen in Danzig. Weil Sie aber politiſch und wirt⸗ 
ſchaftlich in 12 Jahren bewieſen haben, daß Sie das 
Vertrauen dieſer Menſchen nicht erhalten konnten, 
haben Sie auch heute das Recht verwirkt, im Namen 
derjenigen zu reden, die Sie angeblich zu verteidi— 
gen vorgeben, um hier in demagogiſcher Weiſe 
außer-Danziger Inſtanzen weiß machen zu wollen, 
daß die Mehrheit der Danziger Bevölkerung, die 
erſt vor 14 Tagen bewieſen hat, daß ſie national- 
ſozialiſtiſch, — nicht für das Zentrum und nicht für 
die Sozialdemokraten, — ſtimmt, auf Sie höre und 
nicht auf uns. (Zurufe.) Glauben Sie, m. H. von 
der Sozialdemokratie, daß wir politiſch ſo dumm 
wären, Maßnahmen durchzuführen, die wir dem 
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ziger Wirtſchaftskörper 


14 Volkstag Danzig — 3. Sitzung. 


(Greiſer, Präſident des Senats) 

Urteil eines politiſch teilweiſe unreifen Teils der 
Danziger Bevölkerung überlaſſen? (Hört, hört! 
links.) Wir ſind Gottſeidank politiſch ſo reif und 
gefeſtigt, daß wir in voller Verantwortung Maß⸗ 
nahmen ergreifen, die, wenn ſie auch hart und ein⸗ 
ſchneidend ſind, die Erfüllung der Zielſetzung zu— 
laſſen, der Danziger Bevölkerung eine Beſſerung 
zu bringen. Jede Operation iſt hart und ein⸗ 
ſchneidend. (Abg. Weber: Sie hätten das vor den 
Wahlen ankündigen müſſen!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Greiſer, Präſident des Senats: Vielleicht fra— 
gen Sie den Präſidenten der Bank von Danzig, 
warum der Status und Ausweis der Bank von 
Danzig in ſeiner Golddeckung vor den Wahlen 
ein weſentlich höherer war als nach den Wahlen. 
Vielleicht fragen Sie den Präſidenten der Bank 
von Danzig, welche Kreiſe der Danziger Bevölke— 
rung es waren, die in den letzten 14 Tagen vom 
15. April bis 1. Mai Tag für Tag bei den Danzi⸗ 
ger Banken, den Sparkaſſen und der Bank von 
Danzig allergrößte Beträge nicht nur in Gulden, 


ſondern in fremder Währung, in der Hauptſache f 


in polniſcher angefordert haben und auf welche 
Kreiſe die Maßnahmen, die heute hart erſcheinen, 
zurückzuführen ſind. (Wer war das, Herr Präſi⸗ 
dent? links.) 

Ich habe mich noch bis vor wenigen Tagen mit 
voller Entſchloſſenheit gegen dieſe Operation ge— 
wehrt, davon ſeien Sie überzeugt. Aber da dieſe 
Operation unumgänglich notwendig iſt, müßten 
Sie, wenn Sie an meiner Stelle ſtänden, genau 
ſo handeln und dieſen Schnitt eines Wundarztes 
tun. Da bliebe Ihnen nichts übrig oder Sie wür⸗ 
den verantwortungslos handeln. (Nicht bei den 
Armen! links.) Warten Sie die Ausführungsbe— 
ſtimmungen ab und was ſich ſonſt im Zuſammen⸗ 
hang damit herauskriſtalliſieren wird. Zunächſt 
iſt der Schnitt getan, das andere kommt von ſelbſt. 

Die Ausführungen der Oppoſition, m. D. u. H. 
haben gezeigt, daß ſie von Sachkenntnis nicht ge⸗ 
trübt ſind; denn alle Oppoſitionsredner haben die 
Finanz⸗ und Kaſſenlage des Staates mit der Wäh⸗ 
rung verwechſelt. Die Finanz- und Kaſſenlage 
des Staates, m. H., hat mit der Danziger Währung 
überhaupt nichts zu tun. (Sehr richtig! rechts.) 
Das ſind zwei vollkommen getrennte Dinge. Wenn 
ich behauptet habe, daß die Finanz- und Kaſſen⸗ 
lage des Staates und der Stadt noch nie ſo geſund 
geweſen ſind, wie jetzt, ſo ſtehe ich hundertprozentig 
zu dieſer Behauptung. Die Etats werden Sie 
auch noch ſehen, wir haben nichts zu verheimlichen. 
Aber ich wundere mich beſonders über die Aus- 
führungen der Sozialdemokratie, die in ihrer Er⸗ 
klärung der Bevölkerung weiß machen möchte, daß 
gerade die Kapitaliſten einen Vorteil davon hät⸗ 
ten. Unter dieſem tiefen Einſchnitt in den Dane 
leidet nicht der kleine 
Mann; denn er beſitzt nichts auf der Bank. Es lei⸗ 
det darunter nur derjenige, der über ein großes 
Bankkonto verfügt. Vorgeſtern erſchien bei einer 
Danziger Bank ein Mann, der ſein Guthaben in 
Höhe von einer Million Gulden abheben wollte 
und dieſe Abhebung nicht vollziehen konnte, weil 
er die Kündigungsfriſt nicht eingehalten hatte. 
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Dieſer Mann iſt mit dem heutigen Tage, wo die (O) 


Kündigungsfriſt aufgehört hat, allerdings der 
Leidtragende. Sie, meine Herren von der Sozial- 
demokratie, die Sie nach dem Programm von Karl 
Marx die Expropriation der Expropriateure vor- 
nehmen wollen, müßten dieſer Maßnahme doch zu— 
ſtimmen. (Lebhafter Beifall rechts.) Denn das iſt 
ja eine Expropriation oder wollen Sie leugnen, 
daß es keine ſei? (Und die kleinen Sparer? links.) 
Karl Marx hat in feinem marxiſtiſchen Programm 
bei der Expropriation auch keine Kündigungsfriſt 
angeſetzt. (Abg. Weber: Soll das ein Troſt für die 
kleinen Sparer ſein?) 

Der letzte Redner, Herr Budzynſki, hatte Recht, 
wenn er ſagt, die Situation ſei zu ernſt. Der Ernſt 
der Situation iſt ja nicht durch meine Erklärung, 
ſondern durch die Unkenntnis und Demagogie der 
Oppoſitionsredner verwäſſert worden. (Sehr gut! 
rechts.) Herr Budzynſki befindet ſich im übrigen 
im Widerſpruch mit den Anſchauungen anderer 
Wirtſchaftskreiſe Danzigs. Ich glaube nicht, daß 
er ſeine hier geäußerte Auffaſſung in Danziger 
Wirtſchaftskreiſen aufrecht erhalten wird. Als neu— 
gebackener Abgeordneter iſt er verpflichtet, auch 
demagogiſch etwas vom Stapel zu laſſen. (Zuruf 
des Abg. Budzynſki.) Seien Sie überzeugt, m. D. 
u. H., daß dieſer Schritt mit einer ſehr reiflichen 
Ueberlegung nach allen Seiten erkauft werden 
mußte. Wenn wir als Politiker und als Menſchen 
auch noch jung ſind, dann iſt es vielleicht gut, daß 
das Schickſal uns junge Menſchen dazu auserſehen 
hat, die Situation in der ſchwierigſten Zeit zu 
meiſtern. 

Wenn ich in meiner Antrittsrede als neuge— 
wählter Präſident des Senats zum Ausdruck ges 
bracht habe, daß ich mir vollkommen im klaren 
darüber bin, daß ich in der ſchwerſten Zeit Danzigs 
an die Spitze des Senats geſtellt wurde, ſo weiß 
ich, daß dieſe Nacht von geſtern zu heute in meiner 
Amtszeit die ſchwerſte Nacht war und die ſchwerſte 
Nacht bleiben wird. (Zuruf links.) Meine Herren 
von der Sozialdemokratie, dem Zentrum und den 
Deutſchnationalen, ich kenne Ihre Arbeitsmetho— 
den aus den früheren Jahren. Wir verkriechen 
uns nicht in den Amtsſtuben des Senats, wir 
gehen in das Volk hinaus. Heute in die Maſſen⸗ 
verſammlungen, und ſtellen uns vor das Volk und 
vertreten die Maßnahmen. (Beifall rechts.) Seien 
Sie überzeugt, daß das Volk die Sprache, die wir 
ſprechen, beſſer verſteht als die Sprache, die es aus 
kommuniſtiſchen und marxiſtiſchen Büchern heraus⸗ 
hört. (Bis geſtern! links.) Wenn Sie heute dema— 
gogiſch behaupten, die Mehrheit der Danziger Be— 
völkerung ſtände nicht mehr hinter uns, ſo iſt das 
eine Behauptung, die keine Gültigkeit hat, die auch 
nicht beweiskräftig belegt werden kann, die weder 
innen- noch außenpolitiſch Bedeutung beſitzt. Sie 
iſt lediglich eine Behauptung, die in das Reich der 
Demagogie fällt und die nicht bewertet wird. Wir 
Nationalſozialiſten haben gar keine Veranlaſſung, 
uns in dieſem Parlament über demagogiſche Aus- 
legungen zu ſtreiten. Wir werden das, was ich vor⸗ 
geſtern in der Regierungserklärung zum Ausdruck 
brachte und was heute wiederum mit einem viel 
größeren Ernſt ausgeſprochen werden mußte, wir 
werden unſere Politik nicht von einer kleinen Ziel- 


\ 


(DJ 


{A) 


Volkstag Danzig — 3. Sitzung. 
(Greiſer, Präſident des Senats) 
ſetzung abhängig machen, die durch die politiſchen 
Grenzen des Freiſtaates Danzig allein beſchränkt 
wird. Wir werden unſere Politik von der großen 
Zielſetzung abhängig machen, der deutſchen 
Zukunft. Wenn es um die deutſche Zukunft geht, 
dann macht dieſe Zukunft nicht vor politiſchen 
Grenzpfählen halt, ſondern geht ihren Weg für 
das deutſche Volk, zu dem wir Danziger auch ge— 
hören. Wir handeln nicht als Danziger, ſondern 
als deutſche Männer für die Zukunft! (Anhalten— 


der Beifall bei den Nationalſozialiſten.) 


Präſident: Die Nationalſozialiſtiſche Fraktion 
hat keinen Redner vorgeſchickt. Ich möchte einige 


Worte zur Sache ſprechen. In einem Zwiſchenruf 
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wurde vorhin geſagt, daß für die kleinen Leute 
nicht geſorgt werde. Wenn ich das mir über- 
tragene Amt als Preisprüfungskommiſſar ange⸗ 
nommen habe, dann kann ich vor der ganzen 
Oeffentlichkeit ausſprechen, daß, ſolange ich Preis 
prüfungskommiſſar bin, die Belange gerade der 
Wohlfahrtsunterſtützten, der Kleinrentner uſw., 
die ich in meiner Abteilung Soziales zu betreuen 
habe, derartig gewahrt werden, wie das in dieſer 
trüben Zeit irgendwie möglich iſt. 

Damit iſt die Ausſprache beendet und die Ta— 
gesordnung erledigt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 16 Uhr 35 Minuten.) 
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Abgabe einer Regierungserklärung. 7 
Greiſer, Präſident des Senats 17 
Ausſchluß des Abg. Weber für zwei Sitzungstage 24 
Moritz (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. . 

Antrag auf Genehmigung zur Strafverfolgung und 
Urteilsvollſtreckung gegen den Abg. Steinbrück 


adh! 
Dr. Stachnik (Z.) zur Geſchäftsordnung 25 B 
Vertagung E 25 B 


Die Sitzung wird 17 Uhr 15 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, Senatoren: Batzer, Boeck, Dr. Hoppenrath, 
Dr. Kluck, Dr. Wiercinſki⸗Keiſer, Rettelsky, Prä⸗ 
ſident der Bank von Danzig Schäfer, Polizeipräſi⸗ 
dent Froböß, Senatsrat Boettcher, Staatsrat 
Lademann, Oberſt Bock, Oberregierungsräte Dr. 
Dormeyer, Hoffmann, Winter, Landgerichtsdirektor 
Wohler, Hauptmann und Adjutant Koelle, Land: 
gerichtsrat Dr. Moebes, Schulrat Kaſten, Ober: 
poſtrat Klaus, Poſtrat Koehler, Referenten des 
Senats Dr. Barth, Strautmann. 

Präſident: Ich eröffne die 4. Vollſitzung des 
Volkstages. Auf der Tagesordnung ſteht: 

Abgabe einer Regierungserklärung. 

Das Wort hat der Herr Präſident des Senats. 

Greiſer, Präſident des Senats: Männer und 
Frauen von Danzig! Von Zeit zu Zeit iſt es für 
jede Regierung notwendig, einmal ihr Verhältnis 
zur geſamten Innen- und Außenpolitik frei und 
offenmütig klarzulegen, es ſei denn, daß es eine 
Regierung ſcheut, ſich der Kritik des Volkes zu 
unterziehen. Insbeſondere erſcheint es mir notwen— 
dig, die Politik der nationalſozialiſtiſchen Danzi⸗ 
ger Regierung nach allen Richtungen hin, gerade 
in der jetzigen Zeit, grundlegend zu definieren. 
(Sehr richtig! links.) Hat doch eine Reihe von 
Maßnahmen, die die nationalſozialiſtiſche Regie— 
rung nicht in ihrem eigenen Intereſſe, ſondern ab— 
ſolut nur im Intereſſe der Deutſcherhaltung Dan— 
zigs — alſo der geſamten Danziger Bevölkerung 
—, getroffen hatte, hier und da eine Stimmung 
hervorgerufen, welche nach meiner Meinung ledig— 
lich auf die Unkenntnis der geſamten innen- und 
außenpolitiſchen Zuſammenhänge Danzigs zurüd- 
geführt werden kann. Der Leitgedanke unſeres 
Handelns iſt von jeher der geweſen und wird es 
in aller Zukunft bleiben, daß wir nichts für uns 
tun, ſondern alles nur für das Volk. Danzig iſt 
jedoch ein ſo kompliziertes Staatsgebilde, daß es 


ſelbſt für einen routinierten Politiker nur dann. 
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möglich iſt, ſich durch das Gewirr und die Ver⸗ 
ſchachtelungen der einzelnen Verträge, Abkommen 
und deren Rechte durchzufinden, wenn er entweder 
die politiſche Entwicklung der Freien Stadt Danzig 
von ihren Uranfängen an perſönlich miterlebt hat 
oder aber ſich in einer zähen Kleinarbeit in alle 
dieſe Dinge vertieft und hineingefreſſen hat. Iſt 
es ſchon ſchwer, einen im Völkerrecht bewanderten 
Juriſten oder Politiker, der von außerhalb nach 
Danzig kommt, mit der eigenartigen Lage Danzigs 
nach allen Seiten hin ſo bekannt zu machen, daß 
er einzelne, ſich aus dieſer Lage ergebende Situa- 
tionen zu begreifen vermag, ſo iſt es noch ſchwerer, 
eine Maſſe von Menſchen ſo zu informieren und 
jo mit einzelnen Dingen und internen Zujammen- 
hängen vertraut zu machen, daß ſie die ſich aus 
ſolchen Zuſammenhängen ergebenden Konſequen⸗ 
zen verſtehen könnten. Noch ſchwerer wird dieſe 


p Aufklärungs- und Informationsmöglichkeit, wenn 


es ſich hierbei um Dinge handelt, die den einzelnen 
in ihrer Auswirkung dort beſonders hart treffen, 
wo der Menſch im allgemeinen am kitzlichſten iſt 
und es am wenigſten verträgt, nämlich an ſeinem 
eigenen Geldbeutel. 

Es wird deshalb in ſolchen Zeiten ſchwerer Ein— 
wirkungen auf die geſamte Wirtſchaft und damit 
im Zuſammenhang auf jeden einzelnen Wolfsge- 
noſſen unausbleiblich ſein, daß manche Maßnah⸗ 
men in der breiten Maſſe nicht verſtanden und des— 
halb verurteilt werden. Politiker aber und insbe- 
ſondere Führer in eine beſſere Zukunft zu ſein, be⸗ 
deutet nicht, ſein Augenmaß mit den Grenzen der 
eigenen Popularität für die Gegenwart abzuſchlie⸗ 
ßen, ſondern in der Erkenntnis der Richtigkeit einer 
in härteſten perſönlichen und anderen Kämpfen 
erzwungenen Linie und Zielſetzung dieſe ſeine 
eigene Perſönlichkeit auf die Erreichung dieſer 
Zielſetzung einzuſtellen, auch wenn man als Führer 
gegen einen Teil der öffentlichen Meinung und 
auch unverſtanden, — ob in gutem Glauben oder 
böswillig mag dahingeſtellt ſein — dieſen Weg 
gehen muß. Politik iſt kein Ding, welches ſich 
ſchematiſch nach althergebrachten Regeln und nach 
arithmetiſcher Berechnung in Bezug auf Zeit und 
Maß führen läßt, ſondern iſt nach nationalſoziali⸗ 
ſtiſcher und nach uralter guter deutſcher Auffaſſung 
ein Ding, das zwar die Erforderniſſe des Tages 
und der Gegenwart würdigt, ſeine Blickrichtung 
und Zielſetzung aber lediglich auf die Zukunft aus⸗ 
gerichtet haben muß. Bei einer ſolchen Auffaſſung 
der Politik, die alſo nicht ſchematiſch, ſondern 
flüſſig iſt, beweiſt die Geſchichte — und die Ge— 
ſchichte iſt ja immer die beſte Lehrmeiſterin — daß 
Führer eines Staates und Führer eines Volkes 
noch immer in einer beſſeren Zukunft mit „Hoſian⸗ 
na“ empfangen wurden, auch wenn eine ſchlechtere 
Gegenwart ſie kreuzigen wollte. 

Politik in der augenblicklichen Situation in der 
Freien Stadt Danzig zu machen, bedeutet deshalb 
Verzicht auf Popularität und lediglich Hingabe an 
die Geſamtheit mit der nationalſozialiſtiſchen Ein⸗ 
ſtellung des Dienens am Volksganzen zur Herbei— 
führung einer geſicherten und dafür beſſeren Zu— 
kunft. Es iſt kein Zufall, daß in den ſchwerſten 
Tagen der Geſchichte der Freien Stadt Danzig 
Frontſoldaten an der Spitze des Staates ſtehen. 
Es iſt nicht Frontſoldatenart geweſen, während 
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der Jahre des Weltkrieges um einer guten Kritik für Deutſchland ein ausländiſcher Staat mit eige⸗ (C) 
wegen zu kämpfen, ſondern wir haben dieſen ſchick⸗ ner Autonomie und Hoheit iſt. Es iſt ein Irrtum, 


ſalsſchweren Kampf unter dem Einſatz des eigenen 
Lebens nur deshalb geführt und gewonnen, weil 
wir bereit waren, unſere Pflicht zu tun, auch wenn 
man dieſe Einſtellung in einzelnen Bevölke- 
rungsſchichten nicht verſtanden hat. So wie im 
deutſchen Frontſoldatentum der Kriegszeit das 
Samenkorn für den Wiederaufſtieg Deutſchlands 
gelegen hat, und ſo wie dieſes Frontſoldatentum in 
ſeinem Erleben in die politiſchen und weltanſchau— 
lichen Formen des Nationalſozialismus hineinge— 
goſſen wurde, ſo wird auch Danzig wieder auf der 
Grundlage nüchterner, einfacher, ſparſamer und 
ſoldatiſcher Denkungsart zu ſich ſelbſt und damit 
zu ſeiner eigenen Kraft zurückfinden. (Ohne Natio- 
nalſozialiſten! links. — Zuruf rechts.) 

Außenpolitiſch kann man ſagen, daß die Lage 
Danzigs durchaus ruhig und geklärt iſt. 

Am wichtigſten für Danzig iſt unſer Verhält⸗ 
nis zu unſerem Mutterlande Deutſchland, zum 
Völkerbund und zu Polen. 

Die Beziehungen zum Reich können nicht beſ— 
ſere ſein, als ſie ſind. (Zuruf des Abg. Weber.) 
Das ergibt ſich aus der gleichen Grundlage einer 
gemeinſamen Sprache und Kultur und aus dem 
gemeinſamen deutſchen Empfinden heraus, welches 
darin gipfelt, daß in beiden Ländern die national- 
ſozialiſtiſche Bewegung die Zügel der Regierung 
in der Hand hat. Gerade deshalb, weil wir als 
vom Mutterlande abgetrennte Danziger ſo voll— 
kommen deutſch denken und empfinden, verſtehen 
wir, den Kampf zu würdigen, den das national- 
ſozialiſtiſche Deutſchland um ſeine Freiheit führt. 
Innenpolitiſch hat unſer Mutterland dieſen Kampf 
gewonnen, hat jeine Gegner überwunden und hat 
ſich in dieſer gut zweijährigen Regierungstätig⸗ 
keit, welche eine Kette nationalſozialiſtiſcher Auf— 
bauarbeit und nationalſozialiſtiſchen Aufbauwil⸗ 
lens darſtellt, auch bei denen auf Grund ſeiner 
Leiſtungen durchgeſetzt, die ſkeptiſch und abwartend 
dieſem umwälzenden neuen Regiment gegenüber 
ſtanden. 

Der Verſuch der Zertrümmerung des national- 
ſozialiſtiſchen Regiments, der den innenpolitiſchen 
Gegnern nicht gelungen iſt, wird nun auf alle 
mögliche Art und Weiſe vom Auslande her fort⸗ 
geſetzt und gerade wir Danziger verfolgen mit be⸗ 
ſonderem Intereſſe dieſen gigantiſchen Kampf, den 
der deutſche Führer und Reichskanzler um die 
Wiederherſtellung der deutſchen Autorität in der 
geſamten Welt führt. Wir ſehen mit Freuden, daß 
ebenſo, wie er einſt innenpolitiſch den Kampf be⸗ 
gonnen hat, indem der eine oder andere von der 
Richtigkeit ſeiner Ideen überzeugt zu ihm ſtieß, er 
auch außenpolitiſch dieſen Weg ſchrittweiſe weiter- 
geht und einen Freund nach dem andern in der 
Welt gewinnt. 

Mit beſonderer Genugtuung können wir hier 
in Danzig feſtſtellen, daß unſere Nachbarrepublik 
Polen zu unſerem Mutterlande in einem freund⸗ 
ſchaftlichen Verhältnis ſteht. Bei dieſer Situation 
verkennen wir aber auch nicht gewiſſe wirtſchafts⸗ 
politiſche Maßnahmen, die gegenüber ausländiſchen 
Staaten notwendig find und die ſich auch, jo hart 
es klingt und ſo hart es uns trifft, zum Teil gegen 
Danzig richten müſſen, weil Danzig nun einmal 


zu glauben, daß man von unſerem Mutterlande 
verlangen könnte, Deviſengeſetze, die für die ganze 
Welt Geltung haben, lediglich für Danzig in ihrer 
Auswirkung einer Beſchränkung zu unterwerfen. 
(Abg. Mau: Ihre Schulden ſollen ſie bezahlen! — 
Zuruf des Abg. Weber.) Nur der kann zu einer 
ſolchen Annahme kommen, der noch immer nicht 
innerlich die harte Tatſache und die noch härtere 
Konſequenz des Verſailler Vertrages, welcher 
Danzig vom Mutterlande loslöſte, begriffen hat. 

Auch unſer Verhältnis zum Völkerbunde iſt 
ein gutes. Wir freuen uns, feſtſtellen zu können, 
daß der Völkerbund ein reges Intereſſe an dem 
politiſchen Leben Danzigs nimmt (Abg. Weber: 
Dank der Petitionen!) und daß er ſich ſeiner 
Pflichten, die ſowohl in der Schlichtung und Ent⸗ 
ſcheidung von Streitfällen zwiſchen Polen und 
Danzig, als auch in der Garantie der Verfaſſung 
liegen, bewußt iſt. Irgendwelche Streitigkeiten mit 
Polen hat er in den letzten Jahren nicht mehr zu 
entſcheiden gehabt. Dagegen mußte er ſich bei den 
letzten beiden Ratstagungen in Genf mit den Pe⸗ 
titionen der Oppoſitionsparteien beſchäftigen, die 
ihm durch den Herrn Hohen Kommiſſar zugeleitet 
worden waren. Es handelt ſich hierbei um die 
Petitionen der katholiſchen Prieſter, der Zen— 
trumspartei, eines Teiles der jüdiſchen Bevölke— 
rung Danzigs und der Danziger Volksſtimme. 
Dieſe Petitionen beſchäftigen ſich mit einigen 
Maßnahmen der Danziger Regierung, die als ver— 
faſſungswidrig hingeſtellt worden waren. Die Art 
und Weiſe, in der ſich der Völkerbund mit dieſen 
Fragen beſchäftigt hat, zeigt, daß er ſie von einer 
ſehr hohen Warte aus betrachtet und nicht die 
Abſicht hat, in die niederen Sphären des Partei— 
gezänks hineinzuſteigen. 

Ich glaube ſchon, daß die Oppoſition darauf 
hingearbeitet hat und es gern geſehen hätte, wenn 
der Rat in der letzten Tagung eine politiſche Ent- 
ſcheidung gefällt hätte. (Abg. Weiß: Nein, das 
Gegenteil!) Nach dem Ausgang der letzten Rats— 
tagung kam es jedoch dem Völkerbund nicht darauf 
an, eine politiſche Entſcheidung zu fällen und ſich 
damit unnötig in innerpolitiſche Danziger Ange— 
legenheiten zu miſchen, ſondern es kommt ihm viel 
mehr einzig und allein darauf an, rein juriſtiſch 
nachzuprüfen, ob gewiſſe Maßnahmen der Danzi— 
ger Regierung, deren Zuverläſſigkeit von anderer 
Seite beſtritten wurde, auch der objektivſten Prü— 
fung durch Juriſten von internationalem und 
völkerrechtlichem Rufe in Bezug auf ihre verfaſ— 
ſungsmäßige Grundlage ſtandhalten würden, 
(Abg. Weber: Darauf kommt es auch der Oppoſi⸗ 
tion an!) Ich freue mich, feſtſtellen zu können, daß 
der Völkerbundsrat bei den in Frage kommenden 
Grenzfällen, die uns als Verfaſſungsverletzung 
ausgelegt wurden, ſich vorerſt ſelbſt jeder Aeuße⸗ 
rung enthalten hat und daß er den Beſchluß ge— 
faßt hat, die genannten vier Petitionen einer un⸗ 
abhängigen Juriſtenkommiſſion vorzulegen. Die 
Zuſammenſetzung dieſer internationalen Juriſten⸗ 
kommiſſion, welche aus 3 Köpfen beſtehen ſoll, 
ſteht bis zur Stunde noch nicht feſt und der Senat 
wird, da ihm die Namen dieſer Juriſten vor der 
Zuſammenſetzung bekanntgegeben werden, auch 
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gegen ſie an zuſtändiger Stelle geltend zu machen. 

Die Regierung der Freien Stadt unterſtellt 
ſich gern dem Gutachten und dem Urteil eines an⸗ 
erkannten internationalen Forums und ſie kann 
ſich dieſer Erledigung umſomehr erfreuen, weil ſie 
poſitiv bei jeder der von ihr getroffenen Maßnah⸗ 
men ein abſolut reines Gewiſſen hat. Ich ſagte in 
einer früheren Rede bereits einmal, daß es ſehr 
ſchwer ſei, die Grenze zu finden, auf welcher eine 
Maßnahme noch als verfaſſungsmäßig oder ſchon 
als verfaſſungswidrig angeſehen werden muß. Bis 
zu der äußerſten Grenze der Verfaſſungsmäßigkeit 
zu gehen, iſt unſer gutes Recht, welches wir als 
unantaſtbar anſehen. Unſer Vertrauen zum Völ— 
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verſtanden hat, ſeine eigene Perſönlichkeit gegen⸗ 
über der Sache in den Hintergrund zu ſtellen. 
Mein Dank gebührt auch dem ſtändigen Berichter⸗ 
ſtatter für Danziger Fragen in Genf, dem engli⸗ 
ſchen Lordſiegelbewahrer Sir Antony Eden, deſſen 
ſachliches und wohlwollendes Verſtändnis für die 
Danziger Fragen die Verhandlungen beſonders er⸗ 
leichtert haben. Die freundnachbarlichen Beziehun⸗ 
gen, die wir zu unſerem Nachbarlande Polen uns 
terhalten, waren auch in dieſem Falle in Genf zu 
verſpüren durch die wohlwollende Atmoſphäre, in 
welcher die uns betreffenden Fragen erörtert 
wurden. 

Dieſes Verhältnis zu Polen, welches vor zwei 


kerbund und zu der von ihm eingeſetzten Kommis- Jahren auf eine vollkommen neue Baſis geitellt 
ſion iſt derartig, daß wir einer gerechten Behand- wurde, hat ſich in der Zwiſchenzeit weiterhin gün⸗ 
lung und Erledigung dieſer Angelegenheiten offen ſtig entwickelt. Kleinere Streitfälle, die ſich bei 


ins Auge ſehen. 

Bei der letzten Ratstagung wurde auch die 
Stellung des Herrn Hohen Kommiſſars des Völ— 
kerbundes in Danzig erörtert, der ſelbſt ſeine 
Funktionen in Danzig einwandfrei feſtgeſtellt zu 
wiſſen wünſchte. Bedauerlicherweiſe hat eine 
Wahlrede von mir in der Meſſehalle Anlaß zu 
dieſem Punkt der Tagesordnung auf der Genfer 


den eigenen Grenzbeziehungen beider Länder na⸗ 
turgemäß leicht ergeben, werden durch direkte Ver 
handlungen erledigt. Ueberall, wo Fragen, die 
Polen und Danzig betreffen, überhaupt einer Er— 
ledigung zuſtreben, werden ſie mit einem von bei— 
den Teilen aufgebrachten Verſtändnis geregelt, 
welches man früher auf beiden Seiten nicht für 
möglich gehalten hätte. Ich möchte dabei darauf 


Ratstagung gegeben. Damals habe ich nicht als hinweiſen, daß gerade in dieſen Tagen wieder vier 
Chef der Regierung geſprochen, ſondern lediglich kleinere Abkommen, die ſich auf die Neufeſtſetzung 
als Meinungsträger der Danziger Bevölkerung. von Kontingenten für die Landwirtſchaft beziehen, 
Die Danziger Regierung wird es niemals zulaſſen, abgeſchloſſen werden. Der Weg der direkten Aus⸗ 
daß die Kompetenzen des Herrn Hohen Kommiſ⸗ ſprache und Behandlung hat ſich als praktiſch und 
ſars des Völkerbundes in Danzig, die durch Ver⸗ für beide Teile nützlich erwieſen und wird auch 
träge und durch Ratsbeſchlüſſe und Ratsentſchei⸗ weiterhin von der nationalſozialiſtiſchen Regie⸗ 


dungen in einwandfreier Form feſtgelegt ſind, 
irgendwie verwiſcht werden können. Bei der Dan⸗ 
ziger Regierung und bei mir waren über dieſe 
Grundbefugniſſe des Herrn Hohen Kommiſſars nie 
ein Irrtum vorhanden. (Zurufe links.) Wenn bei 
einem großen Teil der Bevölkerung der Freien 
Stadt Danzig eine andere Anſicht beſteht, welche 
ich damals ausgeſprochen habe, ſo liegt das mit an 
der Tatſache, die ich am Anfang meiner Rede be— 
reits betont habe, nämlich, daß bei der eigenarti⸗ 
gen Konſtitution Danzigs der größte Teil der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung die Verträge und Abmachun⸗ 
gen und die hieraus ſich ergebenden Rechte und 
Pflichten nicht kennt und auch gar nicht kennen 
kann. (Zuruf des Abg. Weiſe.) Ich kann nichts da⸗ 
für, Herr Abg. Weiſe, wenn Sie jo dumm ſind, 
nicht zu verſtehen, daß ich als Meinungsträger 
der Bevölkerung geſprochen habe. (Abg. Weiſe: 
Ich verbitte mir das!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. Ich werde unter allen Umſtänden 
durchgreifen, wenn der Herr Präſident des Senats 
unterbrochen wird. (Zurufe links.) 

Greiſer, Präſident des Senats: Außerdem be— 
ſteht ſehr oft zwiſchen rechtlicher Auffaſſung, die 
vertragsgemäß richtig iſt, und der pſychologiſchen 
Empfindung der Bevölkerung ein Unterſchied. Ich 
freue mich jedenfalls ganz beſonders, feſtſtellen zu 
können, daß zwiſchen dem Herrn Hohen Kommiſſar 
und mir keine Divergenz der Anſchauungen in 
dieſer Hinſicht beſteht. (Zuruf des Abg. Brill.) 

Weiter benutze ich gern dieſe Gelegenheit, um 
dem Herrn Hohen Kommiſſar meinen beſonderen 


Dank für ſein faires Verhalten in Genf zum Aus⸗ 


rung der Freien Stadt gern begangen werden. 

Auch die Beziehungen Danzigs zu allen übri⸗ 
gen Ländern ſind durchaus gute und freundſchaft⸗ 
liche, wenn ſie auch nicht in einem direkten allzu 
großen wirtſchaftlichen Verkehr oder naturgemäß 
erſt recht nicht in einem politiſchen Verkehr zum 
Ausdruck kommen können. So wird die Richtigkeit 
meiner Behauptung illuſtriert durch den immer 
mehr zunehmenden regen Fremdenverkehr gerade 
laus den nordiſchen Staaten und der Tſchechoſlova— 
kei und anderen Staaten, wobei wir hoffen, daß 
die bisher mit einigen Organiſationen dieſer Län— 
der getroffenen Abmachungen auf dieſem Gebiete 
auch noch weiterhin ergänzt werden können. 

Wenn Danzig früher den Stempel ſeiner Kraft 
durch die deutſche Rüſtungsinduſtrie aufgedrückt 
erhalten hatte, jo muß neben der übrigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Betätigung unſerer Bevölkerung ins- 
beſondere der Fremdenverkehr in der Hauptſache 
den uns ſeit der Abtrennung vom Mutterlande 
verloren gegangenen Ausgleich zum großen Teil 
wieder herbeiſchaffen helfen. Wir legen Wert dar- 
auf, daß möglichſt viele Fremde, nicht nur aus 
Deutſchland, ſondern gerade auch aus allen ande⸗ 
ren Staaten Europas zu uns kommen, damit ſie 
ſich perſönlich von der Schönheit unſerer Land— 
ſchaft und unſerer Küſte, von der Stetigkeit natio- 
nalſozialiſtiſchen Wollens, von der Ruhe und Ord⸗ 
nung, die hier herrſcht, und von dem deutſchen 
Charakter des abgetrennten Danzigs überzeugen 
können. 

Danzig wurde vom Mutterlande abgetrennt, 
um Polen einen freien Zugang zum Meere zu 
geben. Dieſe Zielſetzung wurde dadurch feſter um— 
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riſſen, daß man die freie Stadt Danzig politiſch 
zwar zu einer Autonomie geſtaltete, wirtſchaftlich 
jedoch ſie in den polniſchen Wirtſchaftsraum ein⸗ 
gliederte. Rein äußerlich geſehen, wird dieſes Wol⸗ 
len gekennzeichnet durch die beſtehende Danzig⸗ 
polniſche Zollunion. Danzig iſt alſo in ſeinem gan⸗ 
gen wirtſchaftlichen Wollen und in der geſamten 
Auswirkung dieſes Wollens abhängig von den 
politiſchen Geſetzen und der wirtjchaftlichen 
Planung ſeines nachbarlichen Hinterlandes Polen. 
Liegt die politiſche Zollgeſetzgebung für die Freie 
Stadt Danzig ſchon in der Hand der Republik 
Polen, welche auf Grund der beſtehenden Verträge 
dieſe Anwendung politiſcher Geſetze ſogar durch 
Danziger Zollbeamte, die der eigenen Autonomie 
der Freien Stadt Danzig unterſtehen, verlangen 
darf, ſo iſt das geſamte wirtſchaftliche Leben Dan— 
zigs, jo weit es nicht ausſchließlich auf Export ein 
geſtellt iſt, abhängig von den Wechſelbeziehungen, 
welche Angebot und Nachfrage in Polen ſelbſt 
regeln. Selbſt die Führung für die Geſamternäh— 
rung der Bevölkerung der Freien Stadt Danzig 
greift, wie ſie das vorhin aus der Andeutung über 
den bevorſtehenden Abſchluß weiterer Kontingent— 
verträge bereits entnommen haben werden, gern 
ant die Zufuhr von Lebensmitteln aus Polen zu— 
rück. 


Wenn Danzig im Rahmen dieſes gemeinſamen 
Wirtſchaftsraumes durch Beſchluß des Völker- 
bundsrates eine eigene Währung erhalten hat, ſo 
hat dadurch Danzig auch das Recht zur eigenen 
Geſtaltung ſeiner völkiſchen Schickſalsgemeinſchaft 
im Rahmen des gemeinſamen Danzig-polniſchen 
Wirtſchaftsraums bekommen. In der Zollunion 
kommt zum Ausdruck, daß die beiden ſelbſtändigen 
Währungen aufeinander angewieſen ſind. Die 
Zollunion kann aber nicht ohne weiteres verhin— 
dern, daß ſie unter Umſtänden auch ſtark vonein— 
ander abweichen. Die gleichmäßige Bewertung 
zweier Währungen in einem gemeinſamen Wirt: 
ſchaftsraum konnte ſolange aufrechterhalten wer— 
den, als palutariſch geſehen die Vorausſetzungen 
für die Wertbemeſſung erfüllt wurden. Geriet an 
einer Stelle einmal der ſich aus Angebot und Nach— 
frage regelnde freie Deviſenverkehr bei einer 
Währung ins Stocken, ſo ſehen wir die wirtſchaft— 
lichen Folgererſcheinungen in Form von Unter⸗ 
bewertung bezw. Abwertung. Bei der polniſchen 
Währung haben wir dieſe Feſtſtellung zuerſt er— 
lebt. Der Danziger Währung iſt es erſtaunlich 
lange gelungen, dieſer Situationen, welche heute 
die geſamte wirtſchaftliche Welt bewegen, Herr zu 
werden. Wenn man heute beobachten muß, wie 
wirtſchaftsſtarke Länder und insbeſondere ſolche 
Staaten, die man eigentlich als reine Goldfeſtun— 
gen bezeichnen könnte, währungspolitiſch dieſem 
wirtſchaftlichen Kräfteſpiel der Welt unterliegen 
und daß Staaten, wie Holland, die Schweiz und 
Frankreich aller Kraftanſtrengungen bedürfen, um 
auf dieſem Gebiete Herr über das Geld bleiben zu 
können, jo müßte man eigentlich erſtaunt und ad)- 
tungsvoll vor der Regierung und den Männern 
ſtehen, die in einem Staat, wie Danzig, der tau⸗ 
ſendfache Bindungen und Löcher mehr hat als alle 
anderen Staaten Europas, es verſtanden haben, 
der nackten Tatſache einer unaufhaltſamen Ent⸗ 
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der geſamten Bevölkerung auf eine Baſis zu ſtel⸗ 
len, die als einzige in der Lage iſt, eine wirt⸗ 
ſchaftlich geſicherte Zukunft zu gewährleiſten. 

Wie ich vorhin ſchon ſagte, iſt der nötige De⸗ 
viſenzuſtrom eine lebenswichtige Vorausſetzung für 
die Aufrechterhaltung der Stabilität einer Wäh⸗ 
rung. Wenn man in früheren Jahren große Anz 
leihen aus dem Auslande nach Danzig hereinge— 
holt hat, über deren Notwendigkeit und Zweck— 
mäßigkeit zum mindeſten ſtarke Diskuſſionen und 
Zweifel erlaubt ſein dürften, (Zuruf des Abg. 
Weber.) ſo war das ein Deviſenzufluß auf längere 
Sicht. Man hätte aber damals bei kluger Politik 
— ein guter Politiker ſoll ja nicht ſeiner Popula⸗ 
rität wegen nur auf die Gegenwart ſehen, ſondern 
vorausſehen — ſich ausrechnen müſſen, daß in 
einer Reihe von Jahren die Baſis für die Gold— 
und Deviſendeckung nicht mehr vorhanden ſein 
würde und zwar durch Aufbrauchen der verfüg- 
baren Anleihen (Zuruf des Abg. Moritz.) Man 
hätte vorausfühlen müſſen, daß dann die Bewer⸗ 
tung der Danziger Währung einer ſtarken Be— 
laſtungsprobe unterworfen ſein würde, über die 
man ſich nur durch neue Schuldenwirtſchaft über 
eine Reihe weiterer Jahre vor dieſem drohenden 
Währungsverfall hätte retten können. 

Wir beabſichtigen als Nationalſozialiſten aber 
nun nicht, in die Fehler des Liberalismus zu ver— 
fallen und durch Anleihen und Schulden eine 
Scheinblüte vorzutäuſchen, die gar nicht vorhanden 
iſt und die unſeren Gläubigern gehören würde. 
Vielmehr ſcheint es mir richtiger zu ſein, der ge= 
ſamten Danziger Bevölkerung dieſe nackte Tatſache 
offen ins Geſicht zu ſagen und ihr zu erklären, daß 
wir nicht bereit ſind, neue Schulden zu machen, 
(Zuruf links.) um damit Volk und Staat neu zu 
belaſten. 

Ich habe mit großem Intereſſe, teilweiſe mit 
Lächeln, teilweiſe aber auch mit ernſter Sorge von 
den vielen Gerüchten gehört, die wieder einmal 
in Umlauf geſetzt worden ſind bezüglich der Dan— 
ziger Währung. Ein Teil der Bevölkerung be— 
hauptet, daß der Danziger Gulden ja doch nicht zu 
halten ſei und daß er weiter abgewertet werden. 
müßte. Dadurch untergrub man das Vertrauen zur 
Danziger Guldenwährung überhaupt. Die Leute, 
die ſo reden, verkennen vollkommen die wirt— 
ſchaftspolitiſchen Zuſammenhänge in Danzig. 
Denn wenn ich mich auf den Standpunkt ſtellte, 
daß es wirtſchaftstheoretiſch nicht richtig ſei, in 
einem gemeinſamen polniſch-Danziger Wirtſchafts— 
raum zwei Währungen von ungleicher Bewertung 
aufrechtzuerhalten, ſo hätte die ganze Devalvation 
des Guldens ja überhaupt keinen Zweck gehabt und 
hätte von vornherein ihren Sinn verloren, wenn 
die Unterbewertung des polniſchen Zlotys, die ge— 
genüber dem Gulden durch die Devalvation aufge— 
hört hat, nunmehr jetzt verlagert werden ſollte 
auf eine Unterbewertung des Danziger Guldens 
gegenüber dem polniſchen Zloty. An dieſer Diver- 
genz könnte ebenſowenig die Danziger Bevölke⸗ 
rung ein Intereſſe haben, als die polniſche Wirt⸗ 
ſchaft; ſondern beide haben nur das einzige Ziel, 
hier eine gemeinſame Bewertungsbaſis zu erhalten. 

Wenn mir weiterhin berichtet worden iſt, daß 
teilweiſe in der Danziger Bevölkerung das une 


wicklung Rechnung zu tragen und die Wirtſchaftlſinnige Gerücht kolportiert werden konnte, es fän⸗ 
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den zwiſchen der Danziger und der polniſchen Re⸗ 
gierung Verhandlungen darüber ſtatt, daß in Dan⸗ 
zig der Zloty eingeführt werden ſolle und daß 
Polen bereit ſei, die Danziger Notenbank in die 
Bank Polſki zu übernehmen für den Kaufpreis 
der Abtretung politiſcher Vorrechte und Danziger 
Verwaltungsbehörden, ſo möchte ich hier mit aller 
Deutlichkeit und Schärfe feſtſtellen, daß an dieſen 
Gerüchten und Mutmaßungen kein einziges wah— 
res Wort iſt. Ich habe, als ich das geſtern hörte, 
der politiſchen Polizei ſofort die Anweiſung ge— 
geben, mit allerſchärfſten Mitteln gegen ſolche, 
die ſtaatliche Selbſtändigkeit Danzigs bedrohenden 
Gerüchtemacher und -Verbreiter vorzugehen. (Leb— 
haftes Bravo! rechts.) Allerdings hat Polen auf 
Grund des Pariſer Vertrages vom 9. November 
1920 das Recht, beim Völkerbund die Unifizierung 
der Währungen zu verlangen. Mir iſt aber bisher 
noch nichts darüber bekannt, daß Polen beim 
Hohen Kommiſſar in Danzig oder beim Völker: 
bund in Genf von dieſem Rechte Gebrauch gemacht 
oder daß es die Abſicht zum Ausdruck gebracht 
hätte, dies zu tun. 


Wenn dieſes Recht durch eigennützige und 
ängſtliche Gemüter und Kreiſe in Danzig ſelbſt 
noch hervorgehoben und untermauert wird da— 
durch, daß man aus dem Gulden herausgeht und 
ji) fremde Währungen dafür kauft, jo werde ich! 
mit meiner Regierung eiſern und konſequent ſo 
wie bisher dafür ſorgen, daß durch derartige 
Methoden die Danziger Eigenſtaatlichkeit nicht ge— 
fährdet wird. Ich weiß, daß beſtimmte Kreiſe mit 
dem Gedanken ſpielen und es gern ſehen würden, 
wenn gerade eine nationalſozialiſtiſche Regierung 
die Eigenſtaatlichkeit Danzigs gegen Silberlinge 
verkaufen würde. Im Danziger Rathaus ſteht der 
Spruch: aurea libertas nullo mercabilis aere „Die 
goldene Freiheit iſt für kein Geld verkäuflich.“ 
Zäh und entſchloſſen werde ich der Danziger Be— 
völkerung Opfer und Entbehrungen zumuten, 
werde aber dafür ſorgen, daß der Gulden aus 
Danzig nicht verſchwindet. War die Einſetzung der 
Bankfeiertage ſchon notwendig, um jeden erneuten 
Verſuch einer Sabotage des wieder beginnenden 
Vertrauens zur Währung im Keime zu erſticken, 
ſo bin ich heute mit meinen Mitarbeitern feſt ent— 
ſchloſſen, durch ganz feſt gezogene Bindungen auf 
währungspolitiſchem Gebiet dem Danziger Staats- 
bürger ſeinen Danziger Gulden zu erhalten. 

Wie ich in meiner im Danziger Rundfunk am 
4. Juni gehaltenen Anſprache ausführte, haben 
Spekulantenkreiſe Ende Mai und Anfang Juni 
eine neue Attacke gegen die Danziger Währung 
verſucht und zu dieſem Zweck das Gerücht von einer 
bevorſtehenden zweiten Abwertung des Danziger 
Guldens verbreitet. Leider haben ſich durch dieſe 
irrſinnigen Gerüchte zahlreiche Einleger zur er⸗ 
neuten Flucht aus dem Gulden und zu ſtarken Ab- 
zügen bei den Banken und Sparkaſſen verleiten 
laſſen. Die Folge waren Deviſenabzüge bei der 
Bank von Danzig in ganz ungewöhnlichem Um⸗ 
fange. Die Regierung ſah ſich daher veranlaßt, um 
das Heft in der Hand zu behalten und der Bevöl— 
kerung Zeit zu geben, wieder zur Ruhe und Be— 
ſonnenheit zurückzukehren, Bankfeiertage anzuord⸗ 
nen, die in erſter Linie den Zweck hatten, den De- 
viſenbedarf auf ſein normales Maß zurückzuſchrau⸗ 


ben. Inzwiſchen ſind die Bankfeiertage durch meh- (C) 


rere Verordnungen gelockert worden. Es iſt jedoch 
leider nicht möglich, die Bankfeiertage ohne wei⸗ 
teres wieder in eine freie Geld- und Deviſenwirt⸗ 
ſchaft überzuleiten, da ſonſt die Gefahr beſteht, daß 
ein neues Deviſenhamſtern zum Schaden der ge— 
ſamten Volkswirtſchaft beginnt. Daher iſt es not⸗ 
wendig, für eine hoffentlich nicht allzu lange 
Uebergangszeit eine Deviſenbewirtſchaftung in 
Danzig einzuführen. Die Verordnung über die De— 
viſenbewirtſchaftung iſt heute nacht erſchienen. Die 
Einzelheiten hierüber ſind in einer Preſſenotiz 
niedergelegt, jo daß ich mich hier auf wenige Aus⸗ 
führungen beſchränken kann. Durch die Deviſen— 
bewirtſchaftung wird der geſamte Verkehr mit 
ausländiſchen Zahlungsmitteln erfaßt. Die Durch⸗ 
führung der Deviſenbewirtſchaftung obliegt einer 
bei der Bank von Danzig eingerichteten Deviſen— 
ſtelle, ohne deren Genehmigung ausländiſche Zah— 
lungsmittel Gold und Forderungen in ausländi- 
ſcher Währung gegen Gulden nicht erworben wer- 
den dürfen. Der An- und Verkauf von Deviſen 
ſelbſt erfolgt lediglich durch die Bank von Danzig 
bzw. die von ihr ausdrücklich beauftragten Kredit- 
inſtitute. Die Ausfuhr von Zahlungsmitteln und 
Gold ins Ausland iſt ebenfalls genehmigungs⸗ 
pflichtig. Lediglich für den Reiſeverkehr iſt eine 
Freigrenze von 20 Gulden pro Perſon und Monat 
vorgeſehen. Ob für den Reiſeverkehr Erleichterun— 
gen zugelaſſen werden können, wird ſich erſt im 
Laufe der nächſten Zeit herausſtellen. 

Die Danziger Regierung hat ſich nur ungern 
zu dieſen Maßnahmen entſchloſſen, da das Syſtem 
der Deviſenbewirtſchaftung für die Freie Stadt 
Danzig als Hafen- und Umſchlagsplatz zwangs⸗ 
läufig erhebliche wirtſchaftliche Nachteile mit ſich 
bringt, und ſich in einem kleinen Wirtſchaftsge— 
biet für einen weit größeren Teil der Bevölkerung 
fühlbar macht als in einem großen Wirtſchafts— 
gebiet. Aber jetzt dreht es ſich nicht um das Schick— 
ſal und das Intereſſe des Einzelnen, ſondern um 
das große Ganze. Es gilt, durch eine planvolle 
Wirtſchafts-, Währungs- und Finanzpolitik für die 
Danziger Währung wieder ein feſtes Fundament 
zu ſchaffen, koſte es, was es wolle. Die Regierung 
denkt nicht daran, die Danziger Währung aufzu— 
geben, ſondern ſie wird mit Entſchloſſenheit und 
Tatkraft den Weg zur Wiederherſtellung des Ver— 
trauens zum Danziger Gulden und damit zur Dane 
ziger Wirtſchaft ſelbſt gehen. Der Senat weiß ſich 
mit der polniſchen Regierung einig darin, daß ein 
Abgleiten des Danziger Guldens ſchwerwiegende 
wirtſchaftliche Nachteile nicht nur für die Danzi- 
ger, ſondern auch für die polniſche Wirtſchaft nach 
ſich ziehen müßte. Daher wird die Danziger Re— 
gierung die Stabilität des Danziger Guldens 
unter allen Umſtänden zu verteidigen und zu 
ſchützen wiſſen. Ich bin überzeugt, daß die jetzige 
Kriſis in nicht allzu langer Zeit überwunden ſein 
wird, wenn Regierung und Volk in ſchickſalhafter 
Verbundenheit zuſammenhalten. 

Hat ein Teil der Danziger Bevölkerung teil- 
weiſe aus Angſt oder auch teilweiſe aus innerem 
Gegenſatz zu uns durch den Ankauf von Deviſen 
und Gold und durch die Abhebung ihrer Bank— 
und Spareinlagen bewieſen, daß ſie nicht in der 
Lage iſt, in Zeiten der Not und Gefahr durch Zu— 
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rückſtellen des Egoismus und der Perſönlichkeit 
dem Volksganzen zu dienen und iſt die Bevölke⸗ 
rung nicht ſelbſt ſo einſichtig, daran zu glauben, 
daß wir die Zügelführung nicht um unſerer ſelbſt 
willen, ſondern um der beſſeren Zukunft der Be⸗ 
völkerung willen in einer beſtimmten Linie in der 
Hand behalten, ſo werde ich die Bevölkerung zwin⸗ 
gen, einzuſehen, daß wir es gut und ehrlich meinen. 
(Abg. Weber: Durch Zwang?) Mag ſie auch heute 
und morgen ſchimpfen, über kurz oder lang wird 
eine ruhigere und vernünftigere Zeit über dieſen 
Zeitabſchnitt der Danziger Geſchichte gerecht ur— 
teilen. 

Die geſtern abend beſchloſſenen Geſetze und Er— 
laſſe, welche den An- und Verkauf von Deviſen 
und Gold unter Aufſicht ſtellen und die Abliefe— 
rung von Gold und Deviſen an die Danziger 
Notenbank erzwingen, ſind Geſetze der härteſten 
Not. Greifen ſie in das Schickſal einzelner Staats⸗ 
bürger ein, ſo ſpielt das für mich keine Rolle, denn 
das Schickſal Danzigs und ſeiner Bevölkerung iſt 
mir wichtiger als Einzelſchickſale. In Zeiten der 
Not kann man nicht Rückſicht auf papierne Geſetze 
und Paragraphen nehmen; denn Not beugt nicht 
nur Theorie, ſondern bricht auch Eiſen. Und wer 
da glaubte, ſeinem Gefühl Ausdruck geben zu müſ⸗ 
ſen, die Danziger Regierung könne dieſe Situatio— 
nen nicht meiſtern, der möge wiſſen, daß Männer, 
die mehr als einmal in 4½ Kriegsjahren mit dem 
Grauen und dem Tode Freundſchaft geſchloſſen 
hatten, auch heute bereit ſind, wieder um ihres 
Volkes willen alles zu wagen und in der Not für 
dieſes Volk auch Eiſen zu brechen. (Beifall und 
Händeklatſchen. — Abg. Weber: Hoffentlich bricht 
nicht noch mehr!) Wahrſcheinlich werden Sie dann 
zuerſt brechen. 

Der Senat iſt ſich deſſen bewußt, daß die Wäh— 
rungspolitik zur Aufrechterhaltung der Danziger 
Guldenwährung und ſeiner Stabilität große 
Opfer von der geſamten Danziger Bevölkerung er— 
fordert und daß dieſe Politik nicht anhält vor dem 
Schickſal des Einzelnen. Genau jo wie der Wirt- 
ſchaftler in ſeiner ganzen Kalkulation und Ge— 
ſchäftsgebarung davon betroffen iſt, wird auch an⸗ 
dererſeits jeder einzelne Staatsbürger, ganz gleich 
in welchem Verhältnis und in welchem Zuſam— 
menhang er mit der Wirtſchaft ſteht, von dieſen 
Maßnahmen erfaßt. Dieſe revolutionäre Tat der 
Guldenabwertung mit allen ihren Folgeerſchei— 
nungen erfordert eine wirtſchaftliche Umſtellung 
bezüglich der Lebenshaltung jedes Einzelnen. Die 
Regierung, die eine Volksregierung ſein will, 
kann ihrer Geſamteinſtellung nach naturgemäß 
nicht Opfer von der Geſamtheit und jedem Ein— 
zelnen verlangen, wenn ſie nicht zum mindeſten in 
der Opferleiſtung der Geſamtheit vorangeht. Eben⸗ 
ſo, wie die Geſamtheit von der Guldenabwertung 
betroffen iſt, iſt naturgemäß auch der Haushalt des 
Staates und der Stadt davon betroffen. Ebenſo 
wie ſich in Zukunft jeder Einzelne wird nach der 
Decke ſtrecken müſſen, wird auch die Regierung in 
Einnahmen und Ausgaben mehr als bisher auf 
peinlichſte Sparſamkeit achten müſſen. (Das iſt 
ſehr nötig! links.) Es wird damit zu rechnen ſein, 
daß die Einnahmeſeite der geſamten Haushalts- 
pläne nicht in dem erforderlichen Umfange, wie 
in den zurückliegenden Jahren Einnahmen auf— 
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weiſen werden. (Sehr richtig! links.) Infolgedeſſen (O) 


ſieht ſich die Regierung veranlaßt, vorſorglich 
Sparſamkeitsmaßnahmen ins Auge zu faſſen in 
einem Umfange, wie es bisher bei Danziger Re— 
gierungen noch nicht in Frage gekommen iſt. Es 
wird notwendig fein, bei den laufenden und ein- 
maligen Ausgaben, die insbeſondere durch die 
Guldenabwertung gelitten haben, noch weitere 
Abſetzungen vorzunehmen. Die Haupterſparnis⸗ 
möglichkeiten werden nach wie vor, wie bei jedem 
Etat, auf der Ausgabenſeite bei den Perſonal- und 
ſachlichen Ausgaben zu finden ſein. Ich habe nie, 
auch den zuſtändigen Beamtenvertretern gegen— 
über, darüber einen Zweifel gelaſſen, daß nach 
ſachlichen Geſichtspunkten geſehen die Danziger 
Behörden zum Teil überorganiſiert ſind. Es ijt 
dieſes darauf zurückzuführen, daß man bei Beginn 
des Freiſtaates die Autonomie in großzügigſter 
Weiſe ausgebaut hat, ohne daran zu denken, daß 
dieſer kleine Staat, dem einige Haupteinnahme— 
quellen fehlen, die jedem autonomen Staat zur 
Verfügung ſtehen, auf Grund der beſonderen Lage 
und der abgeſchloſſenen Verträge, gar nicht in der 
Lage ſein kann, einen ſo großen Verwaltungs— 
apparat auf die Dauer aufrecht zu erhalten. (Abg. 
Weiſe: Warum ging es denn bisher?) Ich bin 
mir im Klaren darüber, daß Einſparungsmöglich⸗ 
keiten auf dieſem Gebiete zum Teil abhängig ſind 
von einer Abänderung der Verfaſſung. Ich werde 
der Oppoſition Gelegenheit geben, zu den hierzu 
erforderlichen Geſetzentwürfen Stellung zu neh— 
men. Wenn die Oppoſition ihre Mitarbeit in der 
Stunde der Not dem Staate gegenüber verſagen 
ſollte, ſo werden andere Wege geſucht werden müſ— 
ſen, um den Staat vor Schaden zu bewahren. (Das 
hätte vorher gemacht werden müſſen! links.) Bei 
einer Durchführung der in Ausſicht genommenen 
Maßnahmen wird es ſich weiter darum handeln 
müſſen, die ſozial ſchlechter geſtellten Schichten des 
Behördenperſonals ſchonend zu behandeln. So 
denke ich mir bei den Angeſtellten lediglich einen 
Abbau in geringerem Umfange, während ich bei 
den Lehrern an eine Einſparung von mindeſtens 
100 und bei den Beamten an eine Einſparung von 
mindeſtens 500 Stellen denke. Vielleicht wird es 
auch gar nicht einmal eines beſonderen großen 
Hinweiſes an einzelne Teile der Beamtenſchaft be— 
dürfen, um ſie davon zu überzeugen, daß die Ge— 
legenheit, außerhalb der Danziger Landesgrenzen 
eine wirtſchaftliche Beſſerſtellung als in Danzig 
ſelber zu erreichen, einmalig und nie wieder— 
kehrend iſt. 


Der Senat wird ſich aber auch auf die Dauer 
außerſtande ſehen, denjenigen Penſionären, die in 
ihren Bezügen rechtlich und finanziell nicht ohne 
weiteres von der Freien Stadt Danzig, ſondern 
von Deutſchland abhängen, die Weiterzahlung 
ihrer Bezüge vollkommen aus eigener Kraft zu 
garantieren. Ein großer Teil dieſer Kreiſe wird 
ſich mit dem Gedanken vertraut machen müſſen, 
im deutſchen Reichsgebiet, vielleicht in der Nähe 
von Danzig oder an irgendwelchen anderen Orten, 
die ausgeſucht werden können, die rechtlich vom 
Reich zu zahlenden Rentenbezüge zu verzehren. 
(Abg. Weiſe: Hört, hört!) So hart dieſe Maß— 
nahme fürs erſte erklingen mag, wird ſie ſich nach 
erfolgter Ausführung doch anders anjehen, denn 
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das Reich, welches für die Sicherung dieſer Be⸗ 
züge zuſtändig iſt, wird ſeinen Verpflichtungen 
dieſen Kreiſen gegenüber ohne weiteres nach⸗ 
kommen. 


Die Freie Stadt Danzig ſtellt auch mit Freude 
feſt, daß benachbarte Länder die Möglichkeit fin- 
den, ihre Arbeitsloſenziffer prozentual in einem 
größeren Umfange herabzudrücken, als es Danzig 
mit ſeinen beſchränkten Mitteln zu leiſten vermag. 
Wir werden deshalb darauf bedacht ſein müſſen, 
mehr noch als bisher Erwerbsloſe ausfindig zu 
machen, die ſich freiwillig bereit erklären, eine Ar⸗ 


beit, die ihnen außerhalb der Danziger Landes⸗ 


grenzen angeboten wird, anzunehmen. Die Einlei⸗ 
tung derartiger Maßnahmen wird natürlich nur 
dann Zweck haben, wenn mehrere 1000 Arbeits- 
loſe den Ernſt der Situation klar erkennen und 
lieber Arbeit außerhalb Danzigs zu einem voll— 
gültigen Tariflohn werrichten, als hier in Danzig 
einen theoretiſchen Anſpruch auf Zuteilung von 
Arbeit zu beſitzen. 


Im Zuſammenhang damit wird erwogen wer- 


den müſſen, ob nicht ebenſo, wie ſeiner Zeit eine! 


Ueberführung des Freiwilligen Arbeitsdienſtes in 
die Wege geleitet werden konnte, auch teilweiſe 
der Staatliche Hilfsdienſt, ſoweit ſeine Mitglieder 
einer ſolchen Maßnahme freiwillig zuſtimmen, 
denſelben Weg gehen könnte. Die Angehörigen des 
Freiwilligen Arbeitsdienſtes, der früher einmal 
in Danzig beſtanden hat, fühlen ſich nach überein— 
ſtimmenden Berichten in ihrer neuen deutſchen 
Heimat abſolut wohl und ich glaube, auf dieſem 
Gebiet gerade den jungen Arbeitsdienſtfreiwilli— 
gen einen Weg für ihr beſſeres Fortkommen wei— 
ſen zu können, als wenn ſie in Danzig verbleiben. 


Die kulturelle Bedeutung eines Volkes iſt mit 
das wichtigſte Fundament für die geiſtige und ſee— 
liſche Erhaltung des Lebens. Es iſt von jeher Auf- 
gabe einer guten Staatsführung geweſen und 
wurde insbeſondere von nationalſozialiſtiſcher 
Seite immer wieder betont und hervorgehoben, 
daß die Kultur nicht Eigentum einer bevorrechtig— 
ten Schicht des Volkes ſein darf, ſondern daß ſie 
Allgemeingut desſelben werden muß. Die Beſtre— 
bungen gerade auf dieſem Gebiet in Deutſchland 
und auch in Danzig weiſen eine Fülle ungeheurer 
Leiſtungsarbeit auf und wenn ich nun hier in 
aller Oeffentlichkeit und Deutlichkeit die Forde⸗ 
rung erhebe, daß ſelbſt auf dieſem Gebiete vor Ein⸗ 
griffen und Sparſamkeitszugriffen nicht Halt ge⸗ 
macht werden darf, ſo mag Ihnen allen und der 
geſamten Danziger Bevölkerung dieſe Tatſache als 
ſolche den Beweis erbringen, daß wir gewillt ſind, 
in dieſer kritiſchen Situation unerbittlich durchzu⸗ 
greifen und daß wir den Mut haben, auch auf die— 
ſem Gebiete Forderungen zu erheben und durchzu⸗ 
ſetzen. (Zuruf des Abg. Weber) Ich kann mir 
nicht vorſtellen, daß alle Fakultäten der Danziger 
Techniſchen Hochſchule eine unbedingte Voraus- 
ſetzung für die geiſtige und kulturelle Größe der 
Freien Stadt bedeuten. Die Hochſchule als ſolche 
hat beſtimmt mit den allerbeſten Ruf in der Tech⸗ 
nik und der Geiſteswiſſenſchaft über die Grenzen 
Danzigs hinaus. Aber da, wo die Erhaltung des 
Staatsganzen zwingende Notwendigkeit wird, darf 
man auch an dieſer Kulturſtätte und an ähnlichen, 
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wie z. B. an der Hochſchule für Lehrerbildung, 
nicht vorübergehen. 

Einen Mittelpunkt geiſtigen Lebens und deut⸗ 
ſcher Kultur bildete von jeher das Theaterweſen. 
Gerade Danzig nach ſeiner Abtrennung vom Mut⸗ 
terlande legte Wert darauf, in ſeinem Stadtthea— 
ter, das erſt von der nationalſozialiſtiſchen Regie⸗ 
rung zum Staatstheater erhoben wurde, einen gei— 
ſtigen Mittelpunkt für das Deutſchtum des Oſtens 
in dieſer Einrichtung zu beſitzen und dieſen Mittel⸗ 
punkt weiter auszubauen. Gerade dieſe richtige Er⸗ 
kenntnis hat dazu geführt, dieſem geiſtigen Mittel- 
punkt einen äußerlich würdigen Rahmen durch den 
Neuaufbau dieſes Theaters zu geben. Vielleicht 
iſt es tragiſch, daß gerade bei dieſem Neuaufbau 
und insbeſondere eine Regierung, die von ſich aus 
planmäßig die Schaffung dieſer geiſtigen Zentra— 
liſation gefördert und durchgeführt hat, der Ge— 
danke wird erwogen werden müſſen, auch bei dieſer 
Kulturſtätte Sparſamkeitsforderungen anmelden 
zu müſſen. Es ſoll heute nicht die Forderung er— 
hoben werden, das Theater vollkommen zu ſchlie— 
ßen, ſondern es ſoll nach Mitteln und Wegen ge— 
ſucht werden, um dieſes Inſtrument deutſcher Kul⸗ 
tur der abgetrennten deutſchen Volksſeele, wenn 
auch nicht in vollem, ſo doch in einem beſchränkten 
Umfange zu erhalten. (Zuruf links.) Auf jeden 
Fall darf aber das kulturelle Streben eines Staa— 
tes nicht Hindernis ſein für die Erhaltung des 
Staatsganzen. 

Es kann nicht die Aufgabe meiner Ausführun⸗ 
gen ſein, alle Sparmaßnahmen und Sparmöglich⸗ 
keiten erſchöpfend zu behandeln. Die Senatsabtei- 
lungen ſind bereits damit beſchäftigt, jeden ein⸗ 
zelnen Etatsanſatz unter dem Geſichtswinkel ſchärf— 
ſter Sparſamkeit einer eingehenden Nachprüfung 
zu unterziehen. Das Ergebnis dieſer Bemühungen 
wird nach Fertigſtellung der Arbeiten, die mit 
größter Beſchleunigung betrieben werden, bekannt 
gegeben werden. 

Bei dieſer Gelegenheit möchte ich auch darauf 
hinweiſen, daß der Senat das Ergebnis ſeiner 
Etatsberatungen, die infolge der Devalvation z. T. 
auf eine ganz neue Grundlage geſtellt werden müj- 
ſen, unter Beobachtung der verfaſſungsmäßigen 
Notwendigkeiten vor den Volkstag bringen wird. 
Die Regierung hat an ihrer Finanzgebarung nichts 


zu verbergen und ſie hat auch die Kritik an ihren 


Maßnahmen nicht zu fürchten. 

Der Senat iſt ſich darüber im klaren, daß ſeine 
Vorhaben tief einſchneidende Maßnahmen in das 
öffentliche Leben bedeuten und daß dieſe Maßnah⸗ 
men alles andere als populär ſind. Wie ich ein- 
gangs bereits klargelegt habe, darf der Chef einer 
Regierung und der Führer eines Staates jedoch 
ſeine Abſichten nicht leiten laſſen von der Kritik 
einer noch durch Parteien zerriſſenen Bevölkerung, 
ſondern muß den Weg und das Ziel, welche er als 
richtig erkannt hat, klarlegen und an den geſun⸗ 
den Inſtinkt der Bevölkerung appellieren. Die 
Regierung kann auf dieſem Wege nicht allein 
gehen, ſondern ſie muß der Unterſtützung aller auf- 
bauwilligen Kreiſe und Kräfte gewiß ſein. Dieſe 
Unterſtützung darf nicht an die Schranken einer 
Partei oder an die Bindungen und an die Gren⸗ 
zen eines Parlaments gebunden ſein. Wenn auch 
in Danzig die Verfaſſung der Freien Stadt be⸗ 
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ſcheint es mir trotzdem nicht unmöglich zu ſein, 
alle gutwilligen Kräfte in die Marſchrichtung die— 
ſes Weges zu bringen. Ich bin abſolut bereit, mit 
jedem zuſammenzuarbeiten, der ſich ſeiner Verant— 
wortung gegenüber ſeiner Heimat Danzig bewußt 
iſt. Die Regierung braucht eine Kritik der Bevöl⸗ 
kerung nicht zu ſcheuen. Kritik darf jedoch nicht nur 
negativ, verneinend und herabziehend ſein, ſondern 
ſie muß da, wo fie geübt wird, auch die Möglich⸗ 
keit haben, anſtelle des negativ Kritiſierten etwas 
beſſeres vorzuſchlagen. (Sehr richtig!) Eine von 
politiſchen parlamentariſchen Parteien gebundene 
Kritik hat bisher nicht zeigen können, daß ſie in 
der Lage iſt, beſſere Wege zu weiſen. (Abg. Weber: 
Die haben Sie nicht reden laſſen!) Ich bin deshalb 
einer ſolchen Kritik gegenüber nicht ängſtlich, aber 
keptiſch. Ich glaube, m. H. von der Oppoſition, 
Ihnen auch früher bewieſen zu haben, daß ich in 
Kampfzeiten nicht ängſtlich geweſen bin und ich 
werde Ihnen jetzt beweiſen, daß ich es heute noch 
viel weniger bin. (Beifall bei den Nationalſozia— 
liſten.) Trotz dieſer ſkeptiſchen Einſtellung bin ich 
jedoch bereit, den Parteien Gelegenheit zu geben, 
ihre Parteiintereſſen hinter denen des Geſamt— 
wohles zurückzuſtellen und poſitive Kritik zu üben. 
Aus dieſem Grunde werde ich auch Veranlaſſung 
nehmen, den Herrn Polizeipräſidenten anzuwei— 
ſen, das ausgeſprochene Verbot der Danziger 
Volksſtimme mit Ablauf dieſes Monats abzukür⸗ 
zen. (Hört, hört! links.) Es wird von dieſer Op— 
poſitionszeitung ſelbſt und der von ihr vertretenen 
Partei abhängen, ob ſie von dieſem Rechte einer 
poſitiven Kritik Gebrauch machen wird oder nicht. 
Mit demagogiſchen Phraſen, mit der Spekulation 
auf die niedrigen Inſtinkte einer durch ſoziale Ge— 
genſätze aufgebauſchten Leidenſchaft iſt Danzig 
nicht zu retten. (Sehr richtig! links.) 

Präſident: Herr Abg. Brill, ich fordere Sie 
auf, den Herrn Präſidenten des Senats nicht zu 
unterbrechen. Ich habe bereits einmal davor ge— 
warnt. 

Greiſer, Präſident des Senats: Ich habe früher 
in den Jahren, als ich mit zwölf nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Abgeordneten in dieſem Hauſe ſaß, bewieſen. 
daß ich mit der geſamten Oppoſition fertig wurde. 
Es wäre lächerlich, wenn ich heute als Chef der 
Regierung und im Beſitze der geſamten Autorität 
des Staates mit dieſer lächerlichen Oppoſition 
nicht fertig würde. (Beifall bei den Nationalſozia⸗ 
liſten. — Abg. Weber: Das war der Appell an die 
Mitarbeit! — Zwijchenrüfe — Abg. Weber: Wir 
werden ſehen, wer zuletzt lacht!) 

Präſident: Herr Abg. Weber, wegen fortgeſetz⸗ 
ter Störung der Ordnung ſchließe ich Sie auf zwei 
Sitzungstage aus und fordere Sie auf, den Saal 
zu verlaſſen. 

Greiſer, Präſident des Senats: Der Senat und 
ſeine Mitglieder und insbeſondere diejenigen, die 
gleich mir väterlicherſeits durch eine Jahrhunderte 
alte Tradition mit dieſem Heimatboden Danzig 
verwurzelt ſind, wiſſen, daß Danzigs Bevölkerung 
in der Stunde der Not bisher immer zuſammen⸗ 
geſtanden hat und daß dieſe Danziger Bevölkerung 
noch nie den Nacken gebeugt hat. Seien wir uns 
dieſer Jahrhunderte alten Tradition bewußt, ſeien 


Bindungen und Grenzen vorſchreibt, 
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diesmal den Nacken nicht. Wir haben es nicht vor 
den Kräften getan, die vor und bei der Abtren— 
nung unſerer Heimat unſer Deutſchtum anzweifeln 
wollten und werden es auch nicht vor jenen Kräf- 
ten tun, die glauben, heute ſei die Stunde gekom— 
men, in welcher ihnen Danzig hörig werden müßte. 
Nec temere, nec timide gehen wir als Danziger 
den vom Schickſal vorgezeichneten Weg. Drücken 
uns auch materielle Sorgen, ſo laſſen wir uns 
nicht niederzwingen; im Gegenteil, wir werfen den 
Kopf in den Nacken, tragen das Haupt ſtolzer noch 
als zuvor und gehen, wenn auch ſchwer beladen, 
doch aufrechten Schrittes und als freie Staats- 
bürger den Weg in die beſſere Zukunft. Glaubt je⸗ 
mand, die Laſt ſelbſt nicht tragen zu können, ſo 
werden Kameraden ſich finden, die ſie mittragen 
helfen. Wird jemand auf dieſem Wege krank, ſo 
wird es Hände geben, die pflegen und heilen wer— 
den. Glaubt aber jemand aus Böswilligkeit und 
Gehäſſigkeit gegen unſere Weltanſchauung dieſen 
Weg ablehnen zu müſſen, jo mag er die Verant- 
wortung mit ſich ſelbſt ausmachen, daß er unſere 
Heimat in einer der ſchwerſten Zeiten ihrer Ge— 
ſchichte im Stich gelaſſen hat. Wir aber als Sol- 
daten des großen Krieges und als Bannerträger 
des deutſchen Volkes ſtehen aufrecht auch in dieſer 
Zeit. Um uns geſchart eine Gefolgſchaft, traditions⸗ 
bewußt und trotzig, die bereit iſt, nicht nur dem 
Gegner die Zähne zu zeigen, ſondern auch das 
Schickſal auf ihre Schultern zu nehmen, um Dan⸗ 
zig ſich ſelbſt und damit dem Deutſchtum zu er— 
halten. (Andauernder Beifall und Händeklatſchen.) 


Präſident: Im Aelteſtenausſchuß iſt beſprochen 
worden, ob die Ausſprache ſofort oder ſpäter ſtatt⸗ 
finden ſollte. Die Nationalſozialiſten ſtellten im 
Aelteſtenausſchuß den Antrag, zuerſt das Geſetz ab— 
zuwarten, das der Herr Präſident des Senats an⸗ 
kündigen wird und das dem Volkstag ſpäteſtens in 
2 Wochen zugehen ſoll, um dann bei der Ber 
ſprechung dieſes Geſetzes die Regierungserklärung 
mitzubeſprechen. Der ſozialdemokratiſche und der 
Zentrums⸗Vertreter beantragten, ein bis zwei Tage 
Pauſe einzulegen. Es muß deshalb hier darüber 


ſabgeſtimmt werden, was der Volkstag beſchließt. 


— Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Da durch den 
Herrn Senatspräſidenten im Rundfunk und in der 
Preſſe eröffnet worden war, daß den parlamenta— 
riſchen Vertretern der Oppoſition Gelegenheit ge— 
geben werden ſolle, zu den Ausführungen der Re— 
gierungserklärung Stellung zu nehmen, beantrage 
ich Beſprechung der Regierungserklärung und Vers 
tagung der Sitzung auf Freitag, nachmittag 31% 
Uhr, mit der Tagesordnung: Beſprechung der Re— 
gierungserklärung. 

Ich glaube, daß dieſer Antrag angenommen 
werden kann; denn nach den eigenen Worten des 
Herrn Senatspräſidenten fürchtet ja die Regierung 
keinerlei Kritik. Es dürfte deshalb im Intereſſe 
des Freiſtaates liegen, recht bald die Ausſprache 
der Regierungserklärung anzuſetzen. . 

Präſident: Es liegen alſo zwei Anträge vor, 
der eine, den ich zuerſt bekanntgab, die Sitzung für 
einen Zeitraum bis längſtens zwei Wochen zu 
vertagen, bis das angekündigte Geſetz dem Volks⸗ 


wir nicht zaghaft und furchtſam, beugen wir auch tag vorliegt und der andere, die Sitzung auf Kreis 


— 


D) 


Volkstag Danzig — 4. Sitzung. 
(Präſident) 


() tag nachmittags ½4 Uhr zu vertagen. Beide An⸗ 


träge betreffen die Beſprechung der Regierungs⸗ 
erklärung. Ich werde über den zweiten Antrag zu— 
erſt abſtimmen laſſen. Wer dafür iſt, daß die Bes 
ſprechung der Regierungserklärung Freitag dieſer 
Woche nachmittags ½4 Uhr ſtattfinden ſoll, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen— 
probe. Das Letztere iſt die Mehrheit. Damit iſt der 
zweite Antrag angenommen. 


Mir liegt noch ein weiterer Antrag vor, auf 
die heutige Tagesordnung die Druckſache Nr. 8 zu 
ſetzen, die ſämtlichen Abgeordneten zugegangen iſt. 
Wer dafür iſt, daß dieſe Druckſache heute behandelt 
wird, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehr— 
heit; es iſt ſo beſchloſſen. — Ich rufe Punkt 2 der 
Tagesordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung zur Strafver⸗ 
folgung und Urteilsvollſtreckung gegen den 

Abg. Steinbrück. 
Druckſache Nr. 8. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort Herr Abg. Dr. Stachnik. (Abg. Dr. Stachnik: 
Zu dieſem Punkte nicht!) Wortmeldungen liegen 
zu Druckſache Nr. 8 nicht vor. Wir kommen daher 


Mittwoch, den 12. Juni 1935. 25 


zur Abſtimmung. Wer dem Antrag auf Genehmi- (B) 


gung zur Strafverfolgung und Arteilsvollſtrek⸗ 
kung gegen den Volkstagsabgeordneten Karl 
Steinbrück in Druckſache Nr. 8 zuſtimmt, bitte ich, 
ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit. Es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. 
Dr. Stachnik das Wort. 

Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): Wir nahmen 
an, daß wir heute in die Beſprechung der Regie— 
rungserklärung eintreten würden. Da das nicht ges 
ſchieht, möchte ich im eigenen Namen und im 
Namen von 24 andern Abgeordneten folgenden 
Antrag überreichen: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Volkstag beſchließt ſeine Auflöſung. 
(Bravo! links. — Lachen rechts! Sehr naive An— 
träge! bei den Nationalſozialiſten.) 

Präſident: Ich habe den Antrag entgegenge— 
nommen. Vor der Verhandlung dieſes Antrages 
ind die durch die Verfaſſung vorgeſchriebenen Fris 
ſten einzuhalten. — Damit ſind wir am Schluß 
der Tagesordnung. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 18 Uhr 15 Minuten.) 


(B) 


Volkstag Danzig — 5. Sitzung. 


5. Sitzung. 
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des Senats auf Genehmigung zur Strafver: 
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Aufwandsentſchädigung der Volkstagsabgeord⸗ 
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Dr. Draeger, Staatsrat 31 B 
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Die Sitzung wird 17 Uhr 45 durch den Präſi⸗ 
denten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, ſtellvertretender Präſident des Senats 
Huth, Senatoren Batzer, Boeck, Dr. Kluck, 
Rettelsty, Dr. Wiercinſki-Keiſer, Polizeipräſident 
Froböß, Senatsrat Böttcher, Staatsrat Dr. Draeger, 
Hauptmann und Adjutant Kölle, Landgerichts⸗ 
direktor Wohler, Landgerichtsrat Dr. Moebes. 

Präſident: Ich eröffne die 5. Vollſitzung des 
Volkstages. Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. 
Klein das Wort. 
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Klein, Abgeordneter (Z.): Wir beantragen, der 
Senat wolle dahin wirken, daß die Maßnahme der 
zwangsweiſen Arbeitsvermittlung nach Deutſchland 
ſofort wieder aufgehoben wird und daß die Er— 
werbsloſen ſofort wieder ihre Unterſtützung er⸗ 
halten. (Früher wurden ſie nach Braſilien geſchickt, 
das war wohl beſſer! bei den Nationalſozialiſten.) 
bzw. daß ihnen eine Arbeit im Freiſtaat Danzig 
nachgewieſen wird. 

Präſident: Wünſcht noch jemand das Wort zur 
Geſchäftsordnung? — Dann kommen wir zur Feſt⸗ 
ſtellung der Tagesordnung. Die Tagesordnung 
liegt den Abgeordneten ja gedruckt vor. Zu Punkt 
1 ſchlägt die Nationalſozialiſtiſche Fraktion vor, 
den Punkt auf die Tagesordnung der nächſten 
Volkstagsſitzung zu ſetzen, ihn alſo heute abzuſetzen. 
(Welchen? beim Zentrum.) Den Punkt 1 der heu⸗ 
tigen Tagesordnung, weil die Nationalſozialiſti— 
ſche und wahrſcheinlich auch die anderen Fraktio⸗ 
nen zu dieſem Vertrag, der nur im Volkstag aus⸗ 
liegt, kaum werden Stellung nehmen können. 
Widerſpruch erhebt ſich nicht, dann iſt Punkt 1 won 
der heutigen Tagesordnung abgeſetzt. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, muß 


ich noch die Genehmigung des Volkstages einholen, 


daß zu Punkt 3, 4 und 5 die Friſten gekürzt werden 
und ſämtliche drei Leſungen der betreffenden Vor— 
lagen heute ſtattfinden. Wer dafür iſt, daß die 
Punkte 3, 4 und 5 der Tagesordnung in ſämtlichen 
drei Leſungen erledigt werden, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. 
Gemäß Rückſprache im Aelteſtenausſchuß ändere 
ich die Tagesordnung dementſprechend, daß Punkt 
4 und 5 in der Ausſprache zuſammengezogen und 
gleichzeitig mit der Beſprechung der Regierungser⸗ 
klärung verbunden werden, die vor 14 Tagen ab: 
gegeben wurde. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
teile ich mit, daß der Senat dem Volkstag folgen⸗ 
des mitteilt: 

Herr Senator von Wnuck hat am 22. ds. Mts. 


ſein Amt als Mitglied des Senats der Freien Stadt 
Danzig niedergelegt. 


Ich rufe dann auf Punkt 2 der Tagesordnung: 
Bericht des Aelteſtenausſchuſſes über den 
Antrag des Senats auf Genehmigung zur 
Strafverfolgung und Vollſtreckung gegen 
einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 15 zu Nr. 7. Das Wort hat der 
Herr Abg. Kurowfki. 

Kurowſki, Abgeordneter (Z.): Ich möchte mir 
erlauben, ein paar kurze Bemerkungen zu Punkt 2 
der Tagesordnung zu machen. Wie Sie aus der 
Tagesordnung erſehen, handelt es ſich um die 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. Es 
iſt dies der Abg. Poſack, der der Zentrumsfraktion 
angehört. Angeblich ſoll er auf einer Wahlver— 
ſammlung, die vor einigen Monaten, alſo jeden— 
falls vor den Wahlen ſtattgefunden hat, (Januar, 
das war keine Wahlverſammlung! bei den Natio⸗ 
nalſozialiſten.) — Sie wiſſen gut Beſcheid, Ihre 
Fraktion ſcheint gut informiert zu ſein — Aus⸗ 
führungen gemacht haben, in denen eine Beleidi— 
gung der Regierung erblickt wird. Was er geſagt 
hat, iſt mir nicht bekannt, jedenfalls haben zahl- 
reiche Mitglieder der Verſammlung bekundet, daß 
irgendwelche Aeußerungen, die als Beleidigung 
der Regierung anzuſehen ſind, nicht gefallen find. 
Wie dem auch ſei, an ſich hat ja die Strafverfol— 


(D) 


(A) 


gungsbehörde das Recht, wenn irgendein Verdacht 
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gegen eine Perſon laut wird, die Anlaß zu einer 
Strafverfolgung bietet, den Volkstag zu erſuchen, 
die Immunität zum Zwecke der Durchführung der 
Strafverfolgung aufzuheben. Das iſt auch hier ge— 
ſchehen, nur die Stellung des Volkstages iſt eine 
etwas eigenartige. ü 

Zweifellos ſteht für uns alle feſt, daß es ſich, 
wenn überhaupt ein Delikt vorliegen ſollte, um 
ein rein politiſches handelt, ein Delikt, deſſen ſich 
wahrſcheinlich — ich will niemand beſchuldigen — 
die Mitglieder der Nationalſozialiſtiſchen Frak— 
tion, ſo nehme ich an, denn es hat vieles in der 
Oeffentlichkeit dafür geſprochen, ſehr häufig ſchul— 
dig gemacht haben. M. H.! Wir haben in ſolchen 
Fällen die Strafverfolgung eines Abgeordneten 
immer abgelehnt, gleichgültig, ob es ſich um einen 
Kommuniſten, Zentrumsabgeordneten, Sozialde⸗ 
mokraten oder einen Nationalſozialiſten handelt, 
denn in der Beziehung find uns natürlich alle Ab⸗ 
geordnete gleichwertige Perſönlichkeiten. Wir wiſ— 
ſen, daß es gerade in Wahlverſammlungen und 
politiſchen Verſammlungen vorkommt, daß Bemer— 
kungen gemacht werden, die dieſem oder jenem 
nicht gefallen, vielleicht auch einmal einem Mit- 
glied der Regierung nicht. Dazu hat aber der 
Redner, beſonders wenn er Abgeordneter iſt und 
in politiſch exponierter Stellung ſteht, ein Recht, 
das man ihm nicht ohne weiteres verwehren kann. 
Jedenfalls ſollte man ein derartiges Recht nicht 
unterbinden durch ſtrafrechtliche Verfolgung. Das 
iſt bisher immer der Standpunkt des Volkstages 
geweſen, von dem hier nun abgewichen wird, und 
zwar gerade deshalb, weil ich annehme, weil es 
ſich um ein Mitglied der Oppoſition handelt. 

Herr Abg. Poſack ſcheint ja überhaupt der Re⸗ 
gierung nicht gerade ſehr angenehm zu ſein, aus 
welchem Grunde, iſt nicht ganz klar. So ſchwebt 
gegen ihn ein Disziplinarverfahren wegen einer 
ganz kleinen Angelegenheit. Dies Disziplinarver— 
fahren ſchwebt, glaube ich, beinahe ein Jahr. Es 
iſt ſchade, daß heute niemand von den Herren da 
iſt, der mit den Beamtenangelegenheiten und 
Disziplinarſachen zu tun hat. Sonſt wäre es an⸗ 
gebracht, wenn die Herren die Erklärung entge— 
gennehmen und nachforſchen würden, woran es 
liegt. Es ſoll eine Verfügung des Präſidenten des 
Senats vorliegen, nach welcher grundſätzlich Diszi- 
plinarverfahren niemals länger als drei Monate 
dauern ſollen. Das iſt eine ſehr vernünftige Ver— 
fügung, weil die Beamten wiſſen ſollen und müſ— 
ſen, woran ſie ſind. Ich wollte mir dieſen Hinweis 
im Zuſammenhang mit der Strafverfolgung erlau— 
ben, um die Vertreter des Senats darauf aufmerk— 
ſam zu machen, damit ſie nachforſchen, woran es 
liegt, daß derartige Sachen verſchleppt werden. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die Ausſprache. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Wer dem Ausſchußantrag 
auf Druckſache Nr. 15 auf Genehmigung der Straf— 
verfolgung und Vollſtreckung zuſtimmt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 
auf: 


Erſte, zweite und dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs zur Abänderung des Ge⸗ 
ſetzes über die Aufwandsentſchädigung der! 
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Volkstagsabgeordneten und nebenamtlichen 

Senatoren vom 2. Februar 1923. 
Druckſache Nr. 16. Die Nationalſozialiſtiſche Frak⸗ 
tion ſchlägt vor, für ſämtliche drei Leſungen die 
Redezeit auf eine Stunde für ſämtliche Fraktionen 
zu beſchränken. Wer für Annahme dieſes Antrages 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit; 


es iſt ſo beſchloſſen. Demnach haben die National- 


ſozialiſten 36 Minuten, die Sozialdemokraten 10, 
das Zentrum acht, die Gruppe Weiſe drei und die 
anderen Gruppen zwei Minuten. — Das Wort 
hat der Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der zur Beratung ſtehende Antrag iſt weder nach 
ſeiner Reihenfolge noch nach der von dem jetzigen 
Volkstag geſchaffenen Geſchäftsordnung heute hier 
zur Beſprechung zuläſſig; denn nach § 19 der Ge— 
ſchäftsordnung ſollen alle Vorlagen — ſogar Se— 
natsvorlagen — in den Aelteſtenausſchuß gehen, 
der zu prüfen hat, ob ſie zur Beratung kommen 
ſollen. Das iſt aber weder bei dieſem jetzt zur Be— 
ratung ſtehenden Antrag, noch bei den Senatsvor— 
lagen geſchehen. Deshalb darf die Oppoſition wohl 
in Zukunft erwarten, daß mit ihren Vorlagen und 
Anträgen genau ſo verfahren wird. 

Der Antrag auf Kürzung der Aufwandsent⸗ 
ſchädigungen für Abgeordnete lag ja gewiſſer— 
maßen ſchon ſeit langer Zeit in der Luft; denn er 
liegt ſo ganz auf der Linie nationalſozialiſtiſcher 
Politik, die darauf abzielt, die Rechte des Volks— 
tages einzuſchränken, den Volkstag ſeiner Funk- 
tionen zu entkleiden und auch die Rechte der Ab— 
geordneten zu kürzen. Dieſe Politik begann damit, 
daß dem Volkstag ſein Geſetzgebungsrecht genom— 
men und auf den Senat übertragen wurde und 
wurde dadurch fortgeſetzt, daß der Volkstag in Zu⸗ 
kunft von jeder Geſetzgebung vollkommen fernge— 
halten werden ſoll und daß ihm jede Auskunft 
verweigert wird. Dann wurden die Gruppen, die 
nicht Fraktionsſtärke hatten, aus dem Hauſe ver⸗ 
wieſen, ſie erhielten keine Beratungszimmer. Das 
Büro des Volkstages wurde derartig eingeſchränkt, 
daß es ſeinen Aufgaben ſchon lange nicht mehr ge— 
wachſen iſt. So konnte es vorkommen, daß ein ein⸗ 
gebrachter Antrag wegen: „techniſcher Schwierig: 
keiten“ erſt acht Tage ſpäter geſchrieben und ver— 
teilt werden konnte. Das Büro des Volkstages iſt 
nicht einmal mehr in der Lage, die dem Aelteſten— 
ausſchuß vorliegenden Anträge einmal abzuſchrei— 
ben und den Aelteſtenausſchußmitgliedern mitzu⸗ 
teilen, und zwar nach den eigenen Worten des 
Herrn Präſidenten deswegen nicht, weil „das 
Büro mit tauſenderlei Dingen beſchäftigt“ und 
deswegen überanſtrengt iſt. Seit 1½ Jahren er— 
halten die Fraktionen keinerlei Druckſachen und 
keine ſtenographiſchen Berichte mehr. Die für die 
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Fraktionen gelieferten Druckſachen und Zeitungen 


werden ihnen nicht ausgehändigt, die Fraktionen 
werden einfach auf den Weg des direkten 
Abonnements verwieſen. Sogar die monatlich er= 
ſcheinenden Tätigkeitsberichte des Völkerbundes 
jind ſeit Mitte 1933 den Fraktionen nicht mehr zu— 
geſtellt, ſondern nach ſchriftlicher Auskunft des 
Herrn Präſidenten eingeſtampft worden. Es hat 
erſt eines ſehr energiſchen Schriftwechſels bedurft, 
um jetzt wieder die Verteilung dieſer Berichte an 
die Fraktionen zu gewährleiſten. Die früher den 
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Volkstag Danzig — 5. Sitzung. 
(Moritz, Abgeordneter) 
Fraktionen vom Senat gelieferten Geſetzblätter 
und Staatsanzeiger ſind vom Volkstag ausdrück⸗ 
lich abbeſtellt worden. Die Bibliothek des Volks⸗ 
tages iſt auf Bruchteile ihres früheren Beſtandes 
verringert worden. Es iſt keine Auskunft darüber 
zu erhalten, wo dieſe aus der Volkstagsbibliothek 
entfernten Bücher untergebracht worden ſind, damit 
die Abgeordneten fie unter Umſtänden dort ein- 
ſehen können. Niemand weiß, wo die verſchwunde— 
nen Bücher geblieben ſind, es gehen darüber zwar 
ſo allerhand Gerüchte um, daß ein Teil dieſer 
Bücher in gewiſſe Privatbibliotheken abgewandert 
wäre, aber wir haben darüber keine beſtimmten 
zuverläſſigen Angaben. 

Präſident: Herr Abg. Moritz, wenn Sie hier ſo 
etwas ſagen, dann bitte ich um ganz beſtimmte 
und klare Angaben und erſuche Sie, derartig un— 
klare Verdächtigungen zu unterlaſſen, die den Vor— 
wurf einer Unterſchlagung oder ähnliches enthal- 
ten. Ich bin gern bereit, in der nächſten Aelteſten— 
ausſchußſitzung darüber ausführlich Bericht zu 
erſtatten. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Es freut mich, 
daß meine Ausführungen wenigſtens dieſen Erfolg 
gehabt haben. — Das Beſtreben der National- 
ſozialiſten, den Abgeordneten und Fraktionen auch 
noch die letzten Rechte in dieſem Hauſe zu nehmen, 
fand in der Schließung des Volkstages ſeinen 
höchſten und letzten Ausdruck. Dieſe Schließung iſt 
auch heute noch gültig; denn auch in dem neuer 
Volkstagshandbuch iſt dieſe Beſtimmung abge— 
druckt. Es ergibt ſich daraus der groteske Zuſtand, 
daß dieſes Haus am Tage dem öffentlichen Verkehr 
überlaſſen wird, daß es aber den gewählten Volks— 
vertretern zur Ausübung ihrer Pflichten verſchloſ— 
ſen iſt; denn nach der Hausordnung iſt uns nur 
geſtattet, den Volkstag an Sitzungstagen und an 
Zahlungstagen zu betreten. Das beſagt jedenfalls 
Punkt A 5 der Hausordnung. (Abg. Buſch: Noch 
viel zu viel für Euch!) Die „Ihr und Euch“ ſind 
bekanntlich im Stall, ich weiß nicht, ob Sie dieſes 
hohe Haus mit einem Stall vergleichen wollen. 
Wenn Abgeordnete der Oppoſition an anderen 
Tagen in das Büro oder in ihre Fraktionszimmer 
gelangen, dann iſt das immer eine beſondere 
Vergünſtigung. 


ii Jetzt hat der Herr Präſident aber noch ange— 
kündigt, daß den Fraktionen jetzt auch noch die 
Zimmer genommen werden ſollen. Wir haben 
unſere Einwilligung dazu verweigert. Alle dieſe 
Maßnahmen ſind darauf zugeſchnitten und haben 
zur unausbleiblichen Folge, daß den Abgeordneten 
und Fraktionen erhebliche Mehrkoſten dadurch 
verurſacht werden, daß ſie die Einrichtungen des 
Volkstages nicht mehr benutzen können. Die 
Summe, die die Abgeordneten eventuell infolge 
der Einſchränkung der Sitzungen an ihren Auf⸗ 
wandsentſchädigungen hätten einſparen können, 
müſſen ſie jetzt für andere Zwecke, wie Zeitungen, 
Bücher, Telefonanſchluß, Geſchäftszimmer uſw. 
doppelt und dreifach aufwenden. Trotzdem werden 
wir dieſem Antrag keinen Widerſtand entgegen— 
ſetzen, damit Sie nicht etwa ſagen könnten, es 
ginge uns lediglich um die Aufwandsentſchädi⸗ 
gung, obwohl Sie nicht verkennen ſollten, was 
dieſer Antrag für uns bedeutet; denn durch Ihre 
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Maßnahmen iſt ja der größte Teil der Abgeordne⸗ | 


ten der Oppoſition aus ihren Arbeitsſtellen her⸗ 
ausgebracht worden. Ich weiß nicht, ob jeder von 
Ihnen in der gleichen Lage genau ſo viel Uneigen⸗ 
nützigkeit aufbringen würde. Wenn es möglich ge⸗ 
weſen wäre, dieſen Antrag bereits früher einzu⸗ 
bringen oder wenn es zuläſſig geweſen wäre, dieſe 
Kürzung der Aufwandsentſchädigung allein für 
die oppoſitionellen Abgeordneten durchzuſetzen, 
dann hätten Sie den Antrag ſchon längſt einge⸗ 
bracht. Für viele von uns iſt die Aufwandsent⸗ 
ſchädigung als Abgeordneter ſchon ſeit langem die 
einzige Einnahme, da ſie faſt durchweg maßrege— 
lungsweiſe aus ihren Arbeitsſtellen herausge⸗ 
drängt ſind. Aber Sie haben ſolche Anträge nicht 
eingebracht, im Gegenteil, im vorigen Jahre wurde 
ſogar eine Erhöhung der Bezüge der Abgeordneten, 
die gleichzeitig nebenamtliche Senatoren ſind, 
durchgeſetzt. Während ſolange die Aufwandsent⸗ 
ſchädigung als Abgeordneter auf die Bezüge als 
Senator voll angerechnet wurde, wurde durch Ver— 
ordnung vom 29. Mai 1934 feſtgeſetzt, daß die für 
Ausſchuß-Sitzungen zuſtehenden Gebühren auf die 
Bezüge als nebenamtlicher Senator nicht zur An— 
rechnung kommen dürfen und es wurde darüber 
hinaus ſogar feſtgelegt, daß für die vergangenen 
vier Jahre dieſe Ausſchußſitzungs-Gebühren nach⸗ 
träglich gezahlt wurden. 

Wenn Sie jetzt dieſe Vorlage mit Sparmaß— 
nahmen begründen, dann wird man das Gefühl 
nicht los, als handle es ſich dabei lediglich um einen 
wirtſchaftlichen Schlag gegen die Oppoſition. Die 


nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten befinden ſich 


ja durchweg in gut bezahlten Poſten und außerdem 
werden ſie kaum die Aufwandskoſten haben, wie 
die Mitglieder der Oppoſition, weil Ihnen ja 
ſtaatliche Einrichtungen zur Verfügung ſtehen, die 
den oppoſitionellen Abgeordneten nicht zugänglich 
ſind. Dieſer Antrag auf Herabſetzung der Auf- 
wandsentſchädigung dürfte auch kaum auf einem 
Beſchluß der nationalſozialiſtiſchen Fraktion be= 
ruhen, ſondern vielmehr gemäß dem Führerprin⸗ 
zip auf eine Anordnung des Herrn Gauleiters zu— 
rückzuführen ſein. Es iſt dabei von beſonderem 
Reiz, einmal zu unterſuchen, ob denn nicht durch 
die Einſparung von Abgeordnetendiäten an an⸗ 
derer Stelle dem Freiſtaat ein viel größerer 
Dienſt hätte erwieſen werden können. Es hätte 
ſich jemand da ein größeres Verdienſt erworben, 
wenn er ſich auch bei anderen Stellen 
für die in früheren Jahren ſo heftig ge— 
forderte Diätenkürzung verwandt hätte; denn 
in einem benachbarten Staat bezieht ein Mitglied 
des Staatsrates heute immer noch 1000 Mark 
monatlich, ein Mitglied des Reichstages immer 
noch 600 Mark monatlich (Abg. Temp: Die ar⸗ 
beiten mehr als Sie!), und wer beiden Körper: 
ſchaften angehört, bezieht ja beides. Der Reichs: 
tag hat in zwei Jahren fünfmal getagt und hat 
während dieſer Zeit ſeinen Abgeordneten eine 
Summe von 89 Millionen Reichsmark, das ſind 
rund 11 Millionen Gulden alten Wertes oder 
18,5 Millionen neuen Wertes, gezahlt. Das deckt 
ſich ungefähr mit der Summe, die das deutſche 
Reich unſerer hieſigen Landwirtſchaft ſchuldig ge— 
blieben iſt. (Eure Genoſſen haben Deutſchland noch 
viel mehr abgenommen! rechts.) Mit dieſer 
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30 Volkstag Danzig — 5. Sitzung. 
(Moritz, Abgeordneter) 

Summe, die dort eingeſpart werden konnte, hätte 
dem Deutſchtum in Danzig ein bedeutend größerer 
Dienſt erwieſen werden können als mit der Kür⸗ 
zung der Volkstagsdiäten. (Von Deviſenbeſtim⸗ 
mungen hat er keine Ahnung! rechts.) 


Präſident: Ihre Redezeit iſt abgelaufen! 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Die Zeit iſt 
leider abgelaufen, ſo daß ich zu den Dingen leider 
nicht weiter Stellung nehmen darf. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Höhn. 

Höhn, Abgeordneter (Z.): Namens der Zen⸗ 
trumsfraktion gebe ich folgende Erklärung ab: 

Wir ſehen in dem vorliegenden Geſetzentwurf 
den erſten Verſuch, tatſächlich und wirkſam zu 
ſparen. Es wäre uns allerdings zweckmäßiger er— 
ſchienen, wenn man auf dieſen erſten Schritt nicht 
ſo lange hätte warten laſſen. Wir möchten darauf 
hinweiſen, daß bereits vor mehr als 115 Jahren 
von uns eine Anregung hierzu gegeben worden iſt. 
Es mögen wohl Gründe für dieſes Zögern vorge— 
legen haben. Die Bevölkerung macht ſich jedenfalls 
ihre Gedanken darüber, wenn ſie einmal die Liſte 
der N. S. D. A. P. durchſieht und dann überſchaut, 
welchen Weg die meiſten Kandidaten in den letzten 
2 Jahren zurückgelegt haben. (Ei, ei, und Ihre 
erſt! rechts.) Man ſpricht von einem kleinen 
„Opfer“ das man ihnen nunmehr glaubt zumuten 
zu können. 

Noch in einer anderen Hinſicht wird der Zeit- 
punkt, in dem die Vorlage eingebracht worden iſt, 
in der Oeffentlichkeit mit beſonderen Gefühlen auf⸗ 
genommen. Daß die N. S. D. A. P. ausgerechnet den 
Augenblick hierfür ausgeſucht hat, wo fie wahr— 
nimmt, daß große Maſſen fluchtartig ihre Reihen 
zu verlaſſen beginnen (Lachen rechts), hat wie ein 
ſprechender Beweis der vielbetonten Selbſtloſigkeit 
gewirkt. (Zurufe bei den Nationalſozialiſten.) 

Eines vermiſſen wir in dem Geſetz, was durch— 
aus nicht nebenſächlich iſt. (Wer hat das ausgear⸗ 
beitet? rechts.) Die Aufwandsentſchädigung der 
unbejoldeten Senatoren hat zu der Aufwandsent⸗ 
ſchädigung der Abgeordneten ſtets in einem be— 
ſtimmten zahlenmäßigen Verhältnis geſtanden. 
Die Ankündigung der Vorlage mit der Ueberſchrift 
des Geſetzes, wie ſie durch die Preſſe gegeben 
wurde, ließ im Volke die Meinung aufkommen, 
daß in gleichem Maße auch die Aufwandsentſchä— 
digung der Senatoren herabgeſetzt werden ſolle. 
Erſt eine genauere Durchſicht ließ etwas anderes 
erkennen, vielleicht auch nur für ſachkundige und 
ganz aufmerkſame Leſer. Sie werden kein Ver— 
ſtändnis dafür finden, daß es nicht geſchehen ſoll. 
Wir möchten Sie auf die Gelegenheit hinweiſen, 
das, was verſäumt oder vergeſſen worden iſt, noch 
nachzuholen. Zu dieſem Zwecke überreichen wir 
hiermit einen Abänderungsantrag, der folgenden 


Wortlaut hat: N 
Abänderungsantrag 
zur Druckſache Nr. 16 — Urantrag der National⸗ 
ſozialiſten v. 21. 6. 35. 

Der § 2 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

Der Präſident des Volkstages erhält eine wei⸗ 
tere Aufwandsentſchädigung von 50,— G. 
Der S 10 Ziffer b erhält folgende neue Faſſung: 

b) „Die übrigen Senatoren 50,— G u monatlich.“ 
Danzig, den 26. Juni 1935. 


gez. Dr. Stachnik 
u. d. übr. Mitgl. 


Mittwoch, den 26. Juni 1935. 


Wir wollen unſern Hinweis aber nicht jo ge- (C) 


deutet haben, als wollten wir uns an dem Zuſtan⸗ 
dekommen des Geſetzes beteiligen. Sie haben im— 
mer wieder bewieſen, daß Sie praktiſch unſere 
Mitarbeit nicht wollen. Wir möchten auch bei 
dieſer Gelegenheit betonen, daß wir uns mit der 
Mehrheit des Danziger Volkes dahin einig ſind, 
(Wo iſt die Mehrheit? rechts.) daß der jetzige 
Senat in ſeiner Zuſammenſetzung uns nicht die 
Gewähr dafür bietet, daß die zum Zwecke der 
Sparmaßnahmen erlaſſenen Geſetze auch richtig 
angewandt werden. (Zuruf bei den Nationaljozia= 
liſten). Die heutigen Sparmaßnahmen im großen 
Umfang, deren Notwendigkeit wir anerkennen, 
können aber nur durchgeführt werden von einer 
Regierung und einem Volkstage, die das Ver— 
trauen des Volkes beſitzen. Die erſte Notwendig— 
keit iſt daher die ſofortige Auflöſung des Volks- 
tages, um durch Neuwahlen eine Volksvertretung 
zu ſchaffen, die der wahren Volksmeinung ent⸗ 
ſpricht. (Lebhafte Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Es hat augenblicklich noch niemand 
das Wort! Das Wort hat der Herr Abg. 
Langnau. Ich bitte um Ruhe! 

Langnau, Abgeordneter (K.P.): Zur Druck⸗ 
ſache Nr. 16 habe ich folgende Erklärung abzu— 
geben. Herr Senatspräſident Greiſer ſprach in ſei— 
ner Rede von der Spekulation auf die niedrigſten 
Inſtinkte. Dieſe Vorlage, die von den National- 
ſozialiſten eingereicht iſt, iſt ſo eine Spekulation. 
Es iſt kennzeichnend, daß die Nationalſozialiſten 
dieſe Vorlage als einzige nicht auf dem bisher 
üblichen Verordnungsweg verabſchieden, ſondern 
vom Volkstag beſchließen laſſen, Artikel 23 der 
Danziger Verfaſſung lautet: „Die Abgeordneten 
erhalten Entſchädigung nach Maßgabe eines bejon- 
deren Geſetzes.“ Sinn dieſer Beſtimmung iſt, es 
jedem Staatsbürger zu ermöglichen, als gewählter 
Vertreter des Volkes deſſen Intereſſen in der ihm 
geeignetſt erſcheinenden Form zu vertreten. Das 
Amt eines Abgeordneten ſollte nicht mehr das 
Recht der beſitzenden Schichten der Bevölkerung 
bleiben. Es ſollte ſelbſt dem Arbeiter und Er— 
werbsloſen die Möglichkeit zur Ausübung des 
Amtes gegeben werden. Der Arbeiter und Er— 
werbsloſe, ja nicht einmal ein Angehöriger des 
werktätigen Mittelſtandes oder ein unterer Beam— 
ter kann von ſeinem Einkommen den Aufwand 
beſtreiten, der zur wirklichen Ausübung der Amts⸗ 
tätigkeit eines Abgeordneten gehört z. B. den 
Verkehr mit den Wählern, das Halten von Zeitun⸗ 
gen, Geſetzblättern, Porto uſw. Dieſe Vorlage iſt 
alſo nichts anderes als ein Ausnahmegeſetz, das 
das Amt eines Abgeordneten nur Perſonen reſer— 
vieren will, die beſitzenden Kreiſen angehören. 
Den minderbemittelten Abgeordneten ſoll die 
Möglichkeit der Ausübung ihres Mandates ſo gut 
wie unmöglich gemacht werden. Das entſpricht 
aber nicht dem Sinn der Danziger Verfaſſung. 

Wenn ſich die nationalſozialiſtiſchen Abgeord— 
neten auf das moraliſche Roß ſetzen wollen 
(Lachen), ſteht es jedem Abgeordneten, der über 
ein Einkommen von mehr als 400 oder 500 Gulden 
verfügt, frei, ſeine Entſchädigung oder einen ähn⸗ 
lichen Betrag Herrn Senator Batzer zu über— 
eignen. Wir werden trotz aller Schwierigkeiten 


d. Zentrumsfraktion d. Volfstages. Lohne Rückſicht auf die Diäten weiter unſere Pflicht 
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Volkstag Danzig — 5. Sitzung. 


(Langnau, Abgeordneter) 
im Intereſſe der werktätigen Klaſſe 
(Bravo! Zwiſchenrufe und Lachen.) f 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Ausſprache. Damit iſt die 
erſte Beratung dieſes Geſetzentwurfs beendet. Ich 
würde vorſchlagen, die zweite und dritte Beratung 
dieſer Vorlage nach der Pauſe vorzunehmen, die 
nachher eingelegt wird, da die Punkte 4 und 5 der 
heutigen Tagesordnung anſchließend dem Haupt⸗ 
ausſchuß überwieſen werden ſollen und hier die 


erfüllen. 


zweite und dritte Leſung nach der Pauſe ſtattfindet. 


Widerſpruch höre ich nicht; es iſt jo beſchloſſen. — 
Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. Moritz das 
Wort. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.). Da die beiden 
anderen Vorlagen an den Hauptausſchuß gehen, 
möchte ich bitten, auch dieſe Vorlage an den Haupt⸗ 
ausſchuß zu ſchicken. Sie haben eine Redezeit be= 
ſchloſſen, die für ſämtliche drei Leſungen gilt, ob⸗ 
wohl man nicht wußte, wann die zweite und 
dritte Leſung und ob eine Ausſchußſitzung ſtatt⸗ 
finden würde. Weil keine ausreichende Möglichkeit 
zur Erörterung war, Sie haben ſelbſt die Redezeit 
bei zwei Rednern verkürzen müſſen, bitte ich zum 
mindeſten, eine Ausſchußbeſprechung zuzulaſſen und 
beantrage deshalb die Ueberweiſung dieſer Vor— 
lage an den Hauptausſchuß. 

Präſident: Die Punkte 4 und 5 ſollten an den 
Hauptausſchuß überwieſen werden, weil dazu ver— 
ſchiedene Fragen zu ſtellen und Antworten zu 
geben ſind, die nicht vor das Volkstagsplenum ge— 
hören. Ich habe mir, als ich dieſe Druckſache Nr. 


16 auf die Tagesordnung ſetzte, nicht vorſtellen 


können, daß die drei Leſungen hintereinander 
nicht ſtattfinden könnten. Durch dieſen Abände— 
rungsantrag iſt aber die Notwendigkeit entſtanden, 
mit meiner Fraktion Rückſprache zu nehmen. Wenn 
der Volkstag es wünſcht, habe ich nichts gegen die 
Ausſchußüberweiſung. Wer dafür iſt, daß die 
Druckſache Nr. 16 dem Hauptausſchuß überwieſen 
wird, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. Das Letztere iſt die Mehrheit, die 
Ueberweiſung iſt abgelehnt. 
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
Erſte zweite und dritte Veratung eines 
Geſetzentwurfs betr. die Rechtsſtellung von 
Beamten und Lehrkräften. 
Druckſache Nr. 12. Weiter rufe ich Punkt 5 auf: 
Erſte, zweite und dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs betr. vorzeitige Verſetzung 
von Beamten und Lehrern in den Ruhe⸗ 


ſtand. 
Druckſache Nr. 13. Ich eröffne für beide Druck— 
ſachen gemeinſam die erſte Beratung, die gleich— 
zeitig mit einer allgemeinen Ausſprache über die 
Regierungserklärung verbunden iſt. Das Wort 
hat als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Dr. Draeger. 

Dr. Draeger, Staatsrat: Der Herr Präſident 
des Senats hat in der Regierungserklärung vom 
12. Juni 1935 ausgeführt, daß eine Volksregie— 
rung von der Geſamtheit und von dem Einzelnen 
nur dann Opfer verlangen kann, wenn ſie ſelbſt 
in der Opferleiſtung der Geſamtheit vorangeht. 
Er hat weiter darauf hingewieſen, daß eine er— 
hebliche Senkung auf der Ausgabenſeite, insbeſon— 
dere bei den Perſonalien, unvermeidlich iſt, daß 
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aber dieſe Einſparungsmöglichkeiten zum Teil ab⸗ 
hängig ſind von einer Abänderung der Verfaſ— 
jung. Von den Ihnen damals in Ausſicht geſtell⸗ 
ten Geſetzesvorlagen find Ihnen inzwiſchen zwei 
zugegangen. 

Zu Druckſache Nr. 13: Bereits im letzten 
Frühjahr hat der Senat durch beſondere Spar= 
kommiſſare die einzelnen Behörden einer einge— 
henden Prüfung unterzogen und hierbei erhebliche 
Kürzungen des Perſonaletats vorgenommen. Zur 
Zeit erfolgt eine, durch die Not der Zeit gebotene, 
noch ſchärfere Nachprüfung. Um hierbei eine wirk— 
ſame Perſonalerſparnis zu erreichen, wird auf 
den verſchiedenſten Gebieten ein Abbau der Auf⸗ 
gaben der einzelnen Behörden vorgenommen wer— 
den müſſen. 

Wie der Herr Präſident des Senats ausgeführt 
hat, ſoll aus ſozialen Erwägungen der Abbau bei 
den Angeſtellten in geringerem Umfang vorge— 
nommen werden als bei Lehrern und Beamten, 
bei denen eine Erſparung von 600 Stellen erfol- 
gen ſoll. Der natürliche Abgang durch Tod und 
Penſionierung infolge Krankheit oder Erreichung 
der Altersgrenze reicht nicht aus, um eine ſo ſtarke 
Verminderung des Beamtenkörpers vorzunehmen. 
Der ganze Erfolg der einſchneidenden Sparmaß— 
nahmen iſt deshalb in Frage geſtellt, wenn der 
Senat nicht in der Lage iſt, notfalls überflüſſig 
gewordene Beamte in den Ruheſtand zu verſetzen. 
Dieſe Möglichkeit ſoll ihm durch die Druckſache 
Nr. 13 gegeben werden, in der vorgeſehen iſt, daß 
zur Vereinfachung der Verwaltung und zur Her⸗ 
abſetzung der Beamten- und Lehrerſtellen oder im 
Intereſſe des Dienſtes Beamte und Lehrkräfte in 
den Ruheſtand verſetzt werden können, auch wenn 
ſie noch nicht dienſtunfähig ſind. 

Da es ſich um eine einmalige Maßnahme 
handelt, ſollen, ſo ſieht das Geſetz vor, Penſionie⸗ 
rungen dieſer Art nur bis zum 31. März 1936 
zuläſſig ſein. 

Daß das Geſetz nur angewandt wird, wenn 
wirklich eine Herabſetzung der Beamtenzahl er— 
folgt, verbürgt die Vorſchrift, daß die ſo frei ge— 
machten Stellen nicht mehr beſetzt werden dürfen, 
alſo im Etat geſtrichen werden müſſen. 

Der Abſatz 2 des Geſetzes entſpricht, wie über— 
haupt das ganze Geſetz, den im Deutſchen Reich 
unter dem 23. Juni 1933 ergangenen Beitim- 
mungen. 

Die zweite Ihnen vorgelegte Geſetzesvorlage 
Druckſache Nr. 12 betrifft die Rechtsſtellung von 
Beamten und Lehrperſonen. Wie Ihnen bekannt, 
iſt ein Teil unſerer Beamten früher im Dienſt 
des Reiches oder Preußens geweſen; das ſind 
hauptſächlich diejenigen, die am 10. Januar 1920 
bei der Abtrennung Danzigs bereits Beamte 
waren und durch den Verſailler Vertrag Danziger 
wurden. Den, früher im Reichsdienſt geweſenen 
Danziger Beamten iſt bei der Uebernahme zuge— 
ſichert, daß ſie mindeſtens die Bezüge erhalten, die 
für entſprechende Dienſtſtellnn im Reich oder 
Preußen vorgeſehen ſind. Die Vorſchrift bedeutet 
nicht etwa, daß dieſe Beamten den Betrag erhal— 
ten, der ſich durch Umrechnung des Reichsmark— 
gehalts über den jeweiligen Guldenkurs ergibt. 

Ein Beamter, der im Reich z. B. monatlich 
200,— RM. bekommt, kann in Danzig nicht etwa 
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200x212, alſo 424 Gulden verlangen. Die Be⸗ 
ſtimmung iſt vielmehr ſo auszulegen, daß der 
Beamte kaufkraftmäßig ſo geſtellt werden ſoll, 
wie ein reichsdeutſcher. Er ſoll ſo viel erhalten, 
daß er mit dem hier ausgezahlten Gehalt genau 
ſo leben kann wie ſein Kollege im Reich. 

Durch die Abwertung des Guldens kann es 
nun eintreten — ich will hier nicht unterſuchen, 
ob dieſes ſchon jetzt der Fall iſt —, daß ein Be⸗ 
amter mit ſeinem ihm in Gulden ausgezahlten 
Gehalt ſchlechter lebt als der entſprechende deutſche 
Beamte. Die vorhin erwähnten, früher im Reichs⸗ 
dienſt geweſenen Beamten könnten, ſobald dieſer 
Zeitpunkt eingetreten iſt, verlangen, daß ſie eine 
Zulage zu ihrem bisherigen Gehalt bekommen. 

Hierdurch würden wir zwei Arten von Beam⸗ 
ten erhalten, nämlich diejenigen, die ſich mit dem 
Guldengehalt begnügen müſſen (das werden be⸗ 
ſonders die jüngeren ſein, die ohnehin ſchlechter 
bezahlt werden) und diejenigen, die die Aufbeſ— 
ſerung verlangen können. Es muß aber und wird 
Unzufriedenheit und Erbitterung ſchaffen, wenn 
zwei Beamte, die dieſelbe Arbeit erledigen, ver- 
ſchieden beſoldet werden. 

Ein weiterer Grund, der die Beſeitigung des 
jetzigen Zuſtandes wünſchenswert erſcheinen läßt, 
iſt der, daß der Senat ſtändig prüfen müßte, in⸗ 
wieweit jeweils kaufkraftmäßig das Danziger 
Gehalt dem deutſchen jeweils entſpricht; es wür⸗ 
den immer wieder Klagen bei den Gerichten er- 
hoben werden, weil ein einzelner Beamter glaubt, 
der Unterſchied ſei nicht richtig bewertet. Hierdurch 
würde unnötigerweiſe Unruhe und Verärgerung 
unter der Beamtenſchaft hervorgerufen werden. 

Das Ihnen vorgelegte Geſetz bedeutet für die 
Betroffenen eine ſehr bedauerliche, aber durch die 
Not der Zeit bedingte Härte. Es ſchafft aber, und 
das dürfte entſcheidend ſein, gleiches Recht für 
alle, Es bejeitigt eine Zweiteilung in bevorred- 
tete Beamte und in ſolche minderen Rechts. Bei 
ſeiner Handhabung iſt jede Willkür, jede Bes 
nachteiligung des Einzelnen ausgeſchloſſen. Die 
Folgen des Geſetzes treten von ſelbſt. ipso jure, 
ein, zu irgendeiner Entſcheidung des Senats über 
den Einzelfall iſt kein Raum. 

Präſident: Die nationalſozialiſtiſche Fraktion 
hat den Antrag eingebracht, die Redezeit für die 
drei Leſungen dieſer beiden Geſetze einſchließlich 
der allgemeinen Ausſprache auf drei Stunden für 
ſämtliche Fraktionen zu begrenzen. Wer für die 
Annahme dieſes Antrages iſt, den bitte ich, ſich 
von ſeinem Platz zu erheben. Das iſt die Mehr— 
heit; es iſt jo beſchloſſen. Es haben demnach Rede⸗ 
zeit: die Nationalſozialiſten 108 Minuten, die 
Sozialdemokraten 30 Minuten, Zentrum 25 Mi- 
nuten, Gruppe Weiſe 8 Minuten, die anderen 
Gruppen 5 Minuten. — Das Wort hat der Herr 
Abg. Beyl. 

Beyl, Abgeordneter (N. S. D. A. P.): Im Namen 
der nationalſozialiſtiſchen Fraktion habe ich fol— 
gende Erklärung abzugeben: 

Wir Nationalſozialiſten billigen die Regie— 
rungserklärung, die Herr Präſident Greiſer am 
12. Juni uns vorgetragen hat, in vollem Um— 
fange. An die Spitze ſtellen auch wir heute, wie 
damals unſer Präſident, das Bekenntnis zum 


Führertum, zur Führung dieſer 400 000 deutſcher 
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Menſchen, die hier auf dieſem Boden in Danzig, (O) 


abgetrennt von ihrem Mutterlande, zu leben ge— 
zwungen ſind. 

Wir haben uns nicht an die Führung herange— 
drängt, das Schickſal hat ſie uns aufgezwungen in 
einer Zeit, als alles zu verſinken drohte, zu einer 
Zeit als die bürgerkriegsähnlichen Zuſtände auch 
hier in Danzig eintraten, auf Danzig übergegrif— 
fen hatten. Ich erinnere nur an den Ueberfall in 
der Jopengaſſe und an den Tod unſeres unvergeß— 
lichen Horſt Hoffmann. Wir werden die Führung 
dieſer deutſchen Menſchen in Danzig auch nicht auf- 
geben, komme, was da wolle! (Stürmiſcher Bei— 
fall.) Wir ſind kein parlamentariſcher Intereſſe— 
haufen, ſondern eine Gemeinſchaft, die auf Füh— 
rung und Gefolgſchaft aufgebaut iſt, daher ſtehen 
wir zu der Regierung, auch wenn ſie härteſte und 
einſchneidendſte Maßnahmen durchführen muß! 

Die Vorausſetzung dafür iſt, daß wir wiſſen, 
daß dieſe Eingriffe und Maßnahmen notwendig 
iind im Intereſſe des Volksganzen, um hier einen 
Staat und eine deutſche Bevölkerung vor dem Zu⸗ 
ſammenbruch zu retten. Die Zeiten ſind heute für 
den Freiſtaat und für die deutſchen Menſchen hier 
hart und ſchwer, aber zu gleicher Zeit entſcheidend 
für die Zukunft. Darum geben wir der Regierung 
das Vertrauen, weil wir wiſſen, daß ſie mit Ver⸗ 
antwortungsbewußtſein und mit klarem Blick für 
die harten Tatſachen ihren Weg geht und Ein— 
ſchnitte und Maßnahmen durchführt, die andere 
Regierungen nicht hätten durchführen können, an 
denen dieſe Regierungen geſcheitert wären. 

Die Verantwortung, die wir vor der Geſchichte 
tragen, iſt zu ſchwer, als daß wir heute mit klein⸗ 
lichem Streit über die Schuldfrage uns abgeben 
möchten. Jeder ehrliche Danziger und jeder ehr— 
liche Deutſche weiß, daß die Schuld hieran letzten 
Endes in jenem Vertrag zu ſuchen iſt, der vor 
nunmehr bald ſechzehn Jahren nicht von uns an— 
genommen worden iſt, ſondern von einer deutſchen 
Regierung, die in hemmungsloſer Unterwürfigkeit 
gegenüber dem Ausland ſich dieſen Vertrag der 
Verſklavung nicht nur auferlegen ließ, ſondern 
ihn in einer Liebedienerei dem Ausland gegen— 
über, für die die Geſchichte kein Beiſpiel kennt, bis 
zur letzten Ausblutung des deutſchen Volkes durch— 
führte. Allerdings können wir nicht ſoviel Ein⸗ 


-iht, daß da die Schuld liegt, von denen erwarten, 


die ſelbſt oder deren Parteigenoſſen vor ſechzehn 
Jahren dieſen Vertrag angenommen haben. (Sehr 
gut! rechts.) 

Wir Nationalſozialiſten jedenfalls haben von 
dem erſten Tag unſeres politiſchen Auftretens in 
Danzig jene Lage, in die man Danzig hineinge— 
zwungen hat, bekämpft, bis aufs Meſſer bekämpft, 
und wenn heute in der Bepölkerung der einmütige 
Wille vorhanden iſt, dieſen Zuſtand zu meiſtern, 
dann iſt das das alleinige Verdienſt unſerer na— 
e Bewegung. (Sehr gut! Bei⸗ 
fall. 

Wir billigen rückhaltlos das, was Herr Präſi⸗ 
dent Greiſer zur Außenpolitik unſeres Freiſtaates 
gejagt hat. Es muß doch endlich auch einmal feit- 
geſtellt werden, daß das Verhältnis dieſes Frei— 
ſtaates zu Deutſchland ein anderes iſt, als ein 
freundſchaftliches oder gut-nachbarliches. Wenn 
man einen Blick in die Zeitungen — oder viel— 


— 
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mehr beſſer gejagt, in die Zeitung — der Oppo- 


ſition wirft, — es iſt ja die Zeitung der geeinten 
Oppoſition von Kommuniſten bis Deutſchnatio⸗ 
nalen, — dann hat man manchmal den Eindruck, 
als ſei Deutſchland für uns Danziger feindliches 
Ausland. In einer ihrer letzten Nummern brachte 
die „Volkszeitung“ einen Aufſatz eines Oberſt 
Adam aus Wien, von dem bekannt iſt, daß er ein 
gehäſſiger Gegner des nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchlands iſt. Ich muß ſchon ſagen, daß es da 
manchmal ſchwer fällt, die Ruhe zu bewahren, 
wenn man ſolche Methoden der Oppoſition hier 
ſieht. Wohin dieſer Kurs führt, das wiſſen Sie 
und das wiſſen auch wir alle. Es geht darum, aus 
Danzig ein zweites Oeſterreich zu machen, ein Auf— 
marſchgebiet, eine Flankenſtellung gegen das na— 
tionalſozialiſtiſche Deutſchland. Ich wundere mich 
nur darüber, daß hier auch Kreiſe mitzumachen ge— 
willt ſind, die den nationalen Gedanken ſtets ſo 
aufdringlich im Munde führen. Im Saargebiet iſt 
dieſer Verſuch mißlungen, jetzt iſt Danzig dran. 
Aber, laſſen Sie ſich das hier deutlich geſagt ſein: 
Wir Nationalſozialiſten werden alles tun, um das 
zu verhindern, komme, was da wolle! Man könnte 
vielleicht den Blick auf die Geſchichte lenken und 
ſagen: Ja, Rheinbünde hat es in der deutſchen 
Geſchichte immer gegeben und es hat immer wie— 
der und beſonders gerade in der jüngſten Zeit 
Kräfte gegeben, die nichts anderes als Fremden— 
legionen des Auslandes gegen Deutſchland waren. 
Aber das iſt ja gerade der Sinn unſerer Zeit, daß 
nun zum erſten Mal in der Geſchichte mit ſolchen 
Fremdenlegionen des Auslandes auf deutſchem 


Boden Schluß iſt! (Anhaltender Beifall.) Unſer 


Verhältnis zu Deutſchland, ſo ſagte ich, iſt ein an— 
deres als nur freundſchaftlich und gut-nachbarlich. 
Wir fühlen uns mit dieſem deutſchen Volke jen- 
ſeits der Grenze durch Bande des Blutes verbun— 
den. Die Folgerung daraus iſt, daß wir jedwede 
Diſtanzierung, jedwede Trennung ablehnen. Die 
Rechtfertigung „Wir ſind auch Deutſche, nur die— 
ſem Reich, dieſem nationalſozialiſtiſchen Deutſch⸗ 
land ſtehen wir feindlich gegenüber“, iſt lächerlich! 
Es gibt nicht zwei Deutſchland! Hier gelten die 
Worte des Freiherrn vom Stein, der einmal geſagt 
hat: „Ich habe nur ein Vaterland und das iſt 
Deutſchland!“ 5 

Wenn wir in Danzig heute eine Oppoſition 
aufmarſchieren ſehen, die gemäß ihrer ganzen Hal— 
tung ſich nach einer anderen Seite, nach Wien hin 
orientiert, ſo können wir nur ſagen, wir müſſen 
unſere Führung in Danzig aufrecht erhalten, wir 
müſſen immer wieder an die Bevölkerung heran- 
treten und ſie auf dieſe Gefahr hinweiſen. Wenn 
geſagt wird: „Später einmal, wenn eine andere 
Regierung in Deutſchland am Ruder iſt, werden 
wir dieſem Deutſchland auch anders gegenüber— 
ſtehen“, dann laſſen Sie ſich geſagt ſein, meine 
Herren: Dieſe nationalſozialiſtiſche Regierung im 
Reich erſchüttert keine Kraft der Erde! (Stürmi- 
ſcher Beifall.) Nicht einmal Zentrumstücken und 
„Kniffe! Ihre Zeit iſt um, das iſt das Entſchei— 
dende! Es wird Ihnen nicht gelingen, noch einmal 
dieſe alte Zeit heraufzuführen. (Dieſe Dunkel⸗ 
männer! bei den Nationalſozialiſten.) Gerade in 


dieſen Tagen ſtehen auch wir in Danzig. wie die 


ganze Welt, unter dem Eindruck der großen ſchöp-⸗Iſchaffen. Wir wollen dafür ſorgen, 
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feriſchen Außenpolitik des Führers! Der 16. März, 
der 21. Mai, der 18. Juni: welche gewaltigen 
weltgeſchichtlichen Taten! (Da haben die Herren 
von der Oppoſition geſchlafen! rechts.) Ein Volk 
erhebt ſich aus tiefer Not, bricht den Schandver⸗ 
trag von Verſailles. Und da gibt es in Danzig 
Zwerge, die gegenüber dieſem ehernen Geſchehen 
der Geſchichte blind ſind. Man glaubt hier, von 
einer Peripherie aus auf das Schickſal und Ge— 
ſchehen jenſeits der Grenze Einfluß zu nehmen. 
Wollen wir uns in Danzig über den Kirchturm 
hinaus erheben, wollen wir das Wort Wilhelm 
Raabes umkehren: „Hab' acht auf die Gaſſen, 
aber ſieh nach den Sternen“. 

So, wie die jetzige Kriſe in Danzig letzten En— 
des ihren Ausgangspunkt im Verſailler Vertrag 
hat, ſo wird, das wiſſen wir alle, die entſcheidende 
Löſung nicht von uns allein kommen, ſondern von 
jenſeits der Grenzen. Wir 400 000 Deutſche in 
Danzig ſind in das große Volk der 100 Millionen 
Deutſchen hineingeſtellt. Wir ſind ein Teil der 
großen Schickſalsgemeinſchaft. Wir haben hier nur 
die Frage zu ſtellen, welche Pflicht wir heute 
haben. Darauf muß die Antwort gegeben werden: 
Wir haben die Pflicht, auszuhalten, nicht in 
dumpfer Hoffnungsloſigkeit, ſondern bei aller 
Schwere des Schickſals mit ruhiger und zuverſicht— 
licher Hoffnung, auf das Ganze den Blick ge— 
richtet. 

So billigen wir, wenn auch ſchweren Herzens, 
die Maßnahmen, die unſere Regierung mit der 
Guldenabwertung und der Deviſenbewirtſchaftung 
getroffen hat. Niemand zweifelt, daß ſie lebens— 
notwendig geweſen ſind. Was wäre geſchehen, 
wenn eine Regierung leichtfertig den Dingen ihren 
Lauf gelaſſen hätte! Jeder weiß, daß die Hand— 
lungsfreiheit unſeres Staates und die völkiſche 
Sicherheit dieſer deutſchen Menſchen hier bedroht 
geweſen wäre, wenn die Währung in den Abgrund 
geſunken wäre. So müſſen wir der Regierung 
Dank wiſſen, daß ſie mit feſter Hand zugegriffen 
und die Lage mit Maßnahmen gemeiſtert hat, die 
andere Regierungen nicht hätten durchführen kön— 
nen. Daß ſolche Maßnahmen der Bevölkerung 
ſchwere Opfer auferlegen, iſt bedauerlich und tra— 
giſch. Aber man muß in den Fragen, bei denen 
es um die Exiſtenz von Hunderttauſenden geht, 
nicht nach dem Schickſal Einzelner forſchen. Der 
Staat iſt mehr als der Einzelne. Erſt wenn der 
Staat, das Ganze, gerettet iſt, kann dafür geſorgt 
werden, daß das Los des Einzelnen gelindert wird. 
Auf den Waffen und Opfern beruht der Staat, hat 
einmal ein großer preußiſcher Fürſt geſagt. Das 
gilt für Danzig ſowohl, wie für das große Deutſch— 
land! 

Die Sparmaßnahmen, die der Herr Präſident 
des Senats in der letzten Sitzung angekündigt hat, 
bedeuten inſofern für die Betroffenen ſchwere 
Opfer. Ich als Beamter bin mir bewußt, daß es 
für unſere Berufskameraden ſchwer iſt, wenn ſie 
von dieſem Geſetz betroffen werden. Aber gerade 


das erſte Geſetz ſcheint mir doch mehr oder minder 
eine Selbſtverſtändlichkeit zu bedeuten. Wir wol⸗ 
len nicht zweierlei Recht in Danzig ſchaffen. Wir 
wollen nicht Beamte mit dem relativ hohen und 
Beamte mit dem relativ niedrigen Einkommen 
jeder 


daß 
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relativ das Gleiche hat. Wohin würde es führen, 
wenn es eine Kategorie von Beamten erſter Klaſſe 
und eine Kategorie von Beamten zweiter Klaſſe 
gäbe! Wohin würde die Arbeitsfreudigkeit der 
Beamtenſchaft kommen! Wie gefährlich wäre es 
zum mindeſten, wenn man hier die zwei Katego⸗ 
rien ſchüfe und es dazu triebe, daß die Sparmaß⸗ 
nahmen des Senats in ihren Grundlagen bedroht 
werden. Denn gerade dadurch würde der Staat 
erneut gezwungen werden, rieſige Ausgaben zu 
machen, die er gerade durch dies Geſetz erſparen 
will. 

Ich weiß allerdings nicht, ob es nicht Kreiſe in 
Danzig gibt, die gerade ein Intereſſe haben, dafür 
zu ſorgen, daß die Danziger Regierung damit 
Schwierigkeiten hat. Sie denken nicht daran, daß 
ſie nicht nur eine Regierung in Schwierigkeiten 
ſlürzen, ſondern eine ganze Bevölkerung! Man 
denkt dabei an das Treiben jener Emigranten im 
Auslande, die heute den Boykott gegen die natio— 
nalſozialiſtiſche Regierung anſtreben und mit 
allen Mitteln durchführen wollen. Sie wollen die 
Regierung Hitler treffen, treffen aber in Wirklich— 
keit die Millionen von deutſchen Arbeitern, deren 
Rechte beſonders zu vertreten ſie vorgeben. 

Auch das zweite Geſetz iſt hart und ſchwer. Es 
trifft Beamte, die vorzeitig im Intereſſe des Dien— 
ſtes zur Vereinfachung der Verwaltung in den 
Ruheſtand verſetzt werden ſollen. Wir müſſen uns 
darüber klar ſein, daß die Nichtannahme dieſes 
Geſetzes auch ſchwere Folgen für den geſamten 
Freiſtaat haben würde. Man jagt: „Warum ſol⸗ 
len gerade die Beamten wieder in erſter Linie 
opfern?“ Ich weiß, daß von gewiſſen Kreiſen in 
der Beamtenſchaft dieſer Gedanke beſonders vorge— 
tragen wird. Ich möchte gerade als Beamter 
ſagen, daß wir doch ein Berufsſtand ſind, der vor 
der letzten Not immer verſchont blieb, vor der Not, 
in der ſich Tauſende von Erwerbsloſen befanden 
und noch heute befinden. (Zuſtimmung.) Ich kann 
mir eigentlich nicht denken, daß es einen Beamten 
gibt, der ſagt: „Alle Kreiſe in der Danziger Be— 
völkerung ſollen Opfer bringen, nur ich allein ſoll 
ausgenommen werden.“ 

Wenn der Herr Präſident des Senats in ſeiner 
Rede andeutete, daß der Senat es gern ſehe, wenn 
manche Beamten von ihrem Recht des Rücktritts 
nach Deutſchland Gebrauch machen würden, ſo 
antwortet man: „Ja, ihr wollt damit deutſche Be— 
amte in Danzig, die mit ihrem Boden verwurzelt 
ſind, aus Danzig austreiben!“ Ich möchte darauf 
erwidern, daß es vor dem Kriege immer gang und 
gäbe war, daß Beamte von einer Provinz oder 
einer Stadt in die andere verſetzt wurden. Hier 
bedeutet es gerade für die, die von ihrem Rück— 
trittsrecht Gebrauch machen, eine wirtſchaftliche 
Beſſerſtellung! Wenn geantwortet wird: „Wir 
wollen gerade in Danzig, wo es den völkiſchen 
Kampf an der Grenze gibt, wir wollen gerade hier 
auf dieſem Boden bleiben, wir wollen dieſen Bo— 
den nicht aufgeben“, ſo antworten wir: „Ueberall, 
auch im heutigen Deutſchland, wird um das 
Deutſchtum gekämpft. Die Beamten, die in das 
Reich zurückkehren, werden von uns nicht ſchlechter 
angeſehen werden. Wenn der Tag kommt, wo wir 
ſie brauchen, wenn hier auf dieſem Boden Ent— 


kehrt zurück zu Deutſchland! 
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ſcheidungen gefällt werden, werden wir auch dieſe 
Berufskollegen einmal brauchen. 

Die Zeitung der Oppoſition, die Danziger 
Volkszeitung, hat bereits angekündigt, daß die 
geſamte Oppoſition das Geſetz ablehnen wolle. 
M. H. von der Oppoſition, wenn Sie das tun 
wollen, dann bitte ich Sie wenigſtens, daß Sie die 
wahren Gründe angeben, nämlich, daß Sie hier die 
nationalſozialiſtiſche Regierung zu Fall bringen 
wollen, ganz gleichgültig, ob die ganze deutſche Be— 
völkerung in Danzig mit in den Abgrund geſtürzt 
wird. Sie ſprechen ſoviel von Verantwortung und 
von Mitarbeit. Sie haben ſich mit ſchärfſter Ent— 
rüſtung gegen unſeren Wahlkampf gewandt. Hier 
haben Sie Gelegenheit mitzuarbeiten! Wenn Sie 
es nicht tun wollen, m. H., uns erſchüttern Sie 
auch nicht! (Sehr gut!) 

Die Regierung wird Maßnahmen finden, um 
das Ziel auf anderen Wegen zu erreichen. Nichts 
kann uns in unſerem Glauben an Deutſchland er— 
ſchüttern, in unſerem Glauben an den Tag, wo 
auch der Satz gilt: Danzig iſt nicht nur deutſch, es 
(Lebhafter Beifall 
und Händeklatſchen.) 

Präſident: Das Wort hat der Se Abg. Brill 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): e e 
Für die ſozialdemokratiſche one habe ich jol- 
gende Erklärung abzugeben: 

Der Senat hat dem Volkstag zwei Geſetzent— 
würfe vorlegen laſſen, die die Rechtsſtellung und 
vorzeitige Penſionierung von Beamten und Lehr— 
kräften betreffen und verfaſſungsändernde Wir⸗ 
kung haben ſollen. Die beiden Geſetzentwürfe ſol— 
len nach den Erklärungen, die der Vertreter des 
Senats in der heutigen Volkstagsſitzung abgege⸗ 
ben hat, dem Senat die Durchführung eines Teils 
ſeines ſogenannten Sparprogramms ermöglichen. 
Der Senat ſcheint alſo die Hoffnung zu haben, mit 
Hilfe der neuen weitgehenden Vollmachten, die 
ihm der Volkstag geben ſoll, die ſchwere Kriſe, in 
die die Freie Stadt durch ſeine Politik geraten iſt, 
noch einmal zu beheben. Die ſozialdemokratiſche 
Fraktion teilt dieſe Hoffnung des Senats nicht. 
Sie wird deshalb dem Senat derartige Vollmach— 
ten verweigern und ſeinen Vorlagen in dieſer 
Form nicht zuſtimmen. Die ſozialdemokratiſche 
Fraktion geht dabei von der Ueberzeugung aus, 
daß dieſer Senat nicht imſtande iſt, die Schwierig— 
keiten zu meiſtern (Unverſchämtheit! rechts.), die 
heute Danzig bedrohen, und dieſe Ueberzeugung 
wird erhärtet durch die bitteren Erfahrungen, die 
die zweijährige Herrſchaft der N. S. D. A. P. in 
Danzig gezeitigt hat. 

Bei der ſchweren Kriſe, unter der augenblick— 
lich die Freie Stadt Danzig und ihre Bewohner 
zu leiden haben, handelt es ſich im Kern um eine 
Vertrauenskriſe, die ſeit der von dem nationalſo⸗ 
zialiſtiſchen Senat vorgenommenen Abwertung 
des Danziger Guldens zum erſten Mal offen in 
Erſcheinung trat und ſeither in ſtändigem Wachſen 
begriffen iſt. Durch eine hemmungsloſe parteipo— 
litiſche Propaganda hatten es die Nationalſozia— 
liſten früher verſtanden, in der Bevölkerung ein 
blindes Vertrauen für ſich herbeizuführen. Weite 
Kreiſe der Danziger Bevölkerung hatten dem na— 
tionalſozialiſtiſchen Senat und gerade auch ſeinen 
wiederholten feierlichen Erklärungen über die an— 
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gebliche Stabilität der Danziger Währung und 
die Unzweckmäßigkeit einer Deviſenbewirtſchaftung 
in Danzig Vertrauen entgegengebracht. Dieſes 
Vertrauen hat ſich heute in ſein Gegenteil ver— 
kehrt. Die ungezügelte, von parteiegoiſtiſchen Zie— 
len beſtimmte Propaganda hat ſich bitter gerächt. 
Die Tatſachen haben zu ſprechen begonnen. Ihre 
Sprache iſt unverblümt und in ihrer Wirkung 
auch auf die bisher leichtgläubigen Gemüter der 
Anhänger der N. S. D. A. P. niederſchmetternd ge— 
weſen. Der nebelhafte Schleier, mit dem die natio— 
nalſozialiſtiſche Propaganda früher die nüchterne 
Wirklichkeit zu verhüllen verjuchte, iſt zerriſſen. 
Niemand mehr wird ihn wieder ausflicken können. 
Die Bevölkerung hat die wirkliche Lage erkannt. 
Die Folge iſt ein unüberbrückbares Mißtrauen 
gegen die nationalſozialiſtiſche Regierung. 

Seit der nationalſozialiſtiſchen Machtergrei— 
fung hat die Sozialdemokratiſche Partei mit ban⸗ 
ger Sorge der Entwicklung entgegengeſehen, die 
die Geſchicke der Freien Stadt unter einem natio— 
nalſozialiſtiſchen Regime nehmen mußte. (Sie 
haben ganz andere Befürchtungen gehabt! rechts.) 
Ihre Sorge ſteigerte ſich in dem Umfange, in dem 
die Ergebniſſe der nationalſozialiſtiſchen Regie— 
rungsmethoden ſichtbar wurden. Die Sozialdemo— 
kratiſche Partei hat ſich deshalb auch nicht ge— 
ſcheut, ſo oft ſich ihr die Gelegenheit dazu bot, 
ihren Befürchtungen vernehmlichen Ausdruck zu 
geben. Sie hat das nicht erſt in dem letzten Wahl— 
kampf getan. Sie hat vielmehr ſchon vorher oft 
und deutlich vor der Fortſetzung des unheilvollen 
Weges gewarnt, den die nationalſozialiſtiſche Po— 
litik in der Freien Stadt Danzig gegangen iſt. 
Keinen anderen Sinn als den einer ernſten War⸗ 
nung hatten die verſchiedenen Anfragen während 
der letzten zwei Jahre, die die ſozialdemokratiſche 
Fraktion hier im Volkstag an den Senat gerichtet 
hat, und in denen ſie vom Senat die Vorlage der 
Haushaltspläne der einzelnen Verwaltungen ge— 
fordert hat. Der Senat hat ihr keine Antwort ge— 
geben, er hat geſchwiegen, auch als andere Par— 


teien Anfragen ähnlichen Inhalts an ihn richte— 


ten. Er ſchwieg, obwohl er den ernſten Sinn dieſer 


Anfragen nicht verkennen konnte. Er ſchwieg, ob⸗ 


wohl ihm die ganze Bedrohlichkeit der finanziel- 
len Lage des Staates und ſeiner Währung bekannt 
war. Er ſchwieg — und das iſt der ſchwerſte Vor— 
wurf, der ihm hier gemacht werden kann — augen— 
ſcheinlich aus Furcht vor einer Entlarvung der 
nationalſozialiſtiſchen Parteipropaganda, alſo aus 
Gründen, die ihm nicht das Intereſſe des Stgates, 
ſondern der Parteiegoismus geboten. 

Der Senat hat dieſe Haltung ſogar noch in 
einem Augenblick eingenommen, in dem eigentlich 
nichts mehr zu verſchweigen war. Mußte es ſchon 
erſtaunlich wirken, daß er auch vor den Volkstags⸗ 
wahlen vom 7. April der Wählerſchaft über die 
Lage der Staatsfinanzen keine Aufklärung gab, 
ſo war es vollends unbegreiflich, daß er ſelbſt dann 
noch ungenügende Erklärungen abgab. als er ſich 
zu dem Schritt der Abwertung des Danziger Gul⸗ 
dens um faſt die Hälfte ſeines Wertes entſchloß, 
ja, die Verantwortung für dieſe Maßnahme ſogar 
noch den früheren Regierungen und den Vertre— 
tern der Oppoſitionsparteien zuzuſchieben ver- 
ſuchte. (Mit Recht! rechts.) Bei einer ſolchen Ein⸗ 
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ſtellung des Senats kann es freilich kaum noch 
wundernehmen, daß er auch heute, in einem Zeit- 


punkt ſchwerſter Bedrängnis des Staates und des 


Volksganzen, nicht das rechte Wort zur rechten 
Stunde findet. Auch heute iſt er dem Volkstag eine 
genügende Erklärung ſchuldig geblieben. Statt 
deſſen verlangt er neuen außerordentliche Voll⸗ 
machten. 

Jede Erteilung von Vollmachten iſt jedoch an 
eine Vorausſetzung geknüpft. Dieſe Vorausſetzung 
heißt Vertrauen; gerade dieſes Vertrauen fehlt 
aber. Wenn der nationalſozialiſtiſche Senat trotz⸗ 
dem Vollmachten verlangt, die ihm das Recht 
geben ſollen, Beamte nach ſeinem Gutdünken kalt⸗ 
zuſtellen, jo ſcheint das nur von ſeinem mangeln⸗ 
den Verſtändnis für die Erforderniſſe der Situa— 
tion zu ſprechen. Wie gering das Verſtändnis des 
Senats für den Ernſt der Lage in der Tat zu ſein 
ſcheint, dafür ſpricht auch die Erklärung, die der 
Präſident des Senats in der vorigen Sitzung des 
Volkstages abgegeben hat. Er hat ſich in dieſer 
Rede ſelbſt über den Mangel an Vertrauen gegen⸗ 


über jeiner Regierung beklagt, aber zur Abhilſe 


dieſes Mangels keine anderen Worte gefunden als 
die Drohung, er werde die Bevölkerung zwingen, 
einzuſehen, daß die Nationalſozialiſten es gut mit 
ihr meinten. Vertrauen kann man nicht erzwin⸗ 
gen, Vertrauen will erworben, verdient werden! 
Drohungen können die Lage nur noch verſchlim⸗ 
mern. 

Aber auch ohnedies ſtellte jene Rede des Se— 
natspräſidenten, ebenſo wenig wie die heutige, des 
Senatsvertreters, eine Baſis für eine vertrauens 
volle Zuſammenarbeit zwiſchen dem Senat und 
dem Volkstag, geſchweige denn der Bevölkerung, 
dar. Das ſogenannte Sparprogramm, das der Ver— 
treter des Senats entwickelte, iſt in einzelnen 
Teilen eher geeignet, die Kluft zwiſchen Senat 
und Bevölkerung noch zu vergrößern. Die Ausſied⸗ 
lung Tauſender deutſcher Danziger Staatsange⸗ 
höriger, die der Senat anſtrebt, die Methode des 
wirtſchaftlichen Drucks auf Tauſende von Er— 
werbsloſen, um ſie zum Verlaſſen der Freien 
Stadt zu zwingen, die dadurch zwangsmäßig her⸗ 
beigeführte Trennung engſter Familienbande, die 
geplante Ausſiedlung der Penſionäre, die aus 
dem Deutſchen Reich einen Teil ihrer Bezüge er⸗ 
halten, alles das ſind Maßnahmen, die wahrlich 
nicht dazu angetan ſind, in der Bevölkerung Ber: 
trauen zu der Staatsführung zu erwecken. Sie 
ſtellen im übrigen auch eine ſehr intereſſante 
Illuſtrierung zu der ſonſt als nationaljogialijti- 
ſches Poſtulat betonten Verherrlichung der Ver— 
bundenheit der Menſchen mit der Scholle ihrer 
Heimat und zu dem ſo oft genannten, zum Schlag⸗ 
wort herabgeſunkenen Begriff der Zuſammenge⸗ 
hörigkeit von „Blut und Boden“ dar. Nicht zu⸗ 
letzt illuſtrieren ſie aber auch aufs deutlichſte den 
wahren Inhalt der ſo oft geprieſenen deutſchen 
„Oſtraum“-Politik der Nationalſozialiſten. 

Auf der gleichen Ebene liegen denn auch die 
meiſten übrigen Maßnahmen, die der Senat jetzt 
als die letzte Rettung anſieht. Der Staatliche 
Hilfsdienſt, der erſt eben von ihm geſchaffen wor— 
den iſt, und der nach ſeiner Meinung bisher une 
entbehrlich war, ſoll verſchwinden und ſo wie 
zahlreiche Erwerbsloſe und Penſionäre ausquar⸗ 
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tiert werden. Wenn die 


Verſchickung der Hilfs- 


dienſtpflichtigen, die nach den Erklärungen des 


Präſidenten des Senats das freiwillige Einver⸗ 
ſtändnis der Jugendlichen vorausſetzen ſoll, unter 


den gleichen Umſtänden erfolgen ſoll, wie die Aus- 


quartierung der Erwerbsloſen, ſo handelt es ſich 
dabei um nichts anderes als um eine zwangsweiſe 
Entfernung von Danziger Staatsbürgern aus 
ihrem eigenen Staatsgebiet. Durch Nichtzahlung 
der Unterſtützung werden dieſe Menſchen einfach 
gezwungen, Danzig zu verlaſſen, wenn nicht noch 
Mittel und Wege gefunden werden, um ſolche 


Unternehmungen in großem Maßſtabe zu verhin- 
dern. Was die Schließung der Staatlichen Leh— 


rerbildungsanſtaſt und die ſtarke Einſchränkung 
des Spielbetriebes des eben erſt unter rieſigem 


Aufwand umgebauten Staatstheaters betrifft, die 


der Senat jetzt plötzlich für notwendig hält, ſo ge— 
hören dieſe Maßnahmen unter dem heutigen Se— 
nat ja mehr ins Reich der Groteske, wenn man 


bedenkt, welchen entſcheidenden Wert bisher der | . . werde 
ſoll. Bisher hat man unter der nationalſozialiſti— 


nationalſozialiſtiſche Senat ihren beſonderen 
Zwecken beimaß. Leider muß die Danziger 
Bevölkerung dafür die Koſten tragen. Auch der 


Abbau einiger Abteilungen der Techniſchen Hoch— 
ſchule, deren Bedeutung für die Pflege des deut— 
ſchen kulturellen Lebens bisher in Danzig beſon— 
ders betont worden iſt, kennzeichnet die Situation 
aufs treffendſte. 


Was nun die Frage des Abbaus von Beamten 
und Lehrkräften und die damit verbundene Ein- 
ſchränkung des Verwaltungsapparats, ebenſo wie 
die Frage des Abbaues der Beamtenbezüge be— 
trifft, ſo wird über ihre Zweckmäßigkeit und über 
die Form, in der beides erfolgen ſoll, noch ſpäter 
zu ſprechen ſein. In dieſem Zuſammenhang ſei nur 
darauf hingewieſen, daß die Erörterung ſolcher 
Maßnahmen nicht notwendig geworden wäre, 
wenn nicht erſt die Politik des jetzigen Senats 
ſelbſt in dieſes Dickicht der Schwierigkeiten für 
Staat und Volk geführt hätte. Es erſcheint unbe— 
greiflich, daß heute der Senat von allen den von 
ihm geplanten und bereits durchgeführten Maß- 


nahmen wie von der ſelbſtverſtändlichſten Sache 


von der Welt ſpricht, dabei aber jede eindeutige 
Erklärung über die Urſachen vermeidet und noch 
immer die Vorlage der Etats auf einen ſpäteren 
Zeitpunkt verſchiebt. Aus den Erklärungen, die 


der Herr Präſident des Senats in der vorigen und 


in der heutigen Sitzung des Volkstages hier abge- IA - K . 
0 e dee A aus öffentlichen Mitteln angeſchafften und unter— 


geben hat, läßt ſich allerdings eine Tatſache ſchon 
für jedermann klar erkennen: Dem Senat, der ſich 
bisher geweigert hat, der verfaſſungsmäßigen Ver— 
tretung, nämlich dem Volkstag, einen Geſchäfts— 
bericht zu geben, iſt nun nichts anderes übrig ge— 
blieben, als einen Konkursbericht vorzulegen. 
Dieſen Konkurs aber hat der nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Senat ſelbſt verſchuldet, und niemand wird 
ihm dafür die Verantwortung abnehmen können. 
Seine Mitglieder und deren Freunde in der Füh— 
rung der Nationalſozialiſtiſchen Partei haben in 
den Zeiten ihrer Oppoſitionsſtellung zu den ver— 
ſchiedenen früheren Regierungen ſtets verſucht, im 
Volke den Glauben zu erwecken, als ob ſie — ein— 
mal zur Macht gelangt — nicht nur imſtande 
wären, außenpolitiſch der Freien Stadt eine ſtär⸗ 
kere Stellung zu verſchaffen, als ſie ſie bisher 
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inne hatte; fie haben nicht nur den Anſchein zu er- (O) 


wecken verſucht, als könnten ſie mit ihren damals 
allerdings ſchon bekannten Methoden des Kampfes 
und der Propaganda im Innern eine wirkliche 
Volksgemeinſchaft herſtellen; (Wollen wir noch 
zwei Jahre abwarten! rechts.) ſie haben außerdem 
auch dem Volk verſprochen, im Staat ſparſam zu 
wirtſchaften. Wir wollen im Augenblick davon ab— 
ſehen, noch einmal nachzuweiſen, daß ſie die erſten 
beiden Verſprechungen nicht erfüllt haben. Wir 
haben ſchon wiederholt darauf hingewieſen, daß 
die außenpolitiſche Linie des jetzigen Senats mit 
Sorge erfüllen muß, und daß die N. S. D. A. P. 
innenpolitiſch das Volk in einen alle völkiſchen 
Bande zerreißenden Parteienkampf geſtürzt hat, wie 
er vordem unbekannt war. Wir wollen heute im 
weſentlichen nur auf das dritte Verſprechen der 
N. S. D. A. P. eingehen, auf ihre Finanzpolitik, 
ihre Sparſamkeit, insbeſondere die in der Verwal— 
tung des Staates. Heute ſpricht man von einem 
großen Sparprogramm, das durchgeführt werden 


ſchen Regierung alles andere eher als Sparſam— 
keit erlebt. 

Statt der verheißenen Verwaltungsreform, 
unter der doch jeder nur die Vornahme von Er— 
ſparniſſen in der Verwaltung verſtehen konnte, 
iſt ein Verwaltungsaufbau und ⸗anbau in großem 
Ausmaß erfolgt. Ohne Rückſicht auf die ſchwere 
Finanzlage des Staates hat der nationalſozialiſti— 
ſche Senat eine Reihe von neuen koſtſpieligen Bes 
hörden und Staatsorganen geſchaffen, deren Zweck 
aus dem Intereſſe des Staates heraus nicht zu er— 
klären iſt. Der gewaltige und völlige überflüſſige 
Apparat der Landespolizei, (Zwiſchenrufe rechts.) 
die Aufblähung der Politiſchen Polizei, die Neu 
Einrichtung der ſogenannten Landeskulturkammer, 
der Propagandaabteilung des Senats und der 
verſchiedenen öffentlich-rechtlichen Körperſchaften 
ſind die beredteſten Zeugen der nationalſoziali— 
ſtiſchen Sparſamkeitsbeſtrebungen. Ueberall mach— 
ten ſich ſogenannte Stäbe und Adjutanten breit. 
Eine große Zahl neuer Beamter wurde angeſtellt, 
dagegen zahlreiche tüchtige Beamte auf Wartegeld 
geſetzt. Oeffentliche Bauten, deren produktiver 
Wert im Augenblick zum mindeſten zweifelhaft iſt, 
ja, ſich als nicht realiſierbar erweiſt, wie der des 
Staatstheaters, haben große Summen von Steuer- 
geldern gekoſtet, ohne daß es gelang, die Erwerbs— 
loſigkeit wirkſam zu bekämpfen. Die Zahl der 


haltenen Autos hat ſich vervielfacht. Für Reprä— 
ſentationen wurden große Ausgaben gemacht. Das 
ſind nur wenige Beiſpiele. 

Um dazu nur wenige Zahlen zu nennen: Die 
Ausgaben für den Staatshaushalt der Allgemei— 
nen Verwaltung find von 2317000 im Jahre 
1932 auf jetzt 3324000 Gulden angewachſen, 
(Hört, hört! links.) alſo um rund eine Million 
angeſtiegen. Darunter befinden ſich folgende Mehr— 
ausgaben: Die Koſten für Aufwandsentſchädigun— 
gen in der Allgemeinen Verwaltung ſind von 
12 900 G auf 62 160 © geitiegen, (Hört, hört! 
links!) haben ſich alſo verfünffacht. Für Dienſt⸗ 
fahrzeuge, insbeſondere Senatoren- Kraftwagen, 
wurden ſtatt früher 12 858 G jetzt 48 960 G aufge- 
wendet. Für die Senats-Abteilung „Volksaufklä⸗ 


D) 
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(Brill, Abgeordneter) 

rung und Propaganda“ wirft man jährlich 
200 000 G aus. Der Fonds „zur Verfügung des 
Senats“ iſt von 5 000 auf 15 400 G erhöht, alſo 
mehr als verdreifacht worden. Die Repräſenta— 
tionsausgaben des Senats wurden auf 44 950 G 
gegenüber 26 400 G von früher erhöht. Obwohl 
der Senatspräſident zu ſeinem Monatsgehalt, das 
1500 G beträgt, eine Aufwandsentſchädigung von 
monatlich 1000 G erhält, iſt ihm neuerdings noch 
ein weiterer Fonds in Höhe von 30 000 G zur 
Verfügung geſtellt worden. (Hört, hört! bei den 
Sozialdemokraten.) Auch die Auswärtige Abtei⸗ 


lung hat, obwohl ſie früher gut ohne einen der- 


artigen Fonds auskam, jetzt einen beſonderen Ver— 
fügungsfonds in Höhe von 10000 G erhalten. 


Das Perſonal der Polizei, ohne die dort beſchäftig- 


ten Arbeiter und Handwerker, betrug 1930 insge= 
ſamt 1528 Köpfe und beträgt zurzeit 2511 Köpfe. 
Das alles ſind Ausgaben, bei denen man wahr— 
lich nichts von Sparſamkeit verſpürt. Und das iſt 
nichts als ein kleiner Einblick in nur einen von 
den 15 Einzelhaushaltsplänen. Dieſe Einzelheiten 
machen es verſtändlich, daß man ſich bislang ge— 
ſcheut hat, die Etats der Oeffentlichkeit zugänglich 
zu machen. 

Der nationalſozialiſtiſche Senat hat bekanntlich 
ſtets die von früheren Regierungen für produktive 
Zwecke aufgenommenen Anleihen als einen Fehl— 
griff dieſer Regierungen bezeichnet, obwohl, wie 
jeder wirtſchaftlich denkende Menſch in Danzig 
weiß, ſich dieſe Anleihen als ein großer Gewinn 
für die geſamte Danziger Wirtſchaft erwieſen 


haben. (Zuruf: Für Euch, ja!) Der nationaljo- 
zialiſtiſche Senat hat aber ſelbſt für die verſchie— 


denſten Verwaltungen des Staates und der Stadt— 
gemeinde Danzig neue Schulden gemacht, und 
zwar für Zwecke, die man in den meiſten Fällen 
nicht als produktiv bezeichnen kann, ja, als eine 
ſchwere Belaſtung empfinden muß. Dieſe Schulden 
beziffern ſich auf außerordentlich hohe Beträge. 
Auch hier ſollen einige Beiſpiele genannt werden: 
Allein im Etat für öffentliche Arbeiten ſind 
1735 000 RM und weiter 3 066 000 Gulden, 
zuſammen alſo 615 Millionen Gulden neue Schul— 
den aufgenommen. Aus den Haushaltsrechnungen 
für 1934 ergibt ſich, daß allein bis zum 31. März 
1934 mindeſtens 15 Millionen Gulden Kredite 
aufgenommen worden ſind. Daß dieſe Schulden 
die Löſung des aktuellſten Danziger Problems, 
die Erhaltung unſerer Währung, beſonders er— 
ſchweren, dürfte leicht zu erweiſen ſein. 

Es muß in dieſem Zuſammenhang immer wie— 
der hingewieſen werden auf die kataſtrophale Ent- 
wicklung, die die bis zum Antritt der national- 
ſozialiſtiſchen Regierung vor allen Erſchütterun— 
gen bewahrte Danziger Währung genommen hat. 


Es iſt nicht ſo, wie der Herr Präſident des Senats 


in einer der letzten Sitzungen des Volkstages be— 
hauptet hat, daß nämlich die Währung 
Staates mit den Staatsfinanzen nichts zu tun 


habe. Hier in Danzig beſteht vielmehr ſeit einiger 


Zeit ein ſehr inniger Zuſammenhang zwiſchen 
dieſen beiden Dingen. Trotz der eben geſchilderten, 
allzu großzügigen Wirtſchaft des Staates hat die 
Währungsbank dem Staat ſehr bedeutende Kredite 
gewährt, übrigens entgegen einer ausdrücklichen 
Beſtimmung des Statuts der Bank von Danzig. 


eines 
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Es kann gar kein Zweifel beſtehen, daß dieſe Vor⸗ 
gänge die Lage der Danziger Währung aufs 
tiefſte beeindruckt haben. Während der Amtszeit 


der nationalſozialiſtiſchen Regierung iſt die Gold⸗ 


und Deviſendeckung der Bank von Danzig von 
41,5 Millionen auf 13,5 Millionen geſunken. In 
der gleichen Zeit hat ſich der Wechſelbeſtand der 
Bank von Danzig gewaltig erhöht. Und — was 
beſonders beängſtigend iſt — dieſe Tendenz hält 
weiter an, wie das ein Blick in den letzten Bank- 
ausweis, vom 15. Juni beſtätigt; ſie hält an trotz 
Devalvation, trotz Bankfeiertagen und Deviſen— 
bewirtſchaftung. 

Der nationalſozialiſtiſche Senat hat mit der 
Abwertung des Danziger Guldens einen verhäng⸗ 
nisvollen Weg beſchritten. Wieder haben die 
ſchweren Folgen der Abwertung gerade die große 
Maſſe der Lohn- und Gehaltsempfänger, der Ar⸗ 
beiter, Angeſtellten und Beamten, der in immer 
größeres Elend geratenden Erwerbsloſen, Wohl— 
fahrtsunterſtützungsempfänger, Rentner und der 
kleinen Sparer in furchtbarer Weiſe getroffen und 
ihnen zum Teil unerträgliche Laſten aufgebürdet. 
Die Auswirkung der Finanzpolitik des national- 
ſozialiſtiſchen Senats hat ſchließlich die ſchwere 
Kriſe offen in Erſcheinung treten laſſen, in die die 
Freie Stadt Danzig bereits ſeit längerer Zeit gera— 
ten war. Sie allein war auch die Urſache für den 
Anſturm auf die Banken und Wechſelkaſſen, der ſich 
in den erſten Tagen des Juni gezeigt hat. Er war 
das ſichtbarſte Zeichen des offenen Mißtrauens, 
das die Bevölkerung, die durch die Devalvation ſo 
ſchwer getroffen worden iſt, gegen die Führung 
des Staates ergriffen hat. 

Alle beruhigenden Erklärungen des Senats 
haben das Mißtrauen bisher nicht beſeitigen kön— 
nen. Alle Maßnahmen, die der Senat während 
der letzten Wochen zum Schutze der Danziger 
Währung ergriffen hat, haben den gewünſchten 
Erfolg nicht gehabt. Die vom Senat verordnete 
Deviſenbewirtſchaftung, die ſelbſt von amtlichen 
Danziger Stellen vor wenigen Wochen noch als 
für Danzig untragbar bezeichnet wurde, muß 
vielmehr die Danziger Wirtſchaft bei ihrer engen 
Verflechtung mit dem polniſchen Ausland aufs 
ſchwerſte erſchüttern. Die ſeit der Einführung der 
Deviſenbewirtſchaftung gemachten Erfahrungen 
rechtfertigen dieſe Beſorgniſſe denn auch in hohem 
Maße. Wenn ſich der Tranſithandel, von dem 
Danzig in erſter Linie lebt, infolge der Erſchwer⸗ 
niſſe, die die Deviſenbewirtſchaftung für ihn bringt, 
in gleicher Weiſe von Danzig zurückzieht, wie das 
jetzt ſchon der Fall iſt, jo iſt Danzigs wirtſchaft— 
liche Stellung dahin. Auch die übrigen Danziger 
Wirtſchaftszweige ſind in außerordentlicher Weiſe 
beunruhigt und ergreifen, da ſie die Situation als 
verzweifelt anſehen, bereits verhängnisvolle Maß⸗ 
nahmen. Dem Senat ſind dieſe Erſcheinungen, die 
hier nur angedeutet werden können, ebenſo gut be— 
kannt wie uns. Er kann nicht die Dinge treiben 
laſſen. Man ſoll doch nicht glauben, daß der Be— 
ſuch des Herrn Reichsbankpräſidenten Schacht in 
Danzig eine Beruhigung herbeigeführt hat, wie 
das vielleicht mit dieſem Beſuch beabſichtigt ge— 
weſen war. Anſtatt eine Einladung an Herrn 
Schacht zu ſchicken, hätte der Senat lieber ernſt— 
hafte und energiſche Verſuche unternehmen ſollen, 
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ger Forderungen — die Preſſe hat unwiderjpro- 
chen die Summe von 15 Millionen Gulden ge— 
nannt — für Danzia flüſſig zu bekommen. Dann 
brauchten nicht Tauſende von Danziger Staats- 
bürgern ihrer Heimat beraubt zu werden. (Zuruf: 
Oh! Ach!) 

Die Deviſenbewirtſchaftung iſt für eine unbe— 
ſchränkte Zeit eingeführt worden. „Je ſchneller 
das unbedingte Vertrauen zum Danziger Gulden 
in vollem Umfange wiederkehrt“, ſo ſchrieb bei 
ihrer Einführung die nationalſozialiſtiſche Preſſe, 
„um ſo ſchneller wird es möglich ſein, dieſe als 
vorübergehend gedachte Maßnahme wieder auf- 
zuheben und zur freien Wirtſchaft zurückzukehren.“ 
Dieſe Auslaſſung zeugte von einer ſo naiven Ver— 
kennung der Situation, daß man ſtaunen muß. 
Vergebens wird ſich die Danziger 


Wirtſchaft 


fragen, wie das Vertrauen, auf das die national 
ſohialiſtiſche Preſſe ſpekuliert, wiederkehren ſoll. 
Das gerade iſt ja das weſentliche Merkmal dieſer 


Kriſe, daß dieſes Vertrauen nicht beſteht, und, ſo 


lange nicht eine grundlegende Aenderung der po- 


litiſchen Verhältniſſe in Danzig herbeigeführt wor⸗ 
den iſt, nicht wiederkehren wird. Enttäuſchung iſt 
keine Grundlage des Vertrauens. Es iſt deshalb 
wiederum nicht anders als propagandiſtiſch zu be— 
werten, wenn es in der nationalſozialiſtiſchen Preſſe 
weiter hieß: „In pfychologiſcher Hinſicht wird diefe 
Maßnahme (gemeint iſt die Einführung der De— 
viſenbewirtſchaftung) befreiend wirken.“ Und 
weiter behauptete die nationalſozialiſtiſche Preſſe, 
daß bereits ſeit der letzten Rundfunkrede des Se— 
natspräſidenten in Danzig „eine zunehmende Be— 
ruhigung feſtzuſtellen“ ſei. Auch dieſe Behauptung 
kann nur in das Reich der frommen Wünſche ver⸗ 
wieſen werden. 

Das Gegenteil von alledem iſt richtig. Eine 
Vertrauenskriſe von ſolchem Ausmaß, wie wir ſie 


in Danzig augenblicklich feſtſtellen müſſen, kann 


nicht behoben werden durch Rundfunkreden der- 


ſelben Perſönlichkeiten. die das Vertrauen ver— 
wirkt haben. (Hört, hört!) Sie bedarf einer radi- 


kalen Löſung. Das Vertrauen zur Danziger Wäh⸗ 
rung und Wirtſchaft, das Vertrauen zu der Füh⸗ 


rung der Politik der Freien Stadt kann nur wie— 


derhergeſtellt werden durch den Rücktritt des na- 


tionalſozialiſtiſchen Senats, in dem die Danziger 
Bevölkerung mit Recht den Schuldigen für die 
ſchweren Gefahren ſieht, von denen Danzig heute 
umbrandet iſt. 

Wir warnen davor, dieſe Gefahren und ihren 
ganzen Ernſt zu überſehen. Die Augen vor ihnen 
zu ſchließen, hieße leichtfertig handeln. Der Prä⸗ 
ſident des Senats hat in der vorigen Sitzung er— 
klärt, die Regierung könne poſitive Kritik wohl 
hören. Präſident Greiſer hat das auch früher ſchon 
des öfteren verſichtert. Trotzdem iſt es den deut⸗ 
ſchen Oppoſitionsparteien meiſtens unmöglich ge= 
macht worden, zu ſprechen; nicht nur hier im Par⸗ 
lament, ſondern auch in der großen Deffentlich- 
keit. (Zurufe.) Auch das war, wie ſchon ausgeführt 
wurde, einer der Kardinalfehler der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Politik, der ſich bereits bitter gerächt hat. 
(Denken Sie an Ihre Fehler, die Sie gemacht 
haben! bei den Nationalſozialiſten.) Und doch 
hatte der nationalſozialiſtiſche Senat niemals mit 
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(Brill, Abgeordneter) Eh 
um die im Deutſchen Reich eingefrorenen Danzi- Kritik in einer ſolchen Form zu rechnen, wie fie (C) 


die Nationalſozialiſten an der Politik früherer 
Regierungen ſelbſt geübt haben. Der Senat würde 
dem Staat einen ſchlechten Dienſt leiſten, wenn er 
auch weiterhin Kritik unterbinden wollte. Es iſt 
nicht damit getan, daß der Präſident des Senats, 


wie das in der vorigen Sitzung geſchah, die ande- 


ren Parteien zur Mitarbeit auffordert. Wie wenig 
ernſt eine ſolche Aufforderung gemeint ſein kann, 
beweiſt wohl am beſten die Tatſache, daß zur glei— 
chen Zeit Abgeordnete der Oppoſition mit Belei— 
digungen bedacht wurden. 

Präſident: Herr Abg. Brill, Ihre Zeit iſt gleich 
abgelaufen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Was die vor⸗ 
liegenden Geſetzentwürfe des Senats betrifft, ſo 
werden wir ſie in der vorliegenden Form ableh— 
nen. Wir werden im Ausſchuß neue Vorſchläge 
unterbreiten. Es wird nach den Beratungen des 
Ausſchuſſes noch weiter über die Dinge zu ſprechen 
ein. 

Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat in richti— 
ger Erkenntnis des Charakters der nationalſozia— 
liſtiſchen Bewegung und der komplizierten Ver⸗ 
hältniſſe in der Freien Stadt von allem Anfang 
an die Situation, in die die Freie Stadt Danzig 
durch die Regierungsübernahme der N. S. D. A. P. 
geraten mußte, vorausgeſehen. Sie hat leider recht 


— 


behalten, ja, ihre Befürchtungen ſind durch die 


Entwicklung noch übertroffen worden. Sie richtet 
heute an den nationalſozialiſtiſchen Senat den 
Appell, wenigſtens in dieſem Augenblick ernſteſter 
Notlage des Staates und ſeiner Bevölkerung die 
notwendigen Staatsrückſichten den Intereſſen der 
N. S. D. A. P. voranzuſtellen. Die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Regierung kann heute dem Staat nur noch 
dadurch dienen, daß ſie zurücktritt und die Danzi⸗ 
ger Bevölkerung den Kelch des Leidens nicht bis 
zur Neige leeren läßt. Das nationalſozialiſtiſche 
Regime verfügt im Volk über keine Mehrheit 
mehr. (Das wiſſen wir beſſer! rechts.) 

Dieſer Standpunkt der ſozialdemokratiſchen 
Fraktion iſt wahrlich von keinem Parteiintereſſe 
beſtimmt. Niemand kann es reizen, das Erbe anzu⸗ 
treten, das die jetzige Regierung hinterlaſſen 
würde. Das Verlangen der ſozialdemokratiſchen 
Fraktion iſt beſtimmt aus dem Pflichtgefühl her— 
aus, das ſie mit der Freien Stadt und mit ihrem 
Deutſchtum verbindet. (Beifall links.) 

Präſident: Ihre Redezeit iſt abgelaufen. (Zu⸗ 
rufe. Abg. Brill: Das zeigt am allerbeſten 
Ihren Mut!) — Das Wort hat Herr Abg. 
Dr. Stachnik. (Ihr und das Zentrum ſeid Landes— 
verräter! Jetzt ſpricht Wien! rechts. — Heiterkeit.) 

Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): Die Freie 
Stadt Danzig durchlebt zur Zeit ohne Zweifel 
einen bedeutungsvollen Abſchnitt ihrer Geſchichte. 
Die Ereigniſſe der letzten Wochen auf währungs⸗ 
und finanzpolitiſchem Gebiete haben nicht nur das 
wirtſchaftliche Leben Danzigs ſchwer mitgenom— 
men, ſie haben überhaupt die politiſchen und natio— 
nalen Grundlagen unſerer Freien Stadt erſchüt⸗ 
tert. Der Volkstag ſoll heute Stellung nehmen 
zu der Regierungserklärung des Herrn Genats- 
präſidenten vom 12. Juni und zu den Geſetzesent— 
würfen des Senats zur Sanierung der Staats- 
ſinanzen. Es iſt deshalb zweckmäßig, ſich einen 
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Volkstag Danzig — 5. Sitzung. 
(Dr. Stachnik, Abgeordneter) 
Ueberblick über die politiſche Entwickelung in un⸗ 
ſerer Freien Stadt Danzig in den letzten Jahren 
zu verſchaffen. 

Zwei Jahre lang hat die nationalſozialiſtiſche 
Partei Zeit gehabt, ihre Verſprechungen einzu— 
löſen, Verſprechungen, wie ſie verſchwenderiſcher 
und beſtimmter niemals vorher eine Partei gege— 
ben hat. Was iſt in dieſer Zeit erfüllt worden? 

Die nationalſozialiſtiſche Regierung fand ge— 
ordnete Verhältniſſe vor, als ſie die alleinige 
Macht übernahm. (Auf dem Papier! rechts.) Die 
Staatsfinanzen, das Rückgrat jeder überlegten 
Staatsführung waren in Ordnung, der Haus— 
haltsplan war ausgeglichen und lag klar vor aller 
Augen. Die langfriſtigen Anleihen waren zu 
günſtigen Bedingungen nur für werbende Anla— 
gen aufgenommen, aus denen Zinſen und Amor— 
tiſationen gedeckt werden ſollten und konnten. Sie 
lagen insbeſondere nach der für Danzig günſtigen 
Abwertung des engliſchen Pfundes in ihrer Höhe 
weit unter dem Durchſchnitt der Anleihen anderer 
Staaten oder gleich großer deutſcher Städte. Eine 
nennenswerte kurzfriſtige Verſchuldung, die Staat 
oder Stadt bedrückt hätte, lag nicht vor. 

Die Wirtſchaft litt naturgemäß, wie in allen 
anderen Ländern unter der Weltwirtſchaftskriſe 
und im beſonderen unter der Danzig aufgezwun— 
genen ungünſtigen wirtſchaftlichen Verflechtung 
mit Polen. Aber die von der Ziehmregierung ein- 
geleiteten Maßnahmen waren auf dem Wege, ſi 
über alle Wirtſchaftsgruppen günſtig auszuwirken. 

Die Entſchuldung der Landwirtſchaft war ein⸗ 
geleitet, Gläubigerſchutz auf angemeſſener Grund— 
lage durchgeführt, Maßnahmen, die der Land⸗ 
wirtſchaft ausreichende Preiſe ſicherten, beſchloſſen 
und wirkſam. Die Landſiedlung machte von Jahr 
zu Jahr ſteigende Fortſchritte. 

Für die Durchkämpfung der dem Handel und 
der Induſtrie den Lebensraum ſchaffenden Rechte 
lag die Regierung in ausſichtsreichen Verfahren 
vor dem Völkerbund in Genf. In unermüdlicher 
Kleinarbeit wurde die Produktion in Danzig 
durch eine große Zahl praktiſcher Geſetze und Ver— 
ordnungen und Maßnahmen geſteigert, der Export 
in das Zollausland gefördert. 

Dem Handwerk wurde durch die Handwerker— 
karte Schutz vor unzuläſſiger und ſchädlicher Kon— 
kurrenz gewährt. Eine Einrichtung, der Deutjch- 
land erſt ſehr viel ſpäter folgte. Die wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſe der Hausbeſitzer waren durch 
auf lange Sicht eingeſtellte Geſetze klar geregelt, 
wobei auch die Belange der Mieter weitgehend 
gewahrt wurden. Für die Fiſcher waren erfolg- 
verſprechende Schritte zur Sicherung des Abſatzes 
zu angemeſſenen Preiſen getan. Wirtſchaftsver⸗ 
bände zur Hebung der ſchweren Lage der Schiffer 
waren gegründet. 

Soweit es im Rahmen der vorhandenen Mit: 
tel möglich war, wurden von Staat und Stadt 
zweckmäßige Eigenarbeiten durchgeführt. Durch 
alle dieſe Maßnahmen, die vorſichtig ausgewählt 
und finanziert waren, war es möglich, im letzten 
Jahre der Ziehmregierung die Erwerbsloſenzahl 
um etwa 10 000 zu ſenken. Der Stand der Wäh— 
rung war glänzend. Sie war beinahe 100-prozen⸗ 
tig mit Gold und Deviſen gedeckt. Die ſozialen 
Einrichtungen von Staat und Stadt waren 
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muſtergültig. Die ſozialen Unterſtützungen hielten 
ſich auf der Höhe der deutſchen Sätze. Jedermann 
im Freiſtaat hat ein geſetzliches Recht auf ange— 
meſſene Unterjtügung. In den Leiſtungen auf 
den Gebieten des Wohnungsbaues, des Kleine 
gartenweſens, der öffentlichen Anlagen und Baus 
ten, Schulen, Krankenhäuſer uſw. ſtand Danzig 
an der Spitze der deutſchen Städte. 3 

In der auswärtigen Politik waren die Rechte 
Danzigs gegenüber Polen trotz ſchwerer Angriffe 
erfolgreich gewahrt. Mit allen auswärtigen 
Staaten, ſelbſtverſtändlich mit Deutſchland, be— 
ſtanden ausgezeichnete Beziehungen, die ſich be— 
ſonders auf wirtſchaftlichem Gebiete günſtig aus— 
wirkten. Das Verhältnis zu den Völkerbunds⸗ 
inſtanzen war denkbar günſtig und vertrauens— 
voll. Die kulturellen und politiſchen Rechte jedes 
einzelnen Staatsbürgers im Rahmen der Ver— 
faſſung waren in keiner Weiſe eingeengt. Jeder— 
mann hatte das Gefühl der Freiheit und der 
Sicherheit. Es kann daher mit Ueberzeugung und 
ohne Uebertreibung geſagt werden, daß die natio— 
nalſozialiſtiſche Regierung bei 
nahme geordnete Verhältniſſe vorfand. 

Was iſt aus dieſem geordneten Staatsweſen 
in zwei Jahren nationalſozialiſtiſcher Regierung 
geworden? Nur dort, wo die Politik der früheren 
Regierung durch eingearbeitete Beamte fortgeſetzt 
wurde, wie im Wohnungsbau, im Straßenbau, in 
der Gartenverwaltung und auf einzelnen anderen 
Gebieten wurden ausgeſprochene Mißerfolge ver— 
mieden. 

Auf keinem einzigen Gebiet ſehen wir die an⸗ 
gekündigten volksbeglückenden grundlegenden 
Neuerungen in einem für Danzig günſtigen Sinne 
durchgeführt. Das gilt auch für alle Maßnahmen 
auf dem Erwerbsloſengebiet. Die Arbeitsſchlacht 
wurde mit einem kräftigen Aufgebot von Schlag⸗ 
worten angeſagt. Sie iſt bereits abgebrochen, 
weil ſie finanziell nicht vorſichtig und überlegt auf— 
gebaut war. 

Dagegen ſehen wir Experimente verſchiedener 
Art, die ohne klare Zielrichtung und ohne ruhige 
Durchdenkung der wirtſchaftlichen und finanziellen 
Auswirkungen von einzelnen Perſonen vorgetrie— 
ben wurden. Wir erinnern an die mißlungenen 
Verſuche des berufsſtändiſchen Aufbaues, an die 
Aufhebung der Handelskammer, an das Waſſer— 
ſtoffprojekt der Städt. Betriebe, an die mit dau⸗ 
ernden Aufregungen verbundenen Umſtellungen 
im Schulweſen, an die Gründung der Hochſchule 
für Lehrerbildung und die Einrichtung der Medi— 
ziniſchen Fakultät an der Hochſchule, an die mit 
großem Wortſchwall gefeierte Grundſteinlegung 
des Hallenſchwimmbades und den Umbau des 
Staatstheaters. 

Auf perſonellem Gebiet wurde ein ausgeſpro⸗ 
chener Raubbau getrieben. Alte Beamte und Anz 
geſtellte wurden in viel höherem Maße als in 
Deutſchland entlaſſen und beurlaubt. Dutzende 
höhere und mittlere Beamte, gegen deren ſachliche 
Eignung nichts vorgebracht werden kann, ſind 
außer Dienſt geſetzt und durch Perſonen erſetzt, die 
abgeſehen vom Parteibuch, keinerlei praktiſche 
Eignung für ihre Stellung mitbringen. Junge 
Angeſtellte wurden ohne Uebergang in höchſte 
Beamtenſtellen befördert. Sie ſind teilweiſe ſchon 
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wieder abgebaut und belaſten erneut den Staats⸗ 
etat. Die Einſtellung der Arbeiter erfolgte mehr 
nach rein parteipolitiſchen Geſichtspunkten. Heu⸗ 
chelei, Charakterſchwächung, Schaffung eines ge⸗ 
fährlichen Bodens zur Korruption, Mißſtimmung, 
Arbeitsunfreudigkeit ſind die natürlichen Folgen 
dieſer Perſonalpolitik. Die leitenden Beamten 
haben vielfach nicht das Gefühl für die beſondere 
Stellung des Beamten. Die ganz ungewöhnliche 
Vermehrung der Autos, die täglichen Dienſtreiſen 
geben berechtigten Anlaß zur Kritik und mindern 
das Vertrauen in die Staatsführung. 

Die Rechtsſicherheit und die Sicherheit der 
Einzelperſon hat von Monat zu Monat abgenom— 
men. Dazu hat beſonders beigetragen, daß im 
Wahlkampf der nationalſozialiſtiſche Parteiange⸗ 
hörende oder naheſtehende Perſonengruppen ſich 
einen Terror erlauben durften, der bisher größ— 
tenteils ungeſühnt geblieben iſt. 

In den Verhandlungen mit Polen ſind wich— 
tige Danziger Eigenrechte preisgegeben worden, 
ohne daß dafür nennenswerte wirtſchaftliche Ge— 
genleiſtungen tatſächlich eingetreten ſind. Die Zu⸗ 
geſtändniſſe auf kulturellem Gebiet bilden eine 
ernſte Gefahr für das Deutſchtum Danzigs. Sie 
iſt umſo ſchwerer zu werten, als die nationaljozia- 
liſtiſche Partei es fertig gebracht hat, durch Hin— 
einwerfen unglücklicher Wahlparolen einen Keil 
in die bisher unbedingt geſchloſſene nationale 


Haltung der Danziger Bevölkerung zu treiben. 


Zu den allergrößten Bedenken geben die Maß— 
nahmen der Regierung auf finanziellem Gebiet 
Anlaß. Sie hat es fertig gebracht, die bisher 
ſtreng durchgeführte Trennung zwiſchen Staats- 
finanzen und Staatsbank zu durchbrechen und in 
einem ganz ungewöhnlichen Umfange kurzfriſtige 
Kredite bei der Staatsbank aufzunehmen. Sie 
hat lange Zeit die Aufnahme neuer Kredite abge— 
leugnet, ſie hat ſich geweigert, durch Vorlage des 
Staatsetats Einblick in die finanziellen Verhält⸗ 
niſſe des Staats zu geben. Die Regierung mußte 
ſich darüber im klaren ſein, daß daraus eine 
ſchwere Erſchütterung des Vertrauens zur Regie— 
rung und ihrer Finanzgebarung folgen mußte. 

Einer Wirtſchaft, wie ſie von der nationalſozia— 
liſtiſchen Regierung getrieben wurde, kann auch 
die feſteſte Währung nicht ſtandhalten. Die Re— 
gierung trägt daher die geſamte Verantwortung 
für die nach unſerer Auffaſſung zweckloſe Abwer— 
tung des Guldens mit ihren tief einſchneidenden 
Folgen für die ganze Bevölkerung Danzigs. 

Die Durchführung der Guldenabwertung ſelbſt 
hat der Regierung den geringſten Reſt des Ver— 
trauens reſtlos entzogen. Die Abwertung wurde 
widerſpruchsvoll einmal mit dem Treiben gewiſ— 
ſenloſer Spekulanten, ein zweites Mal mit wirt— 
ſchaftlichen Abſichten und ein drittes Mal mit dem 
Wunſche begründet, die Danziger und polniſche 
Währung gleich zu ſetzen. Noch vor den letzten 
Wahlen haben höchſte Beamte und höchſte Funk— 
tionäre öffentlich und mit aller Beſtimmtheit aus— 


geſprochen: nie waren die Finanzen beſſer, nie 
ſtand die Währung feſter. Wenige Tage ſpäter 
mußte man die Währung preisgeben und rück— 


ſichtsloſe Sparmaßnahmen zur Geſundung der zer— 
rütteten Finanzen ankündigen. 
Abwertung ſagten höchſte Beamte und Funktio— 
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näre „durch die Abwertung tritt keine Preisſtei⸗ 
gerung ein.“ Wenige Tage ſpäter werden Zus 
ſchläge für faſt alle Artikel des täglichen Bedarfs 
zugeſtanden. Am 2. Juni 1935 verkünden höchſte 
Beamte: „Die Auszahlung von Guthaben aus den 
Sparkaſſen iſt geſichert, keinerlei Deviſenbeſchrän⸗ 
kungen ſollen ſtattfinden“. Wenige Tage ſpäter 
ſtellen die Banken ihre Auszahlungen ein und die 
Safes in den Banken werden geſchloſſen und poli⸗ 
zeilich bewacht. Jetzt haben wir eine Devifen- 
zwangswirtſchaft, von deren Auswirkungen wir 
das Schlimmſte für die Danziger Wirtſchaft, vor 
allem den Ruin des Danziger Handels befürchten. 
Dieſe Tatſachen und politiſchen Wirklichkeiten 
waren zu berückſichtigen, um unſere Stellung⸗ 
nahme zu der Volkstagsrede des Herrn Senats— 
präſidenten am 12. Juni und zu den Sparmaß⸗ 
nahmen bekannt zu geben. 

Wir ſtellen feſt, daß der Senat gewillt iſt, der 
Danziger Bevölkerung den Gulden, die eigene 
Währung, auf jeden Fall zu erhalten und ihn auf 
ſeiner jetzigen Höhe zu halten. Wir wünſchen, 
daß ihm das gelingen möge und daß die Entwick- 
lung der Dinge dieſen Willen nicht, wie ſo oft in 
letzter Zeit, zu nichte machen möge. 

Dabei möchten wir auf einen Irrtum hinwei— 
ſen, der dem Herrn Senatspräſidenten unterlau⸗ 
fen iſt, wenn er ſagt: Allerdings hat Polen auf 
Grund des Pariſer Vertrages vom 9. November 
1920 das Recht, beim Völkerbund die Unifizierung 
der Währungen zu verlangen. Der Artikel 36 des 
Pariſer Vertrages gibt den beiden Partnern nicht 
das Recht, die Unifizierung der Währungen zu 
verlangen, ſondern in ihm verpflichten ſich Polen 
und die Freie Stadt Danzig, ſobald es die Um- 
ſtände erlauben, auf den Antrag der einen oder 
andern Partei in Verhandlungen einzutreten, um 
ihre Münzſyſteme zu vereinheitlichen. 

Wir hörten weiter in der Rede von dem Wil— 
len der Regierung zu Sparmaßnahmen und zum 
Abbau mancher von der jetzigen Regierung ge— 
troffenen Einrichtungen wie etwa der Hochſchule 
für Lehrerbildung, Einrichtungen, die wir von 
vornherein für überflüſſig, zu koſtſpielig und da⸗ 
mit für unverantwortlich gehalten haben. Wir 
bedauern es nur, daß man jetzt erſt zu dieſen 
Sparmaßnahmen greift, daß man jetzt erſt die 
Staatsfinanzen ordnen will, nachdem der Gulden 
abgewertet und damit das ganze Volksvermögen 
ſo ſtark vermindert worden iſt. Und wenn der 
Herr Senatspräſident davon ſprach, daß die Dan— 
ziger Behörden zum Teil überorganiſiert ſind, ſo 
müſſen wir feſtſtellen, daß die Regierung Ziehm 
die Ueberorganiſation ſchon ſehr ſtark beſchnitten 
hatte, daß ſie aber leider nach dem 20. Juni 1933 
wieder in üppigſter Weiſe auflebte. 

Andererſeits haben wir bezüglich mancher der 
in der Rede angedeuteten Maßnahmen zur Sanie— 
rung der Staatsfinanzen größte Bedenken. So 
bezüglich der Umſiedlung gewiſſer Penſionäre nach 
Deutſchland und der Verſchickung von Erwerbs— 
loſen in andere Länder. Wir fürchten vor allem, 
daß infolge der daraus entſtehenden Entvölkerung 
Danzigs von Danziger Staatsbürgern deutſcher 
Nationalität — denn ſolche anderer Nationali— 
täten dürften wohl für die Umſiedlung kaum in 
Frage kommen — ein leerer Raum entſteht, der 
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dem Drucke der nach Danzig hinſtrömenden Ange— 
hörigen anderer Nationalitäten allzuleicht nach— 
geben könnte, zumal durch die Abwertung des 
Danziger Guldens der Zuſtrom nach Danzig er— 
leichtert wird. — Ferner kann durch einen ſtarken 
Abfluß der Bevölkerung die Danziger Wirtſchaft, 
wenigſtens zur Zeit, ſehr geſchädigt werden. Für 
die Penſionäre, die doch zum größten Teil Alters- 
penſionäre ſind, wird es ſehr ſchwer fein, heimat⸗ 
liche und verwandtſchaftliche Bande ſo plötzlich zu 
zerſchneiden und ſich im hohen Alter ein neues 
Heim zu ſchaffen. 

Bei der Umſiedlung von Erwerbsloſen ent— 
ſtehen leider noch größere Härten, wenn die von 
Herrn Senatspräſidenten zugeſicherte Freiwillig— 
keit nicht gewahrt bleibt. Solche Härten ſind: Die 
Ungewißheit der Zukunft, die Zerreißung der Fa— 
milien, beſonders wenn Familienväter von Dan— 
zig wegziehen müſſen und die Frau und Kinder 
hierbleiben; die z. Zt. für ſolche Familienväter 
wegen der Deviſenſperre beſtehende Unmöglichkeit, 
das anderswo erarbeitete Geld an die Familie 
nach Danzig zu ſchicken. 

Die Arbeitsämter gehen jetzt dazu über, vor— 
nehmlich Bauhandwerker aus der Erwerbsloſen— 
fürſorge auszuſchließen, da angeblich genügend 
Arbeit vorhanden ſein ſoll. Die Arbeitsämter 
ſind jedoch nicht in der Lage, ihnen eine Stelle im 
Freiſtaat Danzig nachzuweiſen. Die betreffenden 
Beamten erklären offen, daß ſie die Unterſtützung 
nicht erhalten, wenn ſie die Arbeitsvermittlung 
nach Deutſchland ablehnen. Auch das ſtädtiſche 
Wohlfahrtsamt ſtellt angeblich auf Grund eines 
Senatserlaſſes, die Zahlung mit dem 24. 6. ein 
und begründet dieſe Zahlungseinſtellung genau 
ſo wie die Erwerbsloſenfürſorge damit, daß ge— 
nügend Arbeitsmöglichkeiten vorhanden ſeien und 
daß eine Ablehnung der Vermittelung nach 
Deutſchland als Arbeitsverweigerung gilt. Die 
betreffenden Erwerbsloſen bezw. Ausgeſteuerten 
erhalten alſo keine Unterſtützung. Sie ſind mit 
ihren zum Teil ſehr zahlreichen Familienangehöri— 
gen der bitterſten Not ausgeſetzt. 

Es beſteht nunmehr die Tatſache, daß trotz der 
eindeutigen Erklärung des Senatspräſidenten, daß 
nur eine freiwillige Vermittelung nach Deutjch- 
land in Frage kommt, die dem Senat unterſtehen⸗ 
den Behörden das Gegenteil durchführen und die 
Erwerbsloſen zwangsweiſe nach Deutſchland über— 
führen wollen. 

Die Verhältniſſe auf dem Gebiete der Arbeits— 
vermittelung ſind beſonders in letzter Zeit von 
unſerer Fraktion öfters zum Gegenſtand von Ein— 
gaben gemacht worden. Da die Vermittelung bis- 
her vollkommen parteipolitiſch durchgeführt wurde, 
kommen für dieſe zwangsweiſe Verſchickung nach 
Deutſchland zum allergrößten Teil nur Erwerbs⸗ 
loſe in Frage, die ſich nicht zum Nationalſozialis⸗ 
mus bekennen. Zahlreiche uns naheſtehende Er— 
werbsloſe hatten nach langen Bemühungen eine 
Die Genehmi— 
gung wurde ihnen aber verweigert, da wie mehr— 
fach die Beamten erklärten, noch zu viel Erwerbs— 
loſe der NSDAP. vorhanden ſeien. Dieſe von 
den ſich zu den Oppoſitionsparteien bekennenden 
Erwerbsloſen ausfindig gemachten Arbeitsſtellen 
wurden dann von Angehörigen der NSDAP. be— 
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ſetzt. Jetzt werden die nichtnationalſozialiſtiſchen 
Staatsbürger nach Deutſchland abgeſchoben, wäh— 
rend die eigenen Parteiangehörigen im Freiſtaat 
Danzig verbleiben. 

Es kann den Erwerbsloſen nicht übel genom- 
men werden, daß ſie ſich ſträuben einem unbekann⸗ 
ten Schickſal entgegenzufahren. Der Senat kann 
dieſen Exwerbsloſen nicht die Sicherheit bieten, 
daß ſie nicht eines Tages in Deutſchland wegen 
ihrer politiſchen Einſtellung zum Nationalſozialis⸗ 
mus ſich ſchweren Strafen ausſetzen. Abgeſehen 
davon aber betrachten wir dieſe zwangsweiſe Ver— 
mittelung nach Deutſchland im Intereſſe der Fa— 
milien und auch aus nationalen Gründen für 
überaus ſchädlich. Bis jetzt iſt die Frage der 
Lohnüberweiſung nach Danzig infolge der deut— 
ſchen Deviſengeſetze noch recht problematiſch. Die 
Sorge der Erwerbsloſen, ob die Danziger Behör— 
den ſich weiter den Familienangehörigen an— 
nehmen, ſind bisher nicht zerſtreut. Die Männer 
werden auf lange Zeit ihren Familien entzogen 
und die Kinder müſſen auf lange Zeit ihren Ba- 
ter und Erzieher entbehren. 


Es iſt ſo oft von den nationalſozialiſtiſchen 
Führern erklärt worden, daß die Aermſten ſtets 
die treueſten Söhne des Volkes ſind. Wir ver— 
ſtehen deshalb nicht, daß man gerade dieſe treu— 
eſten Staatsbürger abſchieben will. Gerade hier 
im deutſchen Danzig iſt jede Abwanderung eines 
deutſchen Arbeitnehmers gleichzeitig ein Verluſt 
für das Deutſchtum in Danzig. Die Erhaltung 
des Deutſchtums iſt aber heute notwendiger 
denn je. 


Unſere Fraktion hat deshalb einen Dringlich— 
keitsantrag eingebracht, der darauf hinzielt, die 
größten Härten bei dieſer Umſiedlung zu beſeiti⸗ 
gen und die ſozialen Rechte der Erwerbsloſen 
ſicherer zu verankern, zumal es uns ſcheinen will, 
daß gerade ſolche Erwerbsloſe, die nicht zur natio— 
nalſozialiſtiſchen Partei gehören, beſonders hart 
getroffen werden. 

Wenn die Regierung jetzt einige verfaſſungs— 
ändernde Geſetze vorlegt und uns auffordert, den⸗ 
ſelben unſere Zuſtimmung zu geben, ſo müſſen wir 
antworten: wir haben zu dieſer Regierung kein 
Vertrauen, zu einer Regierung, die alle unſere 
früheren Anträge und Bemühungen ſchroff zurüd- 
gewieſen hat, die bisher keine Maßnahmen ge— 
troffen hat, um die gegen uns gerichteten ehren— 
rührigen Verleumdungen zu unterbinden, als 
man uns öffentlich, ebenſo wie es hier eben ge— 
ſchehen iſt, als Landesverräter bezeichnete und die 
bisher noch keinen genauen Haushaltsplan vor⸗ 
gelegt hat. Wir haben nicht das Vertrauen, daß 
man für die Verantwortung, die man uns aufbür⸗ 
den will, uns eine genügende Einflußnahme ge— 
ſtattet; wir haben nicht das Vertrauen, daß ver— 
faſſungsändernde Geſetze zum Geſamtwohl von 
Staat und Volk, ſondern nur parteiegoiſtiſch ge— 
handhabt würden, und zwar jo, daß nichtnational⸗ 
ſozialiſtiſche Beamte beſeitigt würden, um natio⸗ 
nalſozialiſtiſche einſtellen zu können, wie es bis— 
her ſo oft der Fall geweſen iſt. 

Wir werden deshalb die beantragten Geſetze 
ablehnen. 
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Aus der ſeit 2 Jahren beobachteten Entwide- 
lung der nationalſozialiſtiſchen Regierungsarbeit 
und insbeſondere aus den Maßnahmen bei der 
Guldenabwertung, die unüberlegt und planlos, 
zum Teil überſtürzt, halb und verſpätet angeſetzt 
wurden, gibt es nur eine Folgerung: die jetzige 
Regierung iſt nicht fähig, die ſchwierigen Verhält⸗ 
niſſe im Freiſtaat Danzig zu meiſtern und Staat 
und Bevölkerung aus der kataſtrophalen und ver: 
worrenen Lage herauszuführen. 

In Danzig ſtehen nicht allein wirtſchaftliche 
Belange, ſondern in erſter Linie und hauptſäch⸗ 
lich nationale Intereſſen auf dem Spiel. Sie ſind 
durch Preisgabe wichtiger Danziger Rechte bereits 
bedenklich gefährdet. Im Intereſſe des Deutſch— 
tums warnen wir mit allem Nachdruck vor neuen 
derartigen Schritten. (Unglaublich, Sie und 
Deutſchtum! rechts.) 8 

Zur Durchführung von ſofort notwendigen 
Sparmaßnahmen haben wir zuſammen mit den 
Abgeordneten der Gruppe Weiſe ein Sofortpro- 
gramm eingereicht, daß u. E. praktiſcher und er— 
folgreicher iſt als die von der Regierung vorgeleg— 
ten Geſetzesanträge. 


Abſchließend möchte ich ſagen: Für uns bleibt 
nur eine Folgerung: Nicht allein die Oppoſition, 
alle klardenkenden Männer und Frauen, haben 
das Vertrauen zur Regierung reſtlos verloren. 
Wir verlangen daher und wir ſprechen hier u. E. 
im Namen der überwiegenden Mehrheit der Dan— 
ziger Bürger, ſofortige Auflöſung des Volkstages, 
Rücktritt der Regierung, ſofortige Neuwahl und 
Bildung einer Regierung, die durch eigenes Bei: 
ſpiel, Sachkenntnis und Erfahrung, das notwen⸗ 
dige Vertrauen zur Regierung wieder aufbaut und 
fähig iſt, die zerrütteten Verhältniſſe des Frei- 
ſtaates auf geſunder Grundlage neu zu ordnen. 
(Beifall beim Zentrum.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weiſe. 

Weiſe, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): M. D. 
u. H.! Bereits im September 1931 drohte der 
Danziger Währung eine Abwertung durch die 
engliſche Pfundabwertung. (Die hätten Sie vor— 
nehmen müſſen! rechts.) Die damalige Regierung 
Ziehm hat die Abwertung des Danziger Guldens 
bewußt durch die Loslöſung vom engliſchen Pfund 
verhindert. Maßgebend waren folgende Erwä— 
gungen: } 

1. Jede Abwertung bedeutet ſicheren Verluſt 
von Volksvermögen und eine unabſehbare Schwä— 
chung der Kapital- und Wirtſchaftskraft eines 
Landes, die für einen ausgeſprochenen Handels: 
platz wie Danzig beſonders ſchädlich ſein muß. 

2. Aus Furcht vor der Abwertung anderer 
Währungen, aus ſteuerlichen und anderen Grün— 
den hatte ſich in Danzig wegen ſeines ſtabilen 
Guldens aus Deutſchland, Polen und dem übrigen 
Auslande ein ſehr erhebliches Kapital angeſammelt, 
welches Danzig und die Danziger Banken und 
Handelsunternehmen befähigte, ſogar ohne In— 
anſpruchnahme der Bank von Danzig etwa 40 
Prozent des geſamten polniſchen Imports und 
Exports zu finanzieren und damit dem Danziger 
Platz und Hafen trotz der Konkurrenz Gdingens 
ſeinen Handel zu erhalten. Die geringſte Unſicher— 
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heit des Danziger Guldens mußte dieſes Aus⸗ 
landskapital zur Flucht aus Danzig, insbeſondere 
aus dem Danziger Gulden und aus dem Danziger 
Handel, veranlaſſen. Bei der Größe dieſes Kapi⸗ 
tals hätte eine Abwertung des Danziger Guldens 
in der Folge der engliſchen Pfundabwertung 
höchſtwahrſcheinlich die Danziger Währung ſo er⸗ 
ſchüttert, daß der Danziger Gulden noch erheblich 
über das engliſche Pfund hinaus abgewertet wäre. 
Danzig mit ſeinem Hafen und Handel wären er- 
ledigt geweſen. 

3. Die für die Abwertung des engliſchen Pfun⸗ 
des maßgeblichen Gründe, die Senkung der Pro— 
duktionskoſten der engliſchen Exportwirtſchaft durch 
Senkung der Induſtrielöhne und der Preiſe für 
die im engliſchen Kolonialreich ſämtlich vorhan⸗ 


eine der beſten Währungen der Welt war. 


denen Rohmaterialien waren in Danzig überhaupt 
nicht gegeben. Danzig iſt in erſter Linie Handels⸗ 
platz und ſeine Exportinduſtrie ſpielt daneben eine 
untergeordnete Rolle. Außer feinen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produkten hat Danzig überhaupt keine 
Rohprodukte. Als Handelsplatz und als Land, 
das ſeinen Eigenbedarf an Rohmaterialien, an 
Halb- und Fertigfabrikaten faſt reſtlos aus dem 
Ausland beziehen muß, kann Danzig nur mit einer 
hochwertigen und ſtabilen Währung beſtehen. 

4. Die Stabilität des Danziger Guldens war, 
wie die Genfer Verhandlungen bei Einführung 
des Zloty im Eiſenbahnverkehr praktiſch erwieſen 
haben, die beſte Abwehr der polniſchen Beſtrebun— 
gen auf Unifizierung der Währungen. Nach dem 
Urteil der Genfer Finanzſachverſtändigen konnte 
Danzig wegen ſeines hochwertigen und ſtabilen 
Guldens die Einführung des Zloty auch in be— 
D Umfange einfach nicht zugemutet wer⸗ 

en. 


nach der von der jetzigen Regierung vorgenomme— 
nen Guldenabwertung in erſchreckendem Ausmaße 
von Tag zu Tag mehr. Der Gulden hat keine 
Auslandskaufkraft mehr, Danzigs Handel und 
Wirtſchaft liegen in einem Todeskampfe, die 
öffentliche Wirtſchaft von Staat und Kommunen 
können nur noch mit größter Mühe aufrechterhal— 
ten werden und Polen verlangt die Unifizierung. 
Die Regierung Ziehm hat allein richtig gehandelt; 
ſie mußte pflichtgemäß ſo handeln. Wenn der 
Herr Reichsbankpräſident die Pfundabwertung im 
Jahre 1931 einen Glücksfall für Danzig nennt, 
deſſen Nichtausnutzung durch die Regierung Ziehm 
nach ſeiner Anſicht fehlerhaft war, ſo iſt das ein 
ſchwerer Irrtum, der durch die grauſame Wirklich— 
keit heute tagtäglich mehr offenbar wird und der 
nur aus der Unkenntnis der Danziger Verhältniſſe 
zu erklären iſt. 


Für die am 1. Mai 1935 vorgenommene Gul— 
denabwertung hat die jetzige Regierung die allei— 
nige Verantwortung, aber auch die alleinige 
Schuld. Ich ſtelle dabei feſt, daß die Regierung 
Ziehm eine Währung hinterlaſſen hat, die mit an— 
nähernd 90 Prozent Gold- und t enoeting 

5 
weitere Vorausſetzung einer ſtabilen Währung 
hatte die Regierung Ziehm unter Durchführung 
größter Erſparniſſe geordnete Staats- und Ge⸗ 


meindefinanzen hinterlaſſen. Die jedes Jahr mit 
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(Weiſe, Abgeordneter) 
großer Pünktlichkeit vorgelegten Haushaltspläne 
wieſen das aus. 

Demgegenüber hat die nationalſozialiſtiſche 
Regierung bisher überhaupt noch keinen Etat 
ordnungsmäßig vorgelegt. Sie konnte es auch 
nicht, weil ſie in völliger Abkehr von einer ſpar— 
ſamen Haushaltsführung und in völliger Ver— 
kennung der Finanzkraft der öffentlichen und pri⸗ 
vaten Wirtſchaft eine unverantwortliche Ausga— 
benwirtſchaft getrieben hat. Die Mittel für dieſe 
Ausgabenwirtſchaft hat die Regierung zum Teil, 
und zwar nach den Angaben des Bankpräſidenten 
Dr. Schäfer im Betrage von 24 Millionen Gulden 
von der Währungsbank entliehen, obwohl der 
Währungsbank die Hergabe ſolcher Kredite geſetz— 
lich ausdrücklich unterſagt iſt. Dieſer Mißbrauch 
der Währungsbank iſt der erſte Grund für die 
Guldenabwertung. 

Ein weiterer Grund iſt die unter der Bezeich— 
nung „Verſtändigungspolitik“ verſchleierte Preis— 
gabe von lebensnotwendigen Hoheitsrechten. Durch 
die bewußten Auguſtabkommen des Jahres 1934 
hat die jetzige Regierung einmal die ſogenannten 
Danziger Eigenkontingente aufgegeben und den 
Danziger Handel auf die polniſchen Einfuhrkon— 
tingente verwieſen. (Schneller! rechts.) Ich habe 
keine Zeit. — Der Schaden für den Danziger Handel 
iſt rieſengroß. Danzig iſt damit als Handelsplatz 
für den polniſchen Bedarf faſt reſtlos ausgeſchal⸗ 
tet. Weiter hat ſich die jetzige Regierung durch 
die Lebensmittelabkommen verpflichtet, den faſt 
100-prozentigen Bedarf der Ernährung Danzigs 
aus Polen zu beziehen. Damit iſt die Danziger 
Landwirtſchaft als die einzige Rohſtoffquelle für 
Danzigs Ernährung ausgeſchaltet. Die Danziger 
Landwirtſchaft muß heute ihre Produkte zu nie— 
drigſten Preiſen auf den Weltmarkt verkaufen und 
damit, da der Gulden keine Auslandskaufkraft 
mehr hat, die Deviſen im Betrage von etwa 25 
bis 30 Millionen Zloty mitbeſchaffen helfen, mit 
denen die Lebensmittel aus Polen bezogen werden 
können. Eine größere Groteske iſt nicht denkbar. 
Dieſe beiden Auguſtabkommen mußten auf die 
Dauer allein zu einer Währungskataſtrophe füh- 
ren, weil ſie einen einſeitigen Deviſenabfluß na⸗ 
mentlich nach Polen zur Folge hatten. 

Die hemmungsloſe Ausgabenwirtſchaft von 
Staat und Kommunen, die Aufgabe der Danziger 
Eigenkontingente und die Lebensmittelabkommen 
find die eigentlichen Urſachen der Guldenabwer— 
tung, neben denen alle anderen Urſachen völlig 
untergeordnete Bedeutung haben. Dieſe Urſachen 
ſind reſtlos von der jetzigen Regierung zu verant— 
worten. a 

Trotzdem die jetzige Regierung von maßgeben— 
den Perſönlichkeiten gewarnt worden iſt, (Wer 
waren die maßgeblichen Perſönlichkeiten? rechts.) 
der Präſident des Aufſichtsrats der Bank von 
Danzig Dr. Dolle, der Direktor der Deutſchen 
Bank, Weiner — hat ſie nichts unternommen, um 
dieſe als gefährlich erkannten und gekennzeichneten 
Urſachen zu beſeitigen oder ihnen entgegenzutreten. 
Als ſchließlich die Währungskriſe nach außen ruch— 
bar wurde, ordnete ſie Neuwahlen an, um dadurch 
die Mittel zu gewinnen, angeſichts der bevorſtehen— 
den Kataſtrophe die Kritik zu ertöten. Dieſer Ver— 
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ſuch iſt bei der Neuwahl am 7. 4. kläglich geſchei⸗ 
tert. Die jetzige Regierung iſt weder fähig noch 
gewillt, die wirkſamen Maßnahmen zu treffen, die 
zur Rettung Danzigs notwendig ſind. (Woher 
wiſſen Sie das? rechts.) Aus der Erfahrung. 
(Heiterkeit.) Sie würde ihre bisherige Politik 
auch völlig verleugnen müſſen. Die ernſte Lage 
Danzigs erfordert unverzügliche Rückkehr des Ver— 
trauens zu einer vertrauenswürdigen Danziger 
Regierung und damit auch zur Danziger Wäh— 
rung. Die jetzige Regierung hat dieſes Vertrauen 
unwiederbringlich im In- und Auslande verloren. 

Namens der deutſchnationalen 
habe ich zu erklären, daß ſie dieſer Regierung, weil 
ſie das größte Hindernis für die Rückkehr geord⸗ 
neter Zuſtände iſt, jede Mitwirkung verſagen 
wird. Aus dieſem Grunde haben daher die 
deutſchnationalen Abgeordneten den Antrag auf 
Auflöſung des Volkstages mitunterzeichnet. Sie 
werden auch weiterhin im alleinigen Intereſſe der 
Deutſcherhaltung Danzigs alle geſetzlichen Mittel 
ergreifen, um dieſe Regierung zu beſeitigen. 

Infolgedeſſen lehnen auch die deutſchnationalen 
Abgeordneten ſelbſtverſtändlich die vom Senat 
vorgeſchlagenen beiden verfaſſungsändernden Ge- 
ſetze ab. Dieſe Geſetze dienen nicht lediglich ſach— 
lichen Zwecken, ſondern ſie ſtellen nichts weiter dar, 
als eine Fortſetzung der von uns auf das ſchärfſte 
verurteilten nationalſozialiſtiſchen Günſtlingspo⸗ 
litik. Dieſe Geſetze ſtehen aber nicht nur im Wi- 
derſpruch mit der Verfaſſung, ſondern ſie vermö⸗ 
gen auch niemals diejenigen Vertragsrechte zu be⸗ 
ſeitigen, welche den in Frage kommenden Beam: 
ten, Lehrkräften und Verſorgungsberechtigten auf 
Grund der Beamtenabkommen zwiſchen Deutſch— 
land und Preußen einerſeits und Danzig anderer⸗ 
ſeits dieſen zuſtehen. Eine ſolche Schmälerung der 
Bezüge würde eine Enteignung darſtellen, ſie 
würde den Staat entſchädigungspflichtig machen 
und würde infolgedeſſen zwecklos ſein. Des wei- 
teren aber auch laſſen die Geſetze erkennen, daß 
nicht nur Sparſamkeitserwägungen mitſprechen, 
wenn einmal durch das vorgeſchlagene Geſetz auch 
Ehrenbeamte aus dem Amtsverhältnis entlaſſen 
werden können, die alſo unentgeltlich arbeiten, 
und wenn weiterhin dieſes Geſetz auf Wahlbeamte 
der Gemeinden und Gemeindeverbände und auf 
ſonſtige Beamte keine Anwendung finden ſoll, 
woraus zu erſehen iſt, daß es ſich lediglich darum 
handelt, den Herrn Oberbürgermeiſter und den 
Herrn Bürgermeiſter von Zoppot abzuſetzen, um 
den inzwiſchen zum Rektor beförderten Volksſchul⸗ 
lehrer Temp und einen ſonſtigen nationalſozialiſti— 
ſchen Parteiangehörigen in ein Amt zu bringen, 
für das er weder die erforderlichen Vorkenntniſſe 
und Fähigkeiten, noch die erforderliche moraliſche 
Eignung beſitzt. 

Präſident: Die Zeit iſt abgelaufen, ich muß 
Sie auffordern, Schluß zu machen. 

Weiſe, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): 
lehnen die Geſetze ab! (Heiterkeit. ) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord— 
nete Plenikowfki. 

Plenikowſkti, Abgeordneter (K. P.) Ich habe 
folgende Erklärung abzugeben. (Wir legen gar 
keinen Wert darauf! rechts.) Die Regierung ſcheut 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

ſich nicht, ſich der Kritik des Volkes zu unterziehen, 
betonte Herr Greiſer. Noch keine Regierung 
ſcheute jo die Kritik des Volkes wie dieſe. Was 
3. B. in anderen Ländern eine Selbſtverſtändlich⸗ 
keit iſt, den Steuerzahlern Auskunft darüber zu 
erteilen, was mit den Steuergeldern geſchieht, iſt 
in Danzig etwas Unbekanntes. Man fürchtet die 
Kritik, deshalb wurden die Etats bisher nicht vor⸗ 
gelegt, deshalb Zeitungsverbote und Beſchlag— 
nahmen, deshalb hohe Gefängnisſtrafen und die 
Beeinträchtigung und Unterdrückung der Vereins⸗ 
und Verſammlungsfreiheit. Deshalb kürzt man 
ſelbſt hier im Parlament die Redezeit für den 
einzelnen Abgeordneten auf ein bis zwei Minuten. 

Auch unter den früheren Regierungen war die 
Lage der Werktätigen keine roſige. Doch den Na⸗ 
tionalſozialiſten, die nicht müde wurden, durch 
immer neue Verſprechungen ſich als nationale und 
ſoziale Befreier anzupreiſen, blieb es vorbehalten, 
die Danziger Wirtſchaft zum Erliegen und ſchließ— 
lich durch die Guldenabwertung ungeheures Elend 
über Danzig zu bringen. Den Nationalſozialiſten 
blieb es auch vorbehalten, den letzten Reſt von 
Selbſtändigkeit der Freien Stadt Danzig aufs 
ſchwerſte zu erſchüttern. 

Die mir gewährten wenigen Minuten reichen 
nicht aus, die von Herrn Greiſer und dem Abge⸗ 
ordneten Beyl für die nationalſozialiſtiſche Politik 
angeführten Gründe einzeln zu widerlegen. Des: 
halb ſei nur folgendes feſtgeſtellt: Die National- 
ſozialiſten behaupten, Schuld an dem Zuſammen⸗ 
bruch ſei der Verſailler Vertrag. Abgeſehen da— 
von, daß dieſer Vertrag auch ſchon vor dem Re⸗ 
gierungsantritt der Nationalſozialiſten beſtand, 
verſchweigen ſie folgende Tatſachen: Der deutſch⸗ 
polniſche Zehnjahres-Pakt bedeutet den Verzicht 
auf Reviſion der deutſch-polniſchen Grenzen und 
des Danziger Statuts. Dieſer Pakt aber iſt das 
Werk der Nationalſozialiſten. Die feierliche An⸗ 
erkennung des Danziger Statuts iſt bisher auch 
nur durch die Führer einer einzigen Danziger 
Partei erfolgt: der NSDAP. Weiter: Die in den 
letzten zwei Jahren abgeſchloſſenen Danzigspolni- 
ſchen Verträge gehen oft in ihrem Ausmaß und in 
ihren Laſten weit über den Rahmen der Beſtim⸗ 
mungen des Verſailler Vertrages hinaus. Er— 
innert ſei nur an das Hafenabkommen, die pol— 
niſche Hafenpolizeiwache, den Zollvertrag, den 
Verzicht auf die Landeskontingente uſw. Dieſe 
Verträge ſind das Werk nationalſozialiſtiſcher Po⸗ 
litik. 

Die Nationalſozialiſten behaupten ferner, ihre 
politiſchen Maßnahmen ſeien erfolgt im Intereſſe 
der Deutſcherhaltung Danzigs. Schon in bezug 
auf die eben erwähnten Pakte und Verträge kann 
man geteilter Meinung ſein, ob ſie den deutſchen 
oder polniſchen Einfluß in und auf Danzig ver⸗ 
ſtärkt haben. Wie aber die nationalſozialiſtiſchen 
Maßnahmen wirtſchaftlicher und finanzieller Art, 
wie z. B. die Schaffung von Verſorgungsverbän⸗ 
den, die Uebernahme deutſcher Verpflichtungen 
durch die Bank von Danzig, die Guldenabwertung, 
die Anſchaffung unzähliger Autos, die vielen Aus⸗ 
gaben für Aufmärſche und Flaggenpropaganda 
der Aufrechterhaltung des Deutſchtums dienten, iſt 
ein Rätſel, das nur von den Nationalſozialiſten 
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gelöſt werden kann. Tatſache iſt, daß die Maß⸗ 
nahmen die ſchwerſten Opfer forderten, Opfer, die 
nicht die beſitzenden Kreiſe aufzubringen hatten, 
ſondern Opfer, die den werktätigen Maſſen aufer⸗ 
legt wurden. Den Erwerbsloſen wurde die An⸗ 
terſtützung gekürzt oder gezogen, der Herr Senator 
ließ ſich eine Zulage geben. So ſah die national⸗ 
ſozialiſtiſche Volksgemeinſchaft in Wahrheit aus. 

Die den werktätigen Maſſen auferlegten unges 
heuerlichen Laſten waren nicht notwendige Opfer 
einer Politik der Deutſcherhaltung Danzigs, es 
waren Opfer, die getragen werden mußten als 
Folgen der bankerotten nationalſozialiſtiſchen Po⸗ 
litik im Reiche und in Danzig. Gerade die Folgen 
dieſer Politik, die Verelendung der Werktätigen, 
die Zerſtörung der Danziger Wirtſchaft bedrohen 
in gefährlicher Weiſe Danzigs Selbſtändigkeit und 
gerade darum die Deutſcherhaltung Danzigs. 
(Heiterkeit rechts.) 

Die von den Nationalſozialiſten vorgeſchlage— 
nen Maßnahmen ſind nur eine Fortſetzung der 
bisherigen Politik. Wir lehnen ſie ab. Dieſer 
Politik gegenüber gibt es eine Politik der Siche— 
rung der Exiſtenz der Werktätigen und der Selb—⸗ 
ſtändigkeit Danzigs zu verwirklichen. Dem Nazi⸗ 
programm ſetzen wir die wichtigſten Forderungen 
der Werktätigen entgegen: 

1. Abwertungsausgleich der Löhne, Anterſtützungs⸗ 

ſätze und Renten. 

2. Abwertungsausgleich für die Gehälter der An⸗ 
geſtellten und der unteren und mittleren Be— 
amten. 

Auszahlung einer Sonderunterſtützung an alle 
Erwerbsloſen, Wohlfahrts- und Rentenempfän⸗ 
ger als Teuerungszulage. 

4. Gewährung einer Teuerungszulage für alle An⸗ 
geſtellten und unteren Beamten. 

5. Entſchädigung für alle durch die Abwertungs- 
maßnahmen des Senats entſtandenen und ent⸗ 
ſtehenden Verluſte für die kleinen Geſchäftsleute, 
Handwerker uſw. 

Sicherung der Einlagen aller Kleinſparer. 

Aufhebung des Bankgeheimniſſes für alle Spe⸗ 
kulanten und Schieber. Beſchlagnahme aller 
Inflationsgewinne der Banken und Spekulanten 
und Verwendung dieſer Beträge zum Ausgleich 
für die Verluſte der Kleinſparer. 

8. Beſchlagnahme aller durch vorherige Kenntnis 
der Abwertung erzielten Gewinne, öffentliche 

Anprangerung und Beſtrafung aller Spekulan⸗ 
ten, Schieber und Inflationsgewinnler. 

(Und Kommuniſten! rechts.) 

9. Beſeitigung der hohen Zwiſchengewinne der 
Verſorgungsverbände zu Gunſten der bäuerlichen 
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Kleinproduzenten. 

10. Wiederherſtellung des freien Marktes durch Be⸗ 
ſeitigung der Verſorgungsverbände. Schwerſte 
Beſtrafung für Preiswucher unter Zubilligung 
einer angemeſſenen Verdienſtſpanne für kleine 
Kaufleute und Kleinhändler. 

Wir fordern die Werktätigen in Stadt und 
Land auf, geſchloſſen für dieſe ihre Forderungen 
zu kämpfen. Der Nationalſozialismus hat die 
Not ungeheuerlich verſchärft und deshalb weg mit 
der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaft! (Auf nach 
Moskau! rechts.) 

Präſident: Das Wort 
Budzynſki. 

Budzynfki, Abgeordneter (P.): Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zuerſt im Namen der pol- 
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niſchen Gruppe gegen die Beſchränkung der Rede- 


zeit proteſtieren, die ſich in dieſem Hauſe ſchon zu 


einer gewiſſen Gepflogenheit herausgebildet hat. ö 
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Volkstag Danzig — 5. Sitzung. 
(Budzynſki, Abgeordneter) 
Ich glaube, daß es nicht im Intereſſe der Danziger 
Bewölkerung liegt, daß die Abgeordneten, die zu 
dieſer äußerſt wichtigen Frage hier etwas Poſi— 
tives zu ſagen haben und die vielleicht manchen 
Rat geben könnten, hier in der Redezeit derart be— 
ſchränkt werden. (Zuruf: Schriftlich niederlegen 
und einreichen!) Deshalb kann ich hier zur Sache 
nicht ſo ausführlich ſprechen, wie es der Ernſt der 
Lage erforderte. 

Meine Damen und Herren, wenn jemand 
Opfer bringen ſoll oder muß, dann fragt man ſich 
ſelbſt im Privatleben, ob dieſe Opfer wirklich nötig 
ſind. Um wieviel mehr iſt dieſe Frage berechtigt, 
wenn es ſich um ſo ſchwere Opfer handelt, wie ſie 
jetzt der Danziger Bevölkerung auferlegt werden 
ſollen. Es fragt ſich, ob dieſe Opfer nötig ſind und 
ob ſie nicht hätten vermieden werden können. Ich 
ſtehe auf dem Standpunkt, daß es zu dieſen 
Opfern, die man hier der Danziger Bevölkerung 
auferlegt hat, nicht hätte zu kommen brauchen. Ich 
werde Ihnen auch ſofort dafür den Beweis erbrin- 
gen. Man brauchte dieſe Opfer von der Bevölke— 
rung nicht zu fordern; denn es hätte nur einer 
weiſen Vorausſicht der Danziger Regierung be— 
durft, indem ſie von dem ihr zuſtehenden Recht 
Gebrauch gemacht und ſich an die polniſche Regie— 
rung gewandt hätte. (Zurufe: Aha! Heiterkeit.) 
Ich unterſtreiche das hier ausdrücklich, daß die 
Danziger Regierung aus dem ihr gemäß Artikel 
219 der Konvention zuſtehenden Recht die polni— 
ſche Regierung hätte zwingen können, darüber in 
Verhandlungen einzutreten, welche Maßnahmen 
erforderlich geweſen wären, um die Danziger und 
die polniſche Währung zu unifizieren. Ich betone, 
daß es das gute Recht der Danziger Regierung 
war. Es war auch die Pflicht der Danziger Regie- 
rung, ſich vorerſt mit der polniſchen Regierung ins 
Einvernehmen zu ſetzen und ſie zu fragen, ob die 
polniſche Regierung in dieſem Fall helfen wolle, 
ob ſie ihren Verpflichtungen nachkommen wolle 
oder nicht. 

Ich ſtehe nicht an zu erklären, daß die polniſche 
Regierung der Danziger Regierung weitgehendſt 
entgegengekommen wäre. (Zwiſchenrufe.) Es wäre 
nicht nötig geweſen, den Danziger Gulden abzu— 
werten. Wenn die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
Danzigs eine Guldenabwertung erforderten, hätte 
das geſchehen können, ohne daß der Danziger Be— 
völkerung dieſe hohen Opfer auferlegt wurden. 
Wenn ſchon die Abwertung ſelbſt eine Kataſtrophe 
war, ſo bedeutet die Einführung der Deviſenbe— 
wirtſchaftung den Ruin für Danzig. Sie lachen, 
m. H., Sie wiſſen garnicht, was das auf ſich hat 
und welche kataſtrophalen Folgen es nach ſich zieht 
und ſchon gezogen hat. (Sehr richtig! links.) Sie 
wiſſen ganz genau, daß der Danziger Eigenhandel 
als ſolcher überhaupt nicht beſteht. Ich ſelbſt bin 
bereits ſeit 28 Jahren in Danzig und kann des⸗ 
halb aus eigener Erfahrung ſagen, daß wir auf 
den Exporthandel angewieſen ſind. (Zurufe rechts 
— Wir wollen etwas hören! links.) 

Präſident: Der Redner hat nur noch eine Mi: 
nute zu ſprechen. Ich bitte um Ruhe. (Abg. Weiß: 
Wir können nichts verſtehen, Herr Präſident.) 

Budzynſki, Abgeordneter: (P.) Ich kann nicht 
ſo ausführlich ſprechen, wie ich es gewünſcht hätte. 
Deshalb habe ich nur zu erklären: Wenn Sie aus 
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dieſen ganzen Schwierigkeiten herauskommen wol- 
len, ſo bleibt nur ein Weg übrig. (Zurück zum 
Reich! rechts.) Erſtens: ſich mit der polniſchen Re— 
gierung ehrlich an den Tiſch zu ſetzen und den pol— 
niſchen Zloty bzw. die Unifizierung der beiden 
Währungen in Danzig zu wünſchen, und zwar ſo 
ſchnell als möglich. Ich weiß, daß die polniſche 
Regierung bereit iſt, Ihnen ehrlich beizuſtehen und 
zu helfen. Wenn Sie die Hand zurückweiſen, wird 
die Danziger Bevölkerung nicht verſtehen, aus 
welchem Grunde. Zweitens: Es müſſen ſofort die 
ganzen Beſchränkungen, Kontingente, Einfuhr— 
ſperren uſw. fallen gelaſſen werden, damit auto— 
matiſch mit der Einführung des Zloty und dem 
Fallenlaſſen der Grenze ein Ausgleich geſchaffen 
wird. Jeder Menſch auf der Straße, den Sie fragen, 
wird Ihnen beſtätigen, daß das der einzige Grund 
iſt. (Das iſt ja ein Irrtum! rechts.) 

Was die beiden Geſetze anbetrifft, welche von 
der Regierung eingebracht ſind, ſo ſtanden ſchon 
die früheren polniſchen Fraktionen und ſteht jetzt 
die polniſche Gruppe auf dem Standpunkt, daß 
Einſparungen unbedingt gemacht werden müſſen 
und daß ſelbſtverſtändlich zuerſt mit dem Abbau 
des großen Beamtenapparates begonnen werden 
muß, den ſich Danzig als kleines Staatsweſen nicht 
leiſten kann. Ich erkläre, daß es mir perſönlich 
ganz gleichgültig iſt, von welcher Seite dieſe Vor— 
ſchläge kommen, ob von Ihnen (nach rechts) oder 
von der Oppoſition. Für mich iſt die Hauptſache 
die, daß dadurch erreicht wird, daß die Danziger 
Bevölkerung geringere Laſten zu tragen hat als 
heute. Aus dieſem Grunde allein werde ich für die 
beiden Vorlagen ſtimmen. Ich betone nochmals, 
daß ich damit abſolut nicht irgendwelche Unter: 
ſtützung der heutigen Regierung verbinde, ſondern 
ich würde genau ſo gehandelt haben, wenn anſtelle 
dieſer Regierung hier eine andere geſeſſen hätte. 

M. H.! Im letzten Augenblick ergreifen Sie im 
Intereſſe der Danziger Bevölkerung das Nächſt⸗ 
liegende, was geboten wird; denn nur dadurch 
können Sie Danzig retten. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Greijer, Präſident des Senats: M. H. Abge⸗ 
ordneten! Ich habe lange genug in dieſem hohen 
Hauſeſgeſeſſen und kenne deshalb die Mentalität der 
einzelnen Abgeordneten beſſer als viele derjeni— 
gen, die heute in dieſem hohen Hauſe ſind. Des— 
halb kann ich mir auch ein Urteil darüber erlau— 
ben, ob die Redner der Oppoſition ſich ernſtlich 
Mühe geben, ſachlich zu den Vorſchlägen der Re— 
gierung Stellung zu nehmen, ob ſie überhaupt den 
ernſten Willen haben, mitzuarbeiten, oder ob es 
ihnen nur darauf ankommt, parteipolitiſche Pro— 
paganda zu treiben und mit demagogiſchen Mit: 
teln ihre „Aufklärungsarbeit“ von der Tribüne 
des Parlaments herab fortzuſetzen. Ich kann 
Ihnen ehrlich, m. H. von der Oppoſition, und ganz 
ſachlich und objektiv ſagen: Ich hätte heute von 
Ihnen mehr erwartet! (Sehr richtig! bei den Natio— 
nalſozialiſten. — Abg. Moritz: Die Redezeit war 
nicht länger!) Das, was Sie heute vorbrachten, war 
derartig lendenlahm und weich, daß es ſich eigent— 
lich gar nicht verlohnt, ſachlich darüber zu disku⸗ 
tieren. Ich will in dieſem Falle einmal nicht als 
Präſident des Senats, ſondern als alter National- 
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ſozialiſt ſprechen. (Abg. Moritz: Es wird ſchon 
wieder finſter!) Wenn eine andere Regierung die 
Devalvation durchgeführt und einen Beamtenab— 
bau von 600 Köpfen und ein Sparſamkeitspro⸗ 
gramm von dieſem Ausmaß vorgelegt hätte, ſeien 
Sie überzeugt m. H., dieſe Regierung hätte mit 
uns in der Oppoſition keine 14 Tage mehr in den 
Seſſeln geſeſſen. Aber die Tatſache, daß Sie heute 
in abſolut fairer und weicher Form Ihr Wenn und 
Aber vorgebracht haben, gibt mir den Beweis, daß 
Sie innerlich bereits derartig morſch und hohl 
ſind (Beifall bei den Nationalſozialiſten), und daß 
die Kräfte, die Sie zu haben vorgeben, aufbau⸗ 
willige Kräfte und Verbeſſerungsvorſchläge bei 
Ihnen ſo gut wie gar nicht mehr vorhanden ſind. 
Der Sprecher der Sozialdemokratiſchen Frak— 
tion ſagte, dieſer Senat ſei nicht imſtande, die 
Schwierigkeiten zu überwinden. Ich frage Sie, 
Herr Abg. Brill, welcher Senat ſonſt imſtande ſein 
ſollte, in der heutigen Situation zu regieren? (Abg. 
Brill: Treten Sie ab, wir werden den Beweis 
erbringen!) Wenn Sie zuſammen mit dem Zen: 
trum und anderen Parteien eine Koalitionsregie— 
rung gebildet hätten und die wirtſchaftlichen und 
politiſchen Verhältniſſe wären auf dieſe Koali- 
tionsregierung in demſelben Ausmaße hereinge⸗ 
ſtürmt (Abg. Brill: Das hätte ſie verhindert! ), 
wie bei uns am 1. Mai, ſo hätten Sie wahrſchein⸗ 
lich mit Ihren Verhandlungen im Senat, in der 
Koalition, in den Ausſchüſſen, im Volkstag ſolange 
Zeit gebraucht, daß Danzig heute überhaupt keine 
Währung mehr hätte, dann wäre ſie futſch. (Sie 
hätte es nicht zur Abwertung kommen laſſen! 
links.) Nur eine Regierung, die vollkommen auf 
dem Boden des Führerprinzips ſteht, die in der 
Lage iſt, autoritär zu dekretieren und innerhalb 
von 12 Stunden, innerhalb einer Nacht, zu befeh⸗ 
len, konnte ſich eine ſolche Maßnahme leiſten, um 


damit Danzig und die Selbſtändigkeit Danzigs zu 


erhalten, — keine andere Regierung! Sie beklagen 
ſich heute, daß man Danziger Staatsbürger zur 
Ausſiedlung zwingt, ich glaube, Herr Abg. Brill, 
gerade Sie vom ſozialdemokratiſchen und marxiſti⸗ 
ſchen Standpunkt aus haben wohl am wenigſten 
ein Recht, darüber Klage zu führen. Sie haben 
doch jeit Jahrzehnten die marxiſtiſche Theſe ver- 
treten „und willſt Du nicht mein Bruder ſein, ſo 
ſchlag ich Dir den Schädel ein!“ Wer nicht Ihr 
Bruder ſein wollte, bekam weder Arbeit noch Brot. 
Ich ſtehe auf dem Standpunkt, daß es für deutſche 
Volksgenoſſen im abgetrennten Danzig richtiger 
iſt, im deutſchen Vaterlande Arbeit zu bekommen, 
als hier mit der Stempelkarte in der Hand herum— 
laufen zu müſſen. (Sehr richtig! rechts.) Außer: 
dem ſprechen Sie von einem Konkursbericht und 
von keinem Geſchäftsbericht. Ich wundere mich da 
nur, daß Sie mit Ihrem Antrag auf Auflöſung 
des Volkstages zu erkennen gegeben haben, wie 
ſehr Sie ſich nach der Uebernahme dieſer Konkurs- 
maſſe reißen. Es muß doch anſcheinend für Sie an 
dieſer Konkursmaſſe eine ganze Menge zu verdie— 
nen ſein! 

Aber weiter, meine Herren! Sie haben ja im 
übrigen nach den Grundſätzen der Koalition und 
nach parlamentariſchen Grundſätzen Jahrzehnte— 
lang Gelegenheit gehabt, der Bevölkerung deutlich 
zu zeigen, wie man koalitionsmäßig regiert. Die 
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Zeit iſt mir zu ſchade dafür, ſonſt würde ich Ihnen (O) 


hier an Dutzenden von Beiſpielen, an Hunderten 
von Beiſpielen in Deutſchland und Danzig bewei— 
ſen, daß Sie durchaus in der Lage und fähig 
waren und ſind, Konkursmaſſen geſchäftstüchtig 
aufzuteilen. Wir Nationalſozialiſten werden es 
aber niemals dazu kommen laſſen, daß Sie noch 
einmal an den Wert, den heute der Staat reprä— 
ſentiert, herankommen und dieſen Staat noch wei— 
ter bergab zu führen die Möglichkeit bekommen. 

Wenn Sie ſich darüber beklagen, Herr Brill, 
daß Sie die Haushaltspläne nicht einſehen können, 
der Herr Finanzſenator hat das ja neulich im Bar: 
lament durch einen Zuruf ausgedrückt und ich 
glaube, ich habe es auch in meiner Regierungser— 
klärung beſtätigt, daß die Haushaltspläne, die ja 
nun infolge der Devalvation neu umgearbeitet 
werden müſſen, Ihnen nach der Fertigſtellung 
auch zur Einſicht vorgelegt werden ſollen. Damit 
erübrigt ſich wohl auch ein Eingehen auf die 
Zahlen, die Sie hier aus den einzelnen Etatstiteln 
dieſer Haushaltspläne angeführt haben. Es ſtand 
mir nicht die Zeit zur Verfügung, dieſe Zahlen 
nachzuprüfen. Aber auf jeden Fall möchte ich nur 
Eines davon herausgreifen: Sie beklagen ſich in 
der Oeffentlichkeit und auch hier wieder über die 
vielen Autos. Hierzu möchte ich feſtſtellen, Herr 
Abg. Brill, daß unter Ihrer Regierungszeit, ge— 
meinſam mit dem Zentrum, 24 Senatoren das Ge— 
ſchick der Freien Stadt Danzig gelenkt haben und 
bei der vorigen Regierung Ziehm waren es noch 
12 Senatoren. Bei dieſen Regierungen beſaß jeder 
der Herren Präſidenten und auch andere Perſonen 
dienſteigene Kraftfahrzeuge, für die ſie ſelbſt nicht 
einen Pfennig aufzubringen hatten, für die ſie 
nicht einmal die Reparaturkoſten zu tragen brauch— 
ten. Ich ſtelle mich hier in aller Oeffentlichkeit 
auf den Standpunkt, wenn ich als Präſident des 
Danziger Senats eine zuzügliche pauſchale Ent— 
ſchädigung von 300 Gulden monatlich erhalte und 
die anderen Senatoren von 200 Gulden monatlich 
und davon den Geſamtverbrauch an Benzin, Oel 
und ſämtliche Reparaturkoſten allein zu tragen 
habe, dann bedeutet das wahrlich keine Be— 
lajtung, ſondern eine Entlaſtung des Staates. Da— 
zu kommt, daß ich als Inhaber von drei Reſſorts 
nicht einmal die Zeit habe, mit der Straßenbahn 
zu fahren. (Abg. Weiſe: Das Auto gehört Ihnen!) 
Nein, das Auto gehört nicht mir, wenn ich von 
meinem Poſten abtrete, dann habe ich es dem 
Senat zur Verfügung zu ſtellen. (Abg. Weiſe: Ich 
danke!) 

Wenn Sie ſich dann weiter, meine Herren vom 
Zentrum und von der Sozialdemokratie über die 
vielen ſtaatlichen Organiſationen, insbeſondere 
über den Aufbau und das Vorhandenſein der 
Landespolizei und der politiſchen Polizei beſchwe— 
ren, jo will ich auf die Notwendigkeit dieſer ſtaat⸗ 
lichen Einrichtungen hier nicht näher eingehen. 
Aber eins möchte ich Ihnen doch raten — und be— 
ſonders Ihnen, meine Herren von der Sozialdemo— 
kratie — ich gebe Ihnen ganz perſönlich und ehr— 
lich den Rat: Beſchäftigen Sie ſich eber nicht mit 
der politiſchen Polizei und der Landespolizei, es 
könnte ſonſt geſchehen, daß über kurz ober lang 
Ihnen die politiſche Polizei und die Landespolizei 
dieſe Beſchäftigung etwas übel nehmen. Das läge 
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immerhin, glaube ich, nicht in Ihrem Intereſſe. 
Ich rate Ihnen daher: Laſſen Sie das lieber blei— 
ben, das iſt beſſer! Es kommen einmal andere 
Zeiten für Danzig, es kommen einmal Zeiten, wo 
kein Präſident des Senats es nötig haben wird, 
Ihnen von dieſer Tribüne des Parlaments herab 
Rede und Antwort zu ſtehen. (Anhaltender ſtarker 
Beifall und Händeklatſchen bei den Nationalſozia— 
liſten.) So wahr ich hier lebend vor Ihnen ſtehe, 
die Zeiten werden kommen und ſeien Sie über— 
zeugt, daß es Ihnen dann die Landespolizei und 
auch die politiſche Polizei nicht vergeſſen haben 
wird, daß es einmal Zeiten gab, in denen Sie, 
meine Herren, ſich in dieſer unliebſamen Weiſe mit 
dieſen Einrichtungen beſchäftigt haben. 

Wenn Sie, meine Herren vom Zentrum, die 
Anſicht vertreten, daß früher unter der Ziehm— 
regierung die Rechte freier waren als heute und 
daß ſich damals jeder vollkommen frei wirtſchaft— 
lich und politiſch betätigen konnte, ſo möchte ich 
Sie fragen, warum Sie ſich denn ausgerechnet 
unter der damaligen Regierung derart ſcharf gegen 
die nationalſozialiſtiſche Bewegung eingejtelli 
haben, warum Sie es zugelaſſen haben, daß unſere 
Preſſe verboten wurde, daß nicht nur unſere öffent— 
lichen Verſammlungen, ſondern auch unſere Mit— 
gliederverſammlungen verboten werden konnten, 
daß ſich auf den Straßen Danzigs ein brutaler 
Blutterror austoben konnte, deſſen nicht einmal 
die Polizei Herr werden konnte, ſondern erſt durch 
das Eingreifen unſerer SA und SS die Ordnung 
wiederhergeſtellt werden konnte. Nein, Ihre Be— 
hauptungen ſind Blasphemie; Ruhe und Ordnung 
herrſchten in Danzig nicht unter Ihrem Regime, 
ſondern Ruhe und Ordnung ſind erſt in dem Au— 
genblick eingezogen, als wir die Zügel in die 
Hand genommen haben! (Anhaltender ſtürmiſcher 
Beifall.) 

Wenn Sie ſich dagegen ausſprechen, und be— 
haupten, daß diejenigen, die heute als Penſionäre 
und Rentner einerſeits und Arbeitsloſe anderer⸗ 
ſeits die Fahrt nach Deutſchland anzutreten haben, 
einem ungewiſſen Schickſal überlaſſen werden, 
dann möchte ich, Sie meine Herren von der Oppo— 
ſition nur bitten, einmal an einem ſolchen Trans⸗ 
port teilzunehmen. Erſt heute Nachmittag giyg 
wieder ein Transport von 400 Deutſchlandfahrern 
ab, Herr Senator Huth begleitet ihn und Sie 
würden ſich davon überzeugen können, daß die 
Stimmung unter dieſen Arbeitern, die hier ſeit 
Monaten und Jahren keine Arbeit mehr bekom— 
men konnten, geradezu glänzend iſt. Da würden 
Sie ſehen, wie dieſe Menſchen ſich freuen, nun wie— 
der einmal in geordnete Verhältniſſe in Deutſch— 
land zu kommen und endlich einmal wieder ſo— 
viel Arbeitsverdienſt zu haben, daß ſie ſelbſt und 
ihre Familien davon ſorgenfrei leben können. Das 
Gegenteil deſſen iſt alſo richtig, was Sie, meine 
Herren von der Oppoſition, hier ausführen! (Sehr 
richtig! rechts.) 

Wenn der Herr Rechtsanwalt Weiſe als Ver— 
treter ſeiner Gruppe die Regierung Ziehm in 
ihren Maßnahmen anläßlich des Pfundſturzes im 
Jahre 1931 verteidigt, ſo iſt das, parteipolitiſch 
geſehen, natürlich ſein gutes Recht. Aber, Herr 
Rechtsanwalt Weiſe, es läßt ſich über die Gründe, 
die zu der damaligen Stellungnahme der Re— 
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gierung geführt haben und die mir natürlich nicht 
unbekannt ſind, zum mindeſten ſehr ſtark diskutie⸗ 
ren und ſtreiten. Anerkannte Wirtſchaftsführer 
und Währungspolitiker ſtehen ja bekanntlich auf 
einem anderen Standpunkt als Sie und die Re⸗ 
gierung Ziehm. Wenn Sie hier den Herrn Reichs— 
bankpräſidenten Dr. Schacht in die Debatte brach— 
ten, ſo kann ich Ihnen nur entgegnen, daß das 
Format eines Wirtſchaftsführers und Reichsbank— 
präſidenten denn doch nach ſeiner ganzen Größe 
weit über die Grenzen Deutſchlands und Danzigs 
hinausragt. Daher werden Sie begreifen, daß für 
uns die Anſicht eines Herrn Dr. Schacht ungleich 
wertvoller iſt als die, die Sie hier vertreten haben 
und die in ihrer Bedeutung über die Grenzen Dan— 
zigs nicht hinausreicht. ( Heiterkeit.) Seien Sie 
überzeugt, Herr Rechtsanwalt Weiſe, es war da— 
mals ein taktiſcher Fehler. (Abg. Weiſe: Nein!) 
Alles das, was heute die Regierung durchzuführen 
gezwungen iſt, iſt letzten Endes mit auf die dama= 
lige Verſäumnis zurückzuführen. Aber gewöhn- 
lich ſieht man taktiſche Fehler ja nicht im Moment 
des Handelns, ſondern erſt jpäter ein. Das eine, 
Herr Rechtsanwalt Weiſe, will ich Ihnen gerne 
zubilligen, daß ſich damals die Regierung Ziehm 
über die Tragweite ihrer Handlung awahrſcheinlich 
nicht im klaren und nicht bewußt geweſen iſt. 
(Abg. Weiſe: Und Sie bei der Guldenabwertung!) 
Wir ſind uns vollkommen im klaren. Wenn Sie 
glauben, ſich von der Volkstagstribüne herab auf 
den Standpunkt ſtellen zu müſſen, daß insbejon- 
dere wegen unſerer Verſtändigungspolitik gegen: 
über Polen ein großer Teil des Vertrauens in der 
Bevölkerung verloren gegangen iſt, ſo möchte ich 
Sie auch bitten, Herr Abg. Weiſe, einmal zu über⸗ 
legen, ob es nicht richtiger iſt, die heute von der 
Danziger Regierung geführte Politik mehr von 
der Spitze des Kirchturms als von einer tiefer 
liegenden Stelle aus zu beurteilen; denn die Ver⸗ 
ſtändigungspolitik mit Polen hat für Danzig noch 
keinen Nachteil, aber einen großen Sack voller 
Vorteile erbracht. (Hört, hört!) Letzten Endes, 
Herr Abg. Weiſe, wird dieſe Verſtändigungspoli⸗ 
tik nicht nur im Danziger Intereſſe geführt, ſon⸗ 
dern auch im Intereſſe des geſamten Deutſchtums. 
(Zuruf des Abg. Weiſe.) Als Nationalſozialiſten, 
Herr Rechtsanwalt Weiſe, Sie müſſen ſchon ent⸗ 
ſchuldigen, wenn ich das heute ſage, überlaſſen wir 
Ihnen nicht das Urteil über die Richtigkeit oder 
Unrichtigkeit dieſer Politik, die vom Führer ge- 
führt wird. Wenn der Führer dieſe Politik als 
richtig anerkennt und es ihm aufgrund dieſer Po⸗ 
litik gelungen iſt, gerade mit Hilfe der Politik ge⸗ 
genüber Polen, den um Deutſchland gezogenen 
Kranz zu ſprengen und ihn in Bezug auf England 
zu erweitern, ſo ſtehe ich als Führer der Danziger 
Politik, als Führer einer Stadt, deren Weſens⸗ 
kern deutſch iſt, auf dem Standpunkt, daß wir hier 
die heilige Verpflichtung haben, dieſe Politik Groß⸗ 
deutſchlands nicht zu ſabotieren, ſondern trotz aller 
größter und ſchwerſter Opfer dieſen Dornenweg 
gehen müſſen, damit Deutſchland frei wird, und 
dann kann Deutſchland das Danziger Schickſal 
regeln. (Lebhafter Beifall bei den Nationalſozia— 
liſten.) 

Ich habe einmal ganz offen geſprochen, umſo— 
mehr, als der polniſche Abgeordnete, Herr Budzyn— 
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ſki, auch auf dieſen Punkt kurz eingegangen iſt. 
Aber es iſt ein Irrtum, zu glauben, Herr Budzyn⸗ 
ſki, daß es eine Danziger Regierung geben könnte, 
die von ſich aus bei der polniſchen Regierung um 
Hilfe nachſuchen würde, wenn ſie nicht vorher alle 
Quellen eigener Kraft ausgenutzt hätte. (Sehr 
gut! rechts.) Als Präſident des Senats gibt es für 
mich hier gar keine Ueberlegung, ſolange Danzig 
in der Lage iſt, ſeine Währung mit eigenen Mit⸗ 
teln zu ſanieren. Und ſollten die Laſten, die wir 
auf die Schultern der Bevölkerung gelegt haben, 
noch ſchwerer werden. Wir ſind gern bereit, das 
ſage ich jeden Tag, in aller Oeffentlichkeit, mit 
Polen darüber zu diskutieren, wie ſich die Ein⸗ 
führung der Deviſenzwangsbewirtſchaftung aus⸗ 
gewirkt hat und ob es möglich erſcheint, nach Un- 
terſuchung der uns zugehenden Beſchwerden ein— 
zelner Wirtſchaftszweige, hier und da in der Hand- 
habung dieſer Zwangsbewirtſchaftung eine Rode- 
rung zuzulaſſen. . 

Dieſe Bereitwilligkeit ſei ausdrücklich betont. 
Dieſe Bereitwilligkeit, zu verhandeln, iſt bei uns 
jeden Tag vorhanden. Es iſt aber ein Irrtum, zu 
glauben, daß das Warſchauer Abkommen und der 
Pariſer Vertrag, insbeſondere der Artikel 36 des 
Pariſer Vertrages und Artikel 195 Abſatz 3 des 
Warſchauer Abkommens, deshalb heute in der ſo 
ſchwierigen Situation Danzigs dem vertragsſtär⸗ 
keren Partner eine Handhabe bieten könnte, dieſe 
ſchwierige Situation Danzigs zu einem politiſchen 
Geſchäft auszunutzen. Das Warſchauer Abkommen, 
insbeſondere der Artikel 195, ſind vor 15 Jahren 
beſchloſſen worden. Die politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Vorausſetzungen zum Abſchluß dieſes Ab⸗ 
kommens und dieſes Artikels waren vor 15 Jahren 
gänzlich andere als heute. Polen hat eine polſka 
marek und Danzig eine deutſche Währung gehabt. 
Beides waren mehr oder weniger Papierwährun⸗ 
gen, Inflationswährungen. Mit Einwilligung 
Polens iſt dann die Danziger Guldenwährung ein- 
geführt worden. Die Vorausſetzungen für die Her- 
einnahme dieſes Artikels in das Abkommen be⸗ 
deutet die Erkenntnis, daß nach Ueberwindung 
der Währungskriſe durch die Inflationswährun⸗ 
gen einmal der Zeitpunkt kommen müßte, wo man 
über eine Angleichung dieſer auf einem gemein- 
ſamen Wirtſchaftsraum befindlichen beiden Völker 
wird ſprechen müſſen. Niemals aber kann es der 
Sinn dieſes Abkommens ſein, dem wirtſchaftlich 
und politiſch viel ſtärkeren Polen das Recht in die 
Hand zu geben, in der heute ſo ſchweren Situation 
Danzigs politiſche Forderungen zu ſtellen, die 
nicht durch Zeit abgegrenzt find, ſondern die per- 
manent und von Dauer ſein ſollen. 

Es würde keine Regierung, in Danzig geben, 
da ſchließe ich alle Parteien ein, die bereit wäre, 
über ein ſolches Abkommen mit Ihnen zu verhan— 
deln. (Bravo! rechts.) Ueber eine Lockerung der 
Deviſenzwangswirtſchaft kann jeden Tag verhan— 
delt werden. Ich fürchte mich gar nicht, wenn hier 


und da Drohungen in der polniſchen Preſſe ausge⸗ 


ſtoßen werden, daß man über dief Stellungnahme 
des Danziger Senats andere Inſtanzen befragen 
müßte. Ich habe keine Furcht davor, daß man dieſe 
Fragen vor dem Forum von Genf aufrollt. Ganz 


abgeſehen davon, daß darüber eine lange Zeit ver— 


geht, muß einmal dieſe Frage grundſätzlich dann 
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geklärt und entſchieden werden. Ich bin Ihnen 
dankbar, Herr Abg. Budzynſki, daß Sie mir mehr 
geſagt haben, als die offiziellen Unterhändler der 
polniſchen Regierung. Manchmal iſt das parla= 
mentariſche Syſtem ganz gut. Ich bin abſolut in 
der Lage, Ihnen die Verſicherung abzugeben, daß 
die Politik, die Danzig bisher gegenüber Polen 
geführt hat, auch weiterhin geführt werden ſoll 
und daß wir den Wunſch haben, in der freund- 
ſchaftlichſten Form, ſo wie bisher, dieſe Verſtändi⸗ 
gungspolitik zu betreiben. Das ſchließt nicht aus, 
daß gewiſſe Grenzen vorhanden ſind, die reſpek⸗ 
tiert werden müſſen. 

Ueber die Ausführungen des Abg. Plenikowſki 
kann ich mir, glaube ich, eine Stellungnahme er- 
ſparen; denn mein lieber Pleni, als überzeugter 
Marrift iſt es natürlich ein Unfug, wenn Sie dem 
Kapitalismus zum Munde reden. Die Expropria⸗ 
tion der Expropriateure wird doch von Ihnen ges 
predigt. Die Abwertung iſt ſchließlich eine Expro⸗ 
priation, Sie müßten doch eigentlich mit Freuden 
zuſtimmen, das iſt doch ſo marxiſtiſches Programm. 
(Abg. Plenikowſki: Geben Sie mir Gelegenheit, in 
einer Ihrer Verſammlungen eine halbe Stunde zu 
reden!) Iſt Ihnen hiermit in meiner Eigenſchaft 
als ſtellvertretender Gauleiter bewilligt. — Aber 
meine Herren, wir haben heute geſehen, daß ſämt⸗ 
liche Oppoſitionsparteien von den Deutſchnationa⸗ 
len, von der äußerſten Rechte bis zur kommuniſti⸗ 
ſchen Partei, bis zur äußerſten Linken, nicht den 
Willen haben, poſitiv an dieſem ſchweren Erhal⸗ 
tungswerk der Danziger Regierung mitzuarbeiten. 
(Abg. Weiſe: Wir haben Ihnen ja Vorſchläge ge— 
macht!) Ich glaube, es iſt gut, daß das ſo gekom⸗ 
men iſt. Wir haben das Schickſal Danzigs auf un⸗ 
ſere Schultern genommen. 

Als wir dieſe Regierung bildeten und insbe— 
ſondere auch, als ich mein ſchweres Amt antrat, 
habe ich immer wieder betont, daß ich mir deſſen 
bewußt bin, daß ich dies Amt in der ſchwerſten Zeit 
Danzigs nach ſeiner Abtrennung antrete. Ich bin 
mir deſſen bewußt, daß ich dies Amt in voller Ver: 
antwortung vor der jetzt lebenden Generation in 
Danzig, aber auch vor der Tradition dieſer altehr— 
würdigen Stadt, aber auch weiterhin vor der Zu⸗ 
5 1 dieſer deutſchen Stadt Danzig übernehmen 
muß. 

In dieſer Verantwortungsbereitwilligkeit, 
m. H. Abgeordneten iſt es gut, daß wir wieder aus 
den Lehren der Geſchichte lernen. Die Geſchichte 
beweiſt, daß ſie nicht von Maſſen, ſondern von 
wenigen gemacht wird. Wir Nationalſozialiſten 
wollen heute unpopuläre Politik im Intereſſe der 
Deutſcherhaltung Danzigs machen. Ich habe mich 
mit Recht neulich auf den Standpunkt geſtellt, 
wenn die Oppoſition nicht einſehen will, wenn ſie 
nicht mitarbeiten will, wenn die Bevölkerung die 
harten Maßnahmen, die ihretwegen ergangen ſind, 


nicht verſtehen will, werde ich ſie dazu zwingen, in 


ein oder zwei Jahren die Richtigkeit dieſer Maß— 
nahmen zu erkennen. Der Starke, m. H. Abgeord— 
neten, iſt immer am mächtigſten allein. Daher 
werden wir dieſen ſchweren, ſorgenvollen Weg 
weiterhin allein gehen. Ich vertraue auf das Glück 
und die Vorſehung, die der Nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung zuteil geworden ſind. Denn iſt es der 
Weltanſchauung dieſer Bewegung gelungen, 
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(Greiſer, Präſident des Senats) 
Deutſchland in der Weltgeltung wieder ſo zu ſtär⸗ 
ken, daß heute der außenpolitiſche Kranz um das 
Reich geſprengt werden konnte. Iſt es der Bewe— 
gung und ihrem Führer gelungen, das Anſehen 
Deutſchlands in der Welt wieder begehrlich zu ge— 
ſtalten, d. h. daß heute die ehemaligen Feindbund— 
mächte und andere Staaten ſich einer nach dem an— 
dern darum reißen, Deutſchland zum Bundesgenoſ— 
ſen zu bekommen, (Sehr richtig! bei den National- 
ſozialiſten.) dann, m. H. Abgeordneten, wäre es 
gelacht, wenn man dies kleine Schickſal Danzig 
nicht in ein, zwei oder drei Jahren meiſterte. 
Schauen wir auf das nationale Deutſchland 
und unſeren gemeinſamen Führer, aber lernen wir 
aus der heutigen Volkstagsſitzung. Wir ſind be— 
reit, die Verantwortung allein zu tragen, aber 
wir ſtellen feſt, daß diejenigen, die nicht mit uns 
ein wollen, gegen uns ſind. Heute iſt der Schnitt⸗ 
punkt gezogen. Wir ſind die verantwortungsbe— 
wußten Politiker, wir haben Danzig deutſch erhal- 
ten, wir werden aber auch eines Tages mit Ihnen, 
meine Herren von der Oppoſition, abrechnen, die 
Sie heute an dem Deutſchtum Verrat geübt haben. 


(Langanhaltender ſtürmiſcher Beifall.) Ich habe. 


Ihnen die Hand hingeſtreckt; ich habe einem Ihrer 
Führer die Möglichkeit gegeben, zu mir zu kom⸗ 
men, um ſich mit mir über die innenpolitiſche 
Lage auszuſprechen, er hat das abgelehnt. 

Meine Herren! Damit iſt der Trennungsſtrich 
gezogen! Von heute ab — das kann ich vor dem 
Völkerbund in Genf jeden Tag vertreten — nach— 
dem ich Ihnen dieſe Gelegenheit geboten, dieſe 
Brücke gebaut hatte — handle ich innenpolitiſch 
Auge um Auge, Zahn um Zahn! (Langanhalten⸗ 
der ſtürmiſcher Beifall.) Sie dürfen ſich dann nicht 
beklagen, wenn Sie nunmehr in der weiteren Zu⸗ 
kunft als das behandelt werden, was Sie in Wirk⸗ 
lichkeit ſind. Heute geht es nicht darum, daß man 
ein parteipolitiſches Ziel erreicht. Die nationalſo⸗ 
zialiſtiſche Partei hat es bewieſen, daß ſie partei⸗ 
politiſche Ziele zurückſtellen kann in der Not des 
Staates. Sie hat nach den Wahlen ihre Ziele zu— 
rückgeſtellt im Intereſſe des Volksganzen. Sie aber 
haben heute bewieſen, daß Ihnen Ihre Partei 


über den Staat und damit über die Deutſcherhal⸗ 


tung Danzigs geht. Dieſe Verantwortung werden 
Sie vor der Geſchichte tragen, und ich ſage Ihnen 
ſchon heute: Wir werden harte und erbarmungs⸗ 
loſe Gegner ſein. (Bravo! Bravo! Stürmiſcher 
Beifall rechts.) Wir verzichten auf Ihre Mitar⸗ 
beit, wir ſtehen allein, wir gehen geradeaus im 
Intereſſe Danzigs und damit im Intereſſe des ge⸗ 
ſamten deutſchen Volkes! (Bravo! Anhaltender 
ſtürmiſcher Beifall.) 

Präſident: Die Ausſprache iſt beendet. Im 
Aelteſten-Ausſchuß iſt beſchloſſen worden, daß die 
Tagesordnungspunkte 4 und 5 in den Hauptaus⸗ 
ſchuß verwieſen werden ſollen. Nachdem ſämtliche 
Oppoſitionsparteien erklärt haben, daß ſie dieſes 
Geſetz unter keinen Umjtänden annehmen wollen, 
halte ich als Fraktionsführer der Nationalfozia- 
liſten eine derartige Ueberweiſung der Vorlagen 
an den Hauptausſchuß für unnötig. (Das iſt ja 
ſchon beſchloſſen worden! links.) Der Volkstag 
kann jederzeit ſeinen Beſchluß abändern. Die 
Ausſprache hat ſoeben die Notwendigkeit erwieſen, 
den vorherigen Beſchluß abzuändern. Ich ſchlage 
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deshalb vor, ohne Ueberweiſung an den Haupt- 
ausſchuß ſofort die zweite und dritte Leſung vor⸗ 
zunehmen. Wer für dieſen Vorſchlag iſt, den bitte 
ich, ſich von ſeinem Platz zu erheben. — Das iſt die 
Mehrzahl; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe auf die 
Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs zur Abänderung des Geſetzes 
über die Aufwandsentſchädigung der Volks⸗ 
tagsabgeordneten und nebenamtlichen Se⸗ 
natoren. 

Druckſache Nr. 16. (Abg. Moritz: Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung!) Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Moritz. g 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Leider kann 
ich infolge der Beſchränkung der Redezeit das 
Wort zur Sache nicht mehr nehmen. Wir haben 
aber zur zweiten Leſung eine Entſchließung zur 
Druckſache Nr. 16 einzubringen: 

Der Senat wird erſucht, dem Volkstag mit mög⸗ 
lichſter Beſchleunigung eine Vorlage zu unterbreiten, 
durch die 

1. die Gehälter der beſoldeten Senatoren monatlich 

auf 1000 G, 

2, die Aufwandsentſchädigung des ao e des 

Senats auf 500 G monatlich herabgeſetzt werden, 

3. die Aufwandsentſchädigung für unbeſoldete Se⸗ 
natoren der Herabſetzung der Aufwandsentſchä— 
digung der Abgeordneten angepaßt wird. 

Danzig, den 26. 6. 1935. 


Bri 

u. d. übr. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Fraktion. 

Wir haben dieſe Beſtimmung in der vorliegen: 
den Vorlage vermißt, obwohl in der Ueberſchrift 
etwas derartiges angedeutet iſt. Trotzdem der 
Senat durch Rundfunkreden unter Berufung auf 
das Frontſoldatentum und in bezug auf dieſe 
Sparmaßnahmen angekündigt hat, daß er beim 
Opferbringen drei Schritte vor der Front mar: 
ſchieren werde, müſſen wir leider feſtſtellen, daß 
er auch hier wieder dem einfachen Fußvolk den 
Vortritt läßt. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
Artikel 1 des Geſetzentwurfs in Druckſache Nr. 16 
in der zweiten Leſung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich ſtelle feſt, daß Artikel 2 und die 
Ueberſchrift mit derſelben Mehrheit angenommen 
ſind. — Es iſt ein Abänderungsantrag der Zen⸗ 
trumsfraktion eingegangen, nach dem der $ 2 in⸗ 
ſofern abgeändert werden ſoll, als danach die wei- 
tere Aufwandsentſchädigung des Präſidenten des 
Volkstages auf 50 Gulden monatlich herabgeſetzt 
werden ſoll. § 10 Ziffer b ſoll folgende neue 
Faſſung erhalten: „Die übrigen Senatoren 50,— G 
monatlich.“ 

Wer für dieſen Antrag iſt, den bitte ich, ſich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt 
ſtand die Mehrheit; der Antrag iſt abgelehnt. Da= 
mit iſt die zweite Leſung erledigt. Ich rufe die 
dritte Beratung auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer den 
Artikel 1 der Druckſache Nr. 16 annehmen will, 
den bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr: 
heit; Artikel 1 iſt angenommen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über Artikel 2. Wer Artikel 2 der 
Druckſache Nr. 16 annehmen will, den bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; ange— 
nommen. Ich darf wohl annehmen, daß auch die 
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(Präſident) 
Ueberſchrift mit derſelben Mehrheit angenommen 
iſt. 
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Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich be— 
antrage namens der nationalſozialiſtiſchen Frak⸗ 
tion namentliche Abſtimmung. Wird dieſer An⸗ 
trag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. 
Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. Ich 
bitte die Abgeordneten, ihre Plätze einzunehmen 
und ihre Stimmkarten abzugeben. Wer die Druck— 
lache Nr. 16 annehmen will, den bitte ich eine 
„Ja“-Karte, wer ſie ablehnen will, eine „Nein““ 
Karte, wer ſich der Abſtimmung enthalten will, 
eine Karte mit „Enthalte mich“ abzugeben. Die 
Abſtimmung beginnt. Ich bitte die Karten einzu— 
ſammeln. Ich bitte die Herren Abgeordneten, die 
Plätze einzunehmen und die Stimmkarten abzu— 
geben. — Wünſcht noch jemand eine Karte abzu— 
geben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung 
iſt geſchloſſen. An der Abſtimmung haben ſich 71 
Abgeordnete“) beteiligt, 43 mit Ja, 28 Stimme 
enthaltungen. Zur Geſchäftsordnung hat Herr 
Abg. Moritz das Wort. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe zu 
dieſer Abſtimmung namens meiner Fraktion zu 
erklären, daß wir uns der Stimme enthalten, weil 
eine Entſchließung, die zwar zu nichts verpflichtet, 
aber auch den guten Willen zur Mitarbeit doku— 
mentieren ſollte, abgelehnt worden iſt, weil außer— 
dem die Beratung der vorliegenden Druckſachen 
im Ausſchuß trotz Vereinbarung im Aelteſtenaus— 
ſchuß abgelehnt wurde. (Abg. Temp: Das inter⸗ 
eſſiert uns gar nicht!) 

Präſident: Ich rufe die zweite Beratung der 
Druckſache Nr. 12 auf. Sie betrifft die Rechts⸗ 
ſtellung von Beamten und Lehrkräften. Zur Ge— 
ſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Pleni— 
kowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Da wir 
keine andere Möglichkeit haben, Aenderungs- oder 
ſonſtige Anträge einzubringen, als bei einer zwei— 
ten Beratung, ſtellen wir den Aenderungsantrag 
zur Druckſache Nr. 12, der, wenn er nicht gedruckt 
iſt, vorgeleſen werden muß, — Sie geſtatten, Herr 
Präſident, daß ich ihn vorleſe: 

Ich beantrage, die Druckſache Nr. 12 wie folgt zu 
ändern: 

Geſetz gegen die Auswirkungen der Guldenab— 
wertung. 

Die Empfänger ſozialer Unterſtützungen und Ren⸗ 
ten erhalten eine einmalige Sonderunterſtützung. 
Präſident: Das hat mit dieſem Geſetz nichts zu 

tun und gehört nicht dazu. Ich gebe Ihnen nur das 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 70 abgegebene 
Stimmkarten, davon mit Ja 43, 27 Stimmenthaltungen. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Andres, Dr. Appaly, Bartſch, 
Batzer, Bertling, Beyl, von Boetticher, Braun, Budgynſki, 
Buſch, Ehrlichmann, Fieguth, Gall, Gobert, Harder. 
Heldt, Heß, Johſt, Kamrowfki, Kapeller Kindel, Kowalke, 
Krampitz, Kuhn, Lange, Leufgen, Maaß, Manteuffel, 
Nicklas, Niſpel, Patzle, Rabe, Schelm, Schories, Schramm, 


Schulz, Sukatus, Temp, Dr. Thimm, Tolius, Wilhelm 
Dr. Willers, von Wnuck. 
Der Stimme enthielten ſich: Abg. Brill, Broſt, 


Formell, Gamm, Godau, Günther, Höhn, Klein, Knauſt, 
Kruppe, Kurowſki, Langnau. Lendzion, Mau, Moritz, 
Müller (Gertrud) Plenikowſki, Poſack, Potrykus, Schmich, 
Schmidt (Eduard), Dr. Stachnik, Steinbrück, Töpfer, 
Weiſe, Weiß. Wiechmann. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Rehberg, Weber. 
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Wort zur Geſchäftsordnung, ſoweit es dieſen 
Punkt der Tagesordnung betrifft. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich betone, 
daß Aenderungsanträge zu jedem Antrag erlaubt 
ſind und die Faſſung durchaus nicht dem Inhalt 
zu entſprechen braucht. Zeigen Sie mir den Para— 
graphen der Geſchäftsordnung, wonach Aende— 
rungsanträge inhaltlich genau ſo gehalten werden 
müſſen, wie die Vorlage. Ich proteſtiere deshalb. 
(Dem Sinn nach! rechts.) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Da die Bera⸗ 
tungen im Hauptausſchuß abgelehnt worden ſind, 
bringen wir eine Entſchließung ein. Der Herr 
Präſident des Senats hat in ſeiner Erklärung vom 
12. Juni 1935 im Volkstag ausgeführt, daß die 
Regierung darauf bedacht ſein müſſe, mehr Er⸗ 
werbsloſe als bisher ausfindig zu machen, die ſich 
freiwillig bereit erklären, eine Arbeit anzuneh— 
men, die ihnen außerhalb der Danziger Landes- 
grenzen angeboten wird. Nach einer Verfügung des 
Senats wird jedoch Arbeitern, die eine Vermitt- 
lung nach Deutſchland ablehnen, die Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung und die Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützung ... 

Präſident: Das gehört nicht zur Druckſache Nr. 
12. Die Druckſache Nr. 12 befaßt ſich mit Beamten 
und Lehrkräften. Was Sie ſagen, gehört in eine 
Entſchließung, die extra eingebracht werden müßte. 
(Abg. Moritz: Wo ſteht es, daß dieſe Entſchließung 
nicht an dieſes Geſetz angehängt wird?) Es iſt bis⸗ 
her nicht üblich geweſen. (Abg. Maaß: Ich bean⸗ 
trage Schluß der Geſchäftsordnungsdebatte!) Es 
iſt Schluß der Geſchäftsordnungsdebatte beantragt. 
Wer dafür iſt, bitte ich ſich zu erheben, — das iſt 
die Mehrheit; es iſt jo beſchloſſen. Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abs 
ſtimmung. Wer Artikel I der Druckſache Nr. 12 in 
zweiter Leſung annehmen will, bitte ich ſich zu er— 
heben. Das iſt die Mehrheit, es iſt jo beſchloſ⸗ 
ſen. Wer Artikel II und die Ueberſchrift annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit; angenommen. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Wortmel— 
dungen liegen nicht vor. Wir ſchreiten zur Abſtim— 
mung. Wer Artikel I des in Druckſache Nr. 12 ent⸗ 
haltenen Geſetzes annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit. Artikel I iſt an⸗ 
genommen. Ich darf annehmen, daß Artikel II und 
die Ueberſchrift mit der gleichen Mehrheit ange— 
nommen ſind, es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Dazu ſtellt die Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Fraktion den Antrag auf namentliche 
Abſtimmung. Wer dieſen Antrag unterſtützt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es 
iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung. Ich bitte die Abgeordneten, die 
Plätze einzunehmen und bitte, die Karten abzu— 
geben. Wer das Geſetz in Drucjache Nr. 12 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, eine „Ja“-Karte, wer es 
ablehnen will, eine „Nein“ „Karte und wer ſich 
der Stimme enthalten will, eine Karte mit „Ent⸗ 
halte mich“ abzugeben. — Ich bitte, die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. — Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. 


(C) 


— 


D 


(A) 


(B 


— 


Volkstag Danzig — 5. Sitzung. 


(Präſident) 

An der Abſtimmung haben ſich 70 Abgeord⸗ 
nete!) beteiligt. Es find abgegeben: 43 „Ja 
Karten, 26 „Nein“⸗Karten, eine Karte mit „ent⸗ 
halte mich“. Damit iſt wohl die Mehrheit, aber 
nicht die verfaſſungsändernde Mehrheit erreicht. 

Ich rufe auf die zweite Leſung des Geſetzes 
Druckſache Nr. 13 betr. Vorzeitige Verſetzung von 
Beamten und Lehrern in den Ruheſtand. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Wer Artikel 1 des Geſetzentwurfs in 
Druckſache Nr. 13 in der zweiten Leſung annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſtelle feſt, daß 
Artikel II und die Ueberſchrift mit derſelben Mehr⸗ 
heit angenommen ſind. 

Ich rufe die dritte Leſung auf. Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Wer den Artikel des Geſetzentwurfs betr. 
Vorzeitige Verſetzung von Beamten und Lehrern 
in den Ruheſtand annehmen will, den bitte ich, ſich 
zu erheben. Das iſt die Mehrheit, Artikel I iſt an⸗ 
genommen. Ich nehme an, daß auch Artikel II und 
die Ueberſchrift mit der gleichen Mehrheit ange- 
nommen werden; es iſt ſo beſchloſſen. 


Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Ich be⸗ 
antrage auch hier namens der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion namentliche Abſtimmung. Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? — Die Unterjtügung 
reicht aus. Wir kommen zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte die Abgeordneten, die Plätze ein⸗ 
zunehmen und die Herren Beiſitzer, die Karten 
einzuſammeln. Die Abſtimmung beginnt. 
Wünſcht noch jemand, ſeine Karte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall. Es beteiligten ſich an der 
namentlichen Abſtimmung 70 Abgeordnete“), da⸗ 


1) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 70 abgegebene 
Stimmkarten, davon 43 mit Ja, 26 mit Nein, eine 
Stimmenthaltung. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Andres, Dr. Appaly, Bartſch, 
Batzer, Bertling, Beyl, von Boetticher, Braun, Budzynſli, 
Buſch, Ehrlichmann, Fieguth, Gall, Gobert, Harder, 
Heldt, Heß, Johſt, Kamrowſki, Kapeller, Kindel Kowalke, 
Krampitz, Kuhn, Lange, Leufgen, Maaß, Manteuffel. 
Nicklas, Niſpel, Patzke, Rabe, Schelm, Schories, Schramm, 
Schulz, Sukatus, Temp, Dr. Thimm, Tolius, Wilhelm, 
Dr. Willers, von Wnuck. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Brill, Broſt, Formell, 
Gamm, Godau, Höhn, Klein, Knauſt, Krupple, Kurowſlki, 
Langnau, Mau, Moritz, Müller (Gertrud), Plenikowſki, 
Poſack, Potrykus, Rehberg, Schmich, Schmidt (Eduard), 
Dr. Stachnik, Steinbrück, Töpfer, Weile, Weiß, Wiechmann. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Lendzion. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Günther, Weber. 


2) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 70 abgegebene 
Stimmkarten, davon 43 mit Ja, 26 mit Nein, eine 
Stimmenthaltung. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Andres, Dr. Appaly, Bartid), 
Batzer, Bertling, Beyl, von Boetticher, Braun, Budzynſki, 
Buſch, Ehrlichmann, Fieguth, Gall, Gobert, Harder, 
Heldt, Heß, Johſt, Kamrowſki, Kapeller, Kindel. Kowalke, 
Krampitz, Kuhn, Lange, Leufgen, Maaß, Manteuffel, 
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Mittwoch, den 26. Juni 1935. 


von ſtimmten mit „Ja“ 43, mit „Nein“ 26 und (C) 


ein Abgeordneter hat ſich der Stimme enthalten. 
Genau wie beim vorigen Geſetz, ſo ſtimmte auch 
jetzt die Mehrheit für die Annahme des Geſetzes, 
aber die qualifizierte Mehrheit iſt nicht erreicht. 
Wir ſind ſomit am Schluß der heutigen Tages⸗ 
ordnung angelangt. Ich muß noch eine Verſäum⸗ 
nis nachholen. Der Herr Abg. Franz Klein reichte 
vorhin hier einen Dringlichkeitsantrag ein, der die 
Entſchließung enthält, daß die Arbeitsvermittlung 
nach Deutſchland ſofort aufgehoben wird und daß 
den betreffenden Arbeitſuchenden im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig Arbeit nachgewieſen wird. 
Wer dafür iſt, daß dieſer Dringlichkeitsantrag 
noch auf die heutige Tagesordnung geſetzt wird, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe! — Das Letztere war die Mehrheit; der 
Antrag gelangt deshalb heute nicht mehr zur Bes 


ratung. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 


Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
den Volkstag zu einer Sitzung am Freitag, den 
28. Juni, nachmittags 3 Uhr einzuberufen, und 
zwar mit folgender Tagesordnung: Der Volkstag 
wolle ſeine Auflöſung beſchließen, und Druckſache 
Nr. 9 auf die Tagesordnung zu ſetzen. 


Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, 
den Volkstag zum 28. Juni 1935 einzuberufen mit 
der Tagesordnung: Auflöſung des Volkstages. 
Namens der nationalſozialiſtiſchen Fraktion habe 
ich den Antrag zu ſtellen: Der Volkstag geht heute 
in die Ferien, die bis zum 15. Auguſt dauern. Nach 
dem 15. Auguſt tritt der Aelteſten-Ausſchuß zu⸗ 
ſammen und beſchließt, daß noch im Monat Auguſt 
eine Sitzung ſtattfindet, in der dieſer Auflöſungs⸗ 
antrag behandelt wird. Es liegen demnach zwei 
Anträge vor. Wer für den erſten Antrag iſt, daß 
die Sitzung am 28. Juni, alſo übermorgen, ſtatt⸗ 
findet, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das Letztere iſt die Mehrheit. 
Wer für den zweiten Antrag iſt, daß der Volkstag 
in die Ferien geht und der Aelteſtenausſchuß nach 
dem 15. Auguſt zwecks Feſtſetzung des Termins, an 
welchem der Auflöſungsantrag verhandelt wird, 
zuſammentritt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe 
die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 18 Uhr 50 Minuten.) 


Nicklas, Niſpel, Patzke, Rabe, Schelm, Schories, Schramm, 
Schulz, Sukatus, Temp, Dr. Thimm, Tolius, Wilhelm, 
Dr. Willers, von Wnuck. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Brill, Broſt, Formell, 
Gamm, Godau, Günther, Höhn, Klein, Knauſt, Kruppke, 
Kurowſki, Langnau, Mau, Moritz, Müller (Gertrud), 
Plenikowſki, Poſack, Protykus, Schmich, Schmidt (Eduard), 
Dr. Stachnik, Steinbrück, Töpfer, Weiſe, Weiß, Wiechmann. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Lendzion. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Rehberg, Weber. 


D) 


4 


(B) 


Volkstag Danzig — 6. Sitzung. Montag, den 26. Auguſt 1935. 


6. Sitzung. 


Montag, den 26. Auguſt 1935. 


Mitteilung von der Mandatsniederlegung des Abg. 
von Wnuck (N. S. D. A. P.)) 
Eintritt des Abg. Fritz Guttzeit (N. S. D. A. P.) in 


e e oo ee 
Bekanntgabe der Namensänderung des Abg. Ka⸗ 
meromſki (N. S. D. A. P. 77 3538 C 
Poſack (3.) zur Geihäftsordnung . 58 C 
Giliee . 53 C 
Wahl des Präſidenten des Volfstags . 53 D 


Antrag der Abg. Stachnik, Weiſe, Brill u. Fr. auf 


Auflöſung des Volkstages (Druckſache Nr. 9) 53 D 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung . 54 A 
Andres (N. S. D. A. P.)) 54 A 


Weiß (3.) 
Gamm (Gruppe 
Plenikowſki (K. P.) 5 
NOIR ED) au ee 
Ordnungsruf für den Abg. Moritz (S. P. D.). 
Büdzvuſei (P. 
Namentliche Abſtimmung über Druckſache Nr. 9 
Antrag des Senats auf Genehmigung zur Strafver- 
folgung und Vollſtreckung gegen Abgeordnete. 
Bericht des Aelteſtenausſchuſſes (Druckſache 
Nr. 23 zu Nr. 20, Nr. 24 zu Nr. 21, Druckſache 


Meile) . 


Nr 25 b N 2õö EEE N 
Steinbrück (Gruppe Weiſe) 57 A 
tt!!! re, 57 B 
Schmidt (S. P. D.) Nene 
Plenfowſei Pp) 88 

Erſte und zweite Beratung des Vertrages zwiſchen 

der Freien Stadt Danzig und der Republik 

Polen über Sozialverſicherung (Druckſ. Nr. 14) 58 
Andres (N. S. D. A. P. . -» 59 A 

Abgabe einer Regierungserklärung. 59 C 


Greiſer, Präſident des Senats 5 
Unterbrechung der Sitzung 


Wiedereröffnung der Sitzung ge 
Beſprechung der Negierungserflärung . 
Dr. Stachnik (3.) er 


Meile (Gruppe Weile) . . ae BR 
Ordnungsruf für den Abg. Weile (Gruppe Weile) . 95 8 
69 D 


Beil ) 8 
Ausſchluß des Abg. Brill (S. P. D.) aus der Sitzung 
Plenikowſti (K. P.)) 
Budzynſki (P.)) 
Greiſer, Präſident des Senats. 
eee et, 
Druckfehlerberichtigung zur 5. Sitzung. 


Die Sitzung wird 15 Uhr 45 durch den Vize- 
präſidenten Andres eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, Vizepräſident des Senats Huth, Sena⸗ 
toren Batzer, Rettelſky, Dr. Wiercinſki⸗Keiſer, Po⸗ 
lizeipräſident Froböß, Senatsrat Dr. Boettcher, 
Staatsrat Dr. Draeger, Major Bethke, Landge⸗ 
richtsdirektor Wohler, Hauptmann und Adjutant 
Koelle. 

Vizepräſident Andres: Ich eröffne die 6. Voll⸗ 
ſitzung. Vor Eintritt in die Tagesordnung habe 
ich dem Hauſe noch mitzuteilen, daß der Abg. 


v. Wnuck ſein Mandat niedergelegt hat und daß 
an deſſen Stelle liſtenmäßig der Abg. Fritz Guttzeit 


D 
Ich ſchlage den Herrn Abg. Beyl vor!) Zum P 
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nachrückt, den ich hiermit begrüße. Ferner gebe 
ich bekannt, daß der Abg. Kamrowſki infolge Na⸗ 
mensänderung den Namen Kamer trägt. Das 
Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Poſack. 

Poſack, Abgeordneter (Z.): Meine Fraktion 
bittet, daß die Tagesordnung um einen Punkt er⸗ 
weitert wird, und zwar daß hinter Punkt 4 als 
Punkt 4a die Aenderung des Erxwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetzes eingeſchaltet wird. Wir haben hier 
einen Abänderungsantrag geſtellt, der bezwecken 
ſoll, daß die Verſchickung der Danziger Arbeiter 
nach Deutſchland aufhört und daß vor allen Din⸗ 
gen der Zwang beſeitigt wird. (Zurufe). 

Vizepräſident Andres: Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt, die Tagesordnung zu erweitern. Ich laſſe 
abſtimmen. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Das iſt die Mehrheit, der Antrag auf Erweite⸗ 
rung der Tagesordnung iſt abgelehnt. Nach Rück⸗ 
ſprache mit dem Aelteſtenausſchuß ſchlage ich dem 
hohen Hauſe vor, unter Punkt 4 der Tagesordnung 
ſämtliche drei Leſungen des Vertrages über Sozial⸗ 
verſicherung, Druckſache Nr. 14, abzuhalten. Der 
Volkstag hat ſich gemäß § 29 der Geſchäftsordnung 
mit der Kürzung der Friſten einverſtanden zu er⸗ 
klären. Ich laſſe abſtimmen. Wer dafür iſt, daß 
die in der Geſchäftsordnung vorgeſehenen Friſten 
gekürzt werden und ſämtliche drei Leſungen des 
Vertrages heute ſtattfinden, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt jo be— 
ſchloſſen. Wir kommen zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung: 

Wahl des Präſidenten des Polkstages. 

Ich bitte um Vorſchläge. (Abg. Dr. Thimm: 
rä⸗ 
ſidenten des Volkstages iſt der Herr Abg. Beyl 


5 vorgeſchlagen. Wer für die Wahl des Abg. Beyl 


zum Präſidenten des Volkstages iſt, bitte ich, ſi 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, damit iſt der 
Herr Abg. Beyl zum Präſidenten des Volkstages 
gewählt. Ich frage den Herrn Abg. Beyl, ob er 
das Amt annimmt. (Abg. Beyl: Ja!) Ich begrüße 
den Präſidenten und bitte den Präſidenten, die 
Sitzung zu leiten. (Abg. Nicklas: Dem neuen 
Präſidenten ein kräftiges Sieg⸗-Heil! — Sieg⸗Heil! 
bei den Nationalſozialiſten.— Präſident des Volks⸗ 
tags Beyl übernimmt den Vorſitz). 


Präſident: Männer des Danziger Volkstages! 
Ich danke Ihnen für das Vertrauen, das Sie mir 
durch die Wahl zum Volkstagspräſidenten ausge⸗ 
ſprochen haben. Ich verſpreche Ihnen, mein Amt 
gerecht und unparteiiſch zu verwalten und dabei 
immer das Wohl dieſes Freiſtaates Danzig und 
der deutſchen Bevölkerung hier in Danzig zu vers 
treten. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit meinem 
Amtsvorgänger, Herrn von Wnuck, den Dank des 
Danziger Volkstages ausſprechen für die hinge— 
bungsvolle Arbeit, die er jahrelang an dieſer 
Stätte geleiſtet hat. (Beifall und Händeklatſchen 
rechts.) Ich rufe den Punkt 2 der heutigen Tages⸗ 
ordnung auf: 

Antrag der Abg. Dr. Stachnik, Weiſe, 
Brill und Fraktionen auf Auflöſung des 
Volkstages. 


(O) 


(D) 


(A) 


) 
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(Präſident) 

Druckſache Nr. 9. Nach Rückſprache mit dem 
Aelteſtenausſchuß ſchlage ich für dieſen Punkt der 
Tagesordnung eine Geſamtrededauer von einer 
halben Stunde vor. Ich laſſe darüber abſtimmen. 
Wer dafür iſt, daß für dieſen Punkt eine Geſamt⸗ 
rededauer von einer halben Stunde gilt, möge ſich 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt 
angenommen. Es entfallen alſo an Redezeit auf 
die Nationalſozialiſtiſche Fraktion 18 Minuten, 
auf die Sozialdemokratiſche Fraktion fünf Minus 
ten, die Zentrumsfraktion vier Minuten, die 
Gruppe Weiſe eine Minute, Kommuniſten eine 
Minute, Polen eine Minute. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat Herr Abg. Plenikowſki das Wort. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Obwohl 
durch die Abſtimmung die Redezeit bereits fejtge- 
legt iſt, proteſtiere ich doch dagegen, und zwar des- 
halb, weil ein ſolches Vorgehen der Mehrheit 
dieſes Volkstages nicht mit der Verfaſſung der 
Freien Stadt in Uebereinſtimmung ſteht; denn es 
muß jedem Abgeordneten Gelegenheit gegeben 
werden, zu den hier aufgeworfenen Fragen Stel- 
lung zu nehmen. (Die Mehrheit hat entſchieden! 
rechts. — Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
nicht mehr das Wort. Wir kommen zur Ausſprache 
über den Punkt 2 der heutigen Tagesordnung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Andres. 

Andres, Abgeordneter (NSDAP.): Wenn die 
Oppoſitionsparteien einen Antrag auf Volkstags⸗ 
auflöſung eingebracht haben und dieſen Antrag 
damit zu begründen verſuchen, daß hinter der Re⸗ 
gierung und ſomit hinter der NSDAP. nicht mehr 
die Mehrheit des Volkes ſteht, ſo mag dieſes die 
Auffaſſung der Parlamentarier der Oppoſition 
ſein, jedoch hat die Bevölkerung am 7. April eine 
andere Sprache geſprochen. In noch nicht 6Mona⸗ 
ten hat die Bevölkerung Danzigs zweimal bewies 
ſen, daß die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung ſo 
feſt im Volke verankert iſt, daß der ganze Ausfluß 
von Gehäſſigkeiten von ſeiten der Oppoſition un⸗ 
ſerer Stärke nichts anzuhaben vermochte. Im Ge⸗ 
genteil, die Zahl derer, die nicht nur eigener Vor⸗ 
teile willen, ſondern aus ideellen und weltanſchau— 
lichen Gründen zu uns kamen, wurde immer 
größer. Wer da glaubt, die Politik allein nach 
den wirtſchaftlichen Erſcheinungen werten zu 
müſſen, ohne dabei die nationalpolitiſche Linie in 
den Vordergrund der Betrachtungen zu ſtellen, hat 
überhaupt kein Recht, Kritik zu üben oder ſich gar 
ein Werturteil über die von der Regierung ge— 
leiſtete Arbeit anzumaßen. In geradezu verbreche— 
riſcher Weiſe verſuchen die Oppoſitionsparteien 
die augenblickliche Notzeit — heraufbeſchworen 
durch ihre eigene Schwäche, Unfähigkeit, nationale 
Würdeloſigkeit und Untreue im Jahre 1918 u. ſ. f. 
— für ſich auszunutzen und die Minderheit gegen 
die Mehrheit des Volkes aufzuhetzen. Wir denken 
gar nicht daran, uns von dieſer Minderheit unſer 
Handeln vorſchreiben zu laſſen. Wir Nationalſozia⸗ 
liſten fühlen uns unſerm Volke und der Geſchichte 
gegenüber dafür verantwortlich, daß der Weg der 
nationalen Ehre, der allein zu unſerer Freiheit 
führen kann, nicht verlaſſen wird. Wir wiſſen uns 
mit der übergroßen Mehrheit der Bevölkerung 
darin eins, wenn wir bereit ſind, lieber die größ⸗ 
ten und ſchwerſten uns von der Vorſehung aufer⸗ 


Volkstag Danzig — 6. Sitzung. 


Montag, den 26. Auguſt 1935. 


legten materiellen Opfer auf uns zu nehmen, als (C) 


daß wir auch nur um das Geringſte von der Ver⸗ 
folgung unſeres großen Zieles abweichen. 

Als im November vergangenen Jahres die 
Kreistagswahlen in zwei Landkreiſen ſtattfanden, 
da verlangten Sie, meine Herren von der Oppoſi⸗ 
tion, Volkstagsneuwahl und prophezeiten eine Nie— 
derlage der NSDAP. Als wir in dieſem Früh⸗ 
jahre — nach einem harten Winter — den Auflö⸗ 
ſungsantrag für den Volkstag ſtellten, ſtimmten 
Sie dagegen und allein in der von Ihnen voraus⸗ 
geahnten Schlappe, die Sie ſich am 7. April er⸗ 
neut holten, lag die wahre Begründung für Ihre 
damalige Ablehnung unſeres Auflöſungsantrages. 
Genau ſo wenig, wie die Regierungspartei immer 
dann Neuwahlen ausſchreiben kann, wenn ſie 
wirtſchaftliche Erfolge zu verzeichnen hat, mit dem 
Ziele, einige Sitze im Parlament mehr zu erhal— 
ten, genau ſo wenig kann dem Verlangen 
der Oppoſition ſtattgegeben werden, Neuwahlen 
dann ſtattfinden zu laſſen, wenn wirtſchaftliche 
Opfer von der geſamten Bevölkerung gebracht 
werden müſſen und der Einſatz aller Kräfte zu 
poſitiver Arbeit nötiger denn je iſt. 

Dieſe Auffaſſung vertraten übrigens auch noch 
die Oppoſitionsparteien vor einigen Monaten, 
denn nach dem Sitzungsprotokoll vom 21. 2. d. Is. 
machten ſie zu unſerm Auflöſungsantrage u, a. 
folgende Ausführungen: 1. In außenpolitiſcher 
Hinſicht muß der Wahlkampf ſchwere politiſche und 
wirtſchaftliche Rückſchläge bringen, die zu vermei⸗ 
den, gerade die jetzige Regierung beſtrebt ſein 
müßte. (Heiterkeit rechts.) 2. Jeder Wahlkampf 
bringt bekanntlich Unruhe und Unſicherheit in die 
Wirtſchaftsentwicklung, lähmt die Initiativen und 
führt zum Leerlauf und Rückgang der Wirtſchaft. 
3. Die Aufregungen eines Wahlkampfes bringen 
ſchließlich dem geſamten politiſchen und kulturellen 
Leben Danzigs ſchwere Gefahren. 4. Der Sinn der 
Verfaſſung iſt nicht der, daß die Verfaſſung ein 
Inſtrument der Willkür einer zufälligen Mehrheit 
iſt, ſondern daß ſie den politiſchen Minderheiten 
Schutz gewährt und die Stetigkeit der Politik ga= 
rantiert. 

Hierzu wäre zu bemerken, daß das Wahlergeb— 
nis vom 7. April klar und deutlich bewies, daß 
wir nicht eine zufällige Mehrheit hatten, ſondern 
das Volk beſtätigte erneut ſeinen Willen, natio- 
nalſozialiſtiſch regiert zu werden. Die Stetigkeit 
unſerer großen politiſchen Linie werden wir auch 
gegen eine verantwortungsloſe Minderheit ſtets 


zu wahren wiſſen. Der politiſche Schutz, den die 


Minderheiten bei uns in Danzig genießen, iſt weit 
größer als in anderen parlamentariſch regierten 
Staaten. 

Ferner erklärten die Oppoſitionsparteien: Der 
Völkerbund iſt nicht nur der Garant unſerer Ver⸗ 
faſſung, ſondern auch der Hort der Exiſtenz der 
Freien Stadt Danzig überhaupt. 

Wir Nationalſozialiſten ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß alles auf dieſer Welt vergänglich iſt. 
Wollten wir dem Völkerbund die Diagnoſe ſtellen, 
ſo würden wir wohl zu der Feſtſtellung gelangen, 
daß der Patient hoffnungslos darniederliegt. 
Selbſt wenn der Völkerbund einmal vergehen 
wird, ſoll unſer deutſches Danzig weiterbeſtehen. 
Nicht im Völkerbund liegt unſere Zukunft begrün⸗ 
det, ſondern allein in uns ſelbſt. 


(D) 
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(Andres, Abgeordneter) 

Noch nie haben wir Nationalſozialiſten die 
Verantwortung für unſer Handeln geſcheut. Wir 
wiſſen, daß, wären wir nicht Träger der Regie⸗ 
rung geweſen, Danzig heute längſt verloren wäre. 

Die nationalſozialiſtiſche Fraktion wird den 
Antrag auf Auflöſung des Volkstages der Oppoſi⸗ 
tionsparteien ablehnen, weil wir wiſſen, daß auch 
in dieſer ſchweren und opfereichen Zeit die Bevöl⸗ 
kerung in ihrer Mehrheit hinter uns ſteht. 

So wie einmal die NSDAP. Deutſchlands 


Wiedergeburt einleitete, ſo wird auch die NSDAP. 
hier in Danzig das Unrecht wieder gut machen, 


daß man dieſer deutſchen Stadt angetan hat. 


Wir wiſſen, daß wir hier nur Vorhut ſind und 


dieſe Stellung ſo lange zu halten haben, bis der 


Befehl zur Löſung dieſes auf die Dauer unerträg⸗ 


lichen Zuſtandes gegeben wird. Mag die Oppoſi⸗ 


tion andere Ziele verfolgen, wir werden uns nicht 
beirren laſſen und weiterkämpfen unter der Pa⸗ 


role: Zurück zum Reich — gegen vertragliche Will- 


— 


kür! Beifall und Händeklatſchen 


rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weiß. 
(Abg. Moritz: Geht das nicht nach der Reihen— 
folge, nach der Größe der Fraktionen oder wie 
machen Sie das?) Ich habe das Wort dem Herrn 
Abgeordneten Weiß erteilt! (Abg. Moritz: Des⸗ 
halb frage ich ja, ob das nicht mehr nach der 
Reihenfolge geht?) Herr Abg. Moritz, ich bitte, 
nicht zu ſtören, ſonſt werde ich unnachſichtlich gegen 
„ Das Wort hat der Herr Abg. 

eiß. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Im 
Namen und Auftrage der Zentrumsfraktion habe 
ich folgende Erklärung abzugeben: 

Die auf wenige Minuten eingeengte Redezeit 
ermöglicht leider nicht eine ſachliche Begründung 
des Antrages. Wir ſehen uns deshalb genötigt, 
uns auf folgende allgemeine Feſtſtellungen zu 
beſchränken: 

Die bedauerlichen politiſchen und wirtſchaft—⸗ 
lichen Ereigniſſe der letzten Zeit haben das Ver— 
trauen der Danziger Bevölkerung zu den verant⸗ 
wortlichen Stellen von Grund auf erſchüttert. Die 
Bevölkerung ſieht ſich in ihren Erwartungen aufs 
Bitterſte enttäuſcht. (Sehr wahr! beim Zentrum.) 
Sie hegt wegen der weiteren Entwicklung die 
ſchwerſten Bedenken und Befürchtungen für die 
Zukunft unſeres Staates. Die Zuſammenſetzung 


(Lebhafter 


des Volkstages entſpricht auch nicht im entfernte⸗ 


ſten der augenblicklichen politiſchen Meinung des 
Volkes. (Das behaupteten Sie vor dem 7. April 
auch! rechts. — Glocke des Präſidenten.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weiß. 
Weiß, Abgeordneter (Z.): Gerade eine Not- 
zeit, wie die gegenwärtige, erfordert unbedingt 
eine vertrauensvolle Uebereinſtimmung zwiſchen 
Volk, Volksvertretung und Staatsführung. Nur 
in einer wahren Schickſalsgemeinſchaft kann dieſe 
ſchwere Zeit (Zurufe und Heiterkeit rechts) ertra⸗ 
gen und überwunden werden. (Zuruf rechts: 
Schickſalsgemeinſchaft!“ Lachen rechts. 
Glocke des Präſidenten.) Nur ſo können weitere 
Gefahren abgewandt und eine Geſundung und ein 
neuer Aufſtieg angebahnt werden. (Aha! rechts.) 
Um den ſtaatspolitiſchen Notwendigkeiten und 
dem ſtark auftreibenden Verlangen des Volkes 
Rechnung zu tragen, haben wir den Antrag auf 
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unverzügliche Auflöſung des Volkstages geſtellt. 
Wir erwarten dabei, daß ſich alle Abgeordneten 
dieſer Erkenntnis erſchließen und ſich bei ihrer 
Entſcheidung verantwortungsbewußt von dem 
Wohle der Allgemeinheit und nicht von irgend— 
welchen parteipolitiſchen oder ſonſtigen Intereſſen 
leiten laſſen werden. (Zurufe rechts — Unruhe — 
Glocke des Präſidenten.) 


Präſident: Es hat augenblicklich niemand das 
Wort! — Das Wort erhält Herr Abg. Gamm. 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): In⸗ 
folge des Verfahrens, der Oppoſition die Redezeit 
nach Minuten zu bemeſſen, beſchränke ich mich dar⸗ 
auf, namens der deutſchnationalen Abgeordneten 
folgendes zu erklären: 

Der Führer und Reichskanzler Hitler hat zu 
wiederholten Malen binnen Jahresfriſt ſich dem 
deutſchen Volke zur Abſtimmung geſtellt, weil er 
ſich des Sieges bewußt war. Wenn die National- 
ſozialiſten es hier ablehnen, ſich zu einer Neuwahl 
des Volkstages zu ſtellen, ſo ſpricht hieraus das 
Bewußtſein, bei einer neuen Volkstagswahl bis 
zur Vernichtung geſchlagen zu werden. (Stürmi⸗ 
ſche Heiterkeit rechts.) Das muß hier in aller Oef— 
fentlichkeit erklärt werden. (Zurufe rechts. — 
Glocke des Präſidenten.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe! Zu Punkt 2 der 
Tagesordnung hat ſich weiter zum Wort gemeldet, 
Herr Abg. Plenikowſki. Er hat das Wort! 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die Natio⸗ 
nalſozialiſten haben wieder einmal gezeigt, daß 
ihre Loſung „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ 
nichts weiter als leere Phraſe iſt. Ueber die In⸗ 
tereſſen des Volkes ſtellen ſie die Intereſſen ihrer 
Partei und die Sicherung gutbezahlter Poſten. 
Wenn die Nationalſozialiſten vor zwei Jahren die 
Auflöſung des Volkstages herbeiführten, jetzt aber 
die Auflöſung verhindern wollen, ſo iſt dieſer 
Widerſpruch nicht allein in der Angſt vor einer 
Niederlage des Nationalſozialismus zu ſuchen, 
ſondern auch in dem Beſtreben der Sichernug par⸗ 
teipolitiſcher und perſönlicher Intereſſen. Denn 
zwei Jahre lang haben die Nationalſozialiſten 
ihre Politik, die innenpolitiſch zur furchtbarſten 
Verelendung und außenpolitiſch zu einer noch nie 
dageweſenen Schwächung der Selbſtändigkeit der 
Freien Stadt Danzig geführt hat, mit dem Mantel 
einer angeblichen Demokratie zu verſchleiern ver 
ſucht. Sie haben zwei Jahre hindurch immer wie— 
der bei ihren Maßnahmen erklärt, dahinter ſtehe 
„geſchloſſen“ das Volk. 

Wollen die Nationalſozialiſten das auch heute 
noch behaupten? Dann mögen die Nationalſozia⸗ 
liſten, dann mag die Regierung durch Auflöſung 
und Neuwahl des Volkstages dafür den Beweis 
antreten. Hat jedoch die Wahl im Frühjahr dieſes 
Jahres ſchon dieſe Behauptung als nicht zutreffend 
entlarvt, jo würde eine Wahl heute den Beweis 
erbringen, daß das Volk geſchloſſen — hinter der 
Oppoſition ſteht. 

Doch die Notwendigkeit der Auflöſung und 
Neuwahl des Volkstages liegt nicht darin begrün⸗ 
det, dafür den Beweis zu erbringen. Sie liegt be⸗ 
gründet in der Beſeitigung der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Herrſchaft, um den Weg frei zu machen für 
die Sicherung der Exiſtenz Danzigs und ſeiner 
Bevölkerung. 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Moritz. 
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Moritz, Abgeordneter (S. P.): M. D. u. H.! 
Wohl ſelten iſt bereits ſo kurz nach einer Wahl die 
Wählerſchaft ſo gründlich enttäuſcht worden, wie 
in Danzig nach dem 7. April. Der Herr Präſident 
Greiſer hat zwar in einer der letzten Volkstags⸗ 
ſitzungen die letzte Wahl als eine Entſcheidung 
durch „eine geheime und freiheitliche Wahl ohne 
Druck und ohne Drang und ohne jeden Terror, 
nur dem eigenen Gewiſſen unterworfen“ bezeich⸗ 
net, aber wir wußten, daß das Gegenteil richtig 
iſt. Heute liegen bereits aus zirka 40 Landgemein⸗ 
den beſchworene Ausſagen vor, daß die Wahlen 
unter mehr oder weniger — meiſtens mehr — 
gröblichen Verletzungen der Wahlvorſchriften zu— 
ſtandegekommen ſind. Würden nicht nur in 40, 
ſondern in allen Landgemeinden genaue Unter- 
ſuchungen angeſtellt worden ſein, ſo würde das 
Ergebnis für die N. S. D. A. P. geradezu kataſtro⸗ 
phal ſein. Aber die volle Wahrheit wird ſchon auch 
einmal an den Tag kommen, nämlich dann, wenn 
die Wahrheit einmal wieder höher und allein 
unter Ehrenſchutz ſteht (Zurufe rechts). Und zwar 
allein! (Marxiſtiſcher Ehrenſchutz? rechts.) 

War aber ſchon das Ergebnis vom 7. April 
nicht als richtiges Bild der wahren Volksmeinung 
zu werten, wie ſich aktenmäßig belegen läßt, ſo 
hat ſich außerdem die Meinung der Danziger Be— 
völkerung gegenüber dem Nationalſozialismus ſeit 
dieſer Zeit, ſpäteſtens aber ſeit dem 2. Mai gründ⸗ 
lich geändert. Es gibt keine Verſprechungen und 
keine Zuſicherungen, die nicht ſeit dem 2. Mai in 
ihr Gegenteil verkehrt worden wären. Das feier⸗ 
liche Gelöbnis vom „eijernen Feſthalten an der 
Währung“ wurde nach kurzem Gebrauch ſchon am 
Feiertag der Arbeit zum „alten Eiſen“ geworfen. 
Die erſte ſichtbare Folge einer Haushaltsführung 
nach dem Führerprinzip war die Guldenabwer⸗ 
tung. Sie wurde als „revolutionäre Tat im In⸗ 
tereſſe der Deutſcherhaltung Danzigs“ geprieſen, 
hat ſich aber für die Nichteingeweihten als das 
größte Unheil erwieſen, das ſeit 15 Jahren über 
Danzig gekommen iſt. (Sehr gut! links.) Teue⸗ 
rung, Not und Elend ſind die unmittelbaren 
Folgen geweſen. Statt der verſprochenen Hilfe 
weiß die Regierung kein anderes Mittel als die 
Auswanderung zu empfehlen. Außerdem wird die 
Bevölkerung von ſatten Amtswaltern zum weites 
ren Aushalten und zum weiteren Opferbringen 
aufgefordert. Opfer? Wofür? Etwa für die Ver⸗ 
ewigung eines Führerprinzips nach dem Grund- 
ſatz: Der Staat bin ich! Oder für die Verewigung 
des Zuſtandes, daß die Bevölkerung in zwei Klaſ⸗ 
ſen eingeteilt bleibt, bei welcher die eine alle 
Rechte, die andere aber nur Pflichten hat? Oder 
dafür, daß ein Teil ſeine Heimat verlaſſen ſoll, 
um dem anderen Teil die ſelbſtgeſchaffenen Pfrün⸗ 
den zu erhalten. (Zurufe.) 

Präſident: Herr Abg. Moritz, ich rufe Sie zur 
Ordnung und bitte Sie, ſich zu mäßigen. 

Moritz, Abgeordneter (S. P.): Die Mehrheit 
der Bevölkerung hat erkannt, daß der Glorien- 
ſchein der N. S. D. A. P. als Heilsbringerin nicht 
echt iſt; denn ſie hat durch ihre Methoden Volk und 
Staat in Gefahren gebracht, die man ſich kaum 
ausmalen, beſtimmt aber im Staatsintereſſe nicht 
öffentlich ausſprechen kann. Das zeigt aber am 
deutlichſten die Größe der Gefahr, in welche der 
Staat gebracht iſt. Die Bevölkerung verlangt, daß 
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der ſogenannte „Umbruch im Staat“ ſchleunigſt (O 


wieder gerade geſtreckt und neu geſchient wird, um 
ein dauerndes Krüppeltum zu vermeiden. 

Die Führer der N. S. D. A. P. haben ſich wie⸗ 
derholt gerühmt, ſtets vor das Volk hintreten zu 
wollen und nur das zu tun, was dem Volke nützt. 
U. a. hat der ehemalige Abgeordnete und heutige 
Senatspräſident Greiſer am 12. Oktober 1932 an 
dieſer Stelle erklärt: 

Seien Sie überzeugt, daß die Nationalſozialiſten, 
wenn es um das Volk und um Danzig geht, das 
Staatsintereſſe über das perſönliche und das Partei 
intereſſe ſtellen werden. 


Heute handelt es ſich um Volk und Staat. In die⸗ 
ſer ernſten Situation haben Sie nun zu entſchei⸗ 
den, ob Sie zu den Worten Ihres Präſidenten 
ſtehen. Lehnen Sie dieſen Auflöſungsantrag ab, 
dann beweiſen Sie damit, daß Sie nach dem merk— 
würdigen Wahlergebnis es heute ſelbſt für ausge⸗ 
ſchloſſen halten, noch einmal die Mehrheit des 
Volkes hinter ſich zu bringen und daß Sie deshalb 
eine neue Entſcheidung des Volkes fürchten. Ihre 
Ablehnung wird aber die Entſcheidung nur vor⸗ 
übergehend hemmen, wird ſie dagegen für die 
Dauer nicht aufhalten können. 

Zum Schluß will ich Ihnen noch einen Appell 
aus Ihrer eigenen Zeitung in Erinnerung 
bringen: 

„Danzig iſt für politiſche Experimente, für autori⸗ 
täre Regierungskunſtſtücke ein zu heißer Boden. Die 
Danziger Regierung, die die Danziger Bevölkerung 
nicht mehr hinter ſich hat, ſollte daraus die Konſe⸗ 
quenzen ziehen und nicht den Verſuch unternehmen, 
Bon den Volkswillen weiter an der Macht zu 

a > 

Präſident: Ihre Redezeit ijt gleich abgelaufen. 

Moritz, Abgeordneter (S. P.): Das hat die 
Gauleitung der N. S. D. A. P. ſelbſt geſchrieben: 

Eine Regierung gegen das Volk kann in Danzig 
auf die Dauer nicht ohne Rückwirkungen bleiben auf 
den Staat ſelbſt. em die Selbſtändigkeit Danzigs 
und die Wohlfahrt ſeiner Bevölkerung am Herzen 
liegt und mehr gilt als das Leben und Sterben 
ſeiner eigenen Partei, ſollte es auch fertig bekommen. 
ſeine eigene Perſon zurückzuſtellen und endlich den 
Weg freizumachen.“ 

(Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Budzynſki. 2 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): Die mir ſeitens 
der Mehrheit des Hauſes großmütig zugebilligte 
Redezeit von einer Minute läßt mir gerade ſoviel 
Zeit, um Ihnen zu erklären, daß ich auf das Wort 
verzichte. (Heiterkeit. ) 

Präſident: Da keine weiteren Wortmeldungen 
vorliegen, kommen wir zur Abſtimmung. (Abg. 
Brill! Ich beantrage über unſeren Antrag na⸗ 
mentliche Abſtimmung!) Nach $ 33, Abſatz 3 der 
Geſchäftsordnung muß die Abſtimmung über die⸗ 
ſen Antrag ſowieſo namentlich erfolgen. Wer für 
die Annahme des Antrages iſt, bitte ich, eine 
weiße Karte abzugeben, wer gegen die Annahme 
iſt, eine rote „Nein“⸗Karte, wer ſich der Stimme 
enthalten will, eine Karte mit der Aufſchrift 
„Enthalte mich“. Ich fordere die Herren Abgeord⸗ 
neten auf, ſich auf ihre Plätze zu begeben und bitte 
die Beiſitzer, die Karten einzuſammeln. Die na⸗ 
mentliche Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch 
einer der Herren Abgeordneten eine Karte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall; die Abſtimmung iſt 
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(Präſident) 
geſchloſſen. Ich darf das Ergebnis“) der Abſtim⸗ 
mung bekanntgeben: An der Abſtimmung haben 
ſich 70 Abgeordnete beteiligt. Mit „Ja“ haben ge⸗ 
ſtimmt 28 Abgeordnete, mit „Nein“ 42 Abgeord⸗ 
nete, mit „Enthalte mich“ niemand; ſomit iſt der 
Antrag der Abg. Dr. Stachnik, Weiſe, Brill und 
Fraktionen auf Auflöſung des Volkstages abge⸗ 
lehnt, da er nach Artikel 9 der Verfaſſung die 
Mehrheit der geſetzlichen Zahl der Mitglieder des 
Volkstages erfordert. Ich rufe auf Punkt 3 der 
Tagesordnung: 

Antrag des Senats auf Genehmigung zur 

Strafverfolgung und Vollſtreckung gegen 

Abgeordnete. Bericht des Aelteſtenaus⸗ 


ſchuſſes. 

Druckſache Nr. 23 zu Nr. 20, Nr. 24 zu Nr. 21, Nr. 
25 zu Nr. 22. Nach Rückſprache im Aelteſten-Aus⸗ 
ſchuß ſchlage ich dem Hauſe vor, die Geſamtrede— 
zeit für dieſe Punkte — und zwar a, b und c 
zuſammen — für ſämtliche Fraktionen auf eine 
halbe Stunde feſtzuſetzen. Widerſpruch höre ich 
nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Das Wort hat der Herr 
Abg. Steinbrück. (Heiterkeit rechts.) 

Steinbrück, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): Zu 
dem Antrag auf Genehmigung der Strafverfol— 
gungen gegen Abgeordnete haben wir zu erklären, 
daß die deutſchnationalen Abgeordneten mit der 
Aufhebung ihrer Immunität ſelbſtverſtändlich ein⸗ 
verſtanden ſind, da ſie ſelbſt Intereſſe daran haben, 
die bereits in aller Oeffentlichkeit gegen ſie erho⸗ 
benen Vorwürfe zu klären. Wir hoffen aber, daß 
in den kommenden Strafverfahren gegen Natio— 
nalſozialiſten auch die Nationalſozialiſtiſche Partei 
in gleicher Weiſe den Mut haben wird, für die 
Aufhebung der Immunität ihrer Abgeordneten zu 
ſtimmen, wie ſie das heute für die Aufhebung der 
Immunität der Abgeordneten der Oppoſition tun 
wird. Ich verlange Gerechtigkeit für alle Danziger! 
(Unerhört! rechts.) 

Präſident: Ich darf noch nachholen, daß der 
Schlüſſel für die Redezeit für dieſen Punkt der 
Tagesordnung folgender iſt: Nationalſozialiſten 
18 Minuten, Sozialdemokraten 5 Minuten, 
Zentrum 4 Minuten, Gruppe Weiſe 1 Minute, 
Kommuniſten 1 Minute, Polen 1 Minute. Das 
Wort zu dieſem Punkt der Tagesordnung hat der 
Herr Abg. Kurowſfki. 

Kurowſti, Abgeordneter (Z.) M. D. u. H.! Ich 
will auf die materielle Sache hier nicht eingehen 
und nur betonen — (Unruhe) — zum Präſiden⸗ 
ten gewandt: Herr Präſident, ich kann nicht ſpre— 
chen, wenn die Abgeordneten mich ſtören; dann 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 70, davon mit „Ja“ 28, mit „Nein“ 42. 

Mit „Ja“ ſtimmten: Abg. Brill, Broſt, Budzynſki, 
Formell, Gamm, Godau, Günther, Höhn, Klein, Knauſt, 
Kruppke, Kurowſti, Langnau, Lendzion, Mau, Moritz, 


Müller (Gertrud), Plenikowſki, Wiechmann, Poſack, 
otrykus, Schmich, Schmidt (Ed.). Dr. Stachnik, 
teinbrück, Töpfer, Weiſe, Weiß. 

Mit „Nein“ ſtimmten: Andres, Dr. Appaly, Batzer, 


Ebrlich Bertling, v. Boetticher, Braun, Buſch, Beyl, 
Ehrlichmann, Fieguth, Gall, Gobert, Guttzeit, Harder, 
Heldt, Heß, Johſt, Krampitz, Kuhn, Kowalke. Kamar, 
Kapeller, Kindel, Lange, Leufgen, Nicklas, Nispel, Maaß, 
Manteufel, Patzke, Rabe, Schelm, Schories, Schramm, 
Schulz, Temp, Dr. Thimm, Tolius, Waſchke, Wilhelm, 
Dr. Willers. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Weber, Sukatus. 
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verzichte ich ebenfalls auf das Wort, wie es auch 
ſchon der Herr Abg. Budzynſki getan hat. 

M. D. u. H.! Ich will auf die materielle Seite 
der Sache hier nicht eingehen, ich will nur be⸗ 
tonen, daß wir ſtets — was Ihnen ja bekannt iſt 
— der Aufhebung der Immunität widerſprochen 
haben, wenn es ſich um politiſche Delikte handelte. 
Und um derartige Delikte handelt es ſich ja in den 
vorliegenden Fällen. Ich möchte mir aber erlau⸗ 
ben, auf einen formellen Fehler hinzuweiſen, der 
auch Sie, meine Herren von der rechten Seite, 
vielleicht dazu bringen wird, ſich dieſe Sache noch 
einmal zu überlegen. 

Der Antrag lautet: Der Oberſtaatsanwalt be⸗ 
antragt durch den Senat, Juſtizabteilung, mit An⸗ 
trag vom 17. Auguſt 1935 die Genehmigung zur 
Strafverfolgung und Arteilsvollſtreckung gegen 
Volkstagsabgeordnete uſw. Der einſchlägige Arti⸗ 
kel 21 der Verfaſſung beſagt: 

„Kein Abgeordneter darf ohne Genehmigung des 
Volkstages wegen einer mit Strafe bedrohten Hand— 
lung zur Unterſuchung gezogen oder verhaftet werden, 
es ſei denn, daß der Abgeordnete bei Ausübung der 
Tat oder den ist. 5. im Laufe des folgenden Tages 
feſtgenommen iſt. Die gleiche Genehmigung iſt erfor⸗ 
derlich bei jeder anderen Beſchränkung der perſön⸗ 
lichen Freiheit, wodurch die Ausübung des Berufes 
als Abgeordneter beeinträchtigt werden kann. uſw. 

Sie verlangen nun, oder der Oberſtaatsanwalt be⸗ 
antragt es und Sie werden dieſem Antrage zu⸗ 
ſtimmen, daß einmal die Unterſuchung genehmigt 
und darüber hinaus auch bereits die Vollſtreckung 
des Urteils genehmigt wird, das noch gar nicht 
ergangen iſt. 

Das iſt nach meiner Ueberzeugung nach un⸗ 
ſerer Verfaſſung unzuläſſig. Es kann ja wohl das 
Parlament damit einverſtanden ſein, daß die 
Strafverfolgung wegen einer kriminellen Hand⸗ 
lung gegen einen Abgeordeten genehmigt wird. Es 
können aber auch andere Gründe dafür maßgebend 
ſein, die dem Parlament die Genehmigung der 
Strafvollſtreckung durchaus nicht zweckmäßig er⸗ 
ſcheinen laſſen. Dieſe beiden Momente muß man 
unterſcheiden. Die Art des von Ihnen beantragten 


Verfahrens ſteht zu dem von mir vorhin bekannt⸗ 


gegebenen Artikel 21 unſerer Verfaſſung in Wider⸗ 
ſpruch; denn es wird in dieſem Artikel nur von 
einer Heranziehung zur Unterſuchung und etwa⸗ 
igen Verhaftung geſprochen. Es müßte alſo erit 
einmal das Ergebnis der Unterſuchung abgewar⸗ 
tet werden, ob etwa ein Urteil erfolgt oder nicht, 
und dann müßte ſich der Volkstag erneut damit 
beſchäftigen, ob das Urteil zu vollſtrecken iſt oder 
nicht. 

Präſident: Das Wort zu Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Abgeordneter (S. P.): Namens meiner 
Fraktion habe ich folgende Erklärung abzugeben: 
Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat von jeher den 
Grundſatz vertreten, daß die Immunität der Abge⸗ 
ordneten den Zweck habe, die politiſche Tätigkeit 
der Abgeordneten unter einen beſonderen Schutz zu 
ſtellen, und daß ſie nicht aufzuheben ſei, wenn die 
gegen den Abgeordneten erhobene Beſchuldigung 
mit ſeiner politiſchen Betätigung in unmittel⸗ 
barem Zuſammenhang ſtehe. Dieſen Grundſatz 
haben übrigens auch die Nationalſozialiſten 10 


Jahre lang vertreten, haben ihn zwar jetzt aufge⸗ 


geben, werden ihn aber aller Wahrſcheinlichkeit in 
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(Schmidt, Abgeordneter) 
nächſter Zeit, wenn dies ihr Eigennutz gebietet, 
wieder vertreten wollen. 

Da die gegen die Abgeordneten Weiſe, Gamm 
und Formell vorgebrachten Beſchuldigungen in 
engſtem Zuſammenhang mit ihrer Tätigkeit als 
Abgeordnete zuſammenhängen, nämlich Herſtel⸗ 
lung von Flugbättern, die zudem nur für Mitglie⸗ 
der ihrer Partei beſtimmt waren, lehnen wir die 
Aufhebung ihrer Immunität ab. 

Die gegen den Abgeordneten Moritz hervorge— 
ſuchten Gründe ſind von einer bisher noch nie da⸗ 
geweſenen, lächerlich wirkenden Kleinlichkeit an 
den Haaren herbeigezogen. Zum 7. Auguſt war er 
ſowohl ſchriftlich wie telefoniſch vom Büro des 
Volkstages aufgefordert worden, das Fraktions— 
zimmer aufzuräumen oder zu räumen. Er iſt alſo 
nicht ohne Genehmigung, ſondern auf direkte Auf⸗ 
forderung in das Fraktionszimmer gegangen. Daß 
ein Abgeordneter ſich ſtrafbar machen kann, wenn 
er nicht durch das Hauptportal in den Volkstag 
geht, gewiſſermaßen durch den „Eingang für Herr- 
ſchaften“, ſondern durch das Portag II, alſo durch 
den „Eingang für Lieferanten“, welcher übrigens 
dem öffentlichen Verkehr zur Verfügung ſteht, dar⸗ 
über lacht ganz Danzig, mit Ausnahme der Herren 
Abgeordneten Andres und Maaß. 

Ernſt wird die Angelegenheit erſt inſofern, daß 
der Herr Vizepräſident Andres in der Aelteſten⸗ 
ausſchußſitzung von einem Nachſchlüſſel ſprach, der 
im Beſitz unſerer Fraktion ſei. Dazu iſt vor aller 
Oeffentlichkeit zu erklären, daß die Fraktion von 
jeher im ordnungsmäßigen Beſitz eines Schlüſſels 
zu ihrem Fraktionszimmer geweſen iſt, und daß 
dieſes der Hausverwaltung ſeit Jahren bekannt 
geweſen iſt. 

Dagegen iſt der Vizepräſident Andres bezw. 
deſſen Beauftragte am Dienstag, dem 12. Auguſt, 
mit Hilfe von Nachſchlüſſeln in die Schränke und 
den Schreibtiſch der Fraktion unter Verletzung der 
daran angebrachten Siegel eingedrungen, hat ſie 
entleeren laſſen und das Aktenmaterial der Frak— 
tion widerrechtlich in ſeine Verfügungsgewalt 
gebracht. 

Um die Aufmerkſamkeit der Danziger und der 
Weltöffentlichkeit von dieſem in der Geſchichte der 
Parlamente ohne Vorbild daſtehenden und ge— 
radezu ungeheuerlichen Vorgang abzulenken, ſoll 
ein Strafverfahren gegen den Abg. Moritz durch⸗ 
geführt werden. Wir ſind der Ueberzeugung, daß 
es zu einer Anklageerhebung gegen den Abg. 
Moritz wohl kaum kommen kann, weil eben kein 
ſtrafbares Delikt vorliegt. Wir können der Auf⸗ 
hebung der Immunität, die in dieſem Falle eine 
auf Denunziation beruhende, ausgeſprochen poli— 
tiſche Schikane iſt, nicht zuſtimmen. 

Wir überlaſſen es der nationalſozialiſtiſchen 
Mehrheit, ob ſie ſich durch Aufhebung der Immu⸗ 
nität in der Oeffentlichkeit lächerlich machen will. 
Die Nationalſozialiſten würden mit der Aufhebung 
der Immunität des Abg. Moritz und der Durchfüh— 
rung eines Prozeſſes eine uns durchaus nicht uns 
willkommene Gelegenheit geben, einmal durch einen 
Richter nachprüfen zu laſſen, ob die im Volfstags- 
handbuch abgedruckte und abgeänderte Hausord— 
nung ohne Datum mit der Verfaſſung überein- 
ſtimmt, und ſeit wann ſie eigentlich in Kraft ge⸗ 
treten ſein ſoll. Es würde dann auch Gelegenheit 
ſein, in öffentlicher Gerichtsverhandlung alle im 
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Volkstag gegen die Oppoſitionsfraktionen 
wandten Methoden zu erörtern, die darauf hinaus⸗ 
laufen, den Fraktionen die Benutzung der Einrich⸗ 
tungen des Volkstages zu entziehen und die Abge— 
ordneten an der Ausübung ihres Amtes zu be— 
hindern. 

Präſident: 
Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir wer⸗ 
den nach wie vor gegen die Aufhebung der Immu⸗ 
nität ſtimmen. Wir können nicht die Auffaſſung 
des Herrn Abg. Steinbrück teilen, daß man Ge— 
legenheit geben ſoll, die Frage durch das Gericht 
nachprüfen zu laſſen. Wir haben bereits erfahren, 
daß, wenn es beſtimmten Herren nicht paßt, ſie 
dieſe Nachprüfung auch verhindern können. Aber 
mit der Zuſtimmung zur Aufhebung der Immuni⸗ 
tät, wenn es ſich um politiſche Fälle handelt, 
ſchafft man den Grundſatz, daß ein Abgeordneter, 
der ſich ſeinem Gewiſſen verpflichtet fühlt und 
gegen beſtimmte Maßnahmen oder gegen eine 
beſtimmte Regierung zu ſtehen gezwungen iſt, 
wegen irgendeiner geringfügigen Sache ſtrafrecht— 
lich verfolgt und verurteilt werden kann. Deshalb 
ſtehen wir zu dem Grundſatz der Verfaſſung und 
der Abgeordnetenimmunität, daß den Abgeordne— 
ten ihre politiſche Tätigkeit geſichert werden muß, 
damit ſie nicht der Rache der jeweiligen Mehrheit 
des Volkstages bezw. der Machthaber ausgeliefert 
werden ſollen. (Lachen rechts. — Und in Ruß⸗ 
land? bei den Nationalſozialiſten.) Sie haben 
doch eine Verfaſſung und keine ruſſiſchen Zuſtände, 
wie Sie ſelbſt ſagen! 

Präſident: Sie haben nicht mehr das Wort, 
Herr Abg. Plenikowſki. Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über 
den Abſatz a) des Punktes 3 der Tagesordnung, 
Druckſache Nr. 23. Wer dem Antrag des Aelteſten⸗ 
ausſchuſſes, die Strafverfolgung und Urteilsvoll- 
ſtreckung gegen den Abg. Weiſe zu genehmigen, zu- 
ſtimmt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit. Der Antrag iſt angenommen. Ich laſſe 
über den Abſatz b) des Punktes 3 der Tagesord— 
nung abſtimmen. Wer dem Antrag des Aelteſten— 
ausſchuſſes in Druckſache Nr. 24 zuſtimmt, daß der 
Strafverfolgung und Urteilsvollſtreckung gegen 
die Abg. Gamm, Weiſe und Formell ſtattgegeben 
werden ſoll, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, der Ausſchußantrag in Druckſache Nr. 
24 iſt damit angenommen. Ich laſſe abſtimmen 
über Abſatz e) des Punktes 3 der heutigen Tages⸗ 
ordnung. Wer dem Antrag des Aelteſtenausſchuſſes 
in Druckſache Nr. 25 zuſtimmt, daß der Strafver- 
folgung und Urteilsvollſtreckung gegen den Abg. 
Moritz ſtattgegeben wird, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Mehrheit. (Zwiſchenrufe.) Der Aus⸗ 
ſchußantrag in Druckſache Nr. 25 iſt hiermit ange⸗ 
nommen. 7 

Ich rufe den Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erſte und zweite Beratung des Vertrages 

zwiſchen der Freien Stadt Danzig nud der 

Republik Polen über Sozialverſicherung. 
Druckſache Nr. 14. Nach Rückſprache mit dem Ael⸗ 
teſtenausſchuß ſchlage ich vor, daß für ſämtliche drei 
Leſungen die Geſamtrededauer für ſämtliche Frak⸗ 
tionen auf zuſammen eine halbe Stunde feſtgeſetzt 


Das Wort hat der Herr Abg. 
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(Präſident) 
wird. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſ⸗ 
ſen. Das Wort hat der Herr Abg. Andres. 
Andres, Abgeordneter (N. S. D. A. P.): Der dem 
Volkstag zur Zuſtimmung vorgelegte Vertrag mit 
der Republik Polen über Sozialverſicherung ent⸗ 
ſpricht mit ſeinem Inhalt an ſich dem Beſtreben 
einer verſtändnisvollen Zuſammenarbeit der bei— 
den Staaten zum Nutzen der beiderſeitigen Staats- 
angehörigen. Er bezweckt, die Durchführung der 
Sozialverſicherung im Verhältnis zwiſchen der 
Freien Stadt Danzig und der Republik Polen all- 
gemein nach den Grundſätzen der Gegenſeitigkeit zu 
ſichern. Er würde den Verſicherten beider Staaten 
weſentliche Vorteile gegenüber dem bisherigen Zus 
ſtand bringen, da eine unterſchiedliche Behandlung 
unter dem Geſichtspunkt der fremden Staatsange— 
hörigkeit und des Wohnſitzes im Ausland wegfal— 
len würde und eine Berückſichtigung der Verſiche— 
rungszeiten im anderen Staate erfolgen und jomit 
eine Doppelverſicherung zur Aufrechterhaltung der 


Anſprüche entbehrlich werden würde. Der Vertrag 


iſt alſo vom Standpunkt der Verſicherten zweifel— 
los zu begrüßen. Trotzdem werden wir — jeden— 
falls im jetzigen Zeitpunkt — unſere Zuſtimmung 
verſagen. Zunächſt weiſen wir darauf hin, daß die 
Freie Stadt Danzig eine ungleich höhere Belaſtung 
treffen würde als Polen, die aus der ſtark verſchie— 
denen Größe der Länder und ihrer Bevölkerungs— 
ziffer wie auch der verhältnismäßig viel größeren 
Anzahl polniſcher Staatsangehöriger als Ber: 
ſicherte der polniſchen und Danziger Sozialverſiche— 
rung und aus den an ſich höheren Leiſtungen der 
Danziger Sozialverſicherung folgt. Doch würde für 
unſere Stellungnahme dieſer Mangel einer tatſäch⸗ 
lichen Gegenſeitigkeit auch in der Belaſtung der 
beiden Staaten nicht ausſchlaggebend ſein. Ent⸗ 
ſcheidend aber iſt folgendes: 

Die Erweiterung der Rechte der beiderſeitigen 
Verſicherten bringt naturgemäß den Verſicherungs— 
trägern und auch dem Staate eine entſprechende 
Mehrbelaſtung. Eine genaue Berechnung iſt mans 
gels vorliegender Erfahrungen, Statiſtiken und 
ſonſtiger Unterlagen zwar nicht möglich, doch wird 
die finanzielle Auswirkung des Vertrages ſowohl 
für die Danziger Verſicherungsträger als auch für 
die Staatskaſſe bedeutend ſein, zur Zeit ſchon in 
Hunderttauſende von Gulden gehen und ſich durch 
weiteren Zugang von berechtigten Verſicherten zu— 
künftig noch ſteigern. Bei den großen Schwierigkei— 
ten, die zur Zeit vorliegen, wird der Danziger 
Wirtſchaft, die doch die Sozialverſicherung zu 
finanzieren hat, eine neue große Mehrbelaſtung 
unmöglich auferlegt werden können. Es erſcheint 
überdies ausgeſchloſſen, in einer Zeit, in der der 
Danziger Bevölkerung Sparmaßnahmen auferlegt 
werden müſſen in einem Umfange, wie ſie bisher 
noch nie in Frage gekommen ſind, die aber durch 
das Geſetz der harten Not diktiert werden, anderer— 
ſeits neue Verbeſſerungen und damit Mehraus⸗ 
gaben von erheblicher Bedeutung zu übernehmen. 
Wenn auf allen Gebieten derartige Notmaß— 
nahmen ergriffen werden müſſen, die in das 
Leben jedes einzelnen Staatsbürgers eingreifen 
werden, wenn ein großer Abbau in der Ver— 
waltung zwingend wird, wenn großen Teilen 
der Danziger Bevölkerung zugemutet werden muß, 
außerhalb der Danziger Landesgrenzen ihre wirt— 


ſchaftliche Exiſtenz zu finden, wenn auch auf kul⸗ 
turellem Gebiete vor unerbittlichen Sparſamkeits⸗ 
zugriffen nicht halt gemacht werden kann, ſo kann 
nicht in einer ſolchen Zeit des allgemeinen Abbaus 
ſchärfſter Art auf einem Sondergebiet ein Auf- und 
Ausbau zugelaſſen werden. 

So wünſchenswert und erfreulich der Abſchluß 
dieſes Vertrages auch aus den verſchiedenſten 
Gründen ſein mag, ſind wir bei den obwaltenden 
und kurz dargelegten Umſtänden zur Zeit nicht in 
der Lage, ihm unſere Zuſtimmung zu geben. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Damit iſt 
die erſte Leſung des Punktes 4 der Tagesordnung 
beendet. Ich rufe die zweite Leſung des Vertrages 
in Druckſache Nr. 14 auf. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer die⸗ 
ſem Vertrag in zweiter Leſung zuſtimmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Niemand, der Vertrag 
einſchließlich Ueberſchrift iſt damit abgelehnt. Da 
er auch in zweiter Leſung abgelehnt iſt, iſt er nach 
§ 26 Abſatz 3 der Geſchäftsordnung überhaupt er⸗ 
ledigt. Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesord⸗ 
nung: 

Abgabe einer Regierungserklärung. 
Das Wort hat der Herr Präſident des Senats. 

Greiſer, Präſident des Senats: Seit meiner 
letzten Regierungserklärung ſind einige Wochen 
ins Land gegangen, in welchen der Volkstag ſich 
vertagt hat, um ſeine wohlverdienten Ferien zu 
genießen. Dieſe Wochen hat der Senat dazu aus⸗ 
genutzt, um einen großen Teil des Sparpro— 
gramms, welches durch mich angekündigt worden 
iſt, zu verwirklichen bezw. um die erforderlichen 
Vorarbeiten zu leiſten, die notwendig geweſen 
ind, um den von uns gewünſchten Zuſtand er⸗ 
reichen zu können. 

Um den vorgeſchriebenen Formen des parla= 
mentariſchen Lebens der Freien Stadt Danzig 
einerſeits nachzukommen, um aber insbeſondere 
andererſeits der Bevölkerung über alle Geſcheh— 
niſſe und Maßnahmen die notwendige und richtige 
Aufklärung geben zu können, benutze ich erneut die 
Gelegenheit, von der Bühne des Parlaments zur 
geſamten Danziger Bevölkerung zu ſprechen. 

Ich habe in meinen letzten öffentlichen Erklä— 
rungen den Standpunkt vertreten, daß eine Re— 
gierung, wenn ſie die Freie Stadt Danzig durch 
die mannigfachen Klippen und Gefahren der 
jetzigen Zeit hindurchſteuern will, ihr Handeln 
nicht abhängig machen darf von Popularität, ſon⸗ 
dern daß ſie ſich deſſen bewußt ſein muß, unpopu⸗ 
läre Maßnahmen in ihrer Durchführung als not— 
wendig zu betrachten. Wenn ich mich in meiner 
erſten Regierungserklärung als Präſident des Se— 
nats vom November v. Is. auf den Standpunkt 
ſtellte, daß ich mir klar darüber bin, das Ruder 
Danzigs in der ſchwerſten Zeit in die Hand zu 
nehmen, ſo beweiſt die bis jetzt abgelaufene Ge— 
ſchichte in dieſem kurzen Zeitraum, daß mein Ge— 
fühl und meine Vorahnung mich nicht betrogen 
haben. Wenn ich in der Zwiſchenzeit die Rettung 
Danzigs mit dem Appell an die Unpopularität 
propagierte, ſo beweiſen insbeſondere die letzten 

onate, daß die Regierung in ihrer Geſamtheit 
dieſen Mut zur Unpopularität aufgebracht hat 
und ſich vor nichts fürchtet, den einmal beſchritte— 
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(Greifer, Präſident des Senats) 
nen und als richtig erkannten Weg in allen Kon⸗ 
ſequenzen weiterzugehen. 

Eine Regierung, die als der entſcheidende 
Faktor im öffentlichen Leben anerkannt werden 
will, muß neben der entſcheidenden Entſchlußkraft 
auch die Konſequenz in der Linienführung be⸗ 
ſitzen. In der Aufrechterhaltung dieſer Konſe⸗ 
quenz muß ſie damit rechnen, auf dieſem Wege 
angegriffen zu werden. Es wäre verfehlt, wollte 
man die Tatſache verkennen, daß genügend An⸗ 
griffsflächen vorhanden ſind. Jedoch beſteht ein 
großer Unterſchied darin, ob dieſe Angriffsflächen 
groß genug ſind, um den Spielraum einer ſach⸗ 
lichen Kritik an Geſchehen und Abſicht zuzulaſſen 
oder aber ob die Angriffsflächen abſeits von allen 
ſachlichen Argumenten ihre Daſeinsberechtigung 
nur aufbauen auf der zwar vorhandenen, aber 
dem größten Teile der Danziger Bevölkerung 
weſensfremden Verfaſſung. Das zweite Moment 
ſcheint mir die hervorſtechendſte Waffe unſerer 
Gegner zu ſein, mit welcher nach allen Seiten 
hin und in allen Spielarten operiert wird. So 
gilt es für mich auch als feſtſtehende Tatſache, daß 
nicht ſachliche Gründe, ſondern rein demagogiſche 
vorherrſchend geweſen ſind für die Einbringung 
des Auflöſungsantrages und daß nicht der ehrliche 
Wille vorhanden iſt, eine neue Regierung zu bil⸗ 
den, ſondern lediglich alle Regiſter parlamentari⸗ 
ſcher und verfaſſungsmäßiger Möglichkeiten zu 
ziehen, um aus rein partei-egoiſtiſchen Gründen 
der Nationalſozialiſtiſchen Regierung in ihrem 
ſchweren Kampfe Schaden zuzufügen. Wie ſtellt 
man ſich denn eine ſolche neue Regierung über⸗ 
haupt vor? Sollen wir Danzig vielleicht dem 
Schickſal preisgeben, von einer Koalition eine Zeit⸗ 
lang regiert zu werden, welche durch Repräſentanz 
vielleicht des Herrn Weiſe als Präſidenten des 
Senats (Lachen rechts) und Herrn Plenikowſfki als 
Innenſenator Danzigs Aufſtieg verbürgt? (Sehr 
gut! rechts.) Wir vermögen in der Zufammenfaj- 
jung der in einer ſolchen Koalitionsgemeinſchaft 
ſich auswirkenden Kräfte nicht die Grundlage für 
die Sicherung der Exiſtenz der Freien Stadt Dan⸗ 
zig zu ſehen. In dem großen Ringen um die Frei⸗ 
heit eines Volkes ſind die entſcheidenden Handlun⸗ 
gen noch niemals aus einem Parlament heraus ge⸗ 
boren worden, ſondern immer noch haben Männer 
die Geſchichte gemacht, die bereit waren, mutig und 
entſchloſſen einen geraden Weg zur goldenen Frei: 
heit unter Entbehrungen und Opfern zu gehen. 
Ein Konglomerat von ewig⸗geſtriger Ueberheblich⸗ 
keit zuſammen mit Politikern, die den Deckmantel 
der Religion zum Ausgleich mangelnder völkiſcher 
Kräfte vorſchieben (Zuſtimmung rechts) und in der 
Bundesgenoſſenſchaft von Gottesleugnern und Ge— 
ſellen, die ihr Vaterland nicht kennen wollen, das 
Deutſchland heißt, bis hinüber zu den bolſchewiſti⸗ 
ſchen Zerſtörern jeder deutſchen Geſittungsart und 
Religionsauffaſſung, iſt uns wahrhaftig nicht gut 
genug, um auf das deutſche Danzig losgelaſſen zu 
werden. (Beifall rechts.) Ein ſolches Gremium hat 
nur eins gemeinjam, was fie über Klaſſen- und 
Standes- und Religionsunterſchiede verbindet, das 
iſt ihr gemeinſamer Haß gegen das Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Deutſchland. (Sehr richtig! rechts.) Und 
gerade das legt uns die Verpflichtung auf, mit 
Argusaugen darüber zu wachen, aus Danzig kein 
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ſpiel gegen Adolf Hitler, den Führer des geſamten 


Deutſchen Volkes, werden zu laſſen. (Händeklatſchen 
und Beifall rechts.) 

Nachdem dieſer erſte parlamentariſche Angriff 
im Volkstage ſelbſt verdientermaßen in der Ver⸗ 
ſenkung verſchwunden iſt, bin ich mir darüber im 
klaren, daß wir mit einer weiteren Ausnutzung der 
von der Verfaſſung in großzügigſter Weiſe zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Mittel zur Bekämpfung der na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Regierung werden rechnen 
müſſen. Ich ſehe allen dieſen Plänen mit einer ab- 
ſolut ſtoiſchen Ruhe entgegen und meinen politi⸗ 
ſchen Gegnern dabei feſt in die Augen. Ich bin mir 
der Verantwortung bewußt, wenn ich Ihnen meine 
Herren von der Oppoſition, erkläre, daß, ſolange 
ich Präſident des Senats bin, es keinem von 
Ihnen, auch wenn Sie alle verfügbaren Regiſter 
ziehen, gelingen wird, dieſe Regierung zum Sturz 
zu bringen. (Lebhafter Beifall rechts.) Niemals 
mehr wird der Nationalſozialismus in Danzig 
durch andere Parteien von der politiſchen Macht 
abgelöſt werden. Sie haben halt vor 2½ Jahren den 
politiſchen Rechenfehler, um nicht zu ſagen Dumm⸗ 
heit gemacht, dieſen Volkstag von ſelbſt aufzulöſen, 
um uns an die Macht zu laſſen in der Hoffnung, 
nach alter Gewohnheit die Finger im Spiele zu be⸗ 
halten. Da ich ja jahrelang als politiſcher Willens— 
träger einer die frühere Regierung ſtützenden Par⸗ 
tei durch Ihre eigene Schule gegangen bin, wer⸗ 
den Sie von mir füglich nicht erwarten können, daß 
ich heute dieſelben Fehler begehe, wie Sie dereinſt. 
Daß wir als Nationalſozialiſten aus anderem Holz 
geſchnitzt ſind, als Sie alle zuſammen, (Sehr rich: 
tig! rechts.) können Sie ſchon daraus ermeſſen, daß 
wir es innerhalb kurzer Zeit fertig gebracht haben, 
Sie zu ſtürzen, ohne die Verfaſſung und den Hohen 
Kommiſſar und die Möglichkeiten einer Wahlan⸗ 
fechtung uſw. uſw. in Anſpruch zu nehmen (Sehr 
richtig!). Nationalſozialiſten geben die einmal er⸗ 
rungene Machtpoſition nicht auf und das iſt der 
unerſchütterliche Felsblock, gegen den Sie unter 
Ausnutzung aller parlamentariſchen und verfaj- 
ungsmäßigen Mittel weiterhin anrennen können 
und an dem Sie ſich, ſo wahr ich hier heute vor 
Ihnen ſtehe, eines Tages den Schädel einrennen 
werden. (Lebhafter Beifall rechts. — Soweit ſie 
einen Schädel haben! bei den Nationalſozialiſten.) 

Zur Frage der Etats habe ich bereits von dieſer 
Stelle aus erklärt, daß die Regierung dem Volks⸗ 
tag den Etat für 1935 ſo bald als möglich vorlegen 


wird. (Bald vorbei! links.) Ich habe auch ſchon auf 


die Schwierigkeiten hingewieſen, welche dem 
Wunſche der Regierung, die Etats ſo ſchnell wie 
möglich vorzulegen, noch entgegenſtehen. In der 
Hauptſache ſind dies die von der Regierung zum 
Ausgleich des Haushalts ins Auge gefaßten und in 
Durchführung begriffenen Sparmaßnahmen und 
Einſchränkungen in einem bisher noch nie gekann⸗ 
ten und für möglich gehaltenen Umfang. Dieſe 
Sparmaßnahmen bewegen ſich nicht nur auf den 
großen Gebieten der Verwaltung, ſondern fie er⸗ 
ſtrecken ſich bis in die kleinſten Einzelheiten hinein. 
Jeder einzelne Poſten des Etats wird in mühe⸗ 
voller Kleinarbeit daraufhin genau nachgeprüft, 
ob überhaupt und wenn ja, dann welche Einſpa⸗ 
rungen noch gemacht werden können. In den per⸗ 
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ſonellen Spalten des Staatshaushalts wird pein⸗ 
lich genau mit der Lupe nachgeprüft, welche Stelle 
eventuell ganz fortfallen und welche eventuell 
durch einen Beamten mit niedrigeren Bezügen 
ausgefüllt werden kann. Es liegt klar auf der 
Hand, daß dieſe große Arbeit auch bei Anſpannung 
aller zur Verfügung ſtehenden Kräfte einer ges 
wiſſen Zeit zur Durchführung bedarf. Weiterhin 
müſſen die Auswirkungen der Maßnahmen bezüg⸗ 
lich des Beamtenabbaus und der Penſionäre ſowie 
die gewünſchten und noch in Durchführung begrif- 
fenen Organiſationsveränderungen genau be— 
rechnet werden. 


Genau ſo rückſichtslos offen, wie es die Regie⸗ 
rung auf anderen Gebieten geweſen iſt, wird ſie 
auch in ihrer Haushaltsgebarung offen ſein. So⸗ 
bald die Auswirkungen der derzeitigen Maßnah⸗ 
men einigermaßen zu überſehen ſind, wird der 
Etat in allen ſeinen Einzelheiten dem Volkstag 
vorgelegt werden. Ich kann in dieſer Beziehung 
wohl auch heute ſchon betonen, daß dieſer Etat ſo 
ausgeglichen ſein wird, wie bisher noch bei keiner 
anderen Regierung. 

Nachdem bei den perſonellen und auch bei den 
Sachausgaben mit rückſichtsloſer Sparſamkeit bis 
an die Grenze des Möglichen Abſtriche gemacht 
worden ſind, konnte an die Realiſierung der von 
der Regierung vorgeſehenen Maßnahmen bezüg⸗ 
lich eines Teils der Danziger Beamtenſchaft und 
der Penſionäre gegangen werden. Die Ueberfüh⸗ 
rung der etatsmäßig freigewordenen Beamten und 
Lehrer iſt im Gange. Es iſt mit Sicherheit da⸗ 
mit zu rechnen, daß dieſe Aktion den gewünſchten 
Erfolg haben wird. 


Die Rückwanderung der Penſionäre nach 
Deutſchland macht gute Fortſchritte. Anfänglich 
beſtand wohl für den Gedanken des Fortzuges 
wenig Neigung. Es war dies zum Teil auf die 
von der Oppoſition in dieſen Kreiſen getriebene 
Propaganda zurückzuführen. Um ſo erfreulicher 
iſt es, daß zahlreiche Verſorgungsberechtigte den 
Weg ins Reich zurückgehen. Die Schwere dieſes 
Schrittes wird nicht nur von uns, ſondern auch 
von den in Frage kommenden deutſchen Neichs- 
ſtellen beſonders anerkannt. Es verdient hervor⸗ 
gehoben zu werden, daß gerade diejenigen, die 
höhere Penſionsbezüge haben, mit gutem Beiſpiel 
vorangehen. 

Der Senat hat von ſich aus alles nur Mögliche 
getan, um eine Erleichterung dieſes ſchweren 
Schrittes herbeizuführen. Es werden durchaus 
angemeſſene Umzugsbeihilfen neben der freien 
Fahrt zur Wohnungsſuche und zum Umzug ſelber 
gewährt. Durch Verhandlungen mit den Danzi⸗ 
ger Spediteuren iſt eine Herabſetzung der Spedi⸗ 
tionskoſten unter dem gewöhnlichen Tarif und 
eine Uebernahme der Geſamtabrechnung mit den 
Spediteuren durch den Senat erreicht worden. Be⸗ 
züglich der langfriſtig bindenden Mietsverträge 
ſind geſetzliche Erleichterungen geſchaffen worden 
und bezüglich der Mitnahme von Geld und Geld— 
werten find Beſtimmungen in Kraft geſetzt wor— 
den, die jedem Verſorgungsberechtigten den denk— 
bar weiteſten Spielraum ſeiner Verfügungsgewalt 
überlaſſen. In einem vom Senat herausgegebe- 
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nen Merkblatt vom 15. Auguſt ſind all dieſe Er⸗ 
leichterungen aufgeführt. 

Die mit einigen reichsdeutſchen Stellen getrof⸗ 
fenen Verabredungen bezüglich der Einſtellung 
von Danziger Arbeitskräften haben ſich bisher zu 
einem vollen Erfolge ausgewirkt. Es konnten in 
den letzten Wochen ca. 6600 Danziger Arbeits⸗ 
kräfte in Deutſchland in Arbeit und Brot geſchickt 
werden. Hierunter befinden ſich 1400 Landhelfer 
und 5 200 Vollarbeiter. Die Entlaſtung des Dans 
ziger Arbeitsmarktes hat dazu geführt, daß nun⸗ 
mehr noch bis heute nur 13 600 Arbeitsloſe unter⸗ 
ſtützungsberechtigt gemeldet ſind. Zieht man hier⸗ 
von noch die Zahl der dauernd Arbeitsunfähigen 
ab, die auch in ganz normalen Zeiten keine Arbeit 
verrichten können und die mit 3 200 nicht zu hoch 
veranſchlagt iſt, ſo ſind arbeitsfähige Erwerbsloſe 
heute nur noch rund 10 400 vorhanden. Auch 
dieſe Tatſache hat des öfteren Anlaß zu Anfragen, 
Beſchwerden und unrichtiger Berichterſtattung in 
der Oppoſitionspreſſe gegeben. Es iſt bezeichnend, 
daß die Auszüge von angeblichen Briefen Danzi⸗ 
ger Arbeiter aus dem Reich in der Volksſtimme 
ohne Datum, ohne Abgangsort und ohne Namens- 
nennung erfolgt ſind. (Abg. Moritz: Das werden 
Sie doch verſtehen!) Ich behalte mir vor, eine 
ſolche Berichterſtattung durch Stichproben auf 
ihre Richtigkeit hin nachprüfen zu laſſen. Im übri⸗ 
gen gebe ich gerne zu, daß von den vielen tauſend 
Arbeitsloſen, die in der Zwiſchenzeit nach Deutſch⸗ 
land vermittelt werden konnten, nicht alle hundert⸗ 
prozentig befriedigt ſein werden. Auch hier han⸗ 
dele ich als Nationalſozialiſt: Es kommt nicht dar⸗ 
auf an, jedem Einzelnen die feiner Geſchmacks⸗ 
richtung paſſende Wurſt zu braten, ſondern es ſteht 
die Frage zur Debatte, wie man Danzig in ſeiner 
Geſamtheit helfen kann. (Sehr richtig!) Bei der 
Beantwortung dieſer Frage iſt es auch nach natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Grundſätzen abſolut notwendig, 
daß der Einzelne ſich nach der Decke ſtreckt und dem 
Wohle der Geſamtheit unterzuordnen hat. 

Im übrigen kann ich mit gutem Gewiſſen in 
aller Oeffentlichkeit die Behauptung aufitellen, 
daß mindeſtens 95 bis 98 Prozent der Deutſchland⸗ 
fahrer glücklich ſind über die ihnen teilweiſe nach 
jahrelanger Erwerbsloſigkeit nunmehr zugewieſene 
Arbeit. (Sehr richtig! rechts.) Die getroffenen Ab⸗ 
machungen bezüglich der Sicherſtellung des Lohnes 
für die in Danzig zurückgebliebenen Familien 
funktionieren auch und in Fällen von unſozialen 
Härten hat das Wohlfahrtsamt in wohlwollend⸗ 
ſter Berückſichtigung der gegebenen Tatſachen 
immer helfend eingegriffen. 

Die Danziger Wirtſchaft leidet in ihrer Ge- 
ſamtheit noch unter den geradezu kataſtrophalen 
Auswirkungen der polniſchen Zollverordnung. Es 
wird ſchwer ſein, ſich von dieſem vernichtenden 
Schlage Polens langſam zu erholen. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändliche Pflicht der Danziger Regierung, eine 
vollſtändige Erholung anzuſtreben. Beſonders 
ſchwer haben in dieſer Beziehung die Wirtſchafts⸗ 
zweige, welche mit dem Hafen zu tun haben, ge⸗ 
litten. Aber auch die Danziger Induſtrie und der 
Großhandel ſind hart betroffen worden. Daß ſolche 
Maßnahmen letzten Endes auch wieder die Ren⸗ 
tabilität der Landwirtſchaft gefährden und zu 
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(A) einer weiteren Schwächung der geſamten Konſum⸗ 


kraft führen müſſen, liegt klar auf der Hand. Es 
wird in den jetzigen und kommenden Verhandlun— 
gen notwendig ſein, gerade auf dieſem Gebiete das 
durch die polniſchen Maßnahmen Verlorene wieder 
einzuholen. N 
Die Währungslage Danzigs hat ſich ſeit Ein⸗ 
führung der Mitte Juni verfügten Kontrolle des 
ausländiſchen Zahlungsverkehrs aus eigener Kraft 
günſtig entwickelt. Dieſe Kontrolle erſtreckt ſich 
heute auf Grund der Verordnung vom 17. Juli 
nur noch auf eine Bewirtſchaftung des Guldens. 
Die Währungsreſerven der Bank von Danzig ſind 
ſeit dem 15. Juli bis heute von 1715 Millionen 
Gulden auf 27½ Millionen Gulden angeſtiegen. 
Das bedeutet alſo eine Zunahme der Währungs- 
reſerven um 10 Millionen Gulden. Dementjpre: 
chend ſtieg die Gold- und Deviſendeckung des No— 
tenumlaufs und der ſonſtigen Sichtverpflichtungen 
der Bank von Danzig von 55½ auf 73 Prozent. 
Außerdem war die Bank von Danzig in der Lage, 
während dieſer ganzen Zeit Bardeviſen gegen 
Danziger Gulden in Höhe von rund 19½ Milli⸗ 


onen Gulden zuzuteilen, wovon allein 15½ Milli⸗ 


onen Zloty nach Polen gefloſſen ſind. In dieſem 
Geſamtbetrage ſind faſt 6 Millionen Zloty für 
die Bezahlung von alten Warenforderungen ſei— 
tens der Republik Polen enthalten. Das ſind die⸗ 
jenigen Forderungen, welche in der polniſchen 
Preſſe immer als ſogenannte eingefrorene Forde— 
rungen hingeſtellt worden ſind. Allein für den 
Bezug von Nahrungsmitteln, Kohlen, Benzin, 


() Mineralöl und Textilwaren aus Polen wurden 


9½ Millionen Gulden an Deviſen aufgebracht. 
Außerdem ſind ſämtliche in Danzig angefallenen 
Zolleinnahmen reſtlos in polniſche Währung 
transferiert worden. Weiterhin ſtelle ich ausdrück— 
lich feſt, daß der geſamte Dienſt der Auslands- 
anleihen für Zinſen und Tilgung reſtlos aufrecht 
erhalten worden iſt, wofür allein in der genannten 
Zeit 2,7 Millionen Gulden transferiert wurden. 


Wenn in der polniſchen Preſſe noch immer die 
Behauptung aufgeſtellt wird, daß heute noch Polen 
eingefrorene Forderungen gegenüber Danzig hätte, 
die in die Dutzende von Millionen gehen, ſo muß 
dieſes auf das Entſchiedenſte zurückgewieſen wer— 
den. Tatſächlich kann es ſich höchſtens nur noch um 
relativ kleinere Summen handeln, deren Bezah— 
lung, ſelbſt wenn es noch einige Millionen Zloty 
ſein ſollten, nichts im Wege ſteht. Man darf aber 
bei dieſer Gelegenheit nicht vergeſſen, daß umge— 
kehrt Danzig auch gegenüber Polen aus Waren— 
lieferungen laufende Forderungen hat, die weit 
in die Millionen gehen und daß Danzig heute noch 
ſeit Jahren eingefrorene Forderungen aus Liefe⸗ 
rungen von induſtriellen und ſonſtigen Erzeug⸗ 
niſſen hat, die ſicherlich mehr als 5 Millionen Zloty 
betragen. Es iſt daher nicht mehr als recht und 
billig, wenn wir in Kenntnis dieſer Tatſachen die 
Forderung erheben, daß Polen, welches ja keine 
währungspolitiſchen Schwierigkeiten kennt und 
demzufolge auch keine Deviſenbewirtſchaftung hat, 
ſich endlich einmal anſchickt, die eingefrorenen For⸗ 
derungen Danzigs allmählich abzudecken. (Sehr 
richtig!) Dazu kommt, daß Polen mit großen Tei⸗ 
len ſeiner vertraglichen Pflichten, welche es gegen— 
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über hieſigen großen Induſtrieunternehmungen (0) 


übernommen hat, jo ſtark im Rückſtande ſich be= 
findet, daß dieſe Tatſache einen fühlbaren Druck 
auf Geſamtwirtſchaft und Arbeitsmarkt hinterläßt. 

Ich benutze nochmals die Gelegenheit, um mit 
allem Nachdruck und aller Beſtimmtheit zu erklä— 
ren, daß die Freie Stadt Danzig niemals irgend⸗ 
welche Rechte hinſichtlich der Selbſtändigkeit ſeiner 
Währung und der Selbſtändigkeit ſeiner Noten— 
bank preisgeben wird und daß wir Mittel und 
Wege finden werden, nicht nur unſere eigene Wäh—⸗ 
rung, von deren Beibehaltung die wirtſchaftliche 
Exiſtenz und Unabhängigkeit der Freien Stadt 
Danzig abhängt, zu behaupten, ſondern ſie auch 
wieder geſund zu machen. Jede Währung eines 
Landes kann in Ordnung gebracht werden, wenn 
die Bevölkerung des betreffenden Landes es nur 
will und bereit ijt, für die Geſundung und Auf— 
rechterhaltung ſeiner Währung wirtſchaftliche 
Opfer zu bringen. Ich zweifle keinen Augenblick 
daran, daß die Danziger Bevölkerung im Laufe 
der letzten Monate genau erkannt hat, worum es 
geht, und daß ſie auch begriffen hat, daß das wirt- 
ſchaftliche Wohlergehen der Freien Stadt Danzig 
von dem Vertrauen zur eigenen Währung und dem 
Willen zur Selbſtbehauptung abhängt. 

Wenn Polen ſich heute darüber beklagt, daß 
die Guldenbewirtſchaftung gewiſſe nachteilige Aus— 
wirkungen auf den Warenabſatz Polens nach Dan— 
zig hätte, deren Beſeitigung Gegenſtand der gegen— 
wärtigen Verhandlungen mit der polniſchen Re— 
gierung iſt, ſo muß darauf hingewieſen werden, 
daß Polen an dieſer Entwickelung ſelbſt Schuld hat. 
Durch den Bau des Hafens Gdingen und durch die 
vollkommen einſeitige Begünſtigung der wirtſchaft— 
lichen Aufwärtsentwickelung dieſes Hafens muß— 
ten zwangsläufig wichtige Deviſeneinnahmen aus 
dem Danziger Hafen und Umſchlagsverkehr in 
Form von Umſchlagsgebühren zurückgehen, und da— 
durch die Zahlungsbilanz Danzigs ungünſtig be= 
einfluſſen. Nach den polniſchen Berechnungen be— 
trugen dieſe Deviſeneinnahmen im Jahre 1929 
noch 33 Millionen Zloty, im Jahre 1933 jedoch 
nur noch 17 Millionen Zloty. Eine Senkung der 
Lebenshaltung der Freien Stadt Danzig und eine 
verminderte Kaufkraft der Danziger Bevölkerung, 
namentlich aber auch für den Bezug polniſcher 
Waren, mußten die zwangsläufigen Folgen ſein. 
Polen hat es alſo ſelbſt in der Hand, durch die auf 
Grund von Verträgen der Freien Stadt Danzig 
zugeſicherte volle Ausnutzung des Danziger Hafens 
die Kaufkraft der Danziger Bevölkerung zu heben 
und damit uns die Möglichkeit zu geben, unſeren 
Warenbezug aus Polen wieder in dem früheren 
Umfange wiederherzuſtellen. (Sehr richtig!) Teil- 
weiſe kann man ſich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß in Polen Kräfte am Werk ſind, welche den 
Aufſtieg und die Blüte Gdingens mit dem Verluſt 
des für Polen außerordentlich wichtigen Abſatz— 
marktes Danzig bezahlen wollen und damit der 
geſamten pommerelliſchen Landwirtſchaft und der 
Lodzer und Oberſchleſiſchen Induſtrie, welche zu 
einem großen Teil nach Danzig liefert, einen 
ſchweren Schlag verſetzen. 

Durch den Erlaß der polniſchen Zollverordnung 
hatte es den Anſchein, als ob Polen auf die Be⸗ 
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nutzung des Danziger Hafens vollkommen verzich⸗ 
ten wollte. Sinn und Zweck der ganzen Abtren⸗ 
nung Danzigs vom deutſchen Mutterlande iſt es 
jedoch geweſen, der Republik Polen nicht nur die 
Benutzung, ſondern auch die Ausnutzung des Dan— 
ziger Hafens zu übertragen. Dieſer Sinn und 
Zweck iſt in Verträgen und Abmachungen, insbe— 
ſondere auch im Hafenabkommen, beſonders feſtge— 
legt. Dieſe Tatſache gibt nicht nur der Republik 
Polen gewiſſe Rechte, ſondern legt ihr auch in vie— 
ler Beziehung erhöhte Pflichten auf. Es wird 
Aufgabe der Danziger Unterhändler ſein müſſen, 
in den von Danziger Seite gewünſchten Verhand— 
lungen über das Hafenabkommen eine Baſis zu 
finden, welche dieſe Pflichten klar umreißt. 


Bereits in den Danziger Noten vom 2. und 
16. Juli, in denen um Aufhebung der inzwiſchen 
von Polen getroffenen Maßnahmen gebeten wor— 
den war, wurde darauf hingewieſen, daß mit einer 
gewiſſen Abſichtlichkeit von Polen das Vertrauen 
in den Danziger Hafen zerſtört und daß unter den 
Augen der polniſchen Regierung der Danziger Ha— 
fen und die Danziger Wirtſchaft fortlaufend ge— 
ſchädigt würden. Trotzdem der Senat mit ſeiner 
Verordnung vom 17. Juli, durch welche die Devi— 
ſenbewirtſchaftung mehr oder weniger aufgehoben 
und nur noch eine lokale Guldenbewirtſchaftung 
aufrecht erhalten wurde, den bis dahin von pol— 
niſcher Seite geäußerten Wünſchen vollkommen 
Rechnung getragen hatte, erfolgte doch jene über 
Nacht und Sonntag erlaſſene polniſche Zollverord— 
nung vom 18. Juli. Sowohl in der offiziellen 
Danziger Note als auch beſonders in meinen münd— 
lichen Ausſprachen mit den berufenen Vertretern 
der polniſchen Regierung iſt niemals ein Zweifel 
darüber gelaſſen worden, daß ein derartig von Po: 
len ausgeübter Druck politiſche Konſequenzen nach 
ſich ziehen müßte. Die verheerenden Folgen der 
Zollverordnung waren dem Senat von vornherein 
bewußt. Der formelle Proteſt und die Anweiſung 
an das Landeszollamt, dieſe polniſche Verordnung 
nicht auszuführen, waren die natürlichen Konſe— 
quenzen von Danziger Seite. Die Durchführung 
der polniſchen Zollverordnung brachte den Bruch 
einer ganzen Reihe von Verträgen und Abkommen, 
auf welchen ſich das wirtſchaftliche und politiſche 
Verhältnis Danzig-Polen aufbaut. 
geheuren auf der Bevölkerung und auf der Regie— 
rung laſtenden Druckes habe ich für Danzig immer 
wieder die Bereitwilligkeit zur Aufnahme ſofor— 
tiger Verhandlungen mit Polen betont. Eine 
größere Betonung der Verſtändigungsbereitſchaft 
konnte es meiner Meinung nach nicht geben. Erſt 
als der Druck der polniſchen Maßnahmen die wirt⸗ 
ſchaftliche Lebensader der Freien Stadt zu zerſtören 
drohte, habe ich mich über Paragraphen hinweg— 
geſetzt und von meinem der polniſchen Regierung 
gegenüber betonten Vorbehalt der Handlungsfrei⸗ 
heit Gebrauch gemacht und unter Zuſtimmung des 
Geſamtſenats die Anweiſung an die Landeszoll— 
verwaltung gegeben, lebenswichtige Waren nach 
Danzig zollfrei hereinzulaſſen. Wenn manche 
Kreiſe in einer ſolchen ſchweren Situation glaub— 
ten, das Schickſal der Freien Stadt Danzig würde 
hierdurch endgültig gelöſt werden, ſo möchte ich mit 
allem Nachdruck an dieſer Stelle auf die Gefahren 


Trotz des un⸗ 


63 


einer ſolchen Problematik aufmerkſam machen. 
Allerdings habe ich nichts dagegen und kann es 
ſehr wohl verſtehen, wenn gerade in ſolch kritiſchen 
Tagen das Gefühl und die Sympathie der Danzi— 
ger Bevölkerung ſich mehr demjenigen Volke zu— 
neigt, welchem es blutsmäßig und kulturell ver- 
bunden iſt als denjenigen Stellen gegenüber, die 
zum Schutze der Freien Stadt feierlich eingeſetzt 
und berufen ſind. 

Der Senat hat es begrüßt, daß auch in Polen 
die Vernunft geſiegt hat und in die von der Dan— 
ziger Regierung dargebotene Hand eingeſchlagen 
hat. Der von der polniſchen Regierung beauftragte 
Sonderbevollmächtigte fand bei mir ein warmes 
Echo in Bezug auf die Bereitwilligkeit einer Er— 
ledigung ſämtlicher Streitfragen in direkter ge— 
meinſamer Ausſprache. Es dürfte einzig daſtehen 
in der diplomatiſchen Geſchichte Danzig-Polen, daß 
in knapp 2 Tagen eine gemeinſame Plattform für 
alle im Vordergrund zur Erledigung ſtehenden 
Fragen gefunden wurde, welche im Protokoll vom 
8. Auguſt ihren Ausdruck findet. Die in dieſem 
Protokoll übernommene Verpflichtung, in Ber: 
handlungen einzutreten, iſt unterdeſſen dadurch 
realiſiert worden, daß die Danziger Unterhändler 
in Warſchau mit der polniſchen Delegation in Ein⸗ 
zelheiten des Verhandlungsproblems eingetreten 
ind. Am 12. Auguſt haben in Warſchau Verhand⸗ 
lungen begonnen, deren Ziel es iſt, entſprechend 
der Abrede vom 8. Auguſt die Auswirkungen der 
Guldenbewirtſchaftung auf den Tranſithandel und 
Verkehr ſowie auf die Wirtſchaftsbeziehungen 
zwiſchen Polen und Danzig zu beſeitigen. Dabei 
hat ſich erfreulicherweiſe die Uebereinſtimmung 
darüber ergeben, daß im Tranſithandel und im 
Tranſitverkehr der gegenwärtige Zuſtand befriedi— 
gend iſt. In den Wirtſchaftsbeziehungen zwiſchen 
Polen und Danzig erſtrebt die polniſche Regierung 
gewiſſe Aenderungen des heute beſtehenden Zu— 
ſtandes. Jedoch ſind dieſe ſchwerwiegenden Einzel— 
fragen von jo entſcheidender Bedeutung, daß hier— 
über nähere Erörterungen in Danzig ſtattfinden 
müſſen. Ausdrücklich möchte ich betonen, daß hier— 
bei die Guldenbewirtſchaftung ſelbſt nicht zur Diss 
kuſſion ſteht, da dieſe von der polniſchen Regierung 
für einige Zeit anerkannt worden iſt. In den Ver- 
handlungen wird es ſich lediglich darum drehen, 
ſich mit den Auswirkungen dieſer Guldenbewirt— 
ſchaftung in einer den Intereſſen beider Staaten 
Rechnung tragenden Weiſe auseinanderzuſetzen. 
Daß hierbei Danzig im großen und ganzen ſeinen 
Verpflichtungen nicht nur vertraglich, ſondern auch 
moraliſch nachgekommen iſt, habe ich bereits vor⸗ 
her, als ich die Währungslage der Freien Stadt 
erörterte, dargelegt. 

Es iſt mir eine angenehme Pflicht zu betonen, 
daß während dieſer ganzen Zeit eine enge Füh— 
lungnahme mit dem Herrn Hohen Kommiſſar des 
Völkerbundes beſtanden hat. 


Es würde jedoch keine erſchöpfende Behandlung 
der abgeſchloſſenen Danzig-polniſchen Periode ſein, 
wenn ich nicht noch auf eine Schwierigkeit aufmerk⸗ 
ſam machen würde. Leitende Staatsmänner der 
polniſchen Politik, insbeſondere Herr Außenmini⸗ 
ſter Beck perſönlich, haben mir wiederholt ver— 
ſichert, daß die Verſtändigungsbereitſchaft und der 
Wille zur Zuſammenarbeit mit Danzig ehrlich 
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Volkstag Danzig — 6. Sitzung. 


Montag, den 26. Auguſt 1935. 


ſeien. Ich kann dieſelbe Einſtellung von der Dan⸗ Für mich iſt das Urteil der höchſten Danziger Ge⸗ (O) 


ziger Regierung und mir gleichfalls in den Vorder⸗ 
grund unſeres politiſchen Wollens ſtellen. Ich bin 
auch der Meinung, daß ein ſolcher Wille der ver: 
antwortlichen politiſchen Führer beider Staaten 
die ſtärkſten Garantien für die Erfüllung dieſer 
Wünſche ſind. Jedoch geht es beim beſten Willen 
nicht an, daß andere Stellen von allen möglichen 
Seiten her ein ſolches ehrliches und anſtändiges 
Wollen zu torpedieren verſuchen. Ich kann von 
Danziger Seite aus mich gern auf den Standpunkt 
ſtellen, daß die Danziger Preſſe das Bemühen des 
Senats um ehrenvolle Verſtändigung gewürdigt 
und unterſtützt hat. Ich kann dieſe gleiche Ein— 
ſtellung und bewußte Beeinfluſſung der öffent— 
lichen Meinung jedoch leider nicht augenblicklich 
bei der polniſchen Preſſe feſtſtellen. Es iſt für mich 
unverſtändlich, daß eine führende polniſche Zeitung 
noch am 22. Auguſt, die ſich ſehr ſtark mit der 
nationalſozialiſtiſchen Politik Danzigs und mit 
meiner Perſon beſchäftigt, es wagen darf, zu ſchrei— 
ben, Danzig wäre zu einem Kanoſſagang gezwun⸗ 
gen worden und Danzig hätte von ſeiten Polens 
eins in die Zähne bekommen, ſo ſtark, daß ſie ſich 
bis zum Augenblick noch nicht im Gebrauchszuſtand 
befinden. Weiterhin ſtellt ſich ein Teil dieſer 
Preſſe auf den Standpunkt, daß es ein Unſinn ſei, 
von irgendeiner ſtaatlichen Selbſtändigkeit Danzigs 
zu ſprechen. Die innere Ruhe und die Stetigkeit der 
Entwicklung der Freien Stadt Danzig ſind zum 
großen Teil abhängig von dem Stadium des 
Danzig⸗polniſchen Verhältniſſes. In Danzig dürfte 
es keine Zeitung wagen, dieſe Stetigkeit durch eine 
unaufrichtige und dem ehrlichen Wollen der füh— 
renden Staatsmänner in den Rücken fallende Be— 
richterſtattung zu beeinträchtigen. Dieſelbe Autori- 
tät, die ich in Danzig zu Gunſten unſeres Verhält⸗ 
niſſes Polen gegenüber einzuſetzen jederzeit gewillt 
ſein werde, muß ich aber auch von meinem Ver— 
handlungs- und Vertragspartner verlangen kön— 
nen. Sollten die Berichterſtatter für eine derartige 
politiſche Brunnenvergiftung in der polniſchen 
Preſſe in Danzig zu finden ſein, ſo dürfte es meiner 
Meinung nach keine Belaſtung, ſondern eher eine 
Feſtigung des Danzig-polniſchen Verhältniſſes 
bedeuten, wenn man derartige Giftſchlangen als 
läſtige Ausländer über die Grenze abſchiebt. (Sehr 
gut! rechts.) Wir kennen dieſe Herren! 

Wir ſtehen wiederum vor einer neuen Tagung 
des Rates des Völkerbundes in Genf. Auf der vor— 
läufigen Tagesordnung ſtehen nur die 4 Petitio⸗ 
nen des Zentrums, der katholiſchen Pfarrer, der 
jüdiſchen Organiſationen und der Volksſtimme, 
welche bekanntlich die Verfaſſungsmäßigkeit eini— 
ger Geſetze und Verordnungen des Senats beſtrei— 
ten. Mit der Prüfung dieſer Fragen wurde vom 
Rat ein Juriſtenkomitee beauftragt. Das Gutach— 
ten dieſes Juriſtenkomitees iſt der Danziger Regie— 
rung bisher noch nicht bekannt. Soweit ich infor— 
miert worden bin, iſt es auch möglich, daß noch an— 
dere Sachen, wie z. B. die Entlaſſung zweier 
marxiſtiſcher Angeſtellter und mehrere Petitionen 
des Herrn Weiſe an den Hohen Kommiſſar auf die 
Tagesordnung der Ratsſitzung geſetzt werden. Be⸗ 
züglich der Beſchwerde der entlaſſenen Angeſtellten 
fühle ich mich vollkommen geſichert durch das von 
den Arbeitsgerichten der Freien Stadt Danzig in 
höchſter Inſtanz ergangene und beſtätigte Urteil. 


richtsinſtanz maßgebend und daher kann die Er: 
ledigung eines ſolchen Falles in Genf nur die Be⸗ 
deutung haben, daß die Freie Stadt Danzig eine 
poſitive oder negative Einſtellung zu einem ſolchen 
Danziger Gerichtsurteil zur Kenntnis nimmt. Es 
wird abgewartet werden müſſen, inwieweit die 
Arbeiten des Juriſtenkomitees bezüglich der Ver⸗ 
faſſungsbeſchwerden die Grundlage für den Bericht 
an den Rat abgeben werden. Auch in dieſer Ber 
ziehung möchte ich heute das gleiche betonen, wie 
ſchon immer bei der Behandlung dieſer ganzen 
Fragen, daß die nationalſozialiſtiſche Regierung 
Danzigs deshalb keine Angſt vor dieſen Auseinan⸗ 
derſetzungen in Genf hat, weil ſie in jeder Be— 
ziehung ein abſolut einwandfreies und reines Ge⸗ 
wiſſen hat. (Bravo!) Es iſt ſelbſtverſtändlich ſchwer 
für ein ſo kleines und an allen Gliedern gefeſſel— 
tes Staatsweſen wie Danzig, ſich vor dem Forum 
faſt aller Staaten der Welt durchzuſetzen. Dieſe 
Situation wird durch das Verhalten der Oppoſi⸗ 
tion in un verantwortlicher Weiſe ausgenutzt und 
verſchlechert. Trotzdem ſind auch hier immer wieder 
das gute Gewiſſen und die Wahrheit und Aufrich- 
tigkeit der Danziger Regierung die ſtärkſten Waffen 
und das Vertrauen zum Völkerbund iſt ſo groß, 
daß wir beſtimmt hoffen, daß dieſes Forum gerade 
bei den ſchwebenden großen politiſchen Fragen 
noch Zeit genug finden wird, bezüglich Danzigs 
wenigſtens eine Einigkeit zu finden. 

Danzig iſt in der angenehmen Lage, ſich auf 
einen ſo großen Beſchützer wie den Völkerbund 
jederzeit beziehen zu können, Danzig iſt aber auch 
weiterhin in der angenehmen Lage, ſich eine 
deutſche Stadt nennen zu können. Sorgen wir da⸗ 
für, daß das offizielle Danzig, Regierung und 
Staat, dieſe guten Beziehungen zum Völkerbund 
beibehalten und ſorgen wir dafür, daß Danzigs 
Bevölkerung ſeine guten Beziehungen zum deut— 
ſchen Volke beibehält, dann kann uns niemand 
daran hindern, trotz gegenwärtiger materieller 
Not die Zukunft doch als gut anzuſehen. 

Vom 30. Auguſt bis zum 2. September erhalten 
wir den offiziellen Beſuch eines deutſchen Kriegs— 
ſchiffes, (Bravo! rechts) einer der neueſten deut— 
ſchen Panzerkreuzer „Admiral Scheer“ kommt zu 
uns. Wir begrüßen in dieſem Schiff und ſeiner 
tauſendköpfigen Beſatzung nicht nur das deutſche 
Volk, ſondern insbeſondere auch die wiedererſtan— 
dene Wehrmacht und Kriegsmarine. Jeder Danzi— 
ger ſollte in jenen Tagen dieſes ſtolze deutſche 
Kriegsſchiff beſuchen, damit jenes Gefühl, welches 
bei manchem bisher vielleicht nur leiſes Bangen 
und Sehnen war, zur Gewißheit wird, daß der 
Führer und ſein Werk die Freiheit des deutſchen 
Volkes bedeuten, zu dem auch wir gehören. (Leb— 
hafter anhaltender Beifall und Händeklatſchen.) 

Präſident: Nach der Rückſprache im Aelteſten⸗ 
ausſchuß tritt jetzt vor Beſprechung der Regie— 
rungserklärung eine Pauſe von einer halben 
Stunde ein. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich werde alſo die Sitzung pünktlich 
3,6 Uhr wieder eröffnen. N 
(Unterbrechung der Sitzung 17 Uhr 15 Minuten.) 


Die Sitzung wird 17 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten Beyl wieder eröffnet. - 
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Volkstag Danzig — 6. Sitzung. Montag, den 26. Auguſt 1935. 


Präſident: Ich eröffne die weitere Tagung der 

6. Vollſitzung des Volkstages. Wir kommen zur 

Beſprechung der Regierungserklärung. 
Nach Rückſprache im Aelteſtenausſchuß habe ich für 
die Ausſprache eine Geſamtredezeit für ſämtliche 
Fraktionen von drei Stunden vorzuſchlagen. 
Widerſpruch höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Das 
Wort hat der Herr Abg. Dr. Stachnik. — Darf 
ich noch bekannt geben, wie ſich die Rededauer auf 
die einzelnen Fraktionen verteilt: Nationaljoziali- 
ſten 108 Minuten, Sozialdemokratiſche Fraktion 
30 Minuten, Zentrum 25 Minuten, Gruppe Weiſe 
8 Minuten, Kommuniſten 5 Minuten, Polniſche 
Gruppe 5 Minuten. 

Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Wir benutzen die heutige Gelegenheit gern, um 
zu all den Fragen, die uns auf politiſchem Gebiet 
am Herzen liegen, zu ſprechen; denn uns erfüllt 
alle große Sorge über die Vorgänge in Danzig. 

Nach der Erklärung des Herrn Senatspräſiden⸗ 
ten hat es den Anſchein, als wäre in Danzig alles 
in beſter Ordnung. Wir ſehen die Situation etwas 
anders und unſer Antrag auf Auflöſung des Volks: 
tages entſpringt nicht irgendwelchen demagogiſchen 
Gründen — was ich hier für unſere Fraktion noch 
einmal ausdrücklich betonen muß im Gegenſatz zu 
den Ausführungen des Herrn Senatspräſidenten — 
ſondern der Sorge um Volk und Staat, der Sorge 
weiteſter Kreiſe, ſage ich, weil ja nicht nur die 
Zentrumsfraktion, ſondern auch die ſonſtige Oppo⸗ 
fition ſich dem von unſerer Fraktion aus geſtellten 
N des Volkstages angeſchloſſen 
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Wir müſſen es auch ablehnen, daß irgendwelche 
Motive, wie fie hier von dem Herrn Senatspräſi⸗ 
denten angedeutet worden ſind, uns bewogen 
haben, mit dieſen anderen Parteien zuſammenzu— 
gehen, wenn der Herr Senatspräſident gerade dar⸗ 
auf zu ſprechen kam, daß da nun eine Einheitsfront 
zwiſchen dem Zentrum und den Gottloſen — das 
Wort gebrauchte er — beſtünde. 

Wir betrachten die außenpolitiſche Lage vor 
allen Dingen unſeres Freiſtaates mit ernſteſter 
Sorge. Dieſe außenpolitiſche Lage hat bereits auf 
wirtſchaftlichem, finanziellem und innerpolitiſchem 
Gebiet Auswirkungen hervorgerufen, die den wirt⸗ 
ſchaftlichen Beſtand und die nationale Sicherheit 
Danzigs in ſchwerſte Gefahr bringen. Das Verhält- 
nis zu allen für die Entwicklung Danzigs wichti⸗ 
gen Ländern und Inſtanzen hat ſich beſorgniserre— 
gend verſchlechert. 

Alle Regierungen vorher haben es als ihre 
ſelbſtverſtändliche Pflicht angeſehen, mit unſerem 
Mutterlande Deutſchland die engſten und freund 
ſchaftlichſten Beziehungen aufrechtzuerhalten. Die— 
ſes Beſtreben iſt von deutſcher Seite ebenſo ſelbſt— 
werſtändlich erwidert werden. Dieſe engen Bin- 
dungen ſind auch dann nicht geſtört worden, als in 
Deutſchland und Danzig parteipolitiſch anders zu⸗ 
ſammengeſetzte Regierungen miteinander arbeite— 
ten. Die Regierung Ziehm hat ebenſo ſelbſtver— 
ſtändlich mit der Hitlerregierung ein vertrauens— 
volles Zuſammenarbeiten gepflegt. Dieſe freund— 
ſchaftlichen Beziehungen haben für beide Länder 
wirtſchaftliche Vorteile gebracht; Danzig war be⸗ 
müht, ſeinen Warenbedarf ſo weit wie irgend 
möglich in Deutſchland zu decken, der Handelsver⸗ 
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kehr von Danzig nach Deutſchland war rege, (O 


Deutſchland hat Danzig ſeine landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe, insbeſondere Zucker, Weizen, Zucht⸗ 
vieh zu angemeſſenen Preiſen abgenommen und 
hat Danzig auch ſonſt weſentliche wirtſchaftliche 
Vorteile zukommen laſſen. 

Die N. S. D. A. P. hat ihre Wahlpropaganda ſehr 
ſtark mit dem Schlagwort betrieben, daß nur eine 
der deutſchen Regierung gleichgeſchaltete Regierung 
in Danzig auf die Dauer die Vorteile erhalten und 
vergrößern könnte. 

Die Erfahrungen in der zweijährigen Regie— 
rungszeit der N. S. D. A. P. haben bitterſte Enttäu⸗ 
ſchungen gebracht. Wir ſtehen im Augenblick vor 
der für Danzig erſchreckenden Tatſache, daß Deutſch⸗ 
land, trotzdem ſeine Wirtſchaftsvertreter immer 
wieder betonen, daß eine Abwertung in Deutſch— 
land Verrat am Volk und Enttäuſchung des ſoliden 
Bürgers und Sparers bedeute, Deutſchland die 
Danziger Währung nicht geſtützt hat, ſondern daß 
der Reichsbankpräſident und Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter Dr. Schacht bei ſeinem Vortrage in Dan⸗ 
zig zwar Worte, aber keine materielle Hilfe ge— 
bracht hat. Wir müſſen zuſehen, wie Tauſende von 
Familien, die mit dem Danziger Boden ſeit Jahr⸗ 
zehnten verbunden waren, ihre Heimatſtadt ver— 
laſſen müſſen, weil Deutſchland die ihnen zuſtehen⸗ 
den Gehälter und Penſionen nicht zahlt, nicht 
zahlen kann. Wir müſſen zuſehen, wie Arbeiter⸗ 
familien auseinandergeriſſen werden. Wir erleben, 
daß die von Danzig nach Deutſchland ausgeführten 
Produkte nicht bezahlt werden, mit anderen Wor⸗ 
ten: Wir ſtehen am Ende eines an ſich ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen Verkehrs zwiſchen Deutſchland und 
Danzig. 

Wirtſchaft und Kultur hängen eng zuſammen; 
deshalb muß zwangsläufig auch die kulturelle 
deutſche Durchdringung Danzigs an Stärke ver- 
lieren. Mag ſein, daß beſondere Verhältniſſe 
Deutſchland zu dieſem Vorgehen zwangen, die Aus⸗ 
wirkung auf uns Danziger bleibt deshalb nicht 
minder traurig. 


Die nationalſozialiſtiſche Regierung hat es für 
richtig gehalten, vom Jahre 1933 ab, durch un⸗ 
mittelbare Verſtändigung mit Polen zu neuen Ab⸗ 
machungen zu kommen, wobei Danzig ſämtliche 
ihm aus den beſtehenden Verträgen zuſtehenden 
Rechte aufgegeben hat. Die Zentrumspartei iſt 
immer im Rahmen der beſtehenden Verträge für 
eine Verſtändigung mit Polen eingetreten. Gegen 
das Aufgeben wichtiger Danziger Vertragsrechte 
hat die Zentrumspartei jedoch die allerſchwerſten 
Bedenken gehabt und geäußert. 

Man muß heute feſtſtellen, daß dieſe Bedenken 
nach jeder Richtung hin gerechtfertigt waren. 
Keiner von den wirtſchaftlichen Vorteilen, die 
Danzig durch Verzicht auf weſentliche Sonderrechte 
und Einräumung neuer Rechte an Polen erhalten 
wollte, iſt eingetroffen. Der Gdinger Hafen iſt ge= 
füllt, der Verkehr im Danziger Hafen nimmt von 
Monat zu Monat ab, der Verkehr nach Polen 
ſchrumpft dauernd weiter und ſteht infolge der 
Nichtaufhebung der Danziger Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung vor ſeinem Ende. Der Gulden wird in Polen 
als Zahlungsmittel nicht mehr anerkannt, die 
Kontingentierung landwirtſchaftlicher Produkte 
zwiſchen Danzig und Polen hat der Danziger Land⸗ 
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Volkstag Danzig — 6. Sitzung. 
(Dr. Stachnik, Abgeordneter) 

wirtſchaft keinen fühlbaren Nutzen gebracht, jedoch 
den Lebensſtandard weſentlich verteuert und der 
minderbemittelten Bevölkerung ſchwerſte Laſten 
auferlegt. 

Mit Recht haben alle bisherigen Danziger Re— 
gierungen ein freundſchaftliches Verhältnis zu den 
Völkerbundsinſtanzen als den Garanten der Dan— 
ziger Verfaſſung und der Danziger Rechte unters 
halten. Senatspräſident Ziehm genoß in den maß— 
gebenden Völkerbundskreiſen das größte Vertrauen 
und gerade dieſer Politik iſt es zu verdanken, daß 
trotz ſtarker Oppoſition, die Danziger Rechte mit 
Erfolg verteidigt worden ſind. Durch das Ausſchei— 
den Deutſchlands aus dem Völkerbund iſt die Hoff— 
nung Danzigs an ſich geſunken, doch ſcheints, als 
ob darüber hinaus noch vieles verſäumt worden 
iſt, um in Genf eine Danzig freundlich geſtimmte 
Atmoſphäre zu erhalten. 


Manche von der Danziger Regierung durchge— 
führten und gegen die Grundſätze vernünftiger De— 
mokratie verſtoßenden Verordnungen haben bei den 
für Danzig wichtigen Völkerbundsvertretern ernſt— 
hafte Verſtimmungen ausgelöſt. Die Danziger Re— 
gierung hat begründete auf die Einhaltung der 
Danziger Verfaſſung abzielende Eingaben großer 
Teile der Danziger Bevölkerung und Danziger 
politiſcher Parteien abgelehnt und dadurch die 
Einſchaltung der Völkerbundsinſtanzen für inner⸗ 
politiſche Fragen herbeigeführt und ihre eigene 
Stellung geſchwächt. 

Es iſt der Danziger Regierung nicht gelungen, 
neue wirtſchaftliche Auslandsbeziehungen zu ſchaf— 
fen; die von den früheren Regierungen mit Erfolg 
angeknüpften Verbindungen ſind geſtört. Die mit 
einem Aufwand an Energie mit Skandinavien 
verſuchten Annäherungen ſind geſcheitert, die einge⸗ 
richteten Schiffahrtslinien mußten aus Mangel an 
Benutzung eingeſtellt werden, nach keinem euro— 
päiſchen oder außereuropäiſchem Markt konnte eine 
nennenswerte Ausweitung des Danziger Exports 
erreicht werden. Wir haben keinerlei Initiative 
vermerkt, die Abwertung des Danziger Guldens zu 
einer Ausweitung des Exports auszunutzen, ob— 
wohl zeitweiſe die Abwertung mit dieſem Argu— 
ment begründet wurde. Die Regierung gibt den 
Oppoſitionsparteien keine Gelegenheit, in vertrau— 
lichen Ausſchußſitzungen ihre Wünſche, Anträge und 
Befürchtungen zum Ausdruck zu bringen, was bei 
früheren Geſetzgebungsmaßnahmen des Staates, 
beſonders bei außenpolitiſchen Fragen, ſelbſtver— 
ſtändlich war. (Heiterkeit rechts. Zurufe.) Sie 
ſcheidet bewußt und kategoriſch die oppoſitionelle 
Mitarbeit aus, deshalb müſſen wir in aller Oef— 
fentlichkeit vor dem Volkstage ſprechen, warnen 
und beantragen. 

1. Wir fordern und beantragen, daß die Arbeit 
der Regierung auf lange Sicht eingeſtellt iſt, daß 
die Maßnahmen nicht überſtürzt und widerſpruchs— 
voll erfolgen, ſondern überlegt und in klarer Ziels 
richtung beſchloſſen und durchgeführt werden. 


Bei der Abwertung des Danziger Guldens hat 
die Durchführung jede überlegte Geſchäftsführung 
vermiſſen laſſen. Die Abwertung wurde wider: 
ſpruchsvoll aus immer anderen Geſichtspunkten be— 
gründet (Zwiſchenrufe), die Folgen für den Geld— 
und Warenverkehr in keiner Weiſe vorbedacht und 
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abgemildert. (Lachen und Zurufe rechts.) Daraus 
ſind ganz unnötige Beunruhigungen und Schädi⸗ 


gungen der Bevölkerung eingetreten, (Zwiſchen⸗ 
rufe.) 
Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 


Stachnik, ich bitte, nicht zu ſtören. 

Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): Dasjelbe 
widerſpruchsvolle Bild ſahen wir bei der Einfüh⸗ 
rung der Geld- und Deviſenzwangswirtſchaft, deren 
Einführung am Sonntag noch vom Präſidenten der 
Bank von Danzig kategoriſch abgeleugnet, in den 
folgenden Tagen aber ſchon angeordnet wurde. Wir 
vermiſſen auch eine klare Linie in der Verhand— 
lung mit Polen nach Einführung der Deviſen— 
zwangswirtſchaft. Es geht nicht an, heute die Gren— 
zen für die zollfreie Wareneinfuhr zu öffnen und 
ſie morgen wieder zu ſchließen. 

2. Wir fordern und beantragen, daß die verant- 
wortungsvollen Dezernate und Abteilungen im 
Senat mit ſachlich geeigneten Kräften beſetzt ſind. 
Es iſt untragbar, daß in dieſer kriſenhaften Zeit 
der Poſten des Wirtſchaftsſenators nur nebenamt— 
lich mit einem Herrn beſetzt iſt, der für dieſes 
ſchwierige Amt nicht die genügende Vorkenntniſſe 
und Erfahrung mitbringt und außerdem noch weis 
tere Dezernate verwaltet. In keinem Staate wird 
ein Finanzſenator oder Präſident der Staatsbank 
auch nur einen Tag im Amte bleiben können, wenn 
ſie trotz ihres unbedingten Einſpruchsrechtes es 
zulaſſen, daß die Staats- und Stadtfinanzen in 
eine jo große Unordnung kommen, daß eine er⸗ 
fahrene Erſatzkraft eingreifen muß, um die Finanz⸗ 
kataſtrophe abzuwenden. Es geht in einer für den 
Beſtand des Freiſtaates entſcheidenden Zeit auch 
nicht an, daß wichtige Beamtenpoſten aus rein 
politiſchen Gründen mit Perſonen beſetzt werden, 
die nicht die ſachliche Eignung mitbringen, (Zurufe 
rechts) die heute in hohe Regierungsſtellen beför— 
dert und nach kurzer Zeit entlaſſen oder verſetzt 
werden, weil ſie den notwendigen Anforderungen 
nicht entſprechen. Wir verſtehen es nicht, daß in 
dieſer ſchickſalhaften Zeit die geſetzlichen Vertre— 
tungen der Wirtſchaft die Mitglieder der Handels— 
kammer nicht gewählt ſind. Es wäre um ſo not⸗ 
wendiger, als der Präſident der Handelskammer 
eine Perſönlichkeit iſt, die, von außerhalb kommend, 
mit den ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
des Freiſtaates in keiner Weiſe vertraut iſt. 

3. Wir fordern und beantragen, daß alles ge— 
tan wird, um innerpolitiſch die geſamte Bevölke— 
rung ſo ſtark als möglich zu einer Einheit zuſam— 
menzuſchließen. Das iſt notwendig für die außen— 
politiſche Schlagkraft der Regierung. Es verträgt 
ſich nicht mit dieſer Forderung: 

Wenn die Vermittlung der Arbeiter in Arbeits- 
ſtellen nach parteipolitiſchen Geſichtspunkten er— 
folgt. (Widerſpruch rechts.) 

Wenn Tauſende Arbeiter nach außerhalb ver— 
ſchickt werden und Familien dadurch auseinander— 
geriſſen werden. 

Wenn bei der Ausſiedlung von Beamten und 
Lehrern nach Deutſchland Katholiken und Angehö— 
rige des Zentrums und andere politiſche Parteien 
„bevorzugt“ werden. — (Abg. Schramm: Das iſt 
gelogen!) 


Wenn Angehörige der N. S. D. A. P. und ihrer 


Verbände ungeſtraft Staatsbürger als Landesver— 
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räter beſchimpfen oder in anderer Weiſe beleidigen Löhnen und Unterſtützungen und den erhöhten Le- (O) 


und herabſetzen dürfen. (Unruhe und Zurufe.) 


Präſident: Das Wort hat Herr Abg. Dr. 
Stachnik. 
Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): Wenn die 


katholiſchen Jugendverbände dauernd in ihren Rech— 
ten und Freiheiten beſchränkt, ihre Heime demo— 
liert werden. (Zwiſchenrufe bei den Nationalſozia— 
liſten.) Wenn man die politiſchen Parteien in der 
Ausübung ihrer verfaſſungsmäßigen Rechte be— 
hindert. 

Wir müſſen das in der Verfaſſung gewährlei— 
ſtete gleiche Recht für jeden Staatsbürger unbe— 
dingt verlangen. 

4. Wir fordern und beantragen wiederholt und 
energiſch, daß wir endlich volle Klarheit über die 
Finanzen des Staates und der Stadt erhalten. Wir 
verlangen überlegte Finanzgebahrung auf lange 
Sicht. Sie iſt es nicht: Wenn ein großzügiger 
Theaterbau begonnen wird, der ſpäter unvollendet 
liegen bleibt. Wenn Grundſteine heute gelegt und 
morgen beſeitigt werden. Wenn Notſtandsarbeiten 
mit einem Aufwand großer Propaganda begonnen 
und aus Mangel an 
wieder eingeſtellt werden. Wenn mit kurzfriſtigen 
Wechſeln einmalige und laufende finanzielle 
Staatsbedürfniſſe befriedigt werden, die die Wäh— 
rung gefährden und deren Abdeckung den Staats- 
haushalt vor unauflösbare Aufgaben ſtellt. Wenn 
für Parteifunktionäre hohe Gehälter gezahlt und 
fachlich geeignete bewährte Beamte außer Dienſt 
geſetzt werden. Wenn ein unerträglicher Aufwand 
in Dienſtreiſen und Kraftwagen betrieben wird. 
Wenn nicht äußerſte Sparſamkeit in allen Zweigen 
der Verwaltung zur ſelbſtändigen Pflicht gemacht 
wird. Wir verlangen, daß wenn Einſparungen 
oder neue Belaſtungen notwendig ſein ſollten, die 
Minderbemittelten geſchont werden, daß fie vor 
allen Dingen nicht zu Laſten des Arbeiters und der 
Unterſtützungsempfänger gehen, deren Einkommen 
ſchon jetzt das Exiſtenzminimum unterſchreitet. 

Schwere Finanzſünden laſſen ſich nicht in einem 
Jahr wieder ausgleichen. Eine ſolide Finanzge— 
bahrung und geordnete Finanzverhältniſſe ſind 
eine wichtige Grundlage auch im außenpolitiſchen 
Kampf. 

5. Wir verlangen, daß die Geſamtwirtſchaft von 
der Landwirtſchaft bis zur Induſtrie (Zurufe bei 
den Nationalſozialiſten), vom Arbeitgeber bis zum 
Arbeitnehmer, vom Vermieter bis zum Mieter, die 
durch die außen- und innenwirtſchaftliche Vorgänge 
der letzten Zeit aufs ſchwerſte erſchüttert iſt 
ſchonend behandelt und weitgehend gefördert wird. 
Wir fordern hierzu im einzelnen: Daß neue ſteuer— 
liche und ſonſtige Belaſtungen unterbleiben. Die 
erhöhte Grundwertſteuer, die für Vermieter und 
Mieter in gleicher Weiſe untragbar iſt, muß zurück⸗ 
gezogen, die Erhöhung der Preiſe für Gas und 
Elektrizität muß rückgängig gemacht werden; daß 
die Preiserhöhungen unter ſtärkerer Berückſichti— 
gung der Einzelerforderniſſe der Wirtſchaft vorge— 
nommen werden als das bisher geſchehen iſt. Man 
kann nicht bei der Guldenabwertung gleichbleiben— 
de Warenpreiſe verſprechen und dann von Tag zu 
Tag Preiſe heraufſetzen ohne das Vertrauen in die 
Regierung zu erſchüttern. Es muß unter allen Um: 


Mitteln nach kurzer Zeit! 


bensmittelkoſten gefunden werden. 

Daß die Deviſenbewirtſchaftung ſo ſchnell wie 
möglich abgebaut wird und daß, ſolange die Regie— 
rung das nicht glaubt tun zu können, bürokratiſche 
Hemmungen beſeitigt werden. Entſcheidungen der 
Deviſenſtelle würden ſehr viel ſchneller herauskom— 
men, den einzelnen Firmen müßten Deviſen 
pauſchal zugeteilt werden, ſonſt ſteht der Danziger 
Handel, ein ſtarker Aktivpoſten in der Danziger 
Handelsbilanz, vor unheilbaren Schäden. 

Daß alle Kräfte eingeſetzt werden, um die Dan— 
ziger Handelsbilanz aktiv zu geſtalten. Hierin liegt 
auch die einzige Möglichkeit, die Danziger Wäh— 
rung zu halten. Es muß für den ſchwindenden 
Warenumſatz und den verringerten Arbeitsumfang 
Erſatz geſchafft werden. Sichere Möglichkeiten lie— 
gen in dem vergrößerten Auslandsexport und in 
einer verſtärkten Erzeugung für den Inlands— 
bedarf. - 

Daß alles verhindert wird, was den Waren— 
umſatz noch mehr einſchränkt, dazu gehört, daß in⸗ 
nerpolitiſche Störungen der Danziger Wirtſchaft, 
wie ſie immer wieder von untergeordneten Stellen 
verſucht werden, unterbleiben, daß die Ausſiedlung 
der Beamten aus Danzig ſofort rückgängig gemacht 
wird und die Schließung der Hochſchule unter allen 
Umſtänden vermieden wird. Auch die Konſumkraft 
der z. Zt. in großem Ausmaß verſandten Arbeiter 
muß der heimiſchen Wirtſchaft erhalten bleiben. 

6. In außenpolitiſcher Hinſicht verlangen wir 
gegenüber Deutſchland, Polen und dem Völkerbund 
eine beſtimmtere und zielklarere Vertretung der 
Danziger Belange. 

Deutſchland muß davon überzeugt werden, daß 
die Verſchickung Danziger Beamten, Penſionäre 
und Arbeiter nicht nur eine ungeheure Härte ge— 
genüber den mit Danzig verwachſenen Perſonen 
und Familien iſt, ſondern daß daraus auch untrag⸗ 
bare Schäden für die Danziger Wirtſchaft und un⸗ 
abſehbare Gefahren für das Deutſchtum in Danzig 
erwachſen (Zurufe rechts). Deutſchland muß davon 
überzeugt werden, daß wir die Warenausfuhr nach 
Deutſchland brauchen, um die Danziger Zahlungs 
bilanz auszugleichen und die Danziger Währung 
aufrecht zu erhalten. (Zwiſchenrufe rechts.) Ich 
bitte, mich gegen ſolche Aeußerungen, wie ſie hier 
gefallen ſind, daß der Mann mit dem Strick bald 
kommt, in Schutz zu nehmen. (Zuruf des Abg. 
Kurowſki.) 

Präſident: Ich möchte Sie um Ruhe bitten. Ich 
habe den Ausdruck nicht gehört. Sollte er gefallen 
ſein, ſo frage ich, wer den Ausdruck gebraucht hat. 
(Abg. Schories: Ich!) Ich weiſe den Ausdruck als 
unparlamentariſch zurück. (Heiterkeit.) 

Dr. Stachnik, Abgeordneter (Z.): Wir bekennen 
uns unbedingt für verſtändnisvolles Zuſammen⸗ 
arbeiten mit Polen, lehnen jedoch weitere Preis— 
gabe kultureller und wirtſchaftlicher Rechte ab. 

Für dringend halten wir eine beſondere Pflege 
der Beziehungen zu den Völkerbundinſtanzen. Sie 
iſt eine nicht ganz ſichere, waren aber bis jetzt noch 
die beſte Stütze im Danziger Kampf um ſeine 
Selbſtändigkeit und ſeine Eigenrechte. 

7. Nach unſeren bisherigen Erfahrungen glau— 
ben wir nicht, daß die Maßnahmen und Schritte, 


ſtänden ein Ausgleich zwiſchen den entwerteten.die wir für notwendig erachten, die Selbjtändig- 
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keit Danzigs zu erhalten, die Lebensrechte der Be⸗ 
völkerung zu ſichern und ſein Deutſchtum unge⸗ 
ſchmälert zu erhalten, von dieſer Regierung durch⸗ 
geführt werden können. 

Wir verlangen daher im Intereſſe des geſamten 
Freiſtaates erneut und immer wieder den Rücktritt 
einer Regierung, die in zweijähriger Regierungs⸗ 
tätigkeit nur Mißerfolge zu verzeichnen hat, die 
ihre Verſprechungen nicht gehalten, die keinerlei 
poſitive Aufbauarbeit geleiſtet, die den Freiſtaat in 
ernſte Gefahren gebracht hat und bringt, die des⸗ 
halb mit Recht das Vertrauen des Volkes verloren 
hat. Wir verlangen gleichzeitig auch die Auflöſung 
des Volkstages, der dem Willen des Volkes heute 
nicht mehr entſpricht. (Wir verlangen! — ſtürmi⸗ 
ſche Heiterkeit rechts.) 

Der Herr Senatspräſident hat vorhin in großer 
Selbſtſicherheit geſagt: „ſolange ich an der Spitze 
des Senats ſtehe, tritt dieſer Senat nicht ab!“ Das 
iſt nicht bloß ein circulus vitiosus ſondern das 
macht auch auf den größten Teil der Danziger Be⸗ 
völkerung keinen beſonderen Eindruck, da wir ſchon 
von dieſer Stelle ſo oft ähnliche ſelbſtſichere Worte 
gehört haben, beſonders bezüglich der Abwertung 
des Danziger Gulden. 

Wir werden und müſſen die Auflöſung des 
Volkstages und den Rücktritt der Regierung mit 
allen verfaſſungsmäßigen Mitteln erzwingen, da= 
mit der Weg frei wird für eine vom Vertrauen der 
Geſamtbevölkerung getragene zielbewußte Regie— 
rung. (Zurufe bei den Nationalſozialiſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weiſe. 

Meile, Abgeordneter (Gruppe Weife): Ich freue 
mich, zunächſt feſtſtellen zu können, daß der Herr 
Präſident des Senats in ſeinen Ausführungen be⸗ 
reits an eine Umbildung des Senats denkt. (Hei: 
terkeit rechts.) Es iſt ja auch erfreulich feſtzu⸗ 
ſtellen, daß er bei der Umbildung des Senats 
gleich an Herrn Plenikowſki denkt, mit dem er ja be⸗ 
reits zuſammengearbeitet, den er hier im Volkstag 
„lieber Pleni!“ genannt hat und mit dem er eine 
nationale Regierung bilden will. Dieſe Sorge 
kann aber der Herr Präſident ruhig uns und der 
Zukunft überlaſſen. 

Zur Sache ſelbſt habe ich zu erklären: „Zurück 
zum Reich!“, unter dieſer Parole führten die Na⸗ 
tionalſozialiſten den Wahlkampf im Jahre 1933, 
„Zurück zum Reich!“ war die Wahlparole der Na⸗ 
tionalſozialiſten bei der Wahl in dieſem Frühjahr. 
„Zurück zum Reich!“ iſt die Parole, die jetzt von 
nationalſozialiſtiſcher Seite unter das von den 
ſchweren Ereigniſſen, namentlich des letzten halben 
Jahres erſchütterte und ratlos gewordene Danziger 
Volk geſtreut wird. 

Die Parole „Zurück zum Reich!“ iſt aber älter 
als der Nationalſozialismus in Danzig. (Unruhe 
rechts, Zurufe.) Sie iſt ſo alt, wie die Abtrennung 
Danzigs vom deutſchen Mutterlande und entſpringt 
der tiefen und unauslöſchlichen Sehnſucht der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung nach Wiedervereinigung mit 
dem Deutſchen Reich. Die Parole „Zurück zum 
Reich!“ iſt insbeſondere immer von den Deutſch⸗ 
nationalen vertreten worden. (Zuruf rechts: „Das 
iſt nicht wahr!“ — Unruhe. — Glocke des Präſi⸗ 
denten.) 

Die Deutſchnationalen haben aber die Ver⸗ 
wirklichung dieſer Parole ſtets nur in einer lang⸗ 
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wierigen und zähen Verteidigung der Danzig in (C) 


den Verträgen von Verſailles, Paris und Warſchau 
verbliebenen Lebensrechte geſehen, in der Vertei⸗ 
digung namentlich ſeiner eigenen Wirtſchaftskraft, 
ſeiner Kapitalkraft, ſeiner Währung, ſeiner deut⸗ 
ſchen Kultur und Ziviliſation. 

Das kleine Danzig hat kein anderes Mittel, um 
ſich deutſch zu erhalten und dereinſt zum Reich zu= 
rückzukehren, als die Verteidigung ſeiner Rechte 
bis aufs Aeußerſte. Das charakteriſtiſche Merk— 
mal der vorigen, von den Deutſchnationalen ge- 
führten Regierung Ziehm war der mutige und er⸗ 
folgreiche Kampf um die Lebensrechte Danzigs, der 
in der ganzen Welt und ſelbſt bei Danzigs Gegnern 
Anerkennung gefunden hat. Von den National⸗ 


ſozialiſten hat auch dieſe einfache und klare Parole 


„Zurück zum Reich!“ eine völlig andere Deutung 
erfahren. Bei den Wahlen der Jahre 1933 und 
1935 wurde der Maſſe vorgegaukelt, daß ſie nur die 
Nationalſozialiſten zu wählen brauchten, (Starke 
Unruhe rechts. Zurufe: Das verbitten wir uns!) 
um die Rückkehr Danzigs zum Deutſchen Reich un⸗ 
mittelbar zu vollziehen, — 

Präſident: Herr Abg. Weiſe, Sie haben das 
Wort „vorgegaukelt“ gebraucht. Ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Weiſe, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): — und 
daß der nationalſozialiſtiſche Wahlſieg die ſofortige 
und unmittelbare Verwirklichung der Parole „Zu— 
rück zum Reich!“ bedeute. Insbeſondere bei der 
letzten Wahl war den im Reich wohnenden Wäh⸗ 
lern vorgezaubert worden, als werde in Danzig 
wie im Saargebiet um die Rückkehr Danzigs zum 
Deutſchen Reich abgeſtimmt. 

Und jetzt, nachdem als Folge der nationalſozia— 
liſtiſchen Regierung eine Kataſtrophe nach der an— 
deren über Danzig hereinbricht, wird dieſe Parole 
wieder im Wege der Flüſterpropaganda unter das 
Volk geſtreut, um ihm bei dem nun offenbar ge— 
wordenen Stand einen Silberſtreifen an den Him⸗ 
mel zu malen, insbeſondere aber, um von den eige⸗ 
nen Mißerfolgen abzulenken. Es iſt tief bedauer⸗ 
lich, daß die im politiſchen Kampf Danzigs ſtärkſte 
und unentbehrlichſte Parole „Zurück zum Reich!“ 
in dieſer Weiſe mißbraucht und damit wertlos ge— 
macht wird. 8 


Es iſt dies um ſo mehr zu verurteilen, als die 
praktiſche Politik der Nationalſozialiſten genau 
das Gegenteil der Parole „Zurück zum Reich!“ be⸗ 
deutet. Niemals hat eine Regierung ſo viele und 
wichtige Lebensrechte Danzigs preisgegeben, wie 
die nationalſoizaliſtiſche. Keine andere Regierung 
hätte das gemacht, niemals! (Zuruf rechts: „Das 
iſt eine Unverſchämtheit von Ihnen!“ — Unruhe. 
— Zurufe.) Niemals iſt Danzig von der Verwirk⸗ 
lichung der Parole „Zurück zum Reich!“ mehr ent⸗ 
fernt geweſen als jetzt unter der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Regierung. (Sie Kaſper, Sie! rechts.) Es 
iſt immer unangenehm, die Wahrheit anzuhören. 
Niemals haben die Polen müheloſer und ſtärker 
Einfluß, ſelbſt auf die leiſeſten Lebensregungen 
Danzigs erreicht, als in den letzten zwei Jahren. 
Auf allen Gebieten hat die Regierung die von der 
vorigen Regierung vor den Völkerbundsinſtanzen 
erſtrittenen Stand der Danziger Rechte aufgege⸗ 
ben. Beiſpielsweiſe ſind die polniſchen Minder⸗ 


(D) 


(A) 


(B 


— 
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(Weiſe, Abgeordneter) 
heitsrechte, namentlich auf dem Gebiete der Schule 
erweitert worden. (Davon verſtehen Sie ja nichts! 
rechts.) Das Recht Danzigs auf Benutzung ſeines 
Hafens durch Polen iſt ſo vernachläſſigt worden, 
daß der Hafen heute tot liegt. Die Danziger Eigen— 
kontingente, die Danziger Veterinärhoheit ſind 
aufgegeben worden. Die Zollverwaltung iſt in 
erheblichen Punkten, namentlich auf dem Gebiet 
der Perſonalpolitik polniſcher Beeinfluſſung unter- 
worfen worden. Und was hat Polen dafür als 
Gegenleiſtung gegeben? Nichts, als daß es bisher 
geduldet hat, daß S. A. und S. S. durch die Stra- 
ßen Danzigs marſchieren darf. Dafür ziehen aber 
auch die polniſchen politiſchen Organiſationen uns 
angefochten in Uniform durch die Straßen Danzigs. 
(Starke Unruhe. — Sie wollen wohl die Kommu⸗ 
niſten marſchieren ſehen! Halten Sie hier den 
Mund! Sie Lump! rechts.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe; der Herr Abge- 
ordnete hat nur noch eine Minute Redezeit. 

Weiſe, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): Der 
Danziger Gulden hat keine Auslandskaufkraft 
mehr, er iſt nur noch Stadtgeld, es ſteht zu befürch— 
ten, daß in den zurzeit ſchwebenden Verhandlungen 
weitere wertvolle Rechte, insbeſondere auf dem 
Gebiet der Kredit-Finanzpolitik aufgegeben wer- 
den. Die Geſchichte wird dereinſt über die Natio— 
nalſozialiſten in Danzig ihr Urteil ſprechen, wie 
dieſes Urteil ausfällt, ſteht heute ſchon feſt. Nach⸗ 
dem die Auflöſung des Volkstages abgelehnt iſt, 
werden wir den Kampf gegen dieſe Regierung 
nicht aufgeben, ſondern im Intereſſe des deutſchen 
Danzigs zäh und unerſchütterlich ihn weiterführen 
ungeachtet der ſchweren Verfolgungen unſerer Par- 
tei und ihrer Mitglieder. (Und Ihrer Mandanten, 
die Sie verdroſchen haben! rechts. — Pfuirufe und 
„Kämpfer Weiſe!“ rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P.): M. D. u. H.! 
Zu der Erklärung, die der Herr Präſident des Se— 
nats hier abgegeben hat, haben wir nur ſehr kurz 
beraten können. Es iſt in der Danziger Politik 
leider üblich geworden, daß die vom Volk gewähl⸗ 
ten Vertreter der deutſchen Oppoſitionsparteien 
von ſeiten der Regierung (Deutſchen? — Heiterkeit 
rechts. — Glocke des Präſidenten. — Der hat auf 
Schießſtange umgelernt! rechts.) über die das ganze 
Volk brennend intereſſierenden Fragen überhaupt 
nicht mehr unterrichtet werden. Sie können ſtets 
nur ahnen, welche Linie der Senat, der bekanntlich 
nicht nur der nationalſozialiſtiſchen Partei, ſon⸗ 
dern dem ganzen Volke verantwortlich iſt, in der 
Außen-, Innen- oder Wirtſchaftspolitik einzuſchla⸗ 
gen gedenkt. Auch zu dieſer Sitzung ſind wir ohne 
jegliche Information ſeitens der verantwortlichen 
Stellen geblieben. Obwohl wir in der Aelteſten— 


ausſchußſitzung auf dieſen Umſtand hingewieſen ha- 


ben, hat man uns nur eine halbe Stunde lang Ge⸗ 
legenheit gegeben, über unſere Stellungnahme zu 
der Erklärung des Senats im einzelnen zu beraten. 

Es iſt uns deshalb unmöglich, zu allen Fragen, 
die der Herr Präſident des Senats hier berührt 
hat, unſere Meinung zu ſagen. (Es iſt auch gar 
nicht nötig! rechts.), zumal die nationalſozialiſtiſche 
Mehrheit des Volkstages in ihrer bekannten Ein⸗ 
ſichtsloſigkeit nun auch zu dieſer wichtigen Erklä⸗ 


rung nur eine halbe Stunde Redezeit gewährt hat. (O) 


Aus dieſem Verhalten geht aber auch erneut her⸗ 
vor, daß die N. S. D. A. P. und der Senat keinen 
Wert darauf legen, ſelbſt in außenpolitiſchen Fra⸗ 
gen die Baſis ihrer Operationen im Volk ſo weit 
zu ſpannen, wie es die Führung einer ſtetigen und 
wirklich ſtarken Außenpolitik verdient. (Zwiſchen⸗ 
ruf rechts.) 

Die Erklärung, die ich hier namens der Sozial: 
demokratiſchen Fraktion abzugeben habe, beſchränkt 
ſich auf die Stellungnahme zu einigen Kardinal⸗ 
fragen der Außen- und Innenpolitik des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Senats, und zwar zu ſolchen Fragen, 
von deren Löſung das Schickſal der Freien Stadt 
Danzig und ihrer deutſchen Bevölkerung abhängt. 
Wenn ich hier auch die Innenpolitik erwähne, ſo 
hat das ſeinen guten Grund. In Danzig gibt es 
keine wichtige innenpolitiſche Frage, die nicht auch 
außenpolitiſch von Bedeutung wäre. Das haben 
wir immer betont. Aber dieſe Feſtſtellung hat 
heute einen neuen Sinn bekommen. Die Linie der 
Außenpolitik des nationalſozialiſtiſchen Senats 
wird nämlich in einem gewiſſen Sinn nur von den 
innenpolitiſchen Intereſſen der NSDAP. beſtimmt 
und bei den verworrenen innerpolitiſchen Zuſtän⸗ 
den iſt es deshalb kein Wunder, wenn die Außen— 
politik des Senats Klarheit und Ausdauer ver= 
miſſen läßt. (Zwiſchenrufe bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) Seitdem der nationalſozialiſtiſche Senat 
durch ſeine verfehlte und unverſtändige Finanz⸗ 
wirtſchaft .. . (Zwiſchenrufe rechts.) Ich wundere 
mich nur immer, ſeit wann Juden in die N. S. D. 
A. P. aufgenommen werden. Dieſe Frage wollte 
ich ſchon immer an Herrn Buſch richten. Ich nehme 
das nicht tragiſch. 

Präſident: Herr Abg. Brill, ich ſehe in dieſem 
Ausdruck, den Sie ausdrücklich an den Herrn Abg. 
Buſch gerichtet haben, eine Beleidigung eines Mit: 
gliedes des Hauſes und ſchließe Sie aus dieſer 
Sitzung aus. (Abg. Moritz: Das andere haben Sie 
vorhin nicht gehört! — Frau Abg. Müller: Wenn 
dem Abgeordneten Brill eins in die Schnauze ans 


geboten wird, hören Sie das nicht!) Ich bitte die 


Herren Abgeordneten, die Plätze einzunehmen, 
ſonſt ſehe ich mich gezwungen, die Sitzung zu ſchlie— 
ßen. (Frau Abg. Müller: Das nennt ſich Parla- 


D) 


ment! — Heiterkeit. — Raus! rechts. — Unruhe. 
— Die Sozialdemokraten verlaſſen den Sitzungs- 


ſaal.) Ich möchte die Herren Abgeordneten drin- 
gend bitten, Diſziplin zu bewahren. Das Wort 
hat Herr Abg. Plenikowſki. (Abg. Wiechmann: Herr 
Präſident, ich mache Sie darauf aufmerkſam, daß 
der Abg. Brill draußen mißhandelt wird!) Herr 
Inſpektor Maaß, ſehen Sie ſofort nach dem 
Rechten. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Der Natio⸗ 
nalſozialismus iſt ſich ſeiner Schwäche bewußt, das 
zeigt dieſer Vorfall. Je ſchwächer er ſich fühlt, deſto 
ſtärkere Töne muß er anſchlagen. Herr Abg. Andres 
wies darauf hin, daß alles vergänglich ſei, auch der 
Völkerbund, auch der Nationalſozialismus und der 
nationalſozialiſtiſche Senat. Herr Greiſer hat das 
bekannt und durch die Erklärung vorgebeugt, ſo 
lange er Senatspräſident ſei, werde der Senat nicht 
e wenn er zurücktrete, dann auch der 

enat. 


(A) 


— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Seine Worte haben klar und deutlich unter— 
ſtrichen, was wir Kommuniſten ſtets zum Ausdruck 
gebracht haben, daß der Nationalſozialismus nicht 
freiwillig auf die Macht verzichtet und ſich ſelbſt 
am Paragraphen nicht ſtößt. Der Nationalſozia⸗ 
lismus weiß, daß ſich gegen den Willen des geſam— 
ten Volkes keine Macht zu halten vermag. Er weiß, 
daß die überwältigende Mehrheit des Volkes in 
einmütiger Front gegen ihn ſteht. Er wußte ja 
bereits, wie die Regierung ausſehen wird. Durch 
das Ausſpielen der weltanſchaulichen Gegenſätze 
der Oppoſition ſoll der antifaſchiſtiſche Kampf un⸗ 
terbunden bezw. erſchwert werden. Das iſt die 
Hoffnung des Nationalſozialismus. Das national⸗ 
ſozialiſtiſche Regime iſt Danzigs und ſeiner Bevöl- 
kerung Unglück. Deshalb ſollte ſich niemand durch 
die nationalſozialiſtiſchen Ausführungen ſchrecken 
laſſen. Not bricht Eiſen, ſagte ganz richtig der 
Senatspräſident Greiſer. Ich ſtehe deshalb nicht 
an, folgendes zu erklären: 

Wer aus dem heutigen Verhalten der Natio— 
nalſozialiſten nicht die Lehren zieht, leiſtet dem 
Nationalſozialismus Zutreiberdienſte. Denn das 
heutige Verhalten der Nationalſozialiſten muß da⸗ 
zu dienen, alle Hoffnungen und Illuſionen von 
einem freiwilligen Zurücktreten der Nationalſozia⸗ 
liſten im Intereſſe Danzigs und ſeiner Bevölkerung 
gründlich zu begraben. Die kommuniſtiſchen Abge— 
ordneten haben ſolche Hoffnungen ſchon immer als 
Illuſion gekennzeichnet. Sie haben darüber hinaus 
den Weg zur Ueberwindung der nationaljoziali= 
ſtiſchen Herrſchaft gezeigt, die Zuſammenfaſſung 
aller katholiſchen, ſozialdemokratiſchen und fommus 
niſtiſchen Arbeiter in einer feſten proletariſchen 
Einheitsfront und darüber hinaus die Bildung 
einer antifaſchiſtiſchen Volksfront. Nur die Ein⸗ 
heitsfront der Arbeiterſchaft kann auch in Danzig 
die feſte, unerſchütterliche Grundlage ſchaffen für 
eine breite, antifaſchiſtiſche Maſſenbewegung. Nur 
ſie iſt imſtande, auch die enttäuſchten nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Anhänger in der Volksfront zu erfaſſen. 


Man hat immer noch gezögert, dieſen Weg zu 
beſchreiten. Die Ausführungen des Herrn Greiſer 
werden hoffentlich dieſem Zögern ein Ende berei— 
ten. Wir wiederholen deshalb in ernſter Stunde 
von dieſer Tribüne herab unſer Angebot an die 
Sozialdemokratie und an alle Antifaſchiſten auf 
Herſtellung und Verwirklichung der proletariſchen 
Einheitsfront zum antifaſchiſtiſchen Kampf inner— 
halb und außerhalb des Parlaments. Durch den 
antifaſchiſtiſchen Kampf wird die Einheitsfront 
zum Hebel werden für die Schaffung einer Volks- 
front, die alle Gegner des Nationalſozialismus ums 
faſſen wird und eine ſolche Bewegung wird ſtark 
genug ſein, ſich das Vertrauen des Volkes zu 
ſichern, die nationalſozialiſtiſche Herrſchaft zu be— 
ſeitigen und eine Regierung der antifaſchiſtiſchen 
Volksfront zu bilden. 

Wir erklären, daß wir bereit ſind, uns für die 
Bildung einer ſolchen Regierung mit aller Kraft 
einzuſetzen. Wir weiſen dabei auf die Forderun⸗ 
gen hin, die wir vor kurzem hier erhoben haben 
und ſind überzeugt, daß ein Programm ſolcher 
Volksforderungen, deren Bekämpfung die antifa⸗ 
ſchiſtiſche Volksfront auf ihre Fahne ſchreiben 


müßte, die werktätige Bevölkerung zur unüber⸗ glaube, Sie haben es nur überſehen, daß neben 
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windlichen antifaſchiſtiſchen Maſſenbewegung zu- (C) 


ſammenſchweißen würde. Wir machen dabei die 
von uns aufgeſtellten und von uns erhobenen For⸗ 
derungen keineswegs zur Bedingung, ſondern er⸗ 
klären uns auch bereit zur Mitarbeit und Schaf— 
fung eines gemeinſamen Programms. Was wir 
aber fordern: Es muß ſchnell gehandelt werden! 
Wir appellieren deshalb an alle wirklichen Gegner 
des Nationalſozialismus, unbeſchadet aller welt— 
anſchaulichen Unterſchiede, alle Kräfte zuſammen⸗ 
zufaſſen zur Beſeitigung des nationalſozialiſtiſchen 
Regimes, zur Erkämpfung der demokratiſchen Frei— 
heiten und Rechte, zur Rettung Danzigs vor dem 
völligen Zuſammenbruch, für den materiellen und 
kulturellen Aufſtieg ſeiner Bevölkerung und für 
die Sicherung des Friedens. 

Die Anhänger der Oppoſition, davon ſind wir 
überzeugt, warten auf ein offenes Bekenntnis ihrer 
Führer zur Einheit im Kampf um das gemeinſame 
Ziel, die Beſeitigung des nationalſozialiſtiſchen 
Regimes. Das gemeinſame Ziel iſt nicht ſo, wie 
Herr Greiſer ſagte, daß uns der Haß eint. Uns 
eint die Erkenntnis, — 

Präſident: Ihre Redezeit iſt abgelaufen, Herr 
Abg. Plenikowſki. — Ich habe eine Erklärung ab» 
zugeben. Mir wurde vor kurzem von einem Abge- 
ordneten der Sozialdemokratiſchen Fraktion mit⸗ 
geteilt, daß im Vorraum ein anderer ſozialdemo— 
kratiſcher Abgeordneter mißhandelt werde. Ich 
ſchickte ſofort den Herrn Volkstagsinſpektor Maaß 
hinaus, um nach dem Rechten zu ſehen. Er hat 
mir ſoeben gemeldet, daß das nicht der Fall ſei. 
(Frau Abg. Müller: Ich bin Zeugin!) Ich möchte 
noch einmal den Appell um Ruhe an die Herren 
Abgeordneten richten. Das Wort hat der Herr 
Abg. Budzynſki. 5 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Man muß es ſich eigentlich überlegen, ob man nach 
den Vorfällen, bei denen man Zeuge geweſen iſt, 
überhaupt noch wagen kann, hier auf die Redner— 
tribüne zu kommen. Aber ich bin nie ängſtlich ge— 
weſen und will es auch heute nicht ſein und trotz⸗ 
dem von dieſer Stelle aus das jagen, was im Ins 
tereſſe der Danziger Bevölkerung geſagt werden 
muß. 

M. H.! Die Danziger Bevölkerung wird es 
wirklich nicht verſtehen, daß ſich in dieſer ernſten 
Lage, in der ſich die geſamte Danziger Bevölkerung 
befindet, Männer finden, die hier etwas ganz an— 
deres tun, als das, wozu ſie in das Parlament be— 
rufen worden find. (Zuruf rechts: „Das überlaſſen 
Sie getroſt uns!“) Fühlen Sie ſich getroffen? Ich 
habe Sie gar nicht gemeint! (Unruhe. — Zwiſchen—⸗ 
rufe. — Glocke des Präſidenten.) 

Präſident: Das Wort hat 
Budzynſki. 

Budzynſti, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Ich möchte zuerſt noch an den Herrn Präſidenten 
des Hauſes einige Worte richten. Entſchuldigen 
Sie bitte, aber ich muß das im Intereſſe der pol⸗ 
niſchen Bevölkerung Danzigs tun. Ich glaube 
ſicher, es iſt Ihnen vorhin nur entgangen, wenn 
Sie in Ihrer Antrittsrede ſagten, daß Sie nach 
beſten Kräften an dem Wohlergehen der deutſchen 
Bevölkerung Danzigs mitarbeiten werden. Ich 


der Herr Abg. 


— 


(A) 
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— 
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(Budzynſki, Abgeordneter) 

der deutſchen Bevölkerung auch noch eine polniſche 
Bevölkerung in Danzig vorhanden iſt und daß Sie, 
Herr Präſident, auch dieſer polniſchen Bevölkerung 
genau ſo, wie der deutſchen Bevölkerung, Ihr 
Wohlwollen beweiſen müſſen. 

Präſident: Herr Abg. Budzuynſki, ich danke Ihnen 
herzlich für die Belehrung. Ich bin mir genau be- 
wußt, daß hier in Danzig 3,5 Prozent Danziger 
Staatsangehörige polniſcher Nationalität vorhan⸗ 
den ſind gegenüber 97,5 Prozent (Abg. Budzynſki: 
96,5 Prozent!) Staatsangehörigen deutſcher Na— 
tionalität. Ich werde ſelbſtverſtändlich auch an 
dieſe 3,5 Prozent Danziger Staatsangehöriger 
polniſcher Nationalität denken. 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): Dann darf ich 
Ihnen im Namen der polniſchen Bevölkerung Dan— 
zigs meinen herzlichſten Dank ausſprechen. 

Jetzt zur Rede des Herrn Senatspräſidenten. 
(Nun erzählen Sie uns doch auch mal etwas! 
rechts.) Herr Senatspräſident Greiſer, Sie haben 
von den Auswirkungen geſprochen, die für Danzig 
dadurch entſtanden ſind, daß der Gulden abgewer— 
tet wurde und daß die Deviſenbewirtſchaftung ein— 
treten mußte. Sie haben dabei nur eins vergeſſen, 
daß gerade durch Ihre Maßnahmen der Gulden ab— 
gewertet und die Deviſenbewirtſchaftung einge— 
führt wurde. Dieſe beiden grundſätzlichen An— 
ordnungen haben erſt nachher die Auswirkungen 
gezeigt, die die Danziger Bevölkerung, Danzigs 
Wirtſchaft, Handel und Induſtrie bis zur Stunde 
noch tragen und unter deren harten und ſchweren 
Auswirkungen wir alle leiden müſſen und die be— 
reits drei bis vier Monate anhalten. 

Sie ſagten, daß am 18. Juli, dem Tage, an dem 
die polniſche Zollverordnung erlaſſen wurde, die 
ganzen Nöte und Sorgen über die Danziger Be— 
völkerung hereingebrochen ſeien. Sie vergeſſen 
dabei aber zu ſagen, was dieſer Zollverordnung 
vorangegangen iſt. Ich habe bereits am 26. Juni 
hier ausführlich dargelegt, was Sie mit Ihren 
Maßnahmen erreichen werden und habe Sie ſchon 
damals vor den Folgen dieſer Maßnahmen, die 
Sie in Danzig getroffen haben, gewarnt. Ich habe 
damals vorausgeſagt, daß für die Danziger Be⸗ 
völkerung dieſe Maßnahmen leider ſchwerwie— 
gendſte Folgen nach ſich ziehen werden. 

Leider Gottes iſt das der Fall geweſen. Ich ſage 
Ihnen heute noch einmal: Hätten Sie ſich damals 
vor Erlaß Ihrer Verordnung mit der polniſchen 
Regierung ins Einvernehmen geſetzt, dann hätte 
Danzigs Bevölkerung dieſe ganzen kataſtrophalen 
Auswirkungen nicht durchzumachen brauchen. (Wir 
verzichten! rechts.) Der Herr Senatspräſident hat 
uns in ſeiner Rede alles Mögliche geſagt, was wir 
bereits aus den Zeitungen erfahren haben und 
was allgemein bekannt iſt. Sie haben uns aber 
nicht geſagt, Herr Senatspräſident Greiſer, wie Sie 
nun eigentlich der Danziger Bevölkerung helfen 
wollen über dieſe ſchwierigen Zeiten hinwegzukom— 
men. Sie müſſen doch zugeben, daß von Tag zu 
Tag die Preiſe für ſämtliche Lebensmittel und alle 
notwendigen anderen Gebrauchsartikel ſteigen, 
während Sie auf der anderen Seite durch Ihre 
Anordnungen, daß die Löhne und Gehälter nicht 
erhöht werden dürfen, der Danziger Bevölkerung 
doch gewiß nicht helfen. 
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Hier iſt wohl der ſpringende Punkt, darüber (O 


müſſen wir heute einmal nachdenken, wie der ſchaf⸗ 
fenden Bevölkerung Danzigs wirklich zu helfen iſt. 
Das iſt das ausſchlaggebende, darüber haben wir 
hier zu ſprechen. Ich bin der Ueberzeugung, daß 
das nur dadurch geſchehen kann, daß die Verhand- 
lungen, die mit Polen ſchweben, mit größtmöglich⸗ 
ſter Beſchleunigung im Intereſſe der ſchaffenden 
Bevölkerung Danzigs zu Ende geführt werden, ſo 
daß dadurch die Wirtſchaft wieder angekurbelt 
wird, daß im Hafen die Arbeit wieder beginnt, 
daß die Kräne zu arbeiten anfangen und daß vor 
allen Dingen die Grenzen zwiſchen Danzig und 
Polen für ſämtliche Lebensmittel geöffnet werden. 
Ich habe auch bereits am 26. Juni geſagt, daß es 
nicht angeht, daß hier die Lebensmittel und alle 
anderen Sachen im Preiſe ſteigen, während die 
Löhne auf demſelben Niveau gehalten werden. 
(Zuruf rechts: Was koſten Ihre Schweine in War— 
ſchau?) Meine Herren! Ihre Zurufe beweiſen, daß 
Sie bisher den Ernſt der Situation noch gar nicht 
erfaßt haben. Es tut mir nur leid, daß mir nicht 
die Zeit zur Verfügung ſteht, um mich mit Ihnen 
über dieſe wichtigen Fragen ausführlicher unter— 
halten zu können. Ich muß mich daher darauf be— 
ſchränken — zumal der Herr Präſident ſchon die 
Glocke in der Hand hat — Ihnen zu ſagen, daß der 
einzige richtige Weg für Danzig iſt, alles daran zu 
ſetzen, um mit Polen ſo ſchnell wie möglich zu einer 
Einigung zu gelangen, damit dann zu allererſt die 
Lebensmitteleinfuhr von Polen nach Danzig frei— 
gegeben wird, damit die Danziger Bevölkerung 
wenigſtens in den niedrigen Lebensmittelpreiſen 
einen Ausgleich gegenüber den Löhnen erhält und 
einigermaßen in der Lage iſt, in dieſer heutigen 
ſchweren Zeit durchzuhalten. 

M. H., wenden Sie ſich einmal dieſer Sache mit 
größerem Ernſt zu und tragen auch Sie in Ihren 
Reihen etwas dazu bei, damit dieſe lebenswichti— 
gen Fragen endlich gelöſt werden. Verwenden Sie 
nicht nur immer Ihre Zeit auf Zurufe, die wirk⸗ 
lich nicht dazu beitragen, die ernſte Situation zu 
verbeſſern. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Greiſer, Präſident des Senats: Meine Partei- 
genoſſen! (Heiterkeit.) Endlich haben wir den paſ— 
ſenden parlamentariſchen Zuſtand erreicht, — und 
es erübrigt ſich eigentlich, auf die Ausführungen 
der Vorredner einzugehen; denn was die Oppoſi⸗ 
tion hier vorbrachte, hat ja ſo gut wie gar keine 
Verbindung mit meiner Regierungserklärung. 
(Sehr richtig!) Ich will deshalb auch ein kleines 
Geheimnis verraten. Meine Regierungserklärung 
habe ich heute mittag diktiert, ich glaube, daß ſie 
um 3 oder ½4 Uhr fertig geworden iſt. Gegen 4 
Uhr waren die für die Preſſe beſtimmten Exem— 
plare im Volkstag. Nun habe ich die große Freude 
gehabt, daß zu der von mir verleſenen Regierungs— 
erklärung ſämtliche Abgeordnete der einzelnen 
Fraktionen mit Ausnahme des Abg. Budzynſki 
eine mit Schreibmaſchine gefertigte Antwort ver— 
leſen haben. Das iſt deshalb intereſſant, weil die 
Herren von der Oppoſitivn, die ſich jo ſehr auf den 
Parlamentarismus und die parlamentariſche 
Schlagkraft berufen, damit bewieſen haben, daß 
Ute gar nicht mehr in der Lage find, mit den par- 
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lamentariſchen Waffen zu kämpfen, ſondern daß fie 


in ihrer parlamentariſchen Schlagkraft ſchon ſo 
weit gelähmt und verfettet ſind (Sehr gut! und Zu⸗ 
ſtimmung), daß ſie ihren Geiſt nicht innerhalb 
einer halben Stunde auf eine Regierungserklärung 
konzentrieren und darauf antworten können. 

Als wir im Parlament ſaßen, haben wir keine 
Schreibmaſchine zur Verfügung gehabt und haben 
trotzdem auf die Erklärungen der Herren Ziehm 
und Sahm im Handumdrehen geantwortet und die 
Antwort hat jo geſeſſen, daß die Herren haben ab— 
treten müſſen. Die heutige Oppoſition kann das 
nicht mehr, wir nehmen es ihr nicht übel. Es iſt 
ganz gut, wenn die Herrſchaften hinaus gegangen 
ſind, dann ſind wir wenigſtens unter uns. Ganz 
kurz muß ich einige Unrichtigkeiten richtigſtellen. 

Herr Dr. Stachnik hat von Gdingen geſprochen 
und geglaubt, wir müßten in unſeren Verhandlun⸗ 
gen darauf beſonderen Wert legen, daß ſich Gdin⸗ 
gen nicht zu einer Vorherrſchaft gegenüber Danzig 
auswächſt. Ich möchte dieſen Hinweis an die 
Adreſſe des Zentrums zurückgeben; denn gerade in 
der Regierungszeit des Zentrums zuſammen mit 
der Sozialdemokratie iſt ja Edingen entſtanden. 
Meine Parteigenoſſen! Bei einer geſchickten politi⸗ 
ſchen Linienführung in jenen Jahren hätte es 
meiner Meinung nach ermöglicht werden müſſen, 
die Republik Polen an die vertraglichen Rechte, 
die ſie in Danzig beſitzt, ſo ſtark zu feſſeln, daß ſie 
nicht mehr hätte herauskommen können. Dann 
hätte es nicht ein Gdingen aufbauen können und 
wir hätten in Danzig heute nicht dieſe finanziellen 
und wirtſchaftlichen Schwierigkeiten. Wenn Herr 
Dr. Stachnik ſich darauf berufen zu müſſen glaubte, 
daß Präſident Ziehm in Genf in internationalen 
Kreiſen ein beſonderes Anſehen genoſſen hätte, das 
ich nicht beſitze und daß man damals manches ver⸗ 
hindert hat, um nicht eine Danzig-feindliche Atmo— 
ſphäre aufkommen zu laſſen, ſo möchte ich darauf 
hinweiſen: Ich habe meinen Eid als Präſident des 
Senats nicht darauf geſchworen, um von allen 
internationalen Kreiſen in Genf mit Hoſianna 
empfangen zu werden, ich habe den Eid auf die 
Verfaſſung und die deutſche Bevölkerung geſchwo⸗ 
ren. Das iſt mir wichtiger. (Sehr gut!) 

Es wird eine Zeit kommen, wo es wahrſchein⸗ 
lich angenehmer ſein wird, auch nach materiellen 
und wirtſchaftlichen Nöten und Opfern, die wir 
heute der Bevölkerung auferlegen, von der deut⸗ 
ſchen Bevölkerung als der politiſche Führer, der 
das große Ziel erreicht hat, das wir Nationalſozia⸗ 
liſten erreichen wollen, anerkannt zu werden. 
Wenn Herr Dr. Stachnik in ſeiner im voraus aus⸗ 
gearbeiteten Fraktionserklärung darauf hinwies, 
daß innerpolitiſch manche Schäden ausgebeſſert 
werden müßten, möchte ich ihm ſagen, daß wir 
dieſe Schäden gern ausbeſſern würden, wenn uns 
die nötigen Mittel dafür zur Verfügung ſtänden. 
Andererſeits ſind dieſe Schäden erſt durch die gute 
Regierungstätigkeit einmal des Zentrums mit der 
Sozialdemokratie und zum andern mit den Deutjch- 
nationalen entſtanden. Wenn er unſerem Partei⸗ 
genoſſen Huth den Vorwurf machte, daß er als 
nebenamtlicher Senator für Wirtſchaft am falſchen 
Platz ſtände, ſo möchte ich ihn mit ſeinen eigenen 
Waffen ſchlagen. Wer war Herr Dr. Althoff? Ein 
Techniker und Architekt. Er war gleichfalls Führer 
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der Danziger Wirtſchaft und hat ſich zudem für (C; 


dieſe Wirtſchaftsführung doppeltes Gehalt zahlen 
laſſen, das heute penſionsfähig weiterhin erhalten 
bleiben muß. Dieſe Argumente ſchlagen alſo nicht 
ein. Dr. Althoff gehörte einem Senat an, der 24 
und ſpäter 12 Köpfe beſaß und Herr Huth gehört 
einem Senat an, der nur acht Köpfe hat, aber die 
gleiche Arbeit bewältigen muß. 

Die ſchweren Finanzſünden ließen ſich, ſo ſagte 
Herr Dr. Stachnik, nicht in einem Jahre wieder 
ausgleichen. Ich möchte dies Wort als das einzig 
Wahre aus ſeiner Rede ganz dick unterſtreichen. 
Wenn man dieſe ſchweren Finanzſünden der frühes 
ren 15 Jahre nicht begangen hätte, brauchten wir 
Nationalſozialiſten nicht jo harte Maßnahmen. 
durchzuführen. Wenn Herr Dr. Stachnik wiederum 
die Gelegenheit benutzte, um auf den Regierungs— 
ſturz hinzuarbeiten und ihn zu propagieren, ſo 
möchte ich nochmals an dieſer Stelle betonen, daß 
ein Regierungsſturz für uns gar nicht in Frage 
kommt. Man ſoll ſich nicht täuſchen! Wir National⸗ 
ſozialiſten benutzen das Parlament, weil es uns 
vorgeſchrieben iſt, aber eine einmal errungene par⸗ 
lamentariſche Poſition geben wir nicht auf, ob mit 
a ohne Parlament kommt nicht in Frage. (Bei⸗ 
fall). 

Unſer gemeinſamer Freund Weiſe (Schon nach 
Hauſe gegangen! rechts) hat ſo ähnlich gearbeitet. 
Auch er hat eine mit der Schreibmaſchine vorge— 
ſchriebene Erklärung verleſen. Er glaubte, mir ein⸗ 
gangs den Vorwurf machen zu müſſen, daß ich 
ſeinerzeit mit den Kommuniſten einen Antrag auf 
Auflöſung des Volkstages eingebracht und daß ich 
früher den Abgeordneten Plenikowſki mit „lieber 
Pleni“ angeredet hätte. Ich möchte Herrn Weiſe 
und allen Deutſchnationalen in aller Oeffentlich— 
keit ſagen, daß mir der „liebe Pleni“ in ſeiner 
ſturen kommuniſtiſchen Einſtellung tauſendmal 
lieber iſt, als dieſe falſchen Fünfziger von Deutſch⸗ 
nationalen. (Beifall rechts.) Jedenfalls wiſſen wir 
bei Pleni, woran wir ſind. Der gibt ſeine Ueber⸗ 
zeugung nicht auf, und wenn es darauf ankommt, 
hält er den Schädel hin. Bei den andern Herren 
wiſſen wir das nicht. (Der iſt Kämpfer! bei den 
Nationalſozialiſten.) Wenn wir uns auf dem par⸗ 
lamentariſchen Parkett zuſammenfanden, um die 
deutſchnationale Regierung Ziehm zum Sturz zu 
bringen, ſo erkläre ich gern, daß uns auch in Zu⸗ 
kunft jeder Bundesgenoſſe zum Sturz einer anti⸗ 
ſozialen Regierung angenehmer und lieber iſt als 
dieſe Herren. Dieſe Rede hat inſofern einen bedeut⸗ 
ſameren Charakter gehabt, als Herr Abg. Weiſe 
es für richtig hielt, ſich mit der Außenpolitik zu 
beſchäftigen. Er hätte das beſſer nicht tun jollen; 
denn in der Außenpolitik, meine Parteigenoſſen, 
iſt es ſo, daß, wenn ein Volk und Staat in Gefahr 
ſind, man auch dann wenn man zu dieſem Staat in 
einer gewiſſen Oppoſitionsſtellung ſteht, doch ſo⸗ 
viel Anſtandsgefühl aufbringen muß, um in dieſer 
ſchweren Gefahr dem Staat und Volk nicht noch den 
Dolchſtoß in den Rücken zu verſetzen. Wenn das ein 
Marxiſt und Kommuniſt tut, dann ſind wir Kum⸗ 
mer gewohnt. Wenn das aber Menſchen tun, die 
ſich Deutſche nennen und dazu noch national, ſo 
muß ich von dieſer Stelle ſagen, daß man dieſen 
Menſchen nur mit „Pfui“ erwidern kann. (Das 
haben wir getan! bei den Nationalſozialiſten.) 
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(Greiſer, Präſident des Senats) 

Herr Abg. Weiſe hat ſeine Einſtellung und ſeinen 
Charakter entlarvt. Ich möchte dem Herrn Weiſe 
den Rat geben, endlich einmal in ſich zu gehen 
und auf die Leute ſeiner Umgebung zu hören, die 


noch etwas Anſtandsgefühl und Vernunft bewahrt 


haben; denn Herr Weiſe merkt gar nicht, daß er 
der junge Mann vom Zentrum mit der öſterreichi⸗ 
ſchen Linie iſt. (Sehr richtig! rechts.) Aber wir 
wollen ihm das nicht übelnehmen. Wenn er das 
nicht kapiert, muß er weiter bekämpft werden. Er 
wird ſich den Schädel genau ſo einrennen, wie die 
anderen auch. Wenn er hier wäre, würde ich ihm 
das noch etwas deutlicher ſagen, ſo darf es genügen. 


Mein guter Freund Pleni, — er iſt leider hin⸗ 
ausgegangen — hat ſo friſch und frei die neuge— 
druckte Anweiſung von den Komintern aus Mos⸗ 
kau verleſen. Das iſt ſchließlich ſeine Pflicht als 
guter Parteifunktionär und dafür wird er bezahlt. 
Davon lebt er heute, nachdem wir ihn etwas 
zwangsweiſe penſioniert haben. Die antifaſchi⸗ 
ſtiſche Einheitsfront, die er organiſiert hat, habe 
ich in meiner Regierungserklärung dadurch gekenn⸗ 
zeichnet, daß er zuſammen mit Herrn Weiſe die 
neue Regierung übernehmen möchte. 


Das iſt ja heute durchaus von Ihnen anerkannt 
worden: Sie ſind bereit, mit jedem zuſammenzu⸗ 
arbeiten, der die antifaſchiſtiſche Einheitsfront 
billigt. Gut! Wir erblicken darin ein freies 
offenes Geſtändnis des Herrn Plenikowſki, aber 
wir werden nun nach dieſem offenen Geſtändnis 
auch handeln; denn wir können uns — wie geſagt 
— nun einmal nicht das Schickſal Danzigs in den 
Händen einer gemeinſamen Front von Plenikowſfki 
bis Weiſe gut aufgehoben denken. Allein aus die⸗ 
ſer ehernen Erkenntnis heraus haben wir die Ver⸗ 
pflichtung vor der Danziger Bevölkerung, die po⸗ 
litiſche Macht in Danzig aus unſeren Händen nicht 
herauszugeben. 


Wenn der Herr Abg. Budzynſki hier davon ge⸗ 
ſprochen hat, daß alle Nöte letzten Endes ihre 
Grundurſache in der Abwertung oder Devalvation 
der Danziger Währung haben, ei, ei, Herr 
Budzynſki, Sie haben hier wieder aus der Schule 
geplaudert. Herr Miniſter Papée iſt anderer An⸗ 
ſicht. Der war ſehr erfreut darüber, daß wir ab- 
gewertet haben. Sie haben ſchon das vorige Mal, 
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joviel ich weiß, eine kleine Zigarre verpaßt be⸗ 


kommen, dieſes Mal wird ſie ſicher um einiges 
größer ſein. Sie plaudern viel zu viel aus der 
Schule, aber das liegt wahrſcheinlich daran, daß 
Sie noch nicht lange genug Abgeordneter ſind. 
Wenn ſie erſt einmal drei oder vier Jahre in die⸗ 
ſem hohen Hauſe ſitzen werden, dann werden Sie 
das ſchon lernen. (Abg. Budzynſti: Ich war früher 
hier als Sie!) 


Jedenfalls ſind hier zwei Meinungen gegen⸗ 
einander, für mich iſt das immer ſehr intereſſant. 
Aber ich glaube, Herr Budzynſki, Sie ſehen die 
Dinge etwas unrichtig, um nicht zu ſagen falſch. 
Auch Sie werden eines Tages einſehen, daß die 
deutſche Danziger Bevölkerung — und der Herr 
Präſident des Volkstages hat Ihnen ja vorher in 
ſehr jovialer und konzilianter Weiſe den richtigen 
Beſcheid gegeben — mit den Maßnahmen des na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Senats einverſtanden iſt. 
Selbſtverſtändlich ſchimpft jeder, wenn es an das 
Portemonaie geht, das tun Sie auch, wenn Ihre 
Kriegskaſſe im Geſchäft leer iſt, das iſt ganz logiſch. 
Aber letzten Endes kommt es doch nur darauf an, 
daß die deutſche Bevölkerung Danzigs weiß, wo⸗ 
hin die Reiſe geht. Das Billet, das der Abg. 
Budzynſti uns kaufen möchte, führt nach Warſchau. 
Sie müſſen es uns ſchon gütigſt geſtatten, daß der 
nationalſozialiſtiſche Senat ſich ein Billet nach 
einer anderen Fahrtrichtung kauft. (Stürmiſcher 
Beifall und Händeklatſchen.) 


Präſident: Die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wir 


ſtehen am Schluß der Tagesordnung. Ich ſchließe 


die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung: 18 Uhr 55 Minuten.) 


Druckfehlerberichtigung. 

Im Bericht der 5. Sitzung iſt auf Seite 50 (B) 
letzte Zeile ſtatt des Namens Rehberg der Name 
Waſchke zu ſetzen. Desgleichen Seite 51 (D) 
letzte Zeile. 

Auf Seite 51 (B) iſt in der 12. Zeile von unten 
der Name Rehberg zu ſtreichen und in der 9. Zeile 
von unten der Name Waſchke einzufügen. In der 
25. Zeile von unten iſt zu ſetzen „25 mit Nein“. 
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7. Sitzung. 

Mittwoch, den 27. November 1935. 
Geſchäftliches . ERBE 
Ordnungsruf für den Abg. Schramm (NSDAP.) FE 
Anträge des Senats auf Genehmigung zur Straf: 

verfolgung und Vollſtreckung gegen Abgeord⸗ 
nete (Druckſachen Nr. 33 zu Nr. 29, DEE 34 zu 
Nr. 30, Nr. 35 zu Nr. 31) 75 C 

Moritz (S. P. D.) 75 C 

Budzynſki (P.) 76 A 
Erſte, zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 

wurfs über die Gewährung von ee. 
(Druckſache Nr. 32) . 76C 

Kettlitz, Obergerichtsrat 76D 

Johſt (N. S. D. A. P.) 77 B 

Wiechmann (S. P. D.) 77D 

Potrykus (3) . 78 B 

Gamm (Gruppe Weiſe) 78 C 

Plenikowſki (K. P.) 78 D 

Budzynſki (P.) 79 C 
Abänderungsantrag des abs. Plenikowſti zu 8 2 

der Druckſache Nr. 32 80 K 
Abgabe einer Erklärung des Sinansfenators zu den 

Haushaltsplänen 80 C 
Abgabe einer Regierungserklärung 80 C 
Hoppenrath, Senator . 80 C 
Ordnungsruf für den Abg. Moritz (S. P. D.) 85 A 
Greiſer, Präſident des Senats. 87A 
Unterbrechung der Sitzung. St 91D 
Wiedereröffnung der Sitzung 91D 

Beyl (N. S. D. A. P.) 92 A 

Weber (S. P. D 95 B 
5 für den Abg Andres MSDAR) 960 

Batzer, Senator 99 B 

Klein (Z.) 100 C 

Gamm (Gruppe Meile) 100 C 

Plenikowſki (K 100 C 

Budzynſki (P) 10¹ B 

Greiſer, Präſident des Senats . 102 A 
Geſchäftliches 102 B 
Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. auf Annahme 

einer W elle dass 4 19 der G. = 8 
ſache Nr. 37) 102 B 

Moritz (SPD 102 C 

Plenikowſki RR. 102D 

Budayniti (P.) 103 A 

Beyl (N. S. D. A. P.) 8 „103 B 

„ u) verfänlice Extlärun . 104 A 
Vertagung 04 C 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten Beyl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, Vizepräſident des Senats Huth, Senatoren 
Batzer, Boeck, Dr. Hoppenrath, Dr. Kluck, 
Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Senatsrat Dr. Böttcher; 
Erſter Staatsanwalt Graßmann; Dberregierungss 
räte Hoffmann, Winter; Obergerichtsräte Dr. Bode, 
Kettlitz; Landgerichtsdireltor Wohler, Major 
Bethke, Treuhänder der Arbeiter Kendzia, Land— 
gerichtsrat Dr. Moebes, Hauptmann und Adjutant 
Kölle, Regierungs- und Kaſſenrat Stuntz, Referent 
Strautmann, Reg.⸗Aſſeſſor Olſchewſky, Kriminal⸗ 
rat Groetzner, Regierungsamtsrat Brockſch. 

Präſident: Ich eröffne die 7. Vollſiung des 
Volkstages. Wenn ich in die Tagesordnung ein⸗ 
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trete, muß ich noch mitteilen, daß Herr Abg. 
Weiſe wegen Krankheit — Rachenkehlkopfkatarrh, 
Schwellungen an der Mandel — entſchuldigt und 
für die heutige Sitzung beurlaubt iſt. Ferner iſt 
mir bei der Durchſicht des Protokolls der letzten 
Sitzung aufgefallen, daß Herr Abg. Schramm zu 
einem andern Mitglied dieſes Hauſes geäußert hat: 
„Das iſt gelogen.“ Ich rufe nachträglich Herrn 
Abg. Schramm wegen dieſes unparlamentariſchen 
Ausdrucks zur Ordnung. Ich rufe den Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: 
Anträge des Senats auf Genehmigung zur 
Strafverfolgung und Vollſtreckung gegen 
Abgeordnete. Bericht des Aelteſtenaus⸗ 
ſchuſſes. 
Druckſachen Nr. 33 zu Nr. 29, Nr. 34 zu Nr. 30 und 
Nr. 35 zu Nr. 31. Nach Rückſprache im Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlage ich dem Hauſe vor, die Ausſprache 
über die drei Vorlagen 1 a, b und e zu verbinden 
und die Redezeit für ſämtliche Fraktionen auf eine 
halbe Stunde zu beſchränken. Wer für die Annahme 
dieſes Antrages iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Ich er⸗ 
öffne die Ausſprache. Das Wort zu Punkt 1 der 
Tagesordnung hat der Herr Abg. Moritz. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Der Herr Präſident iſt ſofort in die Tagesordnung 
eingetreten. Ich hatte deshalb keine Gelegenheit, 
folgende kurze Erklärung, die ſich auf die Aufſtel⸗ 
lung der Tagesordnung bezieht, abzugeben und 
möchte das jetzt nachholen. 

Nach dem Urteil des Obergerichts iſt die Neu— 
berechnung und Neuverteilung der Abgeordneten⸗ 
ſitze vorzunehmen. Das iſt bis heute nicht geſchehen. 
Der Wahlausſchuß, der bereits zu einer Sitzung 
zuſammenberufen war, — 

Präſident: Herr Abg. Moritz, ich mache Sie 
darauf aufmerkſam, daß Sie das Wort zu Punkt 1 
De Tagesordnung haben. Ich bitte, auch zu Punkt 

10 ſprechen, ſonſt müßte ich Ihnen das Wort ent⸗ 
ziehen. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Das ſteht da⸗ 
mit in Verbindung, ich habe nur noch einen Satz 
dazu zu jagen. Nach § 1 der Geſchäftsordnung iſt 
der Präſident verpflichtet, nach Erledigung eines 
Wahlauftrages unverzüglich die Einberufung des 
Nachfolgers zu veranlaſſen. Das iſt noch nicht ge⸗ 
ſchehen. 

Präſident: Ich mache Sie zum letzten Mal dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß Sie zur Sache, zum Punkt 1 
der Tagesordnung, zu ſprechen haben. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Da ich in der 
Vorbringung der Bedenken, bezüglich der Zuſam⸗ 
menſetzung des Hauſes, das nicht alle ordnungs⸗ 
mäßig gewählten Abgeordneten umfaßt, behindert 
werde, muß ich mich der Anordnung des Präſiden⸗ 
ten fügen. 

Die heute vorliegenden Anträge auf Aufhebung 
der Immunität ſind zurückzuführen auf ausgeſpro⸗ 
chene politiſche Vergehen oder Bagatellen, die uns 
nötiges Schreibwerk verurſachen. Es muß auffal⸗ 
len, daß derartige Verfahren ſtets nur gegen Abge- 
ordnete der Oppoſition eingeleitet werden, während 
die Staatsanwaltſchaft ſich durchaus nicht bemüßigt 
fühlt, Strafanträgen gegen die Abgeordneten der 
Nationalſozialiſtiſchen Fraktion Fortgang zu 
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geben, ſondern ſolche Anträge als nicht im öffent⸗ 
lichen Intereſſe liegend ohne Unterſuchung ablehnt. 
Ich ſage „ohne Unterſuchung“, weil ja eine Unter⸗ 
ſuchung erſt möglich iſt, wenn die Immunität auf- 
gehoben iſt. 

Wie kleinlich die Mehrheit dieſes Volkstags 
gerade heute bei dieſen Anträgen handelt, geht 
ſchon daraus hervor, daß die Anträge noch auf die 
Tagesordnung geſetzt ſind, obwohl ſie bereits im 
nächſten Punkt durch die anzunehmende Amneſtie 
erledigt ſein werden. Da Anträge von unſerer 
Seite nicht angenommen werden, können wir es 
uns verſagen, den Antrag zu ſtellen, die Vorlagen 
abzuſetzen bis nach der Beratung der Amneſtie. 
Falls Sie nicht ſelbſt den Antrag ſtellen ſollten, 
ſondern auf einer Beſchlußfaſſung beſtehen, erklären 
wir dazu, daß wir in allen drei Fällen die Auf— 
hebung der Immunität ablehnen werden. 

Präſident: Bevor ich dem Herrn Abg. Budzynſki 
das Wort zu Punkt 1 der Tagesordnung erteile, 
hole ich nach, daß gemäß Beſchluß des Volkstages 
die Redezeit für dieſen Punkt 1 der Tagesordnung 
beträgt: für die Nationalſozialiſten 18 Minuten, 
für die Sozialdemokraten 5 Minuten, für das Zen⸗ 
trum 4 Minuten, für die Gruppe Weiſe eine, die 


Kommuniſten eine und die Polen eine Minute. 


Das Wort zu Punkt 1 der Tagesordnung hat der 
Herr Abg. Budzynſki. 


Budzynſki, Abgeordneter (P.): Obwohl ich von 


ſtarken Rheumatismus geplagt bin, iſt es mir ge⸗ 
lungen, in der mir zuſtehenden einen Minute Rede⸗ 
zeit auf die Rednertribüne zu kommen. (Heiter⸗ 
keit.) Zu der Vorlage ſelbſt möchte ich bemerken, 
daß die polniſche Gruppe nach wie vor auf dem 
Standpunkt ſteht, daß wegen politiſcher Vergehen 
Abgeordnete, wie es in den früheren Volkstagen 
geweſen iſt, keineswegs den Gerichten ausgeliefert 
werden dürfen, genau jo, wie es in allen Parla— 
menten der Welt gepflegt wird. Den Anträgen auf 
Strafverfolgung wegen zivil- und ſtrafrechtlicher 
Vergehen werden wir ſtattgeben, dagegen werden 


wir die Anträge auf Beſtrafung von Abgeordneten 


infolge politiſcher Vergehen nach wie vor ablehnen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen zu Punkt 1 
der Tagesordnung liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Ausſprache. Wir kommen zur Abſtimmung, und 
zwar zunächſt über Punkt 1 a. Wer dem Antrag des 
Aelteſtenausſchuſſes auf Genehmigung zur Straf— 
verfolgung und Urteilsvollſtreckung gegen den Abg. 
Formell gemäß Drudjahe Nr. 33 zu Nr. 29 zu⸗ 
ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit, der Ausſchußantrag in Druckſache Nr. 33 
iſt damit angenommen. 

Ich laſſe über den Punkt 1 b der heutigen Ta⸗ 
gesordnung abſtimmen. Wer dem Antrag des Ael⸗ 
teſtenausſchuſſes in Druckſache Nr. 34 zuſtimmen 
will, daß der Strafverfolgung und Urteilsvoll- 
ſtreckung gegen den Abg. Steinbrück ſtattgegeben 
werden ſoll, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, der Ausſchußantrag iſt ſomit ange⸗ 
nommen. 

Ich laſſe über Punkt 1e der Tagesordnung ab⸗ 
ſtimmen. Wer dem Antrag des Aelteſtenausſchuſſes 
in Druckſache Nr. 35 zuſtimmt, daß der Durchfüh⸗ 
rung eines Steuerſtrafverfahrens und Strafvoll- 
ſtreckung gegen den Abg. Steinbrück ſtattgegeben 
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heit, der Ausſchußantrag in Druckſache Nr. 35 iſt 
damit angenommen. — 


Ich rufe auf Punkt 2 der heutigen Tagesord— 
nung: 0 

Erſte, zweite und dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs über die Gewährung von 
Straffreiheit. 


Druckſache Nr. 32. Nach Rückſprache mit dem Aelte⸗ 
ſtenausſchuß ſchlage ich dem Hauſe vor, ſämtliche 
drei Leſungen des Geſetzes über die Gewährung 
von Straffreiheit abzuhalten. Der Volkstag hat ſich 
gemäß § 29 der Geſchäftsordnung mit der Kürzung 
der Friſten einverſtanden zu erklären. Ich laſſe 
deshalb abſtimmen. Wer dafür iſt, daß die in der 
Geſchäftsordnung vorgeſehenen Friſten zwiſchen 
den einzelnen Leſungen gekürzt werden und ſämt⸗ 
liche drei Beratungen heute ſtattfinden, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo 
beſchloſſen. Ferner ſchlage ich zu dieſem Punkt 2 
der Tagesordnung nach Rückſprache mit dem Welte- 
ſtenausſchuß vor, die Redezeit für alle drei Leſun⸗ 
gen für alle Fraktionen auf 1½ Stunden feſtzuſetzen. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenom- 
men. Es entfällt damit an Redezeit: auf die Natio⸗ 
nalſozialiſten 54, die Sozialdemokraten 15, das 
Zentrum 13, die Gruppe Weiſe vier, Gruppe Ple= 
nikowſki drei, Gruppe der Polen drei Minuten. — 
Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort zu dieſem 
Punkt der Tagesordnung hat der Berichterſtatter 
des Senats, Herr Obergerichtsrat Kettlitz. 


Kettlitz, Obergerichtsrat: Zu Punkt 2 der Ta⸗ 
gesordnung, Beſchlußfaſſung eines Geſetzes über 
Gewährung von Straffreiheit, bin ich von der Res 
gierung der Freien Stadt Danzig beauftragt, den 
Inhalt und das Anwendungsgebiet des vorgeleg⸗ 
ten Geſetzentwurfs juriſtiſch darzulegen. Der Ge⸗ 
ſetzentwurf hat zur wirklichen Erreichung ſeines 
Zieles, nämlich der inneren Befriedung der Freien 
Stadt, das Anwendungsgebiet ſowohl in zeitlicher 
als auch ſachlicher Hinſicht möglichſt weit geſtellt. 
Zeitlich will das Geſetz alle Straftaten bis zum Ins 
krafttreten des Geſetzes umfaſſen, das iſt wohl die 
äußerſt möglichſte Grenze eines Amneſtiegeſetzes. In 
Kraft tritt das Geſetz nach der erforderlichen Be— 
ſchlußfaſſung durch den Volkstag mit dem Tage, 
an dem es in gehöriger Weiſe verkündet wird. Da⸗ 
mit liegen alle vor dem Verkündungstag liegenden 
Straftaten im Rahmen der Amneſtie. Die Regie- 
rung wird das Geſetz heute verkünden, ſo daß damit 
alle heute etwa vorkommenden Straftaten nicht 
unter die Amneſtie fallen. 

Ebenſo wie die zeitliche, ſo iſt auch die ſachliche 
Grenze weit gezogen. Alle Straftaten, die mit 600 
Gulden Geldſtrafe oder vier Monaten Gefängnis⸗ 
ſtrafe allein oder miteinander beſtraft ſind, werden 


erlaſſen; alle anhängigen Verfahren, die eine 
Strafe des genannten Umfanges erwarten laſſen, 


werden eingeſtellt oder, falls ſie noch nicht anhän⸗ 
gig waren, nicht anhängig gemacht. Dabei ſpielt 


es keine Rolle, welche Straftat vorliegt, ob eine 
politiſche oder unpolitiſche und es iſt ebenfalls un⸗ 
weſentlich, ob der Täter bereits eine Vorſtrafe er⸗ 
litten hat oder nicht. Das iſt der Inhalt des S 1. 


wird, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr: (O) 


(D) 


(A 


(B 
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Darüber hinaus werden noch weitere Straf— 
taten amneſtiert, auch wenn ſie eine höhere Strafe 
als das genannte Strafmaß von 600 Gulden oder 
vier Monaten Gefängnis erfahren haben oder bei 
noch nicht anhängigen Verfahren zu erwarten ha— 
ben. Dieſe weitergehende Straffreiheit wird aber 
nur gewährt, wenn es ſich um politiſche Vergehen 
handelt, und wenn der Täter in den letzten Jah— 
ren — genau gejagt, ſeit dem 1. Januar 1930 — 
keine erhebliche Vorſtrafe erlitten hat. Denn der 
Täter, der ſchon erheblich vorbeſtraft ijt, verdient 
eine ſo weitgehende Amneſtie nicht. Als erheblich 
gelten die Strafen, die über das ſchon mehrfach 
erwähnte Strafmaß von 600 Gulden oder vier Mo— 
nate hinausgehen. f 

Abgeſehen von dieſen Strafen bezieht das Ge⸗ 
ſetz auch noch in gewiſſem Umfange die anhängigen 
Diſziplinarverfahren ein. Rechtskräftig beendete 
Diſziplinarverfahren ſcheiden naturgemäß aus. 
Anhängige Diſziplinarverfahren, die ein politiſches 
Vergehen zum Gegenſtand haben, ſollen dagegen 
ebenfalls amneſtiert werden. Im übrigen ſoll das 
Geſetz auf Diſziplinarſachen keine Anwendung fin— 
den. 

Wichtig it nun die Handhabung des Geſetzes 
oder, konkret gejagt, die Frage: Wer hat darüber 
zu entſcheiden, ob das Geſetz im Einzelfalle anwend⸗ 
bar ſei. Hier beſtimmt der Entwurf, daß die Be⸗ 
hörde, die zur Zeit gerade mit der Sache befaßt iſt 
und die am beſten den Fall kennt, in erſter Linie 
darüber entſcheiden ſoll, ob ein Amneſtiefall vor⸗ 
liegt oder nicht. Iſt ein Gericht ſchon mit der Sache 
befaßt, ſo ſoll das erſtinſtanzliche Gericht die Ent⸗ 
ſcheidung haben. Gegen dieſe Entſcheidung iſt die 
Beſchwerde zuläſſig, die ſowohl die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft als auch der Betroffene einlegen kann. 

Um vollkommene Einheitlichkeit in der Hand⸗ 
habung des Geſetzes zu gewährleiſten, ſoll eine ein⸗ 
heitliche Stelle über die Beſchwerde entſcheiden, 
und das ſoll der vom Gerichtspräſidenten zu ernen⸗ 
nende einzelne Richter ſein. Hat dieſer Richter ge⸗ 
ſprochen, ſo gibt es eine weitere Beſchwerde nicht 
mehr. Bei Diſziplinarſachen war es zweckmäßig, 
ſtatt dieſes einzelnen Richters das Diſziplinarge⸗ 
richt weiter entſcheiden zu laſſen. ö 

Das Geſetz ſieht dann noch einzelne Beſtimmun⸗ 
gen vor über Nebenſtrafen, rückſtändige Bußen und 
Koſten, die noch nicht bezahlt ſind, die ebenfalls er⸗ 
laſſen werden, wenn die Hauptſtrafe unter die Am⸗ 
neſtie fällt, und die juriſtiſche Regelung, wenn bei 
einer Geſamtſtrafe eine einzelne Tat unter die 
Amneſtie fällt. Dieſe juriſtiſchen Regelungen ſind 
genau fo vorgeſehen, wie bei den übrigen Amne— 
ſtiegeſetzen und haben deshalb wohl kein beſon⸗ 
deres Intereſſe. 

Präſident: Das Wort zu Punkt 2 der Tages: 
ordnung hat der Herr Abgeordnete Johſt. 

Johſt, Abgeordneter (NSDAP): Der Senat 
der Freien Stadt Danzig hat dem Volkstag einen 
Geſetzentwurf über die Gewährung von Straffrei⸗ 
heit überreicht. Die nationalſozialiſtiſche Fraktion 
des Volkstages wird dieſen Antrag in vollem Um— 
fange unterſtützen; denn es wird durch die Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes ein Schlußſtrich unter all 
das gezogen, was im Verlauf von politiſchen Aus⸗ 
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nationalſozialiſtiſche Bewegung kennt nur zu gut 
aus ihrem Kampf, wie einmal glühende Idealiſten 
ſich zu Gegenſätzlichkeiten zu den beſtehenden Ver⸗ 
ordnungen hinreißen laſſen in dem inneren Glau- 
ben an die Richtigkeit des von ihnen vertretenen 
Standpunktes, andererſeits aber Menſchen, ver⸗ 
führt und beſoldet von den Dunkelmännern in der 
Politik, meiſtens jede Vernunft vermiſſend, ſich zu 
Straftaten hinreißen laſſen. 

Es iſt ein Gebot der Gerechtigkeit und Pflicht 
des Staates, all dieſen unter Hinweis auf die Ver⸗ 
letzung der Geſetze, die drückende Laſt einer Strafe 
von den Schultern zu nehmen, zumal zu einer Zeit, 
wo genügend Sorgen auf den Schultern dieſer 
Menſchen laſten und das Weihnachtsfeſt unmittel- 
bar bevorſteht. 

Jeder Menſch muß, wenn er dieſes Geſetz richtig 
durchdenkt und den Sinn dieſer Maßnahme ver: 
ſtehen will, zugeben, daß großzügiger und gerechter 
nicht vorgegangen werden konnte. Ein politiſches 
Vergehen darf niemals durch Beſtrafung Märtyrer 
ſchaffen und derjenige, der beſtraft worden iſt, ſoll 
wieder zum Volk zurückfinden und nicht etwa durch 
eine zielbewußt arbeitende plan- und ſinnlos be= 
triebene Parteiagitation als Märtyrer hingeſtellt 
werden, um ſo neue politiſche Leidenſchaften zu ent— 
fachen. Es war daher auch notwendig, die anhän- 
gigen Diſziplinarverfahren einzubeziehen. 

Generelle Straffreiheit für alle Straftaten iſt 
jedoch, insbeſondere für Schwerverbrecher, für 
einen Staat ſittlich untragbar und wird auch nie= 
mals die Billigung der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei finden. 

Wir lehnen es entſchieden ab, derartige Ge—⸗ 
ſetzesporſchläge parteipolitiſch oder agitatoriſch 
auszuwerten, überlaſſen es dagegen den Vertretern 
einiger Oppoſitionsparteien, nach dem ihnen eige⸗ 
nen echt jüdiſchen Dreh die Dinge auf den Kopf 
zu ſtellen. Wir Nationalſozialiſten ſind der feſten 
Zuverſicht, daß durch dieſe Maßnahme Gutes ge— 
ſtiftet wird, nicht nur denen, die davon direkt er⸗ 
faßt werden, ſondern auch der nicht geringen Zahl 
von Familienangehörigen. 

Die nationalſozialiſtiſche Fraktion wird dem 
Antrage des Senats zuſtimmen. (Starker Beifall.) 


Präſident: Das Wort zu Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Wiechmann. 

Wiechmann, Abgeordneter (S. P. D.): Eine Re⸗ 
gierung, die das Danziger Strafgeſetzbuch um 
mehrere Dutzend von Paragraphen vermehrt hat, 
von denen faſt jeder einzelne tief in die demokra⸗ 
tiſchen Grundfreiheiten der Danziger Verfaſſung 
eingreift und auf Grund deren mehr Verurteilun— 
gen erfolgt ſind als auf Grund der großen Zahl der 
Paragraphen des alten Strafgeſetzes entfallen, 
eine Regierung, welche die ihr übertragene geſetz— 
geberiſche Befugnis dazu benutzt hat, um das 
öffentliche Leben und die Geſinnung der Bürger 
umzugeſtalten, eine Regierung, die derartig weit- 
gehende Beſtimmungen zu verantworten hat, Be⸗ 
ſtimmungen, welche nicht nur über unzählig viele 
Staatsbürger Not und Tränen und Elend gebracht, 
ſondern auch das Geſicht der öffentlichen Meinung 
völlig entſtellt haben, eine ſolche Regierung hat 
in der Tat die Pflicht — da teilen wir und alle 


einanderſetzungen ſich unvermeidbar zuträgt. Die! verfaſſungstreuen Staatsbürger die Anſicht des 
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Hern Redners der NSDAP. — in der Tat die 
Pflicht, eine Befriedung des öffentlichen Lebens 
herbeizuführen. 

Die Vielzahl der Verurteilungen wegen poli⸗ 
tiſcher Delikte und die Härte der Strafen wären 
für jeden Freiheitliebenden wahrlich Grund genug, 


für die Freilaſſung der politiſchen Gefangenen und 
für die Amneſtierung aller aus Not begangenen 


Taten einzutreten, wenn ſich dieſe Bereinigung 
nicht nur auf die Vergangenheit bezöge, ſondern 
auch auf die Zukunft und zwar in der Form, daß 
die Beſtimmungen, die die Meinungsfreiheit und 
die perjönliche Freiheit einengen, beſeitigt werden. 

Die von der Regierung dem Volkstag vorgelegte 
Amneſtie iſt nicht ausreichend, um eine wirkliche 
Bereinigung des öffentlichen Lebens herbeizu⸗ 
führen. Sie iſt hierzu auch nicht geeignet. Sie 
unterbindet eine Strafverfolgung der zahlloſen 
Gewalttaten der Nationalſozialiſten, die nichts mit 
politiſcher Geſinnung zu tun haben, ſondern ledig⸗ 
lich auf deren hemmungsloſen Machtdünkel zurück⸗ 
zuführen ſind. Sie will einen Schleier über den 
Terror decken mit 
7. April beeinflußt werden ſollte. (Zwiſchenruf. — 
Abg. Schramm: Sie haben ja nie Terror getrie⸗ 
ben!) Herr Schramm, das wiſſen Sie nicht, — 
(Glocke des Präſidenten.) — was hier in vergange⸗ 
nen Zeiten paſſiert iſt; denn damals beſchäftigten 
Sie ſich beſtimmt nicht mit Politik. Dieſe Am⸗ 
neſtie iſt dazu beſtimmt und geeignet, die Prozeſſe 
wegen all dieſer Verfehlungen hinfällig zu machen. 
Auf der anderen Seite hindert ſie aber nicht den 
„Vorpoſten“ ſeine haßerfüllten Beſchimpfungen 
zu wiederholen. Sie hindert auch nicht national⸗ 
ſozialiſtiſche Redner, der Schuljugend die Luſt an 
Gewalttaten beizubringen. 

So verſtößt alſo die vorliegende Amneſtie ge⸗ 
gen die Grundgedanken des Rechts. Wir, m. H. 
Abgeordneten von der NSDAP., lehnen deshalb 
dieſe Amneſtie mit aller Entſchiedenheit ab. (Bra⸗ 
vo! links.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 2 hat der Herr 
Abg. Potrykus. 

Potrykus, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
Das Zentrum iſt grundſätzlich Gegner von Amne⸗ 
ſtieen, es ſei denn, daß ein ganz außergewöhnlicher 
Anlaß vorliege. In der gegenwärtigen Situation 
erſcheint uns eine Amneſtie nicht nur vollkommen 
unbegründet, ſondern darüber hinaus geradezu ge⸗ 


fährlich. In einer Zeit höchſter politiſcher Er⸗ 
regung wird man die Leidenſchaften nur dann 


dem das Wahlergebnis des 


zügeln können, wenn mindeſtens jede grobe Ueber⸗ 


tretung der Geſetze mit unnachſichtlicher Strafe ge⸗ 
ahndet wird. Wenn in aller Oeffentlichkeit zu ge⸗ 


ſetzwidrigen Handlungen, ja ſelbſt zum Nieder⸗ 


ſchlagen der politiſchen Gegner aufgereizt wird, 
dann iſt eher eine Verſchärfung der Geſetze und 


ihrer Anwendung am Platz als ihre wenn auch 
nichts als Opfer einer verkehrten Geſellſchaftsord⸗ 


nur vorübergehende Außerkraftſetzung. 

Es muß jedem geſunden Rechtsempfinden wi⸗ 
derſprechen, wenn oft kleine Vergehen hart beſtraft 
worden ſind, während ſchwere Verſtöße gegen Ge⸗ 
ſetze, wie ſie vom Obergericht allein anläßlich der 
Wahlanfechtung feſtgeſtellt worden ſind, nun ohne 
Sühne bleiben ſollen. Darin liegt ja geradezu eine 
Ermunterung zu neuen Gewalttätigkeiten, zumal 
die Amneſtie in einem ſo ungewöhnlichen Ausmaße 


beſonders in faſchiſtiſch regierten, 
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gewährt werden ſoll, daß bei ſogenannten politi- (O) 


ſchen Delikten ſelbſt größte Ehrverletzungen, roheſte 
Mißhandlungen, ja ſogar Morde ſtraffrei aus⸗ 
gehen können. 

Welchen Anreiz eine ſolche Amneſtievorlage 
auf beſtimmte Elemente ausüben muß, beweiſt der 
Ueberfall auf den Abg. Weiſe am hellen Tage und 
dazu im Polizeipräſidium. (Hört, hört!) Wir tei⸗ 
len die Auffaſſung, die der jetzige Juſtizſenator im 
Jahre 1932 vertreten hat, insbeſondere ſeine Feſt⸗ 
ſtellung, daß ein ſolches Geſetz zu der Ueberzeugung 
führen muß, daß es ein Recht nicht mehr gibt. 
Wenn aber in der Bevölkerung das Vertrauen 
fehlt, daß der Staat es mit ſeiner Pflicht als unpar⸗ 
teiiſcher und energiſcher Schützer des Rechts Ernſt 
nimmt, bedeutet das eine Untergrabung jeder 
Staatsautorität und eine Gefährdung der Grund⸗ 
feſten des Staates überhaupt. 

Deshalb werden wir die Geſetzesvorlage ab- 
lehnen und wir warnen nachdrücklich vor deren 
Annahme. (Bravo!) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Gamm. 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): Die 
Deutſchnationale Fraktion (Zurufe und Heiterkeit 
rechts.) ſieht zum vorliegenden Amneſtiegeſetzent⸗ 
wurf nicht den geringſten Grund und die geringſte 


Veranlaſſung. Wohl bedauern wir tief, daß eine 


große Anzahl unſerer Anhänger hinter Gefängnis⸗ 
mauern ſitzen muß oder in Straf- oder Diſziplinar⸗ 
verfahren verſtrickt iſt. (Zuruf des Abg. Schramm.) 
Für dieſe verlangen wir lediglich eine von objek⸗ 
tiven Richtern nach Geſetz und Recht geführte Un- 
terſuchung. Eine ſo weitgehende Amneſtie wie die 
vorgeſchlagene iſt in der Rechtsgeſchichte der Völ⸗ 
ker noch nicht dageweſen, da ſie auch den politiſchen 
Mord wie überhaupt alle politiſchen Kapitalver⸗ 
brechen vollkommen ſtraffrei ſtellt. 

So iſt ſie kein Akt des Rechtsempfindens, ſon⸗ 
dern kann ſich praktiſch als Aufforderung zu weite⸗ 
ren Rechtsbrüchen ſchärfſter Art auswirken. Wir 
warnen im Intereſſe des Staates und der Bevölke⸗ 
rung dringend vor der Annahme dieſes Geſetzes. 
Wir wollen keine Straffreiheit, wir verlangen Ge— 
rechtigkeit. (Zurufe rechts.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 2 der Tages: 
ordnung hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Unſere 
grundſätzliche Einſtellung zur Frage der Amneſtie 
iſt bekannt. Es handelt ſich alſo nur darum, zu 
prüfen, ob das vorliegende Amneſtiegeſetz geeignet 
iſt, im Zuſammenhang mit der augenblicklichen Si⸗ 
tuation, uns zu einer anderen Einſtellung als bis⸗ 
her zu veranlaſſen. Gefängniſſe ſind die Macht⸗ 
mittel des Staates. In kapitaliſtiſchen Staaten, 
ſind die Se 

ie 


niſſe die Zwingburgen für das Proletariat. ind 
in 


überwiegende Mehrheit aller Eingekerkerten 


nung, deren Grundlage die immer mehr in Fäul⸗ 
nis übergehende kapitaliſtiſche Wirtſchaft iſt. 
Gewiß ſteckt man auch hin und wieder wirk⸗ 
liche Verbrecher — Schieber, Betrüger uſw. — ein. 
Doch dient das nur, um den Schein der „Objekti⸗ 
vität“ zu wahren, wie es Anatole France ſo wun⸗ 
derbar in bezug auf die kapitaliſtiſche Juſtiz zu ſa⸗ 
gen wußte: „Es iſt dem Armen und dem Reichen 


(D) 


— 
— 
—. 

— 
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Volkstag Danzig — 7. Sitzung. 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 
verboten, zu ſtehlen und unter Brücken zu ſchlafen.“ 
Zu einem großen Teil füllten und füllen heute 
unter dem faſchiſtiſchen Regime in ſtark vermehr— 
tem Maße proletariſche Kämpfer um die Inter⸗ 
eſſen der Werktätigen, um die Befreiung der Ar- 
beiterklaſſe die Gefängniſſe. 

Die Nationalſozialiſten wurden 
nicht müde, in der Aufzählung all der Opfer, die 
ſie für den „Kampf“ um ihre Bewegung gebracht 
haben. Nun ſind dieſe Opfer ja bekannt, und man 
vergleiche nur die „Opfer“, die ſie z. B. hier in 
Danzig in den 14 Jahren der „Schmach und 
Schande“ gebracht mit den Opfern, die von den 
kommuniſtiſchen Arbeitern für ihre Weltanſchau— 
ung gebracht wurden. Dabei will ich nicht all die 
Opfer erwähnen, die Vernichtung der Exiſtenz mit 
ſich brachten durch Dienſt- und Arbeitsentlaſſun⸗ 
gen, durch Mißhandlungen, Zerſtörung von Eigen⸗ 


tum ujw., ſondern nur die verhängten Gefängnis⸗ 


ſtrafen. Auch dabei ſchalte ich all die Strafen aus, 
die verhängt wurden für kommuniſtiſche Rufe, 
Grüße, für Singen kommuniſtiſcher Lieder, für 
kritiſche Bemerkungen. Die Zahl der jo „Beſtraf— 
ten“ geht in die Hunderte, die Strafen waren hart. 
Ich erwähne nur die ſogenannten „kommuniſtiſchen 
Prozeſſe“ hier in Danzig für die Herſtellung und 
Verbreitung antifaſchiſtiſcher Schriften und Flug⸗ 
blätter, für parteipolitiſche Betätigung uſw. 
(Schneller! rechts.) 

Nach einer zudem noch unvollſtändigen Sta= 
tiſtik fanden ſeit der Machtübernahme durch den 
Nationalſozialismus rund 20 ſolcher Prozeſſe ſtatt 
mit rund 100 Angeklagten, wovon nur 2 Frei⸗ 
ſprüche erfolgten. Die Angeklagten wurden zu ins— 
geſamt rund 110 Jahren Gefängnis verurteilt. Die 
Höchſtſtrafe war 315 Jahre Gefängnis, zuſammen 
mit der nicht in Anrechnung gebrachten Unter- 
ſuchungshaft 4 Jahre Gefängnis! 

Von dieſen Opfern des Faſchismus befinden 
ſich noch weit über 20 im Gefängnis, die von heute 
ab noch rund 25 Jahre Gefängnis zu verbüßen 
hätten. Einige politiſche Gefangene mit zuſam⸗ 
men 3 bis 5 Jahren kämen durch die Einſchrän— 
kungsvorſchrift noch nicht in den Genuß der Anz 
neſtie. Allein für rund 20 proletariſche Kämpfer 
mit einer noch zu verbüßenden Geſamthaft von 
rund 20 Jahren würden ſich bei der Durchführung 
der Amneſtie im Sinne des vorliegenden Geſetzes 
nach teilweiſe bereits 1½ jähriger Haft und dar⸗ 
über die Kerkertore öffnen. 

Dieſe Tatſache allein würde ſchon genügen, un- 
ſere Haltung zu beſtimmen. Schon dieſer Tatſache 
allein gegenüber müßten angeſtellte Erwägungen 
aller Art, auf die einzugehen es mir leider an Zeit 
mangelt, zurückſtehen. Um nur eine dieſer Erwä⸗ 
gungen hier zu zitieren: Man dürfe der Gerechtig⸗ 
keit nicht in den Arm fallen. Aus dieſer Erwä⸗ 
gung heraus z. B. gegen die Amneſtie zu ſtimmen, 
hieße den Wert kapitaliſtiſcher Gerechtigkeit ſchwe⸗ 
rer wiegen laſſen als den Wert von 20 Jahren Ge⸗ 
fängnis für die tapferſten und beſten Antifaſchi⸗ 
ſten. ( Heiterkeit.) Doch nach dem Sinn des vor⸗ 
liegenden Amneſtiegeſetzes werden darüber hinaus 
alle z. B. in Strafhaft befindlichen bzw. mit Straf⸗ 
haft bedrohten Antifaſchiſten amneſtiert, die wegen 
antinationalſozialiſtiſcher Kritik, kommuniſtiſcher 


Grüße, Rufe, Singen uſw. im Gefängnis ſitzen. 


und werden 


Mittwoch, den 27. November 1935. 79 


Es werden weiter eine beträchtliche Anzahl von 
Proletariern amneſtiert für verhängte Strafen 
unter 4 Monaten, worunter eine Anzahl begange— 
ner Notdelikte fällt. Schließlich fallen unter die 
Amneſtie auch eine Reihe von kleinen Geſchäfts⸗ 
leuten, die ſich gegen die faſchiſtiſchen Deviſenver— 
ordnungen uſw. vergangen haben. Wir haben an⸗ 
geſichts einer Amneſtie ſolchen Umfangs keine Ur⸗ 
ſache, unſere grundſätzliche Stellung zu ändern: 
Wir ſtimmen für das Geſetz! Was würde die 
Nichtdurchführung der Amneſtie denn überhaupt 
praktiſch an den beſtehenden Zuſtänden ändern? 
Nationalſozialiſten kämen ja doch nicht ins Ge—⸗ 
fängnis. 

Wir und mit uns alle Antifaſchiſten werden 
uns freuen, eine Anzahl proletariſcher Kämpfer 
wieder begrüßen zu können. Wir ſenden ihnen die 
heißeſten revolutionären Grüße, und mit ihnen 
werden wir den Kampf weiter führen bis auch für 
den letzten Antifaſchiſten ſich die Kerkertore geöff— 
net haben. (Aber anders als Sie meinen! rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Budzynſki. 


Budzynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Die polniſche Gruppe wird das eingebrachte Geſetz 
annehmen. Wollen wir doch ehrlich ſein: Es iſt 
doch ſelbſtverſtändlich, wenn die augenblickliche 
Regierung, die nur aus Nationalſozialiſten beſteht, 
dieſes Geſetz eingebracht hat, ſo tat ſie es deshalb, 
weil ſie die meiſten — ich will nicht ſagen Ver⸗ 
brecher — ſondern Perſonen in ihren Reihen hat, 
die ſich politiſch vergangen haben und deren Ver: 
gehen in den Rahmen dieſer Amneſtie hinein⸗ 
paſſen. Ich will damit ſagen, daß die National- 
ſozialiſtiſche Partei alſo die größte Anzahl der Per⸗ 
ſonen, die unter die Amneſtie fallen, geſtellt hat. 

Ich will aber, was ich ſchon anfangs betont 
habe, ehrlich ſein und deshalb auch der Oppoſition 
jagen, daß ſie höchſtwahrſcheinlich auch dieſem Ge— 
ſetz, genau ſo, wie wir es tun werden, zugeſtimmt 
hätte, wenn ſie nicht genau wüßte, daß dieſes Ge⸗ 
ſetz auch ohne die Stimmen der Oppoſition ange⸗ 
nommen würde. (Heiterkeit und Zuſtimmung 
rechts. — Glocke des Präſidenten.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe! 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): Meine Herren! 
Die polniſche Gruppe erwartet jedoch von der Re⸗ 
gierung, daß die Wohltaten dieſes Geſetzes ohne 
Unterſchied der Perſon und der Zugehörigkeit zu 
irgend einer Partei zur Anwendung kommen. Sie 
würde es zur Bekräftigung dieſes guten ehrlichen 
Willens gern ſehen, wenn vielleicht in den § 2, 
letzter Abſatz, noch ein Satz hineinkommen könnte, 
den ich mit Genehmigung des Herrn Präſidenten 
ganz kurz verleſen werde, ich bitte mir das zu ges 
ſtatten, auch wenn ich vielleicht die mir zuſtehende 
Redezeit etwas überſchreite. (Zuſtimmung des Prä⸗ 
ſidenten.) 

Die Beſtimmungen der vorſtehenden Abſätze fin⸗ 
den jedoch keine Anwendung auf die Perſonen, die 
ſeit dem 1. Januar 1930 bereits mit einer Freiheits⸗ 
ſtrafe von mehr als 4 Monaten oder einer Geldſtrafe 
über 600 G vorbeſtraft ſind. a 

Hier wünſchen wir den Satz anzufügen: 

„Politiſche Vergehen, die ſeit dem 1. Januar 1930 
in dieſer Höhe beſtraft wurden, fallen nicht unter 
dieſe Beſtimmung.“ 
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Die polniſche Gruppe wird dieſem Geſetz zuſtim— 
men. 

Präſident: Die Ausſprache iſt geſchloſſen, Wort⸗ 
meldungen liegen nicht mehr vor; die erſte Leſung 
iſt beendet. (Abg. Plenikowſki: „Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung!“) Ich rufe auf die zweite Beratung. Es 
iſt ein Abünderungsantrag der Gruppe Plenikow⸗ 
ſki geſtellt worden, den ich, da es nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung möglich iſt, zur zweiten Leſung Abände⸗ 
rungsanträge zu ſtellen, vorleſen werde: 

Abänderungsantrag zur zweiten Leſung. Ich 
beantrage, in $ 2 den letzten Abſatz von „Die Beſtim⸗ 
mungen ...“ bis „vorbeſtraft ſind“ zu ſtreichen. 

Plenikowſki. 

Es liegt ferner ein Antrag des Herrn Abg. Maaß 
vor, über ſämtliche Abänderungsanträge zur Ta= 
gesordnung überzugehen. Ich laſſe über den An— 
trag des Herrn Abg. Maaß abſtimmen. Wer dafür 
iſt, daß über den Abänderungsantrag des Herrn 
Abg. Plenikowſki zur Tagesordnung übergegangen 
wird, den bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; damit iſt der vorgelegte Abänderungs⸗ 
antrag des Herrn Abg. Plenikowſki abgelehnt. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 
Plenikowſki. (Abg. Plenikowſki: Verzichte!) 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, wir 
kommen zur Abſtimmung. Hierzu liegt ein Antrag 
des Herrn Abg. Maaß auf Blockabſtimmung vor. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ſomit iſt der 
Antrag angenommen. 

Wir kommen damit zur Blockabſtimmung über 
dieſes Geſetz in zweiter Leſung, und zwar über die 
SS 1—9 und die Ueberſchrift. Wer die 88 1—9 und 
die Ueberſchrift annehmen will, den bitte ich, ſich 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das erſte war die Mehrheit. Damit iſt das Geſetz 
auch in der zweiten Leſung angenommen. — Ich 
rufe auf die dritte Leſung des Geſetzes über Ge— 
währung von Straffreiheit, Druckſache Nr. 32. Ich 
eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Auch hierzu liegt der 
Antrag des Herrn Abg. Maaß auf Blockabſtimmung 
vor. Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der An— 
trag iſt angenommen. Ich laſſe jetzt über die Vor— 
lage abſtimmen. Wer das Geſetz über die Gewäh— 
rung von Straffreiheit in Druckſache Nr. 32 in der 
dritten Leſung, und zwar die SS 1 bis 9 und die 
Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe— 
ben. (Geſchieht.) Die Gegenprobe. — Das erſtere 
war die Mehrheit. Das Geſetz iſt ſomit auch in der 
dritten Leſung angenommen. 

Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Wer das 
Geſetz, betr. Straffreiheit, Druckſache Nr. 32, in der 
Schlußabſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Ich bitte die Gegenprobe! — Das 
erſtere war die Mehrheit; das Geſetz iſt endgültig 
angenommen. 

Wir kommen zu den Punkten 3 und 4 der Ta⸗ 
gesordnung. Nach Rückſprache im Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß ſoll die Beſprechung dieſer beiden Punkte zu— 
ſammengefaßt werden und nach Abgabe der Regie— 
rungserklärungen die Sitzung auf 1% Stunde un⸗ 
terbrochen werden. Wer dafür iſt, den bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt jo be= 
ſchloſſen. 
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Weiter ſchlage ich dem Hauſe gemäß Verein— 
barung im Aelteſtenausſchuß vor, zu Punkt 3 und 4 
der Tagesordnung die Redezeit für ſämtliche Frak— 
tionen auf insgeſamt drei Stunden zu beſchränken. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, den bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo 
beſchloſſen. Es entfallen ſomit für die Ausſprache 
auf die Nationalſozialiſtiſche Fraktion eine Rede⸗ 
zeit von 108 Minuten, auf die Sozialdemokratiſche 
Fraktion 30 Minuten, auf die Fraktion des Zen— 
trums 25 Minuten, auf die Gruppe Weiſe 8 Minu⸗ 
ten, für die Gruppe Plenikowſki 5 Minuten, für die 
Gruppe der Polen 5 Minuten Redezeit. Ich rufe 
die Punkte 3 und 4 der Tagesordnung auf: 
Abgabe einer Erklärung des Finanzſena⸗ 
tors zu den Haushaltsplänen. 
Abgabe einer Regierungserklärung. 

Das Wort hat der Herr Finanzſenator. 

Hoppenrath, Senator: Der Herr Präſident des 
Senats hat namens der Regierung wiederholt er— 
klärt, daß die Regierung den Etat 1935/36 dem 
Volkstag zugehen laſſen will und daß ſie in aller 
Oeffentlichkeit Auskunft über die Etatslage der 
Freien Stadt Danzig im Volkstag geben will. Die 
Etatsberatungen für dieſes Etatsjahr waren im 
Frühjahr bereits jo weit gefördert, daß die Vor⸗ 
lage an den Volkstag rechtzeitig hätte erfolgen 
können. Die Regierung konnte ihren Wunſch, dieſen 
Etat vorzulegen, aber nicht ausführen, da in- 
zwiſchen die Devalvation des Guldens am 2. Mai 
1935 eintrat. Ich werde im Verlauf meiner Rede 
noch ſpäter auf dieſe Vorgänge zurückkommen. 

Dieſe Devalvation mußte ſich naturgemäß auf 
den Etat ſo auswirken, daß mit ſämtlichen Arbeiten 
noch einmal von vorn begonnen werden mußte. 
Jede einzelne Poſition, und das ſind viele tauſende, 
mußte unter den veränderten Umſtänden noch ein— 
mal durchberaten, genau nachgeprüft und feſtgelegt 
werden. Daß ſich dieſe Neuaufſtellung des Etats 
bis jetzt hinzögerte, iſt nicht auf den böſen Willen 
der Regierung oder gar auf die Furcht vor der 
Oeffentlichkeit und der Wahrheit zurückzuführen, 
ſondern lediglich auf dieſe techniſchen Schwierigkei— 
ten, die ſowohl dem Danziger Volk als auch objektiv 
denkenden Fachleuten vollkommen verſtändlich ſind. 

Daß die Oppoſition Arm in Arm mit dem Emi- 
grantengeſindel in Prag, Paris und ſonſt überall 
in der Welt, in innigſter Uebereinſtimmung mit 
den Kreiſen, die das deutſche Volk und das deut— 
ſche Regime auf das tödlichſte haſſen, aus der ſchuld— 
loſen Nichtvorlegung des Etats die haltloſeſten 
Angriffe gegen die Danziger Finanzlage herleitete, 
möchte ich hier gleich feſtnageln. Einzelne Etats 
liegen dem Büro des Volkstages bereits vor, die 
anderen werden ſo ſchnell folgen, daß der Volkstag 
ſeine Arbeit unverzüglich beginnen und zu Ende 
führen kann. Meine Ausführungen ſollen die all— 
gemeinen Erläuterungen zu dieſem Etat und der 
Finanzlage geben. Einzelheiten werden bei der Be— 
ratung der Einzeletats zu erörtern ſein. 

An die Spitze meiner folgenden Ausführungen 
möchte ich die Tatſache ſtellen, daß dieſer Etat aus— 
geglichen ſein und den einwandsfreien Beweis da— 
für liefern wird, daß die Finanzlage der Freien 
Stadt Danzig geſund und in Ordnung iſt (Beifall.) 


Dieſer Ausgleich und dieſe Geſundung wurden da— 
durch herbeigeführt, daß die Regierung ohne Rück- 
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ſicht auf Popularität eine Reihe von Maßnahmen 
durchführte, wie ſie eine parlamentariſche Regie— 
rung mit mehreren Parteien niemals hätte durch⸗ 
führen können. (Sehr richtig! Sehr wahr!) Unter 
den früheren Regierungen hätte am Beginn einer 
jeden ſolchen Maßnahme jedesmal eine neue Re⸗ 
gierungskriſe geſtanden. Dies Syſtem hätte dem 
Danziger Volk nicht die notwendige Ordnung der 
Finanzen gebracht, ſondern eine endloſe Kette von 
widerlichem Kuhhandel und von unaufhörlichen 
Kriſen, die Volk, Staat und Wirtſchaft an den 
Rand des Abgrundes gebracht hätten (Zuruf links) 
und die ſchließlich zu dem durchaus unerwünſchten 
Eingreifen fremder Kräfte geführt hätten. Wir 
hätten dann in Danzig, wenn uns nicht noch 
Schlimmeres paſſiert wäre, zum mindeſten ein 
zweites Oeſterreich erlebt. Alle diejenigen, die jetzt ſo 
ſehnſüchtig nach irgendeinem Eingreifen von außen 
ſchreien, hätten dann ſehr bald diejenigen zum 


Teufel gejagt, die Danzig dadurch um eine der 
ſtärkſten Stützen des Staates, nämlich um die 
eigene Finanzhoheit gebracht hätten. 


Die Einzelheiten der von der Regierung unter— 
nommenen und noch in Durchführung begriffenen 
Sparmaßnahmen ſind bekannt. Ich kann es mir 
daher verſagen, auf jede dieſer Maßnahmen noch 
beſonders einzugehen. Ich möchte Ihnen nur 
einige beſonders prägnante Zahlen geben. 

An ſächlichen Ausgaben wurden im Etat 1935 
gegenüber dem Etat 1934 erſpart: 


bei dem Staat 4 627 000 G, wozu 
noch 4587 000 G bei der 

Stadt kommen, d. ſ. Erſparniſſe 

an ſächlichen Ausgaben rd.. 9 214 000 G. 


Hierbei muß man berückſichtigen, daß auch be— 
reits früher bei dieſen Ausgaben ſehr erhebliche 
Erſparniſſe gemacht worden ſind und daß gewiſſe 
Teile von Sachausgaben, man kann jetzt wohl 
find. die allermeiſten, zwangsläufiger Natur 
ſind. 

Bei den Erſparniſſen durch Perſonalabbau im 
Rechnungsjahr 1935 ſind folgende Zahlen bemer— 
kenswert: Es wurden eingeſpart an Beamten, 
Angeſtellten und Arbeitern bei der Poſt 65 mit 
einem Jahresſparertrag von rd. 402 000 G. — 
Hierbei muß aber bemerkt werden, daß bei der Poſt, 
deren Leitung mir der Senat auf meine beſon⸗ 
dere Bitte anvertraut hat, bereits im Jahre 1934 
222 Beamte abgebaut werden konnten, wodurch 
ſchon e eine Erſparnis von 960 000 6 jähr⸗ 
lich eintrat; 


beim Zoll lautet die Zahl 75 mit 


einem Jahresſparertrag von rd. 319 000 G, 
bei der Steuer lautet die Zahl 20 

mit einem Jahresſparertrag von 

rd. E 78 000 G, 
bei der Juſtiz lautet die Zahl 155 

mit einem Jahresſparertrag von 

rd. 660 000 G, 
bei der Polizei lautet die Zahl 280 

mit einem Jahresſparertrag von 

rd. 824 000 G, 
bei der Schule lautet die Zahl 67 

mit einem * von 8 

rd. ; Re SIIENDIRGE 


bei den 
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bei den Kirchen lautet die Zahl 1 
15 einem Jahresſparertrag von 
8 6 000 G, 
— Diele Zahl ſpricht wirklich nicht für die von 
der Oppoſition behauptete Kirchenfeindlichkeit der 
Regierung. (Sehr richtig!) — 


beim Senat lautet die Zahl 11 
mit einem Jahresſparertrag von 
rd. ZEITEN, 51 000 G, 


bei ſonſtigen ſtaatl. Verwaltungen 
lautet die Zahl 150 mit einem 
Jahresſparertrag von rd. 
beim Wohlfahrtsamt lautet die 
Zahl 86 mit einem Jahresſpar— 
ertrag von rd. 
bei der Bauverwaltung lautet die 
Zahl 58 mit einem Jahresſpar⸗ 
ertrag von rd. ; 
bei den jtädt. Schulen von Danzig 
lautet die Zahl 35 mit einem 
Jahresſparertrag von rd. 
Städt. Werken lautet die 
Zahl 162 mit einem Jahresſpar⸗ 
ertrag von rd. 5 
den ſonſtigen ſtädt. Senats⸗ 
ſtellen lautet die Zahl 118 mit 
einem Jahresſparertrag von rd. 531 000 ©. 
Die Zahlen für den Staat im ganzen betragen: 
505 Beamte, 
141 Angeſtellte, 
178 Arbeiter, 


insgeſamt 824 Perſonen 
mit einem Jahresbetrag von 
Bei der Stadt: 
38 Beamte, 
194 Angeſtellte, 
227 Arbeiter, 


insgeſamt 459 Perſonen 

mit einem Betrag von 

An Staat und Stadt zuſammen: 
543 Beamte, 
335 Angeſtellte, 
405 Arbeiter, 


insgeſamt 1283 Perſonen 

mit einem Betrag von 4636 000 G. 
Dieſe Zahl würde bei den Beamten noch erheb— 

lich größer ſein können, wenn nicht verfaſſungs⸗ 

mäßige Rechte einem weiteren Abbau entgegen— 

ſtänden. 


Dieſe Summen hätten glatt eingeſpart wer- 
den können nebſt erheblichen Beträgen für nutzlos 
überhöhte Gehälter, für Penſionen, Renten und 
Unterſtützungen ſeit Beginn der Feſtwährung, 
alſo mindeſtens 10 Jahre lang. Durch die unnötige 
Aufblähung des Beamten- und Verwaltungs⸗ 
apparats durch frühere Regierungen find alſo un⸗ 
nötig ausgegeben über 46 Millionen Gulden. 
(Hört, hört!) Die Anleiheſchuld des Staates be- 
trug vor der Devalvation rd. 28 Millionen Gulden, 
die der Stadtgemeinde 


293 000 G, 


296 000 G, 


152 000 G, 


243 000 G, 


377 000 G, 
bei 


3 036 000 G. 


1 600 000 G. 


Danzig rd. 30 Millionen Gulden, 
das ſind insgeſamt rd. 58 Millionen Gulden. 


Rechnet man dazu noch die für dieſe Beträge aus⸗ 
gegebenen Zinſen und Tilgungsbeträge, ſo muß 


(C) 


(D) 


(A) 


(B 


— 
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(Soppenrath, Senator) 
man rechneriſch zu dem zwingenden Schluß kom— 
men, daß der Staat und die Stadtgemeinde Dan⸗ 
zig ohne jede Anleiheſchulden wären, wenn bei 
der Begründung des Staates nicht dieſe unerträg— 
liche Ueberorganiſation und Aufblähung des 
Staatsbedienſtetenapparates geſchehen wäre. 
(Hört, hört!) 
Die Ueberführung von Beamten 
wird ſich wie folgt auswirken: 
Es werden bis zum 31. 3. 1936 überführt ſein 
386 Beamte mit einer Etatsentlaſtung von jähr⸗ 
lich rd. : 
und 2118 Penſionäre mit einer 


ins Reich 


Etatsentlaſtung von jährlich 
7ͤö;swãm inne 
ſo daß die jährliche 


Entlaſtung 

hier insgeſamt „„ 7540000, 
beträgt. 

Die jährliche Erſparnis durch Ueberführung 

von Erwerbsloſen nach dem Reich beträgt 2800000 
Gulden. 


Die Oppoſition hat ganz beſonders einige 


dieſer Maßnahmen in fanatiſcher und törichter 


Kurzſichtigkeit bekämpft. Die Regierung braucht, 
um die Härte dieſer Maßnahmen zu erkennen, nicht 
die politiſche Unaufrichtigkeit und die politiſchen 
Krokodilstränen einer Einheitsfront von Pleni— 
kowſki bis Weiſe. (Starker Beifall.) Die Regie- 
rung iſt ſich ſelbſt vollkommen klar darüber, daß 
die großen Einſparungen perſönlicher und ſäch— 
licher Natur ſehr große Härten enthalten und 
ſchwere wirtſchaftliche Folgen für die davon Be— 
troffenen nach ſich ziehen. Bei dieſen Maßnahmen 
war aber nur zu entſcheiden, ob man Danzig ret- 
ten wollte vor fremder Finanzdiktatur oder vor 
Schlimmerem, oder ob man für eine gewiſſe Zeit 
der Not auch ſchwere Entſcheidungen treffen 
wollte, womit nach menſchlichem Ermeſſen allein 
dieſe Gefahr gebannt werden konnte. Die Lage 
von Danzig war die einer belagerten Feſtung, die 
gehalten werden mußte. Die Weltgeſchichte hat in 
einer ſolchen Lage noch niemals ein Lob gehabt 
für diejenigen, die feige und unentſchloſſen die 
Feſtung ohne Kampf dem Feind übergeben. So 
kapitulierte nicht der alte Preußengeiſt und ſo 
kapituliert nie und nimmer eine nationaljoziali= 
ſtiſche Regierung. (Bravo!) Sie hält eine ſolche 
Poſition unter allen Umſtänden. Und heute kann 
man ſchon ſagen, daß Danzig als gehalten be— 
zeichnet werden kann. 


Unter dieſem Blickwinkel muß man die joges | 
nannte Ausſiedlung der Penſionäre und Beamten 


verſtehen. Wir wiſſen, wie viele Tränen und jtil- 
les Heldentum ſich in dieſer Aktion gezeigt haben. 
Wir ſehen aber auch, daß der Appell, den die Re⸗ 
gierung in dieſer Notzeit an dieſe Menſchen ge— 
richtet hat, von ihnen verſtanden und befolgt 
wurde. Die Betroffenen wußten, daß ſie ein Opfer 
dem Danziger Volk bringen mußten und fie brach⸗ 
ten dieſes Opfer, wie wir es erwartet haben. Der 


Dank, der dieſen Männern und Frauen für dieſes 


Opfer ausgeſprochen werden muß, kann gar nicht 
groß genug ſein. Dieſes Opfer wird in die Ge— 
ſchichte des Danziger Volkes eingehen. (Sehr gut! 
rechts.) 


840 000 G, 
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Die Herren der Oppoſition 
blütenhaft empfindlich, wenn das Wort Landes— 
verrat fällt. Wie ſoll man das denn nennen, wenn 
mit Lügen, falſchen Hoffnungen und mit allen 
möglichen und unmöglichen Mitteln dieſe Men— 
ſchen davon abgehalten werden ſollten, das Opfer 
ihres Fortganges aus Danzig dem Danziger Volk 
zu bringen? Wir kennen genau dieſe Leute, deren 
Treiben ich hier ausdrücklich brandmarken will. 
Wir wiſſen, wie deutſchnationale Herrſchaften da— 
bei auch die Hilfe der Kommuniſten nicht ſcheuten, 
die ſie ſonſt wie den leibhaftigen Satan haſſen. Wir 


wiſſen, daß für dieſe Zwecke prominente Politiker, 
(Beifall) die ſonſt die größten Antiſemiten waren, 
nach jüdiſchem Geld geradezu geſchnorrt haben. 
Wir wiſſen ſogar, daß jüdiſche Schieber, die Herr 
Rechtsanwalt Weile vertrat, (Sehr gut!) als— 
bald in der Mitgliedsliſte der Deutſchnationalen 
Volkspartei auftauchten. Ich nenne nur den 
Namen Schreiber. (Sehr gut!) Wir wiſſen, daß 
Geiſtliche beider Konfeſſionen dabei mit Kommu⸗ 
niſten und Marxiſten zuſammenarbeiteten. (Hört, 
hört!) Der Oppoſition kommt es bei ihrem Trei— 
ben gar nicht darauf an, ob dieſe Menſchen, die ſie 
zu beeinfluſſen verſucht, ſpäter einmal Schaden 
erleiden. 

Es iſt nicht wahr, daß dieſe Ausſiedelung dazu 
dienen ſollte oder dazu gedient hat, den politiſch 
unerwünſchten Teil der Bevölkerung aus Danzig 
zu entfernen. (Unſere Leute ſind gegangen! rechts.) 
Im Gegenteil, gerade die beſten Teile der Bevöl— 
kerung haben das Opfer dem Staat gebracht, (Sehr 
richtig!) die aus ihrer nationalſozialiſtiſchen Ein⸗ 
ſtellung die Notwendigkeit dieſer Maßnahmen ein— 
ſahen. Die Anhänger der Oppoſition ſind hier ge— 
blieben. Wir wiſſen das und wir werden dazu un— 
ſere Maßnahmen ſo treffen, wie es im Intereſſe 
des Danziger Volkes und des Staates notwendig 
iſt. (Starker Beifall rechts.) 

Die Oppoſition läuft beſonders gegen unſere 
Maßnahmen bezüglich der Beamten Sturm. Wenn 
man die Regierungserklärungen und Wahlparo— 
len aller früheren Danziger Parteien ſtudiert, 
dann findet man in ihnen immer als eine beſon— 
ders zugkräftige Parole die Forderung nach Ein— 
ſparungen in der Verwaltung und nach Abbau der 
Beamten. Jetzt, wo die Nationalſozialiſten dieſe 
Forderungen der Parteien wirklich einmal durch— 
führen wollen, ſchreit auf einmal die ganze Oppo— 
ſition von Plenikowſki bis Weiſe. Aber wer hat 
denn Danzig mit einem ſo rieſengroßen und aufge— 
blähten Beamtenapparat und mit einer ſolchen 
Verwaltung verſehen? Das war doch die damalige 
Rechtsregierung von Ziehm bis Jewelowſki (Mit 
Finanzſenator Hoppenrath! links.) und ſpäter 
halfen dabei dann noch bei dieſer Aufblähung 
wacker die Sozialdemokraten mit. Und wer wurde 


I 


damals Beamter, wer Regierungs-, Oberregie— 
rungs- und Staatsrat mit einem märchenhaft 
ſchönen Beſoldungs- und Penſionsdienſtalter? 


(Die Schwarzen! rechts.) Da ſpielten zunächſt mit 
die ſogenannten guten Beziehungen der Eltern, der 
Verwandtſchaft und der Univerſität. Da wurden 
die einzelnen Verwaltungen aufgeteilt unter die 
damaligen Parteien wie eroberte Provinzen. 
Streitigkeiten über die beſten und meiſten Plätze 
an der Futterkrippe wurden durch eifrigen Kuh— 


ſind immer jo (O) 


D 
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(A) handel beſeitigt. (Sehr richtig! bei den National- 


(B 


ſozialiſten.) So kam die unverantwortliche Auf: 
blähung zuſtande und ſo kam das zuſtande, was ich 
Ihnen nur an einem einzigen Beiſpiel bei der 
Poſtverwaltung, die immer eine ertragreiche Zen— 


trumsdomäne (Heiterkeit) war, zeigen möchte. 


— 


Dort warfen ſich zunächſt die Herren vom 
Zentrum und die Herren Förſter und Eppich die 
Beförderungsbälle gegenſeitig zu mit dem Ergeb— 
nis, daß die beiden genannten Herren Oberpoſt— 
direktoren bezw. Oberpoſträte wurden an Stellen, 
die entweder eingeſpart ſind oder die, wie in 
Zoppot, nach deutſchen Grundſätzen mit einem 
Oberpoſtinſpektor beſetzt werden müßten. So kam 
es, daß früher (1930) die Poſtverwaltung hatte 

1 Staatsrat 

3 Oberpoſträte 

4 Poſträte 

4 Oberpoſtdirektoren, (Abg. Leufgen: Alles 
für unſer Geld!) während ſie jetzt unter ſchwieri— 
geren Verhältniſſen arbeitet ohnen einen Staats⸗ 
rat mit 

1 Landespoſtdirektor 

3 Oberpoſträten 

2 Poſträten. 

Die Zeit erlaubt es nicht, Ihnen noch weitere 


Beiſpiele über dieſes Cliquen- und Kaſtenſyſtem 


zu geben. Damals ſpielten bei der Beſetzung ſolcher 
Stellen nicht ſo ſehr die Leiſtungen, die Fähig— 
keiten und auch nicht die Arbeit für Staat und 
Volk eine Rolle, ſondern im weſentlichen die 
Konnexion. 

Wer will es der nationalſozialiſtiſchen Regie⸗ 
rung verdenken, daß ſie leitende Stellen im Staat 
nicht beſetzt laſſen konnte von Beamten mit einer 
anderen Weltanſchauung, mit einer anderen 
Staatsauffaſſung und vielfach ſogar mit abſolut 
feindlicher Einſtellung. Dieſe notwendig gewor- 
denen Maßnahmen und die dadurch bedingten 
Neubeſetzungen und Umgruppierungen ſind klein 
im Verhältnis zu der früher geſchehenen groß— 


zügigſten Vettern- und Cliquenwirtſchaft. (Zu⸗ 
ſtimmung rechts.) 
Die nationalſozialiſtiſche Regierung erklärt 


ganz offen und handelt auch danach, daß ein 
Menſch, der ſeine Exiſtenz, ſeine Geſundheit und 
ſein Leben für die nationalſozialiſtiſche Idee in 
die Schanze geſchlagen hat, einen größeren An— 
ſpruch hat, dem nationalſozialiſtiſchen Staat zu 
dienen als ein Menſch, deſſen Hauptverdienſt es 
war, in der Wahl ſeiner Eltern und feiner ſonſti— 
gen Verhältniſſe recht vorſichtig geweſen zu ſein. 
(Beifall.) ; 

Die Organiſationsänderungen in den Verwal— 
tungen ſowie der Fortgang einer größeren Anzahl 
von Beamten wird eine erfreuliche Verjüngung 
unſeres Beamtenkörpers zur Folge haben und 
wird auch die Möglichkeit geben, dieſen Beamten— 
körper durch tüchtige und bewährte Kräfte aus 
dem Angeſtelltenverhältnis in einem gewiſſen 
Umfang zu ergänzen. Da im allgemeinen die älte— 
ren Beamten fortgehen, werden die Beförderungs⸗ 
ausſichten für die Beamtenſchaft günſtiger, wobei 
auch der Senat ſich wieder ausdrücklich bei den 
Beförderungen zum Leiſtungsſyſtem bekennt. 
(Sehr richtig!) 
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Trotz der obenerwähnten Einſchränkungen und 
Erſparniſſe iſt es möglich geweſen, die kulturellen 
Belange aufrecht zu erhalten. Die Hochſchule bleibt 
uns erhalten und das Staatstheater wird zu 
Weihnachten ſeine Pforten öffnen. (Bravo!) Der 
Haushalt wird durch die Beſpielung des Staats- 
theaters nicht belaſtet. Die dafür notwendigen 
Mittel werden durch andere Stellen aufgebracht. 
Es iſt der Regierung eine angenehme Pflicht, an 
dieſer Stelle dem Gauleiter Forſter für ſeine Be— 
mühungen auf dieſem Gebiet unſeren beſonderen 
Dank zu ſagen. (Starker Beifall.) 

Erhebliche Erſparniſſe konnte die Regierung 
erzielen auf dem Gebiet der Ausgaben für Er- 
werbsloſe. Der Nationalſozialismus hat der Be— 
kämpfung der Erwerbsloſigkeit ſeine beſondere 
Aufmerkſamkeit zugewandt und hat auf dieſem 
Gebiet etwas erreicht, was die uneingeſchränkte 
Anerkennung auch der ſtärkſten Kritiker des Aus⸗ 
landes gefunden hat. Auch in Danzig hat die Re— 
gierung bei der Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit 
Erfolge erzielt, die turmhoch über den Leiſtungen 
früherer Regierungen ſtehen, beſonders wenn man 
berückſichtigt, daß die Wirtſchaftslage von Danzig 
aus den Ihnen allen bekannten Urſachen im Laufe 
der letzten Jahre ſich erheblich verſchlechtert hat. 
Der Lebensnerv der Danziger Wirtſchaft ſind Han⸗ 
del, Gewerbe und Verkehr. Dabei ſpielen die Ver⸗ 
hältniſſe in Polen eine maßgebende Rolle. Ich 
gebe Ihnen zur Erläuterung meiner Ausführun⸗ 
gen im folgenden nur einige Zahlen, die eine grö— 
ßere Beweiskraft haben als viele Worte und die 


auch für das Etatsaufkommen von ſehr großer 


Bedeutung ſind. 

Die Einnahmen aus dem Danziger Anteil an 
dem Danzig-polniſchen Zollaufkommen ſtellen ſich 
wie folgt dar: 


Im Rechnungsjahr 1924 17 972 104 G 
1925 21 358 124, 
1926 14 134 942, 
1927 14 000.000 „ 
1928 16 030 109, 
1929 20 106 963 „, 
1930 13 478 425 „ 
1931 8 575 192, 
1932 6 689 964 
1933 4432 676 
1934 3 452 814 „ 


Man muß ſich dieſe Zahlen vor Augen halten, 
um zu ſehen, wie wenig frühere Regierungen auf 
dem Gebiet der Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit 
getan haben unter den günſtigſten Verhältniſſen 
gegenüber der nationalſozialiſtiſchen Regierung 
unter den denkbar ſchwierigen Verhältniſſen. 
Wenn im Jahre 1929 bei einem Zollaufkommen 
von über 20 Millionen zur Bekämpfung der Er— 
werbsloſigkeit 11½ Millionen verwandt worden 
ſind, ſo iſt die Aufbringung dieſer Mittel für die 
damalige Regierung ein Kinderſpiel geweſen ge— 
genüber der Tatſache, daß im Jahre 1934 nicht 
einmal 3½ Millionen Gulden Zollaufkommen 
vorhanden waren und dabei doch noch 9 260 000 
Gulden Erwerbsloſenunterſtützung aufgewandt 
werden mußten. 


Der Stand der Arbeitsloſenziffern bei Beginn 


der Regierungsübernahme betrug 30 928 gemel⸗ 
dete und 18 154 unterſtützte Erwerbsloſe. 


Der 


O 


(D) 
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(Soppenrath, Senator) 
Stand am 20. 11. 1935 betrug 17 788 gemeldete 
und 8 740 unterſtützte Erwerbsloſe. 

Seit Beginn der feſten Währung betrugen die 
Ausgaben für Erwerbsloſe bei Staat und Ge— 
meinden 


im Jahre bei einer Durchſchnitts⸗ 
zahl von 
1924 rd. 2 140 000 G 2 572 Erw. ⸗Unt.⸗Empf. 
1925 „ 8242 000, 86106ͤ ĩ 
192 [ooo s 
1927 „ 10031 000 8898 
1928 „ 9787 000 „ 85602 WER; 
19290 „ 11 478 000, 10 87% , 
1930 14628000 14912 235 
1934 18588 000% 1842858 “ 
1932 „ 17 444 000 ,, 21452 „ „ „ 
Ie e eee, eee , 
1934 „ 9 261 000 , 8 aa 
1935 4 464 000, EISEN HE, 


(bis 30. 11. 35.) (Bravo! rechts.) 

Dieſe Zahlen liefern Ihnen den beiten Beweis 
für die erfolgreiche Arbeit der Regierung. Man 
kann ohne Uebertreibung ſagen, daß es vollkom— 
men unmöglich geweſen wäre, einen geordneten 
oder ausgeglichenen Etat vorzulegen und die Ge— 
ſchäfte des Staates ordnungsmäßig zu führen, 
wenn nicht auf dieſem Gebiet die ungeheuren An⸗ 
ſtrengungen zur Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit 
gemacht worden wären. Welche gewaltigen ſozia⸗ 
len und ſeeliſchen Auswirkungen dieſe Großtat der 
Regierung ausgelöſt hat, brauche ich nicht beſon— 
ders zu erwähnen. 

Dieſe Verminderung der Zahl der Erwerbs: 
loſen iſt erzielt unter den ungünſtigſten und 
ſchwierigſten Wirtſchaftsverhältniſſen in einer 
Zeit der allgemeinen Weltkriſis, in einer Zeit, in 
der die Länder, zu denen Danzig die ſtärkſten 
wirtſchaftlichen Beziehungen hat, Polen und 
Deutſchland, auch mit Schwierigkeiten zu kämpfen 
haben. 

Es paßt natürlich der Oppoſition nicht in ihren 
Kram, daß eine nationalſozialiſtiſche Regierung 
ſolche Erfolge erzielen konnte; alſo verſuchte man 
nach bewährtem Rezept dieſe großen Leiſtungen 
durch die üblichen Meckereien herabzuſetzen. Die 
Oppoſition bemängelte daher mit immer ſtärker 
geſpielter Entrüſtung die Ueberführung von Er⸗ 
werbsloſen nach dem Reich, die im Jahre 1935 


eine Höchſtzahl von 7800 Köpfen erreichte und 


die jetzt noch rd. 6000 Köpfe beträgt. Die Erſpar⸗ 
niſſe allein durch dieſe Tat belaufen ſich auf rd. 
2,8 Millionen Gulden jährlich. Nach den Wün⸗ 
ſchen der Oppoſition hätte die Negierung dieſe 
2,8 Millionen Gulden nicht erſparen dürfen. Der 
Oppoſition wäre es lieber geweſen, wenn tau⸗ 
ſende von Leuten, die jetzt in Deutſchland durch 
ihre Arbeit glücklich ſind, in Danzig die geringen 
Erwerbsloſenbezüge erhalten hätten, und wenn 
dieſe Tauſende von Volksgenoſſen hier dem Un⸗ 
glück der Erwerbsloſigkeit anheimgefallen wären. 
An dieſem einen Beiſpiel ſieht man wieder ſo recht, 
wie wenig es der Oppoſition auf Arbeit am Volks⸗ 
wohl ankommt (Sehr gut!) und wie ſehr ſie ſich 
von ihrem engen Parteiſtandpunkt leiten läßt. 
Tauſende ſollen ein elendes Leben führen, Tau⸗ 
ſende ſollen nicht durch Arbeit glücklich ſein, (Wer 


ſagt das? links. — Abg. Leufgen: Sie!) weil es 


den Herren der Oppoſition nicht in ihren Kram (O) 


paßt. (Nach Argentinien haben Sie ſie geſchickt! 
bei den Nationalſozialiſten.) Es iſt ja auch ſchließ— 
lich für die Oppoſition nicht erfreulich, wenn in 
Hunderten von Briefen immer wieder von Dan⸗ 
ziger Arbeitsloſen aus dem Reich hingewieſen 
wird, welche ungeheuren Leiſtungen der National⸗ 
ſozialismus in Deutſchland zuwege gebracht hat. 
(Bravo!) Was will es dagegen ſagen, wenn einige 
Leute, die nie zufrieden ſind und die immer mehr 
ſchimpfen als arbeiten wollen, vor Unwahrheit 
ſtrotzende Briefe hierher gerichtet haben. (Auf 
Befehl! rechts.) 

Die Regierung weiß ſehr wohl, daß dieſer Zu— 
ſtand der Arbeit von Danziger Erwerbsloſen im 
Reich keine Ideallöſung iſt; er iſt aber immer noch 
tauſendfach beſſer als jede andere Möglichkeit. 

Die Senkung der Erwerbsloſenbezüge wurde 
aber nicht nur erzielt durch Beſchäftigung der 
Erwerbsloſen im Reich, ſondern in größerem Maß 
durch Arbeitsbeſchaffung in Danzig. Zu dieſem 
Zweck wurde das bekannte große Arbeitsbeſchaf— 
fungsprogramm der Regierung durchgeführt. Die 
Mittel dazu wurden im Etat aufgebracht und 
durch Kredite, deren Tilgung und Laufzeit der⸗ 
artig iſt, daß ſie auch bei einer ungünſtigen Etats⸗ 
lage getragen werden kann. Durch dieſes Arbeits- 
beſchaffungsprogramm iſt, abgeſehen von ganz 
geringen Aufwendungen für die üblichen reinen 
Notſtandsarbeiten lediglich produktive Arbeit ge- 
leiſtet worden. Sie ſehen dieſe Arbeit, wenn Sie 
die umfangreichen Inſtandſetzungsarbeiten an 
den Gebäuden ſehen, für die rd. 15 Millionen auf⸗ 
gewendet worden ſind, die Siedlungen in 
Stadt und Land, die Straßen-, Brückenbauten 
und Meliorationen, die Inveſtitionen in den 
Städtiſchen Werken. Sie ſehen die großen Mittel, 
die für die Kulturbeſtrebungen aller Art aufge— 
wandt worden ſind, die davon Zeugnis ablegen, 
daß die nationalſozialiſtiſche Regierung, wie keine 
Regierung vorher, es erkannt hat, daß ein Volk 
neben materiellen Dingen auch geiſtige Dinge 


haben muß, wenn es auf der Höhe ſeiner Lebens⸗ 


kraft und Kultur bleiben will. (Sehr gut!) Ein⸗ 
zelheiten werden bei Beſprechungen der Einzel- 
etats zu erörtern ſein. 

In dieſem Zuſammenhang wird es auch inter- 
eſſant ſein, zu hören, welche Aufwendungen für 
ſoziale Zwecke gemacht werden konnten, wobei 
wiederum eine gewiſſe Gegenüberſtellung bezeich— 
nende Schlüſſe zuläßt. 

Im Winter 1931/32 z. B. wurde neben den 
geſetzlichen Leiſtungen der Erwerbsloſenfürſorge 
und Winterhilfe in Barleiſtungen, Lebensmitteln 
und Sachleiſtungen geleiſtet: nichts. Im Winter 
1933/34 wurden für dieſe Leiſtungen in Geld um⸗ 
gerechnet 1500 000 G aufgebracht; im Winter 
1934/35 werden es über 3 Millionen 
(Bravo!) 

Meine Herren von der Oppoſition, die Sie 
ſich immer als Vertreter des notleidenden Volkes 
ausgegeben haben, warum ſind Sie nicht auf den 
Gedanken gekommen, dieſes großzügige ſoziale 
Hilfswerk der Winterhilfe einzurichten und durch⸗ 
zuführen? (Beifall!) Eine ſolche ſoziale Tat lag 
allerdings nicht in Ihrem Willen, denn die Maſ— 
ſen ſollten nach Ihrem Rezept verelenden, (Abg. 


ſein. 


(D) 


(A 
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) 
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Volkstag Danzig — 7. Sitzung. 
(Soppenrath, Senator) 
Weber: Wir gaben ja früher Unterjtügungen!) 
weil Sie die Maſſen nur durch Verelendung zum 
Klaſſenkampf und zum Parteienſtaat erziehen 
konnten; nur aus dem Klaſſenkampf ſchöpften der 
Marxismus und das Parteienſyſtem ihre Stärke. 
Wahrſcheinlich waren Sie auch gar nicht fähig da⸗ 
zu, eine ſolche großzügige Sozialpolitik zu treiben. 


(Abg. Moritz: Sie waren doch damals Finanz— 
ſenator!) 
Präsident: Herr Abg. Moritz, ich rufe Sie 


wegen Störung der Verhandlungen zur Ordnung. 

Hoppenrath, Senator: Ich komme nun zu dem 
Währungs- und Deviſenproblem. Die Gründe, die 
die Regierung veranlaßten, am 2. Mai die Deval- 
vation des Danziger Guldens auszuſprechen, ſind 
mannigfacher Art und bekannt. Sie ſind in amt⸗ 
lichen Verlautbarungen, in Preſſenotizen, in den 
Reden führender Männer und in den Zeitungen 
eingehend erörtert worden. Wenn ich dieſe Gründe 


noch einmal kurz zuſammenfaſſe, ſo kann ich ſie 


auf zwei Hauptnenner bringen, einmal auf die 
durch die Deviſenlage und Wirtſchaftslage im 
Reich und in anderen Ländern geſchaffenen Ver⸗ 
hältniſſe und ſodann auf die Tatſache, daß der 
Hafen Danzigs als Deviſenbringer durch den Kon⸗ 
kurrenzhafen Edingen um einen bedeutenden Teil 
ſeiner laufenden Deviſeneinnahmen geſchwächt 
wurde. Der Regierung iſt der Entſchluß zur De— 
valvation naturgemäß nicht leicht geworden und 
ſie hat die daraus entſtehenden Auswirkungen 
durchaus vorhergeſehen. Die Regierung war ſich 
auch darüber klar, daß zwiſchen einer ſparſamen 
Haushaltsführung und einer geſunden Währung 
der engſte Zuſammenhang beſtehen muß. Als die 
Danziger Zahlungsbilanz durch die Entwicklung 
der Deviſen- und Wirtſchaftslage im Reich und 
anderswo immer ungünſtiger wurde, verſuchte die 
Regierung, die Abhilfe zunächſt durch Sparmaß⸗ 
nahmen ſowie durch alle diejenigen Mittel zu be— 
werkſtelligen, die wir immer wieder in der 
Periode von Währungsabwertungen auch bei an- 
deren Ländern ſahen. Erſt als es ſich herausſtellte, 
daß alle dieſe Mittel nicht ausreichten, um die 
Währung zu halten und erſt als alle möglichen 
Elemente, die ich unter dem Sammelbegriff 
„Währungshyänen“ bezeichnen möchte, auch hier 
ans Werk gingen, und erſt als Teile der Danzi⸗ 
ger Bevölkerung aus politiſcher Verblendung und 
wirtſchaftlichem Eigennutz die Danziger Währung 
innerlich aufzugeben begannen, mußte die Negie- 
rung zu dem letzten Mittel, nämlich zur Deval— 
vation greifen. Sie ſtand vor der Frage, durch eine 
Zerſtörung der Währung eine Inflation mit allen 
ihren unabſehbaren Folgen herbeizuführen, oder 
durch einen ſchweren und ſchmerzlichen Einſchnitt 
die Währung und damit die finanzielle Selbjtän- 
digkeit von Danzig zu retten. Wenn eine parla⸗ 
mentariſche Regierung in einem ſolchen Augenblick 
am Ruder geweſen wäre, ſo wäre ſelbſtverſtänd⸗ 
lich zunächſt wiederum eine Regierungskriſis ent⸗ 
ſtanden, weil den Mut zu einer jo ſchweren Ent- 
ſcheidung der Parlamentarismus Danziger Prä— 
gung niemals hätte aufbringen können. (Das 
ſtimmt! rechts.) Im Verlauf dieſer Kriſis wäre 
dann unfehlbar der Zuſammenbruch oder zum 
mindeſten der Verluſt der finanziellen und wäh⸗ 
rungspolitiſchen Selbſtändigkeit des Staates ein⸗ 
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getreten. In dieſer Zeit lieferte die Oppoſition 
dem Danziger Volk wiederum den klaren Beweis 
ihrer wirklichen Einſtellung zum Danziger Volk. 

Wenn Gefahr im Verzug iſt, dann gehören alle 
Mann der Beſatzung auf die Schanzen und alle 
Gegenſätze ſchweigen wenigſtens ſo lange als bis 
der Angriff abgewehrt iſt. Was tat in einer ſolchen 
Stunde höchſter Gefahr die Danziger Oppoſition? 
Sie zeterte zunächſt darüber, daß die Umſtellung 
der Währung nicht durch ein Geſetz des Volks— 
tages, ſondern durch eine Verordnung auf Grund 
des Ermächtigungsgeſetzes erfolgt ſei. (Sie tele 


graphierte nach Wien! rechts.) Dieſer Einwand 


zeigt ſo recht, wie die Oppoſition ohne Verbindung 
mit dem Volk ſozuſagen im luftleeren Raum lebt. 
Wie denken ſich eigentlich die Herrſchaften von der 
Oppoſition die Arbeit des Parlaments in einer 
ſolchen Lage? (Ueberhaupt nichts! rechts.) Die 
Dinge waren nur zu retten, wie ſie gerettet wor⸗ 
den ſind, nämlich dadurch, daß ſchlagartig die 
Entſcheidung fiel. Man ſtelle ſich einmal vor, wie 


die Sache nach dem Willen der Oppoſition hätte 


parlamentariſch laufen müſſen: Einberufung des 
Volkstages mit den nötigen Friſten, endloſe Reden 
und fruchtloſe Anträge, Beratungen im Ausſchuß, 
Einſetzen der üblichen parlamentariſchen Mätzchen, 
Geſchäftsordnungsdebatten, Beſchlußunfähigkeit, 
drei Leſungen und was es ſonſt noch Schönes gibt. 
(Der Staat iſt pleite in der Zwiſchenzeit! rechts.) 

Dieſe Beratungen wären allerdings gar nicht 
zum Schluß gekommen, denn das empörte Volk, 
das beſonders in Stunden der Gefahr eine feſte 
Leitung und eine klare Linie haben will, hätte 
dem Parlamentarismus ſehr bald ein Ende ge⸗ 
macht und hätte ihn zum Teufel gejagt. Daß ſich 
gerade in dieſer Situation die unbedingte Not⸗ 
wendigkeit des Ermächtigungsgeſetzes, deſſen Un⸗ 
gültigkeit die Oppoſition beſonders über Genf zu 
erreichen bemüht war, herausſtellte, ſoll nur noch 
nebenbei geſagt werden. 

Was tat die Oppoſition weiter, nachdem die 
Abwertung eingetreten war? Sie beruhigte nicht 
etwa das Volk, ſondern verſuchte, die vorhandene 
Unruhe zu vermehren und neue Unruhen zu ſtif⸗ 
ten. Ein Blick in die Zeitungen und Reden der 
Oppoſition in der damaligen Zeit beſtätigt die 
Richtigkeit meiner Behauptungen. Wenn durch die 
fortgeſetzten Angriffe auf die Währung nach der 
Devalvation, bei denen Oppoſition und gewiſſe 
ausländiſche Elemente wiederum, wie ſo häufig, 
Hand in Hand gingen, ſchließlich nichts anderes 
übrig blieb, als die Deviſenbewirtſchaftung einzu⸗ 
führen, ſo verdankt das Danziger Volk dieſe Er⸗ 
ſchwernis mit ihren Nachteilen lediglich der Dan⸗ 
ziger Oppoſition, (Sehr richtig!) die in der ſchwer⸗ 
ſten Zeit, die Danzig durchmachen mußte, ihren 
Haß gegen den Nationalſozialismus und kleinliche 
Parteiintereſſen über das Wohl des Danziger 
Volkes und Staates ſtellte. Alle Verſuche, dieſe 
Tatſachen politiſch zu vernebeln, werden die Ver⸗ 
antwortungsloſigkeit eines ſolchen Treibens nie⸗ 
mals auslöſchen können. Kein Menſch in Danzig 
glaubt der Danziger Oppoſition, wenn ſie die 
Gründe für die Abwertung des Guldens auf ein 
Verſchulden der Danziger Regierung zurückführt. 
Jeder in Danzig weiß, daß der Danziger Gulden 
zugrunde gegangen wäre, wenn nicht die Regie⸗ 
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(Soppenrath, Senator) 
rung in klarer Erkenntnis der Lage mit ſtarker 
Hand zugegriffen hätte. 

Die Maßnahmen der Regierung verfolgten die 
klare Linie, daß die Danziger Finanz- und Wäh⸗ 
rungshoheit unter allen Umſtänden gehalten wer⸗ 
den muß. Wenn dies gelungen iſt und wenn die 
Republik Polen die beſtehenden Tatſachen aner⸗ 


Volkstag Danzig — 7. Sitzung. 


kannt hat, dann begrüßt die Regierung dieſe Ein⸗ 


ſtellung ihres Nachbarn in der klaren Erkenntnis, 
daß das unbedingt notwendige enge Zuſammen⸗ 
arbeiten zwiſchen Danzig und Polen immer am 
beſten dadurch gewährleiſtet wird, wenn die 
Staaten den berechtigten gegenſeitigen Belangen 
Rechnung tragen. In den Beziehungen der Völker 
gibt es beſtimmte Dinge, über die kein Volk hin⸗ 
wegkommt. Dieſe Dinge zu erkennen und pfleglich 
zu behandeln, iſt ein Prüfſtein für die Verhält⸗ 
niſſe und die wahren Abſichten zwiſchen 
Staaten. 

Der Angriff auf den Danziger Gulden iſt ab⸗ 
geſchlagen. Dies kommt in dem Deckungsverhält⸗ 
nis von über 70 Prozent ebenſo zum Ausdruck wie 
in den ſonſtigen Poſitionen des Status der Bank 
von Danzig, der eine ſtarke Entlaſtung zeigt. Das 
Beſtreben der Danziger Währungspolitik geht da⸗ 
hin, die Feſſeln der Bewirtſchaftung des Guldens 
allmählich zu lockern und ſchließlich zu beſeitigen. 
Dies wird deſto leichter möglich ſein, je mehr jeder 
Danziger Volksgenoſſe an ſeiner Stelle und nach 
ſeinen Kräften dazu mithilft, das Vertrauen zu 
der Danziger Währung zu erhalten und zu ſtärken. 

In unſeren Nachbarländern, insbeſondere in 


(B) Polen, ſcheint dieſes Vertrauen, wie mit Genug⸗ 


tuung feſtgeſtellt werden kann, ſchon ſehr ſtarke 
Fortſchritte gemacht zu haben; denn ſonſt wäre 
es nicht zu erklären, wenn der Wunſch dieſer 
Kreiſe, in den Danziger Gulden zurückzukehren 
oder neu in ihn hineinzugehen, wieder lebhafter 
wird. 

Die Regierung weiß, daß der Weg zu dem er⸗ 
ſtrebten Ziel nicht leicht ſein wird und daß dieſer 
Weg vor allen Dingen gehen muß über eine rück⸗ 
ſichtsloſe Sparſamkeit in allen Gebieten des öf⸗ 
fentlichen und auch des privaten Lebens. Das Ge⸗ 
heimnis jeder Währung liegt in dem Vertrauen 
zu der Währung und dies Vertrauen kommt zum 
Ausdruck in der Neubildung von Kapital. Alle 
Bemühungen in der Theorie und Praxis, dieſe alte 
Wahrheit zu beſeitigen oder zu widerlegen, ind 
geſcheitert. Danzig wird ſtark bleiben und unab⸗ 
hängig ſein, wenn es ſparſam wirtſchaftet und 
jeder ſich nach der Decke ſtreckt. 

Eine weitere Vorausſetzung für den Schutz und 
die Stärkung unſerer Währung iſt die Abwehr 
aller Forderungen und Anſprüche, die eine Erhö— 
hung der Produktionskoſten und der wirtſchaft⸗ 
lichen und ſtaatlichen Ausgaben zur Folge haben. 


Kein Menſch darf an der Tatſache vorbeigehen, 


daß ein mangelndes Gleichgewicht zwiſchen Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben, an welcher Stelle des 
öffentlichen oder privaten Lebens es auch ſein 
mag, unſere Währung und unſere Finanzhoheit 
auf das ſchwerſte ſchädigen, ja vernichten muß. 
Dies mag ſich insbeſondere die Danziger Oppoſi⸗ 
tion geſagt ſein laſſen und diejenigen Volkskreiſe, 


die die Verſprechungen der Oppoſition, die ſie nie— 
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mals erfüllen kann, für bare Münze nehmen. Es (O) 


iſt ein verantwortungsloſes und ſtaatsfeindliches 
Treiben, in dieſen Dingen Hoffnungen zu erregen, 
die nicht in Erfüllung gehen können. 

Das Beſtreben der Regierung wird es ſein 
müſſen, zwiſchen der unbedingten Notwendigkeit, 
unjere Währung zu halten und den Lebensnot— 
wendigkeiten des Volkes einen gerechten und ge— 
ſunden Ausgleich zu finden. Jeder muß ſich über 
folgendes klar ſein: Die Danziger Abwertung be— 
deutet eine Senkung der Lebenshaltung, die in— 
folge der weltwirtſchaftlichen, insbeſondere aber 
der wirtſchaftlichen Entwicklung der Nachbarſtaa— 
ten Deutſchland und Polen nicht länger zu vermei— 
den war. Macht ſich das Danziger Volk dies klar, 
dann wird es Verſtändnis haben für die Maßnah- 
men der Regierung und wird ſehen, wohin die 
Reiſe ginge, wenn die unklaren und agitatoriſchen 
Vorſchläge der Oppoſition, die letzten Endes auf 
eine Inflation hinauslaufen, befolgt werden 
würden. f 

Ich bin am Ende meiner Ausführungen. Sie 
erheben keinen Anſpruch darauf, das rieſengroße 
Etatsmaterial und alle damit zuſammenhängen⸗ 
den Fragen erſchöpfend behandelt zu haben. Nach 
dieſer Richtung hin muß ich auf die Einzeletats 
verweilen und auf die etwa dazu noch abzugeben: 
den Erklärungen. Zur Aufklärung des Danziger 
Volkes werden bei den einzelnen Etats die Ein⸗ 
ſparungen noch beſonders bekannt gegeben. Wenn 
meine Ausführungen den Rahmen und die ſonſt 
übliche Art von Etatsreden geſprengt haben, ſo 
mußte dies mit Rückſicht darauf geſchehen, daß die 
Regierung das Bedürfnis hatte, einmal mit der 
Oppoſition auf dieſem Gebiet, auf dem beſonders 
viel von der Oppoſition durch Entſtellungen und 
Demagogie gearbeitet worden iſt, eine General⸗ 
abrechnung vorzunehmen. (Sehr richtig! Starker 
Beifall rechts.) 

Die Regierung wird immer bereit ſein, ſich zu 
ſachlichen Ausführungen auch in ſachlicher Weiſe 
zu äußern. Sie hat aber Wichtigeres zu tun als 


ſich durch die Handhabung parlamentariſcher Mätz— 


chen von ihrer Arbeit für Volk und Staat abhal⸗ 
ten zu laſſen. (Sehr richtig!) In Danzig handelt es 
ſich nicht darum, daß irgendwelche politiſchen Par⸗ 
teien billigen Agitationsſtoff erhalten, ſondern 
darum, daß dieſes deutſche Danzig und dieſes deut⸗ 
ſche Volk ſo regiert und behandelt werden bis die 
hiſtoriſche Miſſion, die den Nationalſozialismus 
nach Danzig gebracht hat, ihre Erfüllung gefunden 
haben wird. (Starker Beifall.) 

In dieſem Sinne will und wird die Regierung 
mit allen denen zuſammenarbeiten, die das In— 
tereſſe des Volkes über Cliquen und Parteien 
ſtellen und ſie wird alle diejenigen bekämpfen, an 
denen die große Zeit der nationalen Erhebung, 
wie ſie ſich zum Staunen der ganzen Welt im 
deutſchen Volke vollzieht, ſpurlos vorübergegan— 
gen iſt. | 
Im deutſchen Danzig vollzieht ſich ein Teil der 
Geſchichte des deutſchen Volkes. Dieſe große Zeit 
des völkiſchen Umbruches ſoll auch in Danzig 
Männer auf dem Platz finden, die für ein deut⸗ 
ſches Danzig arbeiten, furchtlos und treu. (An— 
haltender ſtarker Beifall!) 


D) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 7. Sitzung. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats (Händeklatſchen rechts) zur Abgabe 
einer Regierungserklärung. 

Greiſer, Präſident des Senats: Männer und 
Frauen von Danzig! Genau vor einem Jahr habe 
ich meine erſte und vor drei Monaten meine letzte 
Regierungserklärung an dieſer Stelle abgegeben. 
Vor einem Jahr übernahm ich das Amt des Prä— 
ſidenten des Senats der Freien Stadt Danzig und 
betonte in meiner Regierungserklärung, daß ich 
mir bewußt ſei, in der bisher ſchwierigſten Zeit an 
die Spitze des Staates geſtellt zu ſein. Meine da⸗ 
mals ausgeſprochene Ahnung hat ſich nicht nur be— 
wahrheitet, ſondern iſt inzwiſchen auch über alle 
Erwartungen hinaus zur Gewißheit geworden. 
Dieſe Gewißheit muß ich leider insbeſondere auf 
die Erkenntnis ſtützen, daß meine damalige Auf— 
forderung in der erſten Regierungserklärung zur 
Mitarbeit als ungehört verhallt zu betrachten iſt. 

Wenn ich in meiner Rede in der Meſſehalle 
vom 29. Januar d. Is. bereits Zweifel daran auf⸗ 
kommen ließ, daß man in den Kreiſen der Oppo⸗ 
ſition den ernſthaften Willen zur Mitarbeit hätte, 
und dieſe Zweifel durch einige damals bereits auf— 
getauchte Beſchwerden an die Genfer Inſtanz be— 
gründet waren und wenn ich in dieſer Rede und in 
meiner Regierungserklärung vom 30. April d. Is. 
den Nachweis erbrachte, daß dieſe innenpolitiſchen 
Konfliktsſtoffe entſtellt an die Völkerbundsinſtan⸗ 
zen herangetragen worden ſind und die Regierung 
ſowohl juriſtiſch wie auch moraliſch das Recht hätte, 
ihre nationalſozialiſtiſchen Anſchauungen im Rah⸗ 
men der Verfaſſung durchzuſetzen, ſo beweiſt mir 
der Ablauf der letzten Monate in Danzig leider, 
daß all dieſe Mahnungen umſonſt geweſen ſind. 

Nicht der Wille zu poſitiver Mitarbeit, nicht 
der Wille zur Realiſierung beſſerer Vorſchläge be= 
ſtimmen den Kampf der Oppoſition gegen die Re⸗ 
gierung, ſondern einzig und allein das Ziel, den 
durch die Größe der Idee in der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Weltanſchauung überwundenen politiſchen 
Zwieſpalt des deutſchen Volkes hier in Danzig 
wieder neu aufleben zu laſſen. (Sehr richtig!) 

Bereits im Sommer hat die Regierung durch 
mich die Erklärung abgeben laſſen, daß die Stabi⸗ 
lität einer Währung nicht allein durch das Gold 
beſtimmt wird, ſondern — wie der Herr Finanz⸗ 
ſenator ſoeben gleichfalls betonte — in der Haupt⸗ 
ſache durch das Vertrauen zur Führung. Trotzdem 
ich bewußt ſchon damals hier im Volkstage und da= 
mit vor aller Oeffentlichkeit Verzicht auf Populari⸗ 
tät geleiſtet habe, werden immer jene wirtſchaft— 
lichen Maßnahmen als fadenſcheiniger Grund her— 
vorgeholt, um dieſe nationalſozialiſtiſche Regie⸗ 
rung zu mißkreditieren und um aus dieſen Maß⸗ 
nahmen den Schein eines Rechts herauszuholen 
für die Hartnäckigkeit der demagogiſchen Angriffe. 

Alle Parteien waren mit Ausnahme der Rom 
muniſten bereits vor uns Träger der politiſchen 
Macht in Danzig. Sie kennen alſo alle zuſammen 
die Bindungen der Danziger Währungs- und 
Wirtſchaftspolitik. Sie wiſſen auch genau, daß die 
Quellen ihrer Staatseinnahmen unter gänzlich 
anders gelagerten Vorausſetzungen als heute 
überaus reichlicher floſſen. Sie wiſſen auch genau, 
daß ſie andere Methoden zur Deutſcherhaltung des 
Staates nicht anwenden könnten, als ſie heute 
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unter dem Zwang der Verhältniſſe angewandt 
werden müſſen. Sie bemühen ſich auch nicht, auf 
dieſen Gebieten beſſere Vorſchläge zu machen, die 
der Mühe wert wären, ſie auf ihre Realiſierbarkeit 
hin nachprüfen zu laſſen. Sie ſtützen ſich auch nicht 
auf den Hinweis einer beſſeren Zielſetzung oder 
einer größeren inneren Kraft, ſondern ſie ſtützen 
ſich immer nur auf den Hinweis, daß dieſer natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Senat angeblich die Verfaſſung 
nicht einhält und verſuchen jedes Mittel, moraliſch 
erlaubt oder verwerflich, um den Völkerbund zu 
bewegen, zu ihren Gunſten in Danzig einzugrei— 
fen. (Pfuirufe rechts.) 

Wir ſtehen heute alſo vor der traurigen Tat⸗ 
ſache, daß die Danziger Bevölkerung in ihrem ges 
ſunden Kern, der Gott ſei Dank die Mehrheit bil: 
det, der nationalſozialiſtiſchen Bewegung als der 
Trägerin der großdeutſchen Idee die Treue hält, 
ſich verteidigen muß gegen jene ehrgeizigen Partei⸗ 
politiker, die nicht das Große ſehen wollen und da⸗ 
mit die Kleinheit der eigenen Kraft und Perſön⸗ 
lichkeit zu umkleiden verſuchen mit der Autorität 
des Völkerbundes. 

Ich muß es alſo wohl oder übel aufgeben, meine 
Bitten um ſachliche Kritik und Mitarbeit zu wie⸗ 
derholen. (Bravo!) Dieſe Aufgabe eines Stand⸗ 
punktes, der für mich ehrlich war, iſt natürlich 
nicht leicht und ſo will ich denn, bevor ich den Bruch 
ganz, dann aber in jeder Konſequenz und rückſichts⸗ 
los vollziehe, noch einmal die Möglichkeit einer 
Annäherung verſuchen. 

Die Plattform für dieſe Möglichkeit hat die 
Vorlage zur Amneſtie abgegeben, welche heute 
durch Beſchluß des Volkstages zum Geſetz erhoben 
worden iſt. Der Senat hat damit einerſeits wie⸗ 
derum tatkräftig ſeinen Willen bekundet, das poli⸗ 
tiſche Leben innerhalb der Freien Stadt Danzig 
einer Befriedung entgegenzuführen. Andererſeits 
ſchafft er durch dieſes Geſetz die ſofortige Voraus⸗ 
ſetzung für dieſen Willen, indem alle politiſchen 
Vergehen und auch allgemeine Vergehen nieder: 
geſchlagen werden in dem Bewußtſein, den vom 
Unglück betroffenen Familien den Ernährer für die 
ſchweren Wintermonate wiederzugeben. 

Dieſe Geſte der Regierung iſt ſomit keine Ver⸗ 
beugung auf Grund irgendeines Schwächegefühls, 
ſondern der Ausdruck innerer Stärke, welche alle 
aufbauwilligen Elemente an den Staat heran- und 
in das Volk zurückführen will. 

Die Währungspolitik der Freien Stadt Danzig 
geht zuſammen mit der Finanzpolitik weiterhin 
ihren geradeaus gerichteten Weg, wobei zur allge: 
meinen Beruhigung und mit Befriedigung feſtge⸗ 
ſtellt werden kann, daß dieſer Weg in den letzten 
Wochen größeren Belaſtungen nicht ausgeſetzt war. 
Die näheren Zahlen haben Sie vom Herrn Finanz⸗ 
ſenator ſoeben gehört. 

Die Wirtſchaft wird, wie ich das ſchon früher 
betont habe, auch weiterhin von dem Verhältnis 
Danzigs zu Polen beſtimmt. Daß die Sünden frü⸗ 
herer Jahre nicht auf einmal oder über Nacht gut⸗ 
gemacht werden können, bedarf nicht beſonderer Er⸗ 
wähnung. Danzigs Wirtſchaft wird zum ſehr 
großen Teil durch ſeinen Hafen beſtimmt. Wünſche 
gerade auf dieſem Gebiet ſind von Danziger Seite 
nach wie vor vorhanden und es ſteht zu erhoffen, 
daß durch eine weitere Annäherung im Rahmen 
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der Verhandlungen über die Ausnutzung des Dan 


ziger Hafens Verbeſſerungen erzielt werden kön⸗ 
nen. Sie ſind auch zweifellos nicht nur einſeitig 
für Danzig ſicher möglich, da meiner Ueberzeugung 
nach Polen auf unſeren Hafen genau ſo wie auf 
Gdingen angewieſen iſt. 

Daß in der Binnenwirtſchaft hier und da Kla— 
gen auftauchen, welche ihren Urſprung in dem 
Wegziehen von Penſionären und Beamten haben, 
liegt auf der Hand. Auch hier wird es Sache des 
Staates ſein müſſen, zu gegebener Zeit regelnd in 
dieſen Umſchmelzungsprozeß einzugreifen. 

Von den rund 5 800 Penſionären aller Art 
haben bis jetzt ca. 1 800, alſo 4 aller Penſionäre 
der Aufforderung des Senats, ihren Wohnſitz nach 
Deutſchland zu verlegen, Folge geleiſtet. Es wird 
nicht damit zu rechnen ſein, daß die noch hier ge— 
bliebenen 4000 Penſionäre hierbleiben können. 
Eine erneute Aufforderung zum Wechſel ihres 
Wohnſitzes, allerdings dann nur noch unter uns 
günſtigeren Bedingungen als bisher, wird von 
dieſen Kreiſen erwartet werden müſſen. 

Die Zahl derjenigen Beamten- und Lehrer⸗ 
ſtellen, die eingeſpart werden ſollten, iſt durch frei— 


willige Meldung innerhalb der Beamtenſchaft er- 
reicht worden. Allerdings ſind noch nicht alle Be- 


amte von ihren neuen Dienſtſtellen zur Ueber— 
führung einberufen worden. 

Das Deutſche Reich hat uns weiterhin mit der 
Aufnahme Danziger Arbeiter geholfen. Es haben 
heute bereits mehrere Tauſende in Deutſchland 
Arbeit und Brot gefunden. Man hört ſehr oft in 
den Kreiſen der Oppoſition Klagen über dieſe Dan— 
ziger Staatsbürger. Selbſtverſtändlich kann ich 
mir vorſtellen, daß der Anfang dieſes Prozeſſes, in 
dem der einzelne Arbeitsloſe noch von ſeiner Fa— 
milie getrennt leben muß, für manch einen hart 
erſcheint. Jedoch muß man, wenn man die Schat- 
tenſeiten einer ſolchen Angelegenheit immer unter 
die Lupe nimmt, auch die Sonnenſeiten zu Wort 
kommen laſſen. Und ich weiß, daß ſehr viele Dan⸗ 
ziger Arbeiter, insbeſondere Fach- und Qualitäts⸗ 
arbeiter, in Deutſchland einen Arbeitsplatz an der 
Sonne erhalten haben, mit einer Entlohnung, wie 
ſie hier in Danzig in den nächſten Jahren unmög⸗ 


lich ſein wird. (Sehr wahr! Beifall.) Außerdem 


darf man ſich bei der Löſung derartig gigantiſcher 
Fragen niemals von Einzelſchickſalen leiten laſſen, 
ſondern muß das große Ziel im Auge behalten. 
Daß auf dem Wege der Erreichung dieſes großen 
Zieles Schönheitsfehler vorkommen werden, deſſen 
bin ich mir bewußt. Jedoch wird es auch weiter⸗ 
hin unſere Aufgabe und unſer Bemühen ſein, dieſe 
Schönheitsfehler zu bereinigen. 

Im Rahmen des großen Sparſamkeitspro⸗ 
gramms iſt inzwiſchen weiterhin die Danziger Lan⸗ 
despolizei auf Beſchluß des Senats aufgelöſt wor⸗ 
den. Wenngleich ich perſönlich, der ich mehr Sol- 
dat als Politiker bin, gerade dieſen Beſchluß nur 
allerſchwerſten Herzens mit gefaßt habe, ſo ſtehe 
ich doch nicht an, zu erklären, daß er in dieſer ſchwe⸗ 
ren Notlage des Staates gefaßt werden konnte, ja 
ſogar gefaßt werden mußte, weil die innenpoliti⸗ 
ſchen Vorausſetzungen und Wirren, die ſ. Zt. zur 
Aufſtellung dieſer Truppe geführt haben, heute 
Gott ſei Dank nicht mehr vorhanden ſind. (Bravo!) 
Die vorhandenen Beamten dieſer Polizeitruppe 
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die im Angeſtelltenverhältnis befindlichen Polizei⸗ 
ſchützen werden einen willkommenen eiſernen Bes 
ſtand für die Einwohnerwehr bilden, ſo daß die 
Autorität der Regierung und die Vollziehung der 
Staatsgewalt nach wie vor geſichert ſind. (Bravo!) 

Als erfreuliches Zeichen darf heute vermerkt 
werden, daß die Regierung den Beſchluß gefaßt 
hat, die Techniſche Hochſchule in Langfuhr, deren 
Schließung gleichfalls zur Diskuſſion geſtanden hat, 
in einer Form zu erhalten, die den Danziger Not- 
wendigkeiten auf dieſem Gebiete voll Rechnung 
trägt. Mit beſonderer Genugtuung darf auch wei- 
terhin auf kulturellem Gebiet die Tatſache zur 
Kenntnis genommen werden, daß das Danziger 
Staatstheater, für deſſen Umbau die entſprechen— 
den Mittel bereitgeſtellt waren, nunmehr auch ſeine 
Pforten wieder öffnen wird. Wenngleich auch die 
Regierung, was ausdrücklich betont werden ſoll, 
die erforderlichen Mittel zur Beſpielung des The— 
aters für dieſes Spieljahr nicht aufzubringen in 
der Lage iſt, ſo darf es als ein beſonders erfreu— 
liches Jeichen für die Zuſammenarbeit zwiſchen 
der Nationalſozialiſtiſchen Partei und der Regie— 
rung und für die Unterſtützung der Regierung 
durch die ſie tragende Partei angeſehen wer⸗ 
den, daß die erforderlichen Mittel hierfür von pri⸗ 
vater Seite zur Verfügung geſtellt werden. (Star⸗ 
ker Beifall.) 

Nicht überall hat leider die Regierung auf ein 
ſolches Verſtändnis ihrer Situation ſtoßen können. 
Es wird noch der geſamten Danziger Bevölkerung 
erinnerlich ſein, daß die Oppoſitionsparteien es 
waren, die einer Auflöſung des Volkstages im 
März d. Is. ihre Zuſtimmung verweigerten. Da 
ſie ſelbſt über irgendeine Schwungkraft ihrer Par⸗ 
teidogmatik nicht verfügen, müſſen ſie immer auf 
materielle Dinge zurückgreifen, um ihre Anhänger⸗ 
ſchaft an ſich zu feſſeln. So war denſelben Par⸗ 
teien, die noch im März ſich gegen eine Auflöſung 
des Volkstages ſtemmten, die Tatſache der Gulden— 
abwertung Anfang Mai bereits eine willkommene 
Gelegenheit, um mit dieſem materiellen Hinter⸗ 
grunde für eine Neuwahl des Volkstages einzu— 
treten. 

Da ſie ſelbſt weder verfaſſungsmäßig noch durch 
eigene Stoßkraft gegen den Willen der NS DAP 
eine ſolche Neuwahl herbeiführen können, ver⸗ 
ſuchen ſie, Bundesgenoſſen ins Gefecht zu führen. 
Der erſte Bundesgenoſſe ſollte das Danziger Ober⸗ 
gericht ſein, bei dem ſie Beſchwerden gegen die 
Volkstagswahl vom 7. April einlegten. Die 
Gründe, die in den Beſchwerden angeführt wurden, 
ſind hinlänglich bekannt. Auch wenn ſie noch ſo 
fadenſcheinig waren, mußten ſie herhalten. Das 
Urteil des Danziger Obergerichts hat den Ein⸗ 
ſpruch der Oppoſitionsparteien abgewieſen. Die 
Richter, welche an dieſem Verfahren maßgebend 
beteiligt waren, ſind in der ungeheuren Kleinar⸗ 
beit, die zur Urteilsfindung geführt hat, nicht nur 
Geſetzestechniker geweſen, ſondern auch Sucher des 
Rechts im wahrſten Sinne des Wortes. 

Der Richter in Danzig iſt unabhängig. Dieſe 
Unabhängigkeit zwingt ihn zur Einhaltung und 
Anwendung des geſchriebenen Geſetzes. Darüber 
hinaus hat aber auch jeder unabhängige Richter 
ein Rechtsgewiſſen, welches ihm nicht nur das 
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Recht, ſondern auch die Pflicht auferlegt, die inner⸗ 
halb der deutſchen Nation lebende Danziger Be⸗ 
völkerung nicht durch grauſame Anwendung inner⸗ 
lich toter und überholter Formaliſtik in ihrer Ge⸗ 
ſamtentwicklung zu hemmen. (Sehr gut! Bravo! 
rechts.) 

Kaum iſt dieſes für die Freie Stadt Danzig be⸗ 
deutungsvolle Urteil geſprochen, ſo melden ſich auch 
ſchon wieder jene egoiſtiſchen Parteien und möchten 
die Schlagſahne dieſer Urteilsfindung für ihre 
Intereſſen abſchöpfen. Es vergeht kaum ein Tag, 
an dem man nicht in ihrer Preſſe lieſt, daß es „uns 
erhört“ und „nicht mit der Verfaſſung vereinbar“ 
ſei, wenn trotz dieſes Urteils an öffentlichen Ge— 
bäuden der Freien Stadt Danzig die Hakenkreuz⸗ 
fahne oder eine Hitlerbüſte zu ſehen ſeien. Sie 
verſteigen ſich zu der Behauptung, daß das Zeigen 
parteipolitiſcher Embleme an ſtaatlichen Gebäuden 


mit der Verfaſſung nicht zu vereinbaren ſei. (Abg. 
ſtändigen Vertreters des Völkerbundes in Danzig 


Weber: Sagt das Obergericht!) 
M. D. u. H. von der Oppoſition! Unſere ſoge— 


nannte Parteifahne iſt heute die Fahne Deutſch⸗ 


lands, das Zeichen unſerer nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung iſt heute die Flagge der deutſchen 
Wehrmacht, unſer Führer iſt heute der Führer des 
deutſchen Volkes und niemals wird eine national- 
ſozialiſtiſche Regierung etwas dagegen haben, 
wenn bei beſonders feierlichen Gelegenheiten, bei 


denen das Deutſchtum betont werden ſoll, auch die 


Zeichen des neuen Deutſchland äußerlich ſichtbar in 
Erſcheinung treten. (Anhaltender Beifall.) Danzig 
iſt ein auch vom Völkerbund anerkannter deutſcher 
Staat und dieſe Tatſache wird der Regierung das 
Recht geben, diejenigen Preſſeerzeugniſſe von der 
Bildfläche verſchwinden zu laſſen, die durch ihre 
Hetzartikel die deutſche Reichsflagge beleidigen und 
damit unſer ausgezeichnet freundſchaftliches Ver⸗ 
hältnis zum Deutſchen Reiche ſtören. (Bravo! 
Stürmiſcher Beifall.) 

Daß die Oppoſitionsparteien mit dem Arteil 


des Obergerichts nicht zufrieden ſind, kann ich mir 
denken. Daß ſie in ihrer Unzufriedenheit jedoch 
wieder Bundesgenoſſen ſuchen, die kein anſtändiger 
Deutſcher in Danzig im Kampf gegen das Deutſch⸗ 


tum für ſich in Anſpruch nehmen ſollte, ſpricht ſeine 
eigene Sprache. 


Ich weiß, daß man verſucht, den Völkerbund 
gegen dieſes Urteil des Obergerichts und damit 


gegen die Danziger Bevölkerung einzuſpannen. 
(Pfui!) Soweit das die Oppoſitionsparteien mit 
ihrem Gewiſſen verantworten können, iſt das ihre 


eigene Sache. (Zuruf rechts: Die haben ja keins!) 


Parteiführer, die ſo etwas fertig bekommen, ſtellen 
ſich damit außerhalb der deutſchen Volksgemein— 
chaft. 

8 ehe wird es hierbei Aufgabe der natio- 
nalſozialiſtiſchen Bewegung ſein müſſen, verführte 
Volksgenoſſen wieder auf den Weg zu ihrem Volk 
zurückzubringen. (Bravo!) Mir iſt jedoch berichtet 
worden und zwar aus ſehr zuverläſſiger Quelle, 
daß der Vertreter des Völkerbundes in Danzig von 
ſich aus dieſe Wünſche der undeutſchen Oppoſition 
ſich zu eigen gemacht hätte, um den Völkerbund 
entſprechend zu beeinfluſſen und zu einer Beſchluß⸗ 
faſſung zu bringen. Und damit komme ich zu 
einem trüben Kapitel in der Geſchichte der Freien 
Stadt Danzig. b 


| 


Alle Not, die die ganze Danziger Bevölkerung (O) 


heute zu erleiden hat, hat ihren wahren Urſprung 
in der Abtrennung vom Mutterlande. Dieſe Ab- 
trennung iſt der Wille des Völkerbundes geweſen. 
Weil aber der gleiche Völkerbund ſich deſſen be— 
wußt war, daß er mit dieſem Beſchluß ein nur be⸗ 
dingt und ſchwach lebensfähiges Kind in die Welt 
ſetzen würde, hat er zur moraliſchen Bemäntelung 
ſeines Beſchluſſes die Garantie für dieſen ſchwachen 
Staat übernommen. Die Anſichten in der Danzi- 
ger Bevölkerung über dieſe Garantie als Hilfe ſind 
abſolut geteilt. 

Es erſcheint mir jedenfalls notwendig zu ſein, 
einmal der Danziger Bevölkerung die Augen dar— 
über zu öffnen, daß trotz aller Bereitwilligkeit, ſich 
in das unabänderliche Schickſal zu fügen, Danzig 
dieſe Garantie in jeder Weiſe als für ſeine Ver⸗ 
hältniſſe ſehr teuer bezahlt hat. Ganz zu ſchweigen 
von den Koſten, welche die Unterhaltung eines 


verurſachen und welche von Polen und Danzig ge— 
meinſam getragen werden, alſo ganz zu ſchweigen 
von der Tatſache, daß ſich der Anteil Danzigs hier⸗ 
für erſt im letzten Jahr wieder auf 99 000 Gulden 
belaufen hat, (Hört, hört!) muß doch einmal geſagt 
werden, daß die Freie Stadt Danzig ihren aufge— 
zwungenen Verpflichtungen bisher in loyalſter 
Weiſe nachgekommen iſt. 

Die Koſten, die Danzig für Völkerbundsbeamte, 
Kommiſſionen uſw. im Intereſſe feiner guten Zus 
ſammenarbeit mit dem Völkerbunde aufgebracht 
hat, betragen bis zum Ende des Rechnungsjahres 
1934 immerhin die runde Summe von 19 962 808 
Gulden. (Hört, hört! Donnerwetter ja!) Wenn 
man bedenkt, wieviel Goldwert und Deviſen in 
dieſen Zahlungen ſteckt, könnte man verſucht ſein 
mit dem Gedanken zu ſpielen, daß ohne die Ver⸗ 
urteilung zu dieſen Koſten die Freie Stadt Danzig 
die ganze Abwertung nicht nötig gehabt hätte. 
(Sehr richtig!) 

Trotz allem haben wir uns bemüht und werden 
es als kleiner und ſchwacher Staat auch weiterhin 
tun, ſo freundſchaftlich wie möglich mit dem Völker⸗ 
bund auszukommen. Dieſe Tatſache ſchließt jedoch 
nicht die Konſequenz ein, daß wir unſern Nacken 
auch dann beugen, wenn wir abſolut im Recht ſind. 
Die früheren Regierungen haben à Konto ihres 
ſtaatsmänniſchen Unvermögens für das viele Geld 


den Völkerbund wenigſtens in ihren dauernden 


Streitigkeiten mit Polen bemüht. Wie Sie alle 
wiſſen, meine Damen und Herren, tun wir das 
nicht. 

Mir iſt wiederholt von maßgebenden Männern 
in Genf verſichert worden, daß der Völkerbund der 
Nationalſozialiſtiſchen Regierung dafür dankbar 
wäre, daß er dieſe Streitigkeiten aus der Atmo⸗ 
ſphäre der Genfer Inſtanzen in die direkte Ver— 
handlung und Verſtändigung hinübergeleitet hät⸗ 
te. Wenngleich ich es ſelbſt bei dieſen Erklärungen 
niemals verſtehe, daß dann in Genf innerpolitiſche 
Streitigkeiten zur Plattform einer Diskuſſion und 
einer Beſchlußfaſſung erhoben werden, ſo finde ich 
mich doch mit der Tatſache ab, daß ja nun leider 
meine Meinung allein nicht zuſtändig iſt, ſondern 
daß es Sache des Völkerbundes bleiben muß, dieſe 
Dinge in der ihm geeignet erſcheinenden Form zu 
erledigen. 
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Allerdings wird man auch hierbei niemals 
überſehen dürfen, daß der Völkerbund kein An⸗ 
weiſungsrecht für Danzig beſitzt, ſondern lediglich, 
wie anderen Kulturſtaaten gegenüber auch, ein 
Sanktionsrecht. Der Völkerbund ſelber hat dieſe 
meine Annahme beſtätigt, indem er in ſeiner letz⸗ 
ten Tagung in Genf, an welcher ich teilgenommen 
habe, ſich nicht dazu aufgeſchwungen hat, wie es 
die Oppoſition ſo gern geſehen hätte, Anweiſungen 
zu erteilen, ſondern lediglich einige Empfehlungen. 

Die Rechtsverordnung vom 4. April 1934 
(Geſ. Bl. S. 221), welche das Tragen einheitlicher 
Sonderkleidung betrifft, macht das Tragen von 
Sonderkleidung abhängig von der Genehmigung 
durch den Senat. Der Völkerbund iſt hierbei der 
Anſicht, es ſei für die Entſcheidungen des Senats 
als ein maßgebendes Kriterium zu bewerten, ob 
die betreffenden Verbände den Standpunkt der Re⸗ 
gierung teilen oder nicht. Der Senat iſt nach Prü⸗ 
fung und Beurteilung dieſer Angelegenheit zu dem 
Entſchluß gekommen, die Verordnung abzuändern. 
Er hat ſich bei dieſem Entſchluß davon leiten laſſen, 
daß auch gerade in Polen durch Dekret des Staats- 
präſidenten vom 2. Oktober d. Is. für das Tragen 
von Abzeichen und Uniformen eine behördliche Er— 
laubnis eingeführt worden iſt, welche zurüdge- 
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zogen werden kann, wenn nach Anſicht der Behörde 


die Sicherheit, die öffentliche Ruhe oder die öffent⸗ 


liche. Ordnung dieſes erfordern. 

Die Danziger Rechtsverordnung auf dieſem Ge⸗ 
biete wird nunmehr dahingehend abgeändert wer— 
den, daß die Genehmigung nur verſagt werden 
darf, wenn ihre Erteilung eine Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung bedeutete. 
Als Inſtanz für dieſe Entſcheidung wird in Zu⸗ 
kunft anſtelle des Senats Abtlg. des Innern, der 
Herr Polizeipräſident eingeſetzt. Gegen deſſen Ent⸗ 
ſcheidungen iſt natürlich dann die Beſchwerde an 
den Senat zuläſſig. 

In mehreren der auf der Ratstagung des Völ⸗ 
kerbundes im September d. Is. anſtehenden Peti⸗ 
tionen iſt auch gegen den § 132 à St. G. B., einge⸗ 
fügt durch Artikel II § 17 der Rechtsverordnung 
zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und Ord⸗ 
nung vom 30. Juni 1933 (Geſ. Bl. S. 287), Sturm 
gelaufen worden. Dieſe Vorſchrift, welche die Teil⸗ 
nahme an nicht als von der Regierung anerkann⸗ 
ten politiſchen Schutzverbänden unter Strafe ſtellt, 
verſtößt nach Anſicht des Völkerbundrates gegen 
Artikel 85 der Danziger Verfaſſung, welcher die 
Vereinsfreiheit garantiert. Der Senat der Freien 
Stadt Danzig hat den Beſchluß gefaßt, dieſe Be: 
ſtimmung aufzuheben, ohne ſich damit die Anſicht 
des Völkerbundrates zu eigen zu machen. 

Desgleichen bildete auf Grund der dem Völker⸗ 
bund zugeleiteten Petitionen und auf Grund des 
Gutachtens des vom Völkerbund eingeſetzten Ju⸗ 
riſtenkomitees die Rechtsverordnung zur Wahrung 
des Anſehens nationaler Verbände vom 10. Ok⸗ 
tober 1933 (Geſ.Bl. S. 502) nebſt Abänderungs⸗ 
verordnung vom 6. März 1934 (Geſ. Bl. S. 132) 
die Grundlage einer Empfehlung. 

Nach § 1 Abſatz 1 Satz 2 dieſer Verordnung 
dürfen Händler und Herſteller von Uniformen und 
Abzeichen der hinter der Regierung ſtehenden Ver⸗ 
bände dieſe Uniformen und Abzeichen nur herſtel⸗ 
len und verkaufen, wenn ſie das Einverſtändnis 


höchſten Danziger 
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des betreffenden Verbandes beſitzen. Dieſe Vor⸗ (C) 


ſchrift kann nach Meinung des Senats ohne weite⸗ 
res geſtrichen werden. Damit iſt dem Wunſche des 
Völkerbundes in jeder Weiſe Genüge getan. 

Um aber der Regierung auch weiterhin ein 
Kontrollrecht in Bezug auf den unbefugten und 
wilden Handel zu belaſſen, wird anſtelle dieſer 
Vorſchrift durch Rechtsverordnung ganz allgemein 
ſowohl für die Herſtellung als auch für den Ver⸗ 
trieb ſämtlicher Uniformen und Abzeichen, alſo ſo⸗ 
wohl ſtaatlicher als auch nichtſtaatlicher, das Er- 
fordernis der polizeilichen Genehmigung einge⸗ 


führt werden. (Bravo!) Auch hierfür wird der 


Polizeipräſident in Danzig zuſtändig werden und 
der Senat als Beſchwerdeinſtanz fungieren. 

Was den S 4 der vorher bezeichneten Verord⸗ 
nung betrifft, welcher den ſogenannten Ehrenſchutz 
für die nationalen Verbände umfaßt, ſo hat der 
Senat beſchloſſen, eine Abänderung dieſer Beſtim⸗ 
mung abzulehnen, da ſie durch das Obergericht der 
Freien Stadt Danzig für verfaſſungsmäßig erklärt 
worden iſt. (Beifall.) Der Senat hat hierbei ſich 
von dem Gedanken leiten laſſen, daß er in keinem 
Falle die unabhängige Gerichtsbarkeit im allge⸗ 
meinen, insbeſondere aber nicht das Urteil des 
Gerichtshofes, desavouieren 
kann, das für ihn in dieſem Falle zuſtändig iſt und 
zu deſſen Nichtanerkennung der Senat durch den 
Völkerbund gezwungen werden ſollte. 

Die Selbſtändigkeit des Freiſtaates würde 
nichts mehr bedeuten, wenn der Völkerbund für 
ſich das Recht in Anſpruch nehmen wollte, über die 
Entſcheidung des Höchſten Danziger Gerichtshofes, 
eines Staates alſo, hinwegzugehen. (Sehr richtig!) 

In einer anderen Petition iſt der ſogenannte 
Fall Luck und Schmode zur Entſcheidung durch den 
Völkerbund an dieſen herangetragen worden. In 
dieſem Falle heißt es am Schluß des Berichts des 
Herrn Berichterſtatters des Völkerbundes wörtlich: 
„Der Rat ſollte meiner Meinung nach dem Senat 
empfehlen, auf Bitten des Hohen Kommiſſars 
alles, was in ſeiner Macht ſteht, zu tun, um 
Fragen dieſer Art an Ort und Stelle beizulegen 
und es auf dieſe Weiſe einer ſo hoch eingeſtellten 


Einrichtung, wie es der Rat des Völkerbundes iſt, 


erſparen, ſie auf die Tagesordnung zu ſetzen.“ 


Der Rat iſt alſo hiernach ſelbſt der Anſicht, daß 
Fragen ſolcher Art beſſer in Danzig erledigt wer⸗ 
den ſollten. Da die Klage der Petenten rechtskräf⸗ 
tig durch das dafür als letzte Inſtanz in Frage kom⸗ 
mende Landesarbeitsgericht abgewieſen worden iſt, 
hat der Senat beſchloſſen, ſich im Intereſſe der 
Wahrung der Autorität der Danziger Gerichte 
nicht in der Lage zu ſehen, der Empfehlung des 
Völkerbundes nachkommen zu können. Es iſt mir 
in Genf nahegelegt worden, den beiden Petenten 
Luck und Schmode aus Billigkeit eine Summe 
Geldes zukommen zu laſſen. Ich habe es abgelehnt, 
dem Senat den Vorſchlag einer ſolchen Beſchluß⸗ 
faſſung zu machen, da ich auf dem Standpunkt ſtehe, 
daß der Danziger Staat arm iſt und für ſolche 
Empfehlungen kein Geld übrig hat. (Beifall.) 
Selbſtverſtändlich haben wir nichts dagegen einzu⸗ 
wenden, wenn von ſeiten des Völkerbundes dieſer 
Situation Rechnung getragen und den Petenten 
aus dieſer wirtſchaftlich beſſeren Atmoſphäre her⸗ 


(D) 


(A) 


(B) 
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aus eine Zuwendung gemacht 
(Sehr gut!) 


werden würde. 


In dem letzten Falle, der auf der September: 


tagung behandelt wurde und dem eine gemeinſame 
Petition des Zentrums, der Sozialdemokratie und 
der Deutſchnationalen Partei, auf welcher ſich be— 
zeichnenderweiſe bei den Akten des Völkerbundes 
die Unterſchrift des Herrn Weiſe zuſammen mit 
der der Marxiſten befinden, zu Grunde liegt, ſollte 
eine Abänderung der Strafgeſetzgebung für verfaſ— 
ſungswidrig erklärt werden. Der Völkerbundsrat 
hat es jedoch für richtiger gehalten, vorläufig keine 
Entſcheidung ſelbſt zu fällen, ſondern vorerſt ein 
Gutachten des Ständigen Internationalen Ge— 
richtshofes im Haag einzuholen. Der Haager 
Schiedsgerichtshof iſt ſich bisher über ſein Gutach— 
ten noch nicht ſchlüſſig geworden, ſo daß dieſe An— 
gelegenheit noch als ſchwebend zu bezeichnen iſt. 
Der Senat hat alſo, um auch weiterhin ſeinen 
Willen einer freundſchaftlichen Zuſammenarbeit 
mit dem Völkerbund zu betonen, in den meiſten 


Fragen dem Wunſche und den Empfehlungen von 


Genf Rechnung getragen. Jeder einſichtige Staats⸗ 
mann und Völkerrechtler wird in den Fragen, 
welche die Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit an⸗ 
rühren, die Beſchlußfaſſung des Senats verſtehen, 
decken und verteidigen. 


Damit iſt ein trübes Kapitel innerpolitiſcher 


Entwicklung in der Freien Stadt Danzig abge⸗ 


ſchloſſen. Die Wolken, die in der Verwertung der 
Wahlentſcheidung des Danziger Obergerichts am 
politiſchen Horizont heraufziehen, ſind dem Senat 
nicht verborgen. Sie vermögen jedoch nicht die 


Autorität und die Entſchlußkraft der Regierung 


irgendwie zu ſchwächen und zu beeinfluſſen. Denn 
ich bin mir abſolut deſſen bewußt, daß das Leben 
eines Volkes und insbeſondere nicht das Leben des 
Bruchteils eines Volkes, wie es die Danziger Be— 
völkerung darſtellt, auf die Dauer eingeengt wer- 
den kann von Artikeln und Paragraphen, welche 
in der Zeit allergrößter politiſcher und ſeeliſcher 
Not des Deutſchen Volkes fabriziert worden ſind. 

Wenn das Schickſal der Freien Stadt Danzig 
die meiſten Jahre in ihrer bisherigen Selbſtändig— 
keit von dem Willen des Völkerbundes beſtimmt 
worden iſt, ſo haben wir die Hoffnung, daß gerade 
in Genf, wo politiſche Realitäten ſehr ſtark in die 
Rechnung eingeſetzt werden, die Tatſache nicht un— 
erkannt bleiben kann, daß die politiſchen Macht— 
verhältniſſe in Europa ſich ſehr ſtark verſchoben 
haben. (Beifall.) Insbeſondere gegenüber der Zeit, 
in der durch die marxiſtiſche Revolte Deutſchland 
ohnmächtig am Boden lag und in dieſer Zeit die 
Freie Stadt Danzig durch dieſen Verrat geſchaf— 
fen wurde. 

Artikel und Paragraphen haben nur dann Be— 
deutung, wenn Menſchen von Fleiſch und Blut vor⸗ 
handen ſind, die den Willen in ſich tragen, ſie als 


geſchriebenes Lebensgeſetz zu reſpektieren. Die Ur- 


ſache der Abtrennung Danzigs vom Mutterlande, 


der neugeſchaffenen Republik Polen einen freien 


Zugang zum Meere zu gewährleijten, wird heute 


vom Deutſchen Volk und auch von der Freien Stadt 
Danzig aus freien Stücken heraus als politiſches 
Geſetz reſpektiert. Damit iſt die Diskuſſion über 


den Beſtand und die Entwicklung dieſes abgetrenn— 
ten Gebietes nicht mehr allein das Vorrecht der 
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Genfer Einrichtungen und wenn es ſo wäre, hätte 
das Wort von der „Selbſtbeſtimmung der Völker“ 
kein Recht. In der nüchternen Erkenntnis der Re⸗ 
alitäten des politiſchen Kräfteſpiels in Europa 
wird die Freie Stadt Danzig weiterhin wie bisher 
ihren Weg der direkten Aussprache und Verſtän⸗ 
digung mit Polen gehen. Das einmal für kurze Zeit 
im Sommer d. Is. getrübte freundſchaftliche Ver: 
hältnis beider Staaten iſt zur Befriedigung des 
Senats wieder hergeſtellt. Die Beziehungen ſind 
gute und freundſchaftliche und laſſen die Ausſicht 
auf eine weitere günſtige Entwicklung in dieſer 
Linie zu. (Beifall.) 

Wir freuen uns deshalb auch beſonders, daß 
unſer Mutterland Deutſchland zu unſerem Nach— 
barſtaate Polen ſeine Beziehungen auf der gleichen 
freundſchaftlichen Baſis unterhält. Zu betonen, daß 
zwiſchen Berlin und Danzig die denkbar beſten Be— 
ziehungen beſtehen, iſt überflüſſig. Wie ſollte es 
auch anders zwiſchen dem nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchland und dem einzigen außerhalb der 
Reichsgrenzen liegenden nationalſozialiſtiſch re— 
gierten deutſchen Staate ſein. Die wirtſchaftliche 
und völkiſche Aufwärtsentwicklung in unſerem 
Mutterlande gibt uns nicht nur innere Befriedi— 
gung, ſondern auch den ſeeliſchen Halt, der notwen⸗ 
dig iſt, um unſer hartes Schickſal hier zu meiſtern. 

Wir Nationalſozialiſten ſind nicht die Männer, 
die nur Tagespolitik und damit Vogel-Strauß⸗ 
Politik betreiben. Wir wiſſen, daß eine beſſere Zu⸗ 
kunft nur durch eine ſchwere Gegenwart erkämpft 
werden kann. Wir wiſſen, daß Kampf das Element 
allen Lebens iſt. Als in harten Kampfjahren er⸗ 
probte Soldaten der nationalſozialiſtiſchen Revo⸗ 
lution ſtehen wir deshalb auf unſerem Poſten, von 
dem es kein Weichen gibt. Wenn die Oppoſition 
glaubte, die Stärke dieſer Regierung mit dem Hin⸗ 
weis unterhöhlen zu können, daß einige Mitglie- 
der des Senats ihre Aemter zur Verfügung ge— 
ſtellt hätten, ſo möchte ich demgegenüber betonen, 
daß es das in der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
nicht gibt. Ein Nationalſozialiſt wird abberufen 
oder er fällt! Oppoſitionsbeſchlüſſe haben für uns 
keine Geltung. Maßgebend iſt allein der Befehl 
unſerer Führung. (Starker Beifall.) Dieſe Füh⸗ 
rung wird es niemals zulaſſen, daß die Kräfte des 
Zwieſpalts und der Zerſetzung wieder hochkommen. 
So ſtehen wir denn hier als die Männer der neuen 
deutſchen Geſchichte, hart in unſeren Maßnahmen, 
freudig aber die ſchwere Verantwortung zu tragen 
in dem Bewußtſein der alten Danziger Tradition 
gemäß, unſerer Heimat dem Deutſchtum zu erhal— 
ten. (Langanhaltender Beifall! — Dem Führer 
der nationalſozialiſtiſchen Politik in Danzig ein 
dreifaches Sieg-Heil! rechts. — Sieg-Heil! bei den 
Nationalſozialiſten.) 

Präſident: Auf Grund des Beſchluſſes des Haus 
ſes unterbreche ich die Sitzung um eine halbe 
Stunde und werde ſie um 18 Uhr 25 fortſetzen. 
(Anterbrechung der Sitzung 17 Uhr 55 Minuten.) 


Die Sitzung wird 18 Uhr 25 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Andres wieder eröffnet. 

Vizepräſident Andres: Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache zu Punkt 3 und 4 der Tagesordnung und 
erteile als erſtem Redner dem Abg. Beyl das Wort. 


(O 


— 


D) 
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(B) 
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Beyl, Abgeordneter (NSDAP): Meine deut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen! Im Namen der nationalſo— 
zialiſtiſchen Fraktion des Volkstages habe ich fol— 
gende Erklärung abzugeben: 

Aus den Worten des Herrn Senatspräſiden⸗ 
ten iſt eines mit aller Deutlichkeit ſichtbar und klar 
geworden: der Kampf um Danzig geht ſeinem 
Höhepunkt entgegen, ein Kampf, für deſſen Aus- 
bruch nicht wir verantwortlich ſind, den wir aber 
um dieſes Volkes willen hier auskämpfen müſſen. 
Daß das Ringen um dieſen Boden und das Leben 
dieſer 400 000 deutſchen Menſchen einmal in voller 
Schärfe entbrennen würde, das mußte eigentlich 
bereits bei der Gründung dieſes Staatsweſens klar 
ſein; denn dieſer Zwergſtaat wurde doch nur ge— 
ſchaffen, damit er einmal ſterben ſollte! 

Aber man hätte erwarten können, daß in einem 
ſolchen Kampfe die Fronten klar ſtehen ſollten: 
hie Deutſcher, hie Nichtdeutſcher. Aber wieder ein— 
mal wird alte deutſche Tragik lebendig: daß ſich 
die deutſche Bevölkerung zerſpalten, daß ſie ſich 
ſelbſt zerfleiſchen und durch unverantwortliche Ele— 
mente in ihrer Schlagkraft geſchwächt werden ſoll. 
Wie ſchon jo oft in unſerer Geſchichte, verſchmäht 
es eine Gruppe „Deutſcher“ nicht, nicht nur die 
Hilfe außerdeutſcher Kräfte in Anſpruch zu neh— 
men, ſondern in einer Verblendung ohnegleichen 
ruft ſie die Hilfe dieſer außerdeutſchen Kräfte auf 
gegen die Führung dieſes Staatsweſens, überhaupt 
gegen die Führung des geſamten deutſchen Volkes 
in Europa, gegen das Reich, gegen Deutſchland! 

Was bedeutet es, meine Herren von der Oppo— 
ſition, wenn Sie im innerpolitiſchen Kampf den 
Völkerbund anrufen? Sie ſtellen ſich damit auf 
den Boden jener Kräfte, die damals 1919/1920 
das Reich zerſchlagen haben; Sie rufen jenen Ver— 
trag zu Hilfe, der nicht nur Danzig vom deutſchen 
Mutterlande losgeriſſen hat, ſondern als teufliſch— 
ſtes Vertragswerk, das die Geſchichte kennt, den 
Tod unſeres Volkes überhaupt bedeuten ſollte. 
(Starker Beifall.) 

Wir wiſſen alle, zu welchem Zweck die Genfer 
„Geſellſchaft der Nationen“ gegründet wurde. 
Nicht umſonſt iſt die Völkerbundsakte (Artikel 1 
bis 16) der erſte Teil des Verſailler Vertrages, 
alſo dem Diktat von Verſailles vorangeſtellt, das 
1919, als Fortſetzung des Weltkrieges gegen das 
deutſche Volk nur mit anderen Mitteln, geſchaffen 
wurde. 

Nun könnten Sie ſich darauf berufen, daß die— 
dieſes kleine deutſche Staatsweſen Danzig im 
Kampfe um ſeine Selbſterhaltung jede Inſtitu— 
tion benützen müßte und vor allem die Inſtitution, 
die ja gerade den Schutz unſeres Staates über— 
nommen hat. 5 

Gewiß, gegen außerdeutſche Kräfte, die die 
Selbſtändigkeit und die völkiſche Kraft unſeres 
Staatsweſens bedrohen könnten, müßte jede 
Waffe benutzt werden, die greifbar iſt. Aber gegen 
eine deutſche Regierung, gegen deutſche Menſchen, 
gegen die deutſche Bevölkerung Danzigs dieſe In— 
ſtitution zu benutzen, von der bei Gott unſer Volk 
ſeit den letzten eineinhalb Jahrzehnten alles ans 
dere erfahren hat, nur nicht Gerechtigkeit! (Sehr 
wahr! rechts.) — eine ſolche Maßnahme richtig zu 
kennzeichnen, das erlaſſen Sie mir, bitte; denn 
ich müßte hierfür Ausdrücke anwenden, die parla= 
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mentariſch nicht in der Ordnung wären. (Sehr 
gut! rechts. Beifall.) 

Das Verſailler Diktat und das Weimarer 
Syſtem — ſo haben wir immer wieder geſagt — 
gehören zuſammen. Aber nicht wir allein ſagten 
das, ſondern das haben vierzehn Jahre hindurch 
mit uns Männer gemeinſam getan, die einer Par- 
tei angehörten, die ſich deutſch und national 
nannte. Das haben Sie, meine Herren von der 
Gruppe Weiſe! — Schulter an Schulter mit uns 
immer wieder geſagt, in einer Zeit allerdings, zu 
der Sie Ihr nationales Erſtgeburtsrecht noch nicht 
an Zentrum, Marxismus und Bolſchewismus ver— 
kauft hatten. 

Laſſen Sie hier, beſſer, als ich es vermag, ein 
Flugblatt ſprechen, das im Oktober 1932 von der 
Deutſchnationalen Volkspartei, Landesverband 
Danzig, verſchickt wurde und lautet: 

Sehr geehrter Parteifreund! 

Die Ereigniſſe im Reich beweiſen, daß allein die 
Deutſchnationale Volkspartei ihren Grundſätzen treu 
geblieben iſt. 

(Heiterkeit rechts.) 

Die jahrelange Sehnſucht des deutſchen Volkes war 

es, die Parteiwillkür und den parlamentariſchen Kuh- 

handel loszuwerden. 
Das iſt nicht von uns, das ſind Ihre Worte, 
meine Herren von der Gruppe Weiſe! 

Heute fühlen wir endlich eine feſte Hand im Reich 

und in Preußen. Furchtbar klar wird uns aber auch, 

daß die Partei, mit der wir Schulter an Schulter zu 
kämpfen glaubten und der wir gar oft manches nad)= 
geſehen haben, daß die NSDAP. zum eifrigſten Ver⸗ 
teidiger des Parlamentarismus geworden iſt. Die 

Nazis, die jahrelang das Zentrum als Totengräber 

Deutſchlands bezeichnet haben, können ſich jetzt nicht 

ſchnell genug mit ihm verbrüdern, lediglich aus kurz⸗ 

ſichtiger parteipolitiſcher Einſtellung heraus und aus 

dem Ehrgeiz ihrer Unterführer. 
Meine Herren, Wort für Wort ſtimmt, aber es 
trifft nicht für 1932 zu, ſondern für das Jahr 
1935 und für Sie von der Gruppe Weiſe! Ich 
ſage das hier nicht, um Sie anzugreifen, ſondern 
ich hoffe immer noch, daß Menſchen, in denen deut— 
ſches Blut lebendig iſt, doch einmal das Gewiſſen 
ſchlagen muß und daß Sie endlich doch an die 
Grundſätze denken, die Sie aus politiſchem Ehrgeiz 
vergeſſen haben. 

Was iſt denn der Inhalt aller Beſchwerden, die 
Sie nach Genf gerichtet haben? Sie beklagen ſich 
immer wieder darüber, daß wir nicht die Verfaſ— 
jung dem Buchſtaben nach erfüllen, dieſe Ver— 
faſſung, die in einer Zeit geſchaffen wurde, in der 
der Parlamentarismus ſeine Hochkonjunktur er— 
reicht hatte. Sie beklagen ſich darüber, daß wir 
hier in Danzig nicht das parlamentariſche Syſtem 
mit all ſeinen Begleiterſcheinungen bis ins Letzte 
durchführen. 

Das iſt — glaube ich — etwas viel von uns 
verlangt! Der Nationalſozialismus, der, wie es 
ſchon heute die geſchichtlichen Ereigniſſe zeigen, als 
eine elementare revolutionäre Bewegung in 
einem hinreißenden Sturm drüben in Deutſchland 
nicht nur das Reich erobert, ſondern es auch von 
Grund auf umgeſtaltet hat, eine ſolche Bewegung 
ſoll hier in Danzig ihrem eigentlichen Weſen un⸗ 
treu werden, ſie ſoll hier, außerhalb des Reiches, 
ihr Lebensgeſetz verraten! 

Aber dabei vergeſſen Sie alle eines: Niemals 
kehrt eine Zeit wieder, die verſunken iſt, weil ſie 
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(Beyl, Abgeordneter) 
alt, morſch, überlebt geweſen iſt. Dieſer Zuſtand 
des Parteienſtaates, den Sie wieder heraufführen 
wollen, er war wirklich abgeſtanden, vergreiſt, dem 
Tode geweiht, darum ging er zu Grunde. 

Dabei beleuchtet ein Blick auf die Mittel, die 
Sie im Kampf gegen uns anwenden, ſo deutlich 
den — ich hätte faſt geſagt — jammervollen Gei— 
ſteszuſtand —, in dem Sie heute noch leben! 
(Beifall und Heiterkeit rechts.) 

Oppoſition iſt etwas Schönes, denn ſie befreit 
von der juriſtiſchen, niemals aber von der morali— 
ſchen Verantwortung für Volk und Staat. Als 
wir in der Oppoſition ſtanden, da griffen wir Ihr 
Syſtem in der ſchärfſten Weiſe an. Das war unſer 
gutes Recht. Aber zweierlei unterſchied uns von 
Ihnen. 

Erſtens, wir riefen niemals die Hilfe des Aus— 


landes an, ſelbſt nicht gegen Regierungen, die uns 


als Fremdenlegionen des Auslandes auf deut— 
ſchem Boden erſchienen. (Sehr richtig! rechts.) 

Zweitens, meine Herren von der Oppoſition, 
wir hatten eine Idee, wir führten unſern Kampf 
gewiß mit ſchärfſter Negation Ihres Syſtems und 
Ihrer Methoden, aber wir hatten im Herzen un— 
ſern Glauben an ein neues deutſches Staatsideal. 

Innere Wiedergeburt Deutſchlands, nationale 
und ſoziale Befreiung des deutſchen Volkes, Aner— 
kennung der Arbeit als ſchöpferiſches Lebensprin— 
zip, Schaffung eines machtvollen, alle Deutſchen 
Mitteleuropas umfaſſenden großdeutſchen Staates, 
das waren Ideen, für die es ſich verlohnte zu 
kämpfen, und wie die 400 Toten unſerer Bewe— 
gung bewieſen haben, auch zu ſterben. 

Ihre „Ideen“ find: Völkerbund und Verfaſ— 
ſung. Das iſt das Erſchütternde an Ihrem ganzen 
Kampf. Aus Mangel an einer großen zugkräftigen 
und zukunftserfüllten Idee, aus dem Fehlen einer 
einheitlichen Staatsauffaſſung — denn ich be— 


zweifle doch, daß das Ideal des heiligen Auguſti⸗ 


nus vom Gottesſtaat etwas zu tun hat mit dem 
Staat des freimaureriſchen Parlamentarismus 
oder der Monarchie Wilhelm II. oder gar mit dem 
Staat Moskaus, — aus dem Mangel einer ein- 
heitlichen Staatsidee überhaupt muß die Oppoſi⸗ 
tion ihre Zuflucht zur Verfaſſung nehmen —, zu 
einem Papier! Ich habe alle Achtung vor der Ver— 
faſſung, denn durch den Einfluß außerdeutſcher 
Machtfaktoren iſt dieſe Verfaſſung für uns gültig. 
Aber letzten Endes kann eine Verfaſſung und kön— 
nen Paragraphen immer nur ein notdürftiger 
Ausdruck des Lebens eines Volkes ſein. Das iſt es, 
m. H., was das Entſcheidende iſt: das Leben iſt 
bereits über Sie hinweggegangen. (Sehr richtig! 
bei den Nationalſozialiſten.) 

Wenn Sie es nicht glauben, dann ſehen Sie 
ſich unſere deutſche Jugend an. Sie hat keine Be— 
ziehungen mehr zu Ihnen, ſie gehört nicht der 
Vergangenheit an, ſondern der Gegenwart und 
der großen kämpferiſchen und ſchöpferiſchen Zu— 
kunft. Bezeichnend dafür iſt eine Kleinigkeit, die 
ich dabei erwähnen muß. Wenn die beiden Kinder 
des Herrn Rechtsanwalts Abgeordneten Weiſe 
Mitglieder des Jungvolkes und des Bundes deut— 
ſcher Mädels ſind, (Zurufe) ſo iſt das ein Beweis 
dafür, wie die Jugend bereits über die Alten hin⸗ 
weggegangen iſt. Herr Weiſe ſoll ſelbſt geäußert 
haben, — ich weiß nicht, ob es ſtimmt, — er wolle 
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der Zukunft ſeiner Kinder nicht im Wege ſtehen. 
Sehen Sie, Herr Abg. Weiſe weiß es ſelber: die 
Zukunft des deutſchen Volkes iſt der Nationalſo⸗ 
zialismus! (Bravo! und Beifall bei den National⸗ 
ſozialiſten.) 

Wenn Sie ſich gegen den Vorwurf des Landes⸗ 
verrats und des Separatismus wehren und ge— 
wehrt haben, — ein gutes Zeichen! Aber die Taten 
müſſen Ihren Worten folgen. In einem anderen 
deutſchen Staat Mitteleuropas gab es einmal 
Männer, die begeiſtert von einem Anſchluß 
ſchwärmten und einem großdeutſchen Reich. Sie 
haben heute dieſen Gedanken an die ſchickſalhafte 
Zuſammengehörigkeit aller Deutſchen in den Hin⸗ 
tergrund geſtellt. Sie, m. H. (nach links) ſind auf 
dem Wege dazu. Dort hat man den öſterreichiſchen 
Menſchen geſchaffen, hier will man den Danziger 
Menſchen ſchaffen. Verfaſſungsmäßig, das leugnet 
niemand, ſind Sie im Recht. Aber neben dieſem 
verfaſſungsmäßigen Recht gibt es, wie mir ſcheint, 
doch etwas anderes, nämlich ein heiliges völkiſches 
Gewiſſen! Wenn geantwortet wird, beſonders von 
der Gruppe Weiſe: „Wir ſind auch national“, 
wenn Sie mir vielleicht jetzt entgegenhalten wer⸗ 
den: „Wir find auch deutſche Menſchen“, jo wol- 
len wir Ihnen mit dem Worte unſeres Führers 
entgegnen, der ſagte: „Wir wollen nicht national 
ſein gedämpft, mit Mäßigung, ſondern wir wol⸗ 
len deutſch ſein mit heißer, verzehrender Leiden— 
ſchaft“. Das iſt es! 

Ein zweites iſt bezeichnend für Ihren Kampf. 
Sie haben nichts gelernt. Aus Ihren Reden, aus 
Ihren Anträgen und Anfragen, die Sie an uns 
richten, ſpricht immer wieder dasſelbe, es iſt uns 
nichts Neues. Der Marxismus hat ſich auch heute 
nicht geändert. Für ihn iſt Geſchichte Ausfluß von 
Wirtſchaftsſtrömungen und letzten Endes Klaſſen— 
kampf, auch hier in Danzig. Das iſt die Lehre 
Ihres Herrn und Meiſters Karl Marx. Ich ver⸗ 
ſtehe auch Ihre Hoffnung in Danzig ſehr gut. 
Sie ſind niemals zur Macht gekommen in der Ge- 
ſchichte und werden auch niemals zur Macht kom- 
men ohne die Spekulation auf die Wirtſchaftsnot. 
„Man muß die Wunde am ſozialen Volkskörper 
offen halten“, hat einmal Ihr Führer Auguſt 
Bebel gejagt. Man muß in Danzig die Anzufrie⸗ 
denheit über die Wirtſchaftslage hervorrufen, man 
muß ſie ſchüren, man muß es dazu bringen, daß 
die Maſſen wirtſchaftlich von der Nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Regierung enttäuſcht werden, dann wer- 
den wir einmal wieder zur Macht kommen. So 
denken Sie. 

Sie können alſo nur zur Macht kommen, wenn 
Sie wie 1918 ein Chaos, einen Zuſammenbruch 
hervorrufen. Sie glauben vielleicht im Kriegsjahr 
1917 zu ſtehen, wo auch die Wirtſchaftsnot da⸗ 
mals für Ihre Hetze ein günſtiger Boden war, 
eine Gelegenheit, von unten her jo lange zu minie- 
ren, bis die lebende deutſche Front zuſammenbrach, 
Sie glauben auch in Danzig an den Einfluß von 
Kreiſen, die ſeit Schaffung dieſes Staates eine Be- 
laſtung unſerer Wirtſchaftsverhältniſſe geweſen 
ſind. Konnte Ihnen damals 1917/1918 von einer 
ſchwachen deutſchen Regierung nicht das Handwerk 
gelegt werden, ſo hoffen Sie hier mit denſelben 
Mitteln dasſelbe Ziel unter der Aegide des Völ— 
kerbundes zu erreichen. 
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(Beyl, Abgeordneter) 

Dabei zeigen Sie, wie arm an Ideen Sie ſind. 
Sie müßten wiſſen, daß im Völkerleben niemals 
dasſelbe Ziel mit denſelben Mitteln zu erreichen 
iſt. Schon die Wirtſchaftsnot, die zweifellos heute 
in Danzig beſteht, iſt nicht mit der Lage zu ver⸗ 
gleichen, in der Deutſchland im Kriegsjahr 1917 
ſich befand. Unſere nationalſozialiſtiſchen Führer 
ſind aus anderm Holze geſchnitzt als die Männer, 
die damals Deutſchland regierten, und die Men— 
ſchen ſind anders geworden! Damals kämpfte das 
deutſche Volk um ſein Leben, ohne zu wiſſen, wo— 
rum es ging. Heute weiß die Danziger Bevölke— 
rung, worum es geht: um das Leben der 400 000 
Menſchen auf dieſem Boden. 

Wir laſſen uns durch Ihre Minierarbeit nicht 
erledigen. Denn wir haben unſern Auftrag nicht 
von irgendwelchen Inſtanzen bekommen, ſondern 
das Schickſal drückte ihn uns in die Hand. Wir 
werden ihn erſt aus der Hand geben, wenn dieſer 
Auftrag erfüllt iſt, keine Sekunde eher. (Zuſtim⸗ 
mung und Bravo! rechts.) 

Auch das Zentrum iſt ſich in ſeiner Arbeit 
ewig treu geblieben. Sein altes Kampfmittel, der 
Schutz der Religion wird immer wieder ins Feld 
geführt. Wie der Marxismus vom 


Konfeſſion. Sie nennen unſern Vorwurf der un⸗ 
deutſchen Geſinnung, den wir Ihnen gemacht 
haben, ungeheuerlich. Sie können ſich ſehr ſchnell 
von dieſem Vorwurf reinigen. Sie müſſen nur eins 
tun: ſich zu Deutſchland und zu ſeinem Führer be= 


kennen. Wenn beiſpielsweiſe ein Mann aus Ihren 
handelt, wo immer auch gewählt worden iſt. Die 


Reihen, den Sie alle kennen, wenn er auch kein 
Danziger iſt, der Pfarrer Moenius, geäußert hat, 
„wie ein Pfahl ſitze dem deutſchen Volk der katho— 
liſche Volksteil im Fleiſche und verhindere die 
Bildung eines deutſchen Nationalſtaates“, dann 
ſage ich Ihnen: Beſeitigen Sie dieſen Pfahl, blei— 
ben Sie Ihrer Religion treu und treten Sie für 
ſie ein, aber denken Sie dabei auch an die Ihnen 
vom Herrgott aufgetragene Treue zu Ihrem Volk. 
Dann werden wir die erſten ſein, die mit Ihnen 
zuſammenarbeiten. (Zuſtimmung bei den Natio- 
nalſozialiſten. 

Wir danken es unſerer Regierung, daß ſie die 
Lage ſo geſchildert hat, wie ſie iſt, ohne Schön— 
färberei, ohne jenen lärmenden und zerſetzenden 
Peſſimismus, der heute künſtlich ins Volk hinein- 
getragen wird. Mit Freude begrüßen wir das 
Verhältnis zu unſerem Nachbarlande Polen. Wir 
freuen uns, daß es ungetrübt iſt, wenn wir auch 
den Wunſch nicht unterdrücken können, daß dieſes 
gute Verhältnis ſich ſtärker als bisher in Taten 
auf dem Gebiet der wirtſchaftlichen Zuſammen— 
arbeit auswirken müßte. (Bravo! rechts.) 

Daß unſer Verhältnis zu unſerem Mutterlande 
innig iſt, daß es immer inniger geſtaltet werde, 
iſt unſer ſehnlichſter Wunſch! So begrüßen wir es 
ganz beſonders, daß Deutſchland in einer nicht 
mehr zu übertreffenden Hilfsbereitſchaft einge— 
ſprungen iſt und Tauſende von Arbeitern, Tauſen— 
de von Penſionären und Beamten aufgenommen 
hat und in engſter Verbundenheit mit uns für ſie 
ſorgt. Das iſt wahrer Sozialismus, den Menſchen, 
die hier Not leiden, Arbeit und Brot zu geben. 
Das hat unſer Mutterland getan, deshalb danken 
wir es ihm! (Beifall rechts.) 


Kampf der 
Klaſſen, ſo lebt das Zentrum vom Kampf um die 
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Wenn hier in der letzten Volkstagsſitzung Rufe 
ertönten, Deutſchland ſollte lieber ſeine Schulden 
an Danzig bezahlen, ſo zeigt dieſer Ruf ganz die 
Einſtellung des Rufers. Deutſchland ſollte alſo, 
ohne Rückſicht auf ſeine eigene Deviſenlage, ohne 
Rückſicht auf das Leben und die Arbeit von Mil- 
lionen deutſcher Menſchen, von Millionen deut— 
ſcher Arbeiter, ohne Rückſicht auf ſeine Wirtſchafts⸗ 
und Militärpolitik, auf die Gefahr hin, daß ſeine 
Arbeitsloſigkeit wieder ſteigt und ſeine Währung 
bedroht wird, daß die Sicherung ſeiner Grenzen 
leiden könnte, ungeheuere Gelder nach Danzig 
werfen! Ich glaube es gern, daß es Leute hier in 
Danzig gibt, die einen ſolchen Zuſtand für Deutſch— 
land herbeiwünſchen; denn dann könnte auch wie— 
der einmal ihr Weizen drüben blühen. Wir aber 
als Nationalſozialiſten ſagen: Erſt kommt die 
Sicherheit von 67 Millionen und dann erſt das 
wirtſchaftliche Wohlergehen von 400 000 deutſcher 
Menſchen hier in Danzig. (Sehr gut! Beifall 
rechts.) Wenn dieſe 67 Millionen drüben frei, un⸗ 
abhängig und ſtark ſind, dann wird die Ausſtrah— 
lung ſeeliſcher und materieller Kräfte, die von 
ihnen ausgeht, auch bei uns zu verſpüren ſein. 

Das Urteil des Obergerichts bedauern wir; denn 
wir wiſſen, daß bei jedem Wahlkampf Entgleiſun⸗ 
gen vorkommen werden, wie ſie bei dieſem Wahl— 
kampf vorgekommen ſind. Wenn dieſe Wahl nicht 
auf legalem Wege zuſtande gekommen ſein ſoll, 
dann hätten wir früher allen Grund gehabt, jede 
Wahl in Deutſchland und hier in Danzig anzu— 
fechten; denn uns hat man niemals ſchonend be— 


Wahl, die wir hier in Danzig im Jahre 1930 unter 
dem jetzigen Nationalpolen und damaligen Innen 
ſenator Arczynſki geſchlagen haben, war für uns 
kein Kinderſpiel. Aber wir verzichteten darauf, 
Beſchwerde zu erheben, weil wir wußten, daß wir 
doch die Macht erringen würden durch die Bewe— 
gung, durch das deutſche Danziger Volk und nicht 
auf den Krücken irgendwelcher gerichtlicher Ent— 
ſcheidungen. (Sehr richtig! Beifall rechts.) 

Immerhin begrüßen wir es, daß die einzige In— 
tanz, die verfaſſungsmäßig eine Wahlanfechtung 
zu entſcheiden hat, das Danziger Obergericht, ſich 
auf den Standpunkt geſtellt hat: dieſe Wahl iſt 
gültig. 

Mit Freuden ſtellen wir feſt, daß der Umfang 
der Sparmaßnahmen, zwar einſchneidend und hart 
für viele Einzelne, für die Geſamtheit des Danziger 
Volkes aber trotz allem, trotz aller Not, erträglich 
iſt. Ich glaube, daß wir heute bei aller Vorſicht 
es doch ausſprechen können, daß wir jetzt ſchon ſo— 
weit ſind, um wenigſtens für die Aermſten der Ar- 
men, für die Erwerbsloſen, etwas mehr tun zu kön— 
nen. Es war ein ſchweres halbes Jahr, das hinter 
uns liegt, und es wird ein ſchwerer Winter kommen, 
aber die Front ſteht ungebrochen, vom Kampf um— 
tobt, aber auch geſtählt, und ſie ſieht voller Hoff— 
nung auf die Hauptarmee, das Deutſche Reich, 
deſſen Stellung immer feſter und unbeſiegbarer 
geworden iſt. 

Daß der Senat ſich entſchloſſen hat, den Emp— 
fehlungen der Genfer Einrichtung entgegenzu— 
kommen, beweiſt feinen Willen zur Zuſammen— 
arbeit, wenn auch da und dort der Rechtsſtandpunkt 
bei uns Nationalſozialiſten ein anderer iſt. Aber 


— 
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ich beabſichtige hier nicht ein Kolleg zu leſen über zahlreichen Einzelheiten beſchäftigt, zu denen Stel- (C) 


Einmiſchung und Nichteinmiſchung — ſo reizvoll 
es auch wäre — ſondern ich möchte nur ganz 
ſchüchtern auf die Tatſache hinweiſen, daß wir 
nicht ein halbfreier Staat ſind, wie ihn andere 
Kontinente kennen, daß wir auch kein Mandats— 
gebiet des Völkerbundes ſind. Als man im Jahre 
1919 Danzig gegen ſeinen Willen vom Mutter⸗ 
lande losriß, da betrog man uns um unſer Selbſt— 
beſtimmungsrecht, aber man gab uns wenigſtens 
eines: das Recht, ein freier, unabhängiger, jelb- 
ſtändiger Staat zu ſein. Dieſes Recht wollen wir 
uns auch nicht antaſten laſſen, auch nicht von einer 
Oppoſition, die den Willen hat, Danzig zu einem 
halbfreien Mandatsgebiet des Völkerbundes her- 
unterzudrücken. (Beifall rechts.) 

Es iſt erfreulich, daß der Völkerbund ſich nicht 
zuſtändig fühlt, ſich in die innerpolitiſchen Ange— 
legenheiten Danzigs einzumiſchen. Was uns als 
Nationalſozialiſten aber beſonders befriedigt, iſt 
die Tatſache, daß der Ehrenſchutz der nationalen 
Verbände bleibt. Wir hätten es nicht verſtehen 
können, wenn der Senat über das Urteil des Ober— 
gerichts hinweggegangen wäre und dadurch praf- 
tiſch die Grundlagen jeder Staatsautorität ange— 
taſtet hätte. 

Die Zahlen, die der Herr Finanzſenator gege— 
ben hat, beweiſen ſchlagend die Sparſamkeit der 
nationalſozialiſtiſchen Regierung, und man ſollte 
endlich einmal hoffen, daß nunmehr das Gerede, 
das wahrlich als eine wirkliche „Flüſterpropa⸗ 
ganda“ von Mund zu Mund weitergegeben wird, 
von dem Mangel an Sparſamkeit, den die Natio— 
nalſozialiſten angeblich zeigen, endlich einmal auf— 

ört 


ört. 
Ich will mich nicht mit Einzelheiten beſchäfti— 
gen, ſo reizvoll es wäre, ſondern ich will nur eines 
mit aller Deutlichkeit feſtſtellen: Wir können heute 
nach einem ſchweren halben Jahr, das hinter uns 
liegt, ſagen: Hier in Danzig iſt Geſchichte gemacht 
worden! Trotz ſchwerſter, allerſchwerſter Opfer 
haben wir unſere Währung, unſere finanzielle und 
damit auch unſere ſtaatliche Selbſtändigkeit gehal—⸗ 
ten. Vielleicht werden wir ſpäter einmal dieſen 
Sommer 1935 als die Zeit der Wende auch in une 
ſerem Danziger Schickſal bezeichnen. (Sehr gut! 
Beifall rechts.) . 
So wollen wir in Zukunft feſt und geſchloſſen 
unſeren Weg gehen, weder rechts noch links ſehen, 
ſondern geradeaus in eine deutſche Zukunft. Daß 
trotz all dem Schweren, das wir durchmachen müſ— 
ſen, auch wieder beſſere Zeiten kommen, iſt unſere 
Zuverſicht. Wir wiſſen, daß alles Leben Kampf 
iſt. Auch im Völkerleben entſcheiden letzten Endes 
nicht die dunklen Kräfte der Zerſetzung und Zer⸗ 
ſtörung, ſondern die lebendigen Kräfte des Auj- 
baues, Männer machen Geſchichte! Weil wir an 


unſer Volk und an unſere Zukunft glauben, ſo 


wiſſen wir, daß wir die ſeeliſche Kraft beſitzen, auf⸗ 
recht und entſchloſſen unſeren Weg weiterzugehen 
in eine beſſere deutſche Zukunft. (Anhaltender ſtür— 
miſcher Beifall.) 


Vizepräſident Andres: Das Wort hat der Abg. 
M. D. u. H.! 


Weber. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): 
Der Herr Präſident des Senats und der Herr 
Finanzſenator haben in ihren Reden ſich mit ſehr 


lung zu nehmen in der kurzen Zeit, die uns zuge— 
meſſen wurde, nicht möglich iſt. Wir müſſen es uns 
daher verſagen, auf alle Einzelheiten einzugehen 
und können uns in der Hauptſache nur mit den 
grundſätzlichen Fragen beſchäftigen. Aber auch 
das iſt nur bedingt möglich, weil in dieſem Hauſe 
die Gleichberechtigung für die Oppoſition zur Aus⸗ 
tragung grundſätzlicher Auffaſſungen nicht beſteht. 

Wenn heute nach mehrmonatiger Friſt der 
Volkstag wieder tagt, dann ſoll nach dem Willen 
der Nationalſozialiſten ſeine Aufgabe auch heute 
nicht in erſter Linie das ihm eigentlich zuſtehende 
Recht ſein, gemeinſam mit dem Senat die Geſchicke 
des Staates und der Bevölkerung zu beſtimmen, 
ſondern er ſoll gewiſſermaßen wiederum nur die 
Dekoration abgeben, die der nationalſozialiſtiſche 
Senat von Zeit zu Zeit zu benötigen ſcheint, um 
ſeinen Erklärungen einen Rahmen zu geben. 

Bis zu dem Augenblick, in dem der Finanz⸗ 
ſenator heute ſeine Rede hielt, hat man uns völlig 
darüber im Unklaren gelaſſen, ob der Senat nun 
endlich gemäß den Vorſchriften der Verfaſſung dem 
Volkstag die ſeit zwei Jahren nicht veröffentlichten 
Haushaltspläne bekannt geben würde. Bis zu 
dem Augenblick, in dem ich hier das Wort zuerteilt 
erhielt, ſind dieſe Haushaltspläne nicht einmal 
verteilt worden. Es gibt kein treffenderes Beiſpiel, 
um den Charakter des Danziger parlamentariſchen 
Lebens im Zeichen des Nationalſozialismus zu 
kennzeichnen. Wir können, da uns die Etats bis- 
her nicht vorgelegen haben, mit den Einzelheiten 
der Etats uns nicht beſchäftigen. Wir haben auch 
nicht die Möglichkeit, all die Angaben nachzuprü⸗ 
fen, die der Herr Finanzſenator in ſeiner Rede 
machte. Seit zwei Jahren hat die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Fraktion immer wieder vergeblich auf die 
Vorſchrift unſerer Verfaſſung hingewieſen, die dem 
Senat die Vorlage der Haushaltspläne zur Pflicht 
macht. Die Schäden, die aus der Unterlaſſung des 
Senats für das Anſehen des Staates entſtanden 
ſind, haben ſich ſeit langem eingeſtellt. (Lächerlich! 
rechts.) Ich weiß nicht, ob das ſo lächerlich iſt. Der 
Herr Finanzſenator wird das wohl geſpürt haben. 
Die Gefahren beſtehen auch nach den Ausführun⸗ 
gen des Herrn Finanzſenators weiter. Es muß 
völlig unbegreiflich erſcheinen, wie angeſichts der 
nach der Abwertung getroffenen Maßnahmen zur 
Sanierung der Staatsfinanzen der Präſident des 
Senats noch nach der Guldenabwertung erklären 
konnte, daß die Kaſſenlage des Staates noch nie ſo 
gut wie jetzt geweſen ſei. 

Der Herr Finanzſenator hat hier die Finanz⸗ 
politik der früheren Regierungen angegriffen. Er 
hat in dieſem Zuſammenhang von einem damals 
erfolgten Behördenaufbau geſprochen. Konkrete 
Angaben hat er darüber nur ſpärlich gemacht. Wir 
wollen (Das Wenige genügt ſchon! rechts.) dem- 
gegenüber darauf hinweiſen, daß unter dem natio= 
nalſozialiſtiſchen Senat ein großzügiger Mehrauf- 
wand in faſt allen Zweigen der Verwaltung ges 


gen für die Staatsfinanzen bleiben konnte. Die 
Erhöhung der Ausgaben für die Schaffung zahl- 
reicher neuer und durchaus entbehrlicher Verwal— 
tungen, die Neueinſtellung von Beamten in gro— 
ßer Zahl, die Inveſtierung von großen Kapitalien 


trieben worden iſt, der gar nicht ohne ernſte Fol⸗ 


(D) 


(A) 


(B) 
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(Weber, Abgeordneter) 
in Repräſentationsbauten, 
boten! rechts.) 

Präſident: Ich bitte, den Herrn Abg. Weber 
nicht zu ſtören. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Das war ſo— 
gar eine Beleidigung. — Die Mehrausgaben zum 
Zwecke der Repräſentation und Propaganda, die 
gewaltigen Koſten für die Einrichtung der Landes— 
polizei, deren Entbehrlichkeit nach der heutigen Er⸗ 
klärung des Senatspräſidenten als völlig erwieſen 
gelten kann, ſind Beiſpiele dafür. Alle dieſe Maß⸗ 
nahmen, die ein ſtarkes Anſchwellen der Ausgaben 
bei zweifellos ſtark ſinkenden Einnahmen erbrach— 
ten, ſind ein überzeugender Beweis für die Ur— 
ſachen der jetzigen Finanznot und ſie ſind über⸗ 
zeugender als die Behauptungen, die der Herr Fi— 
nanzſenator für die Finanzpolitik der früheren Re⸗ 


(Lügen iſt doch ver⸗ 


gierung hier anzuführen verſuchte. Herr Finanz- 


ſenator Dr. Hoppenrath hat früher im Gegenſatz 
zu ſeinen heutigen Behauptungen wiederholt un— 
zweideutig betont, und, Herr Finanzſenator, ich 
kann Sie ja perſönlich an dieſe Erklärungen er⸗ 


innern, daß von einer ſogenannten Mißwirtſchaft 


zum mindeſten der Linksregierung überhaupt keine 
Rede ſein kann. Das haben Sie mehrfach in Ge⸗ 


genwart Ihrer Herren Beamten erklärt. (Wider⸗ 
ſpruch des Senators Dr. Hoppenrath.) Dann wä⸗ 
ren Sie ja im entſcheidenden Teile an der Miß⸗ 
wirtſchaft beteiligt geweſen, weil Sie in den letzten 
Jahren Finanzſenator geweſen ſind. (Zuruf des 
Senators Dr. Hoppenrath.) 

Wenn wir uns mit der Finanzgebarung des 
nationalſozialiſtiſchen Senats auseinanderſetzen, 
tun wir es nicht aus Agitationsgründen, ſondern 


um die Klarheit zu ſchaffen, auf die die Bevölke⸗ 


rung einen Anſpruch hat. (Sie haben keine Ver⸗ 
bindung mehr mit der Bevölkerung! rechts.) Die 
Oppoſition hat bekanntlich bei der Wahl über 
40 Prozent der Stimmen trotz der Unterdrüdungen 
erhalten, die das Obergericht feſtgeſtellt hat. Sie 
können alſo unſere Verbindung mit der Bevölke- 
rung nicht abſtreiten. 

Wenn eine Regierung ſich in der Führung der 
Staatsgeſchäfte faſt ausſchließlich von innenpoliti⸗ 
ſchen Intereſſen einer Partei, d. h. von den immer 
nur auf propagandiſtiſche Wirkungen bedachten 
Beſtrebungen der NSDAP. leiten läßt, kann es 
nicht wundernehmen, wenn man anſtelle von pro⸗ 
duktiver Arbeitsbeſchaffung ſogenannte Arbeits⸗ 
ſchlachten führt, deren Planloſigkeit und geringer 
Nutzen jetzt zutagegetreten iſt, (Das können Sie 
nicht beurteilen! bei den Nationalſozialiſten.) ſo 
mußte es beſonders in Anbetracht der übrigen 
Haushaltsgeſtaltung mit dem Verſiegen der finan⸗ 
ziellen Mittel und weiterer Erwerbsloſigkeit en⸗ 
den. Daß das auch die Währung in Mitleiden⸗ 
ſchaft ziehen mußte, wird deutlich, wenn man die 
eigenartige und eigentlich unzuläſſige Finanzie⸗ 
rung der ſogenannten Arbeitsſchlacht kennt und 
wenn man weiter berückſichtigt, daß es dem Senat 
nicht gelungen iſt, das deutſche Reich zur Erfüllung 
ſeiner vertraglich feſtgeſetzten Verpflichtung zu be⸗ 
wegen. Dieſe Tatſache allein widerlegt auch die 
von den Nationalſozialiſten gern gebrauchte Phraſe 
(Nun hör mal bald auf! rechts.), daß Danzig nur 
von Ihnen regiert werden könne, weil Ihre Par⸗ 
teifreunde im deutſchen Reich an der Macht ſeien 


und weil der innerpolitiſche Gleichklang zwiſchen (O) 


Danzig und dem Reich erhalten werden müſſen. Im 
Gegenſatz zu den Auffaſſungen des Herrn Abg. 
Beyl vertreten wir die Auffaſſung, daß das deutſche 
Reich ohne Rückſicht auf ſeine Rüſtungspolitik, die 
wir für falſch halten, . . (Lachen rechts.) 
Präſident: Ich bitte den Herrn Abg. Weber nicht zu 

tören. (Zwiſchenrufe bei den Nationalſozialiſten.) 
Ich muß Sie dringend bitten, den Herrn Abg. Weber 
nicht zu ſtören. Er hat das Wort, ſonſt niemand. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Wir hätten es 
für richtig gehalten, wenn Deutſchland ohne Rück⸗ 
ſicht auf ſeine Rüſtungspolitik ſeine Schulden be⸗ 
zahlt hätte, um eine Abwertung des Danziger Gul- 
dens nicht zuzulaſſen. Wenn der Erfolg dieſes 
nationalſozialiſtiſchen Gleichklangs mit dem Reich 
nichts weiter iſt, als daß die Penſionäre, die mit 
Danzig innerlich und äußerlich verbunden ſind, 
ihre Heimat verlaſſen müſſen oder ſollen und daß 
ferner 600 und wahrſcheinlich noch mehr in Danzig 
bewährte Beamte in den Reichsdienſt übertreten 
ſollen, und daß Tauſende von Danziger Erwerbs⸗ 
loſen getrennt von ihren Familien für eine gewiſſe 
Zeit im Reiche für unzureichende Löhne und unter 
Bedingungen, die eines freien Arbeiters oft nicht 
würdig ſind, arbeiten müſſen, weil ſie in Danzig 
dem Hunger preisgegeben werden, dann iſt jene 
nationalſozialiſtiſche Agitationsphraſe vollends als 
ſolche entlarvt. (Abg. Andres: Anerhört, das iſt ja 
eine Beſchimpfung!) 

Präſident: Herr Abg. Andres, ich rufe Sie wer 
gen dieſer Störung zur Ordnung. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Die Folgen, 
die ſich für die Betroffenen und für die ſchwer rin⸗ 


— 


gende Danziger Wirtſchaft ergeben, ſind nicht ab⸗ 


zuſehen. Die Fortführung dieſer Ausſiedlungs⸗ 
politik würde Danzig jedenfalls zu einer ſterben⸗ 
den Stadt machen. 

Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat nichts 
unterlaſſen, immer wieder auf die verhängnis⸗ 
vollen Auswirkungen dieſer Maßnahmen Hinzus 
weiſen und verlangt, Abhilfe zu ſchaffen. Der Se⸗ 
nat und die NSDAP. verhalten ſich in dieſem 
Punkte ebenſo ablehnend wie in allen andern. Am 
Sonnabend hat die nationalſozialiſtiſche Mehrheit 


des Aelteſtenausſchuſſes des Volkstages ohne jede 


Prüfung eine Reihe von Anfragen und Anträgen 
der Oppoſitionsparteien, die Probleme berühren, 
die für die geſamte Bevölkerung lebenswichtig ſind, 
einfach für die Beratung im Volkstag als unges 
eignet zurückgewieſen. (Ohne Prüfung iſt unwahr! 
bei den Nationalſozialiſten.) 

In Danzig lebt die große Maſſe der Bevölke⸗ 
rung unter den ſchwierigſten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen. Die Guldenabwertung hat ſie einen 
großen Teil ihres Vermögens und Einkommens 
gekoſtet. Der Winter iſt mit ſeiner zuſätzlichen Not 
gekommen. Mit keinem Wort iſt der Senat ernſt⸗ 
haft auf die Frage eingegangen, wie die große 
Maſſe der Danziger notleidenden Bevölkerung 
nach der Guldenabwertung und der damit verbun⸗ 
denen Abzüge von mindeſtens einem Drittel ihrer 
Einkünfte ſich Satteſſen, Kleidung und Heizung be⸗ 
ſchaffen ſoll. Uns liegt beſonders das Schickſal der 
Arbeiterſchaft, der Erwerbsloſen, der Rentner am 
Herzen. Herr Beyl hat gemeint, daß die Lage der 
Bevölkerung im allgemeinen erträglich ſei. 


D) 


— 


— 


Volkstag Danzig — 7. Sitzung. 
(Weber, Abgeordneter) 
glaube, daß dieſe Kreiſe darüber weſentlich anderer 
Meinung ſind. Dieſe legen auf die Beantwortung 
der Frage: Wie will der Senat einen Ausgleich 
für die durch die Guldenabwertung entſtandenen 
Verluſte ihrer ſchon vorher kargen Bezüge herbei— 
führen? (Senator Dr. Hoppenrath: Woher will 
die Sozialdemokratie das Geld dafür ſchaffen?) 
Durch Einſparung der von Ihnen in den letzten 
Jahren verurſachten Mehrausgaben. Glaubt der 
Senat wirklich an der von ihm gegebenen Anwei— 
ſung feſthalten zu können, nach der keine Lohn- und 
Gehaltserhöhungen ſtattfinden dürfen? Als die 
Guldenabwertung über Danzig hereinbrach und 
ſich jeder Menſch darüber klar ſein mußte, welche 
ſchweren Folgen ſie allein für die breiten Maſſen 
der Lohn-, Gehalts- und Unterſtützungsempfänger 
und damit auch für die Gewerbetreibenden haben 
mußte, hat der Präſident des Senats von dieſem 
Platze aus erklärt, er würde dafür Sorge tragen, 
daß die Lage der breiten Bevölkerung keine fühl⸗ 
bare Verſchlechterung erfahre. Dieſes Wort haben 
die werktätigen Maſſen nicht vergeſſen, es ſcheint 
aber, als ob der Senat ſich über ſeine Erfüllung 
noch keine eingehenden Gedanken gemacht hat, 
denn wir haben auch heute darüber in ſeinen Re— 
den nichts vernommen. 
Die Sozialdemokratiſche Fraktion hatte einen 
Antrag eingebracht, in dem die Aufhebung des 


Verbots von Gehaltserhöhungen und die Anglei- 


chung der Unterſtützungen und Renten an die all⸗ 


gemeine Preisſteigerung gefordert wurde. Die Ver⸗ 


treter der nationalſozialiſtiſchen Fraktion im Ael⸗ 
teſten⸗Ausſchuß haben die Behandlung dieſer Frage 
im Volkstag für ungeeignet gehalten. Noch immer 
wird verſucht, die Leiſtungen des Winterhilfswer⸗ 
kes als einen Erſatz für eine ausreichende ſtaatliche 
ſoziale Fürſorge hinzuſtellen. Ganz abgeſehen da— 
von, daß die Leiſtungen des Winterhilfswerks 


leider nicht die Zeit, Ihnen das jetzt auseinander⸗ 


Bevölkerung weiß das ſelbſt zu beurteilen. 
7 Zu dieſen ungenügenden Leiſtungen des Win⸗ 
terhilfswerks iſt in dieſem Winter noch ein wei⸗ 
terer Umſtand hinzugetreten, nämlich der, daß das 
Winterhilfswerk allmählich geradezu zu einem 
trennenden Moment für das Zuſammengehörxig⸗ 
keitsgefühl der Staatsbürger geworden iſt. (Aha! 
rechts.) Täglich werden Fälle gemeldet, wo Fami⸗ 
lien, die im großen Elend leben, augenſcheinlich 
deshalb nicht unterſtützt werden, weil ſie nicht eine 
der NSDAP. genehme Geſinnung haben. (Sena— 
tor Batzer: Namen nennen!) Fünfzig Namen 
könnte ich Ihnen hier ſofort nennen. (Zurufe 
rechts. — Glocke des Präſidenten.) Wenn der zu⸗ 
ſtändige Herr Staatskommiſſar für das Winter⸗ 
hilfswerk Wert darauf legt, das Material kennen 
zu lernen, ſo bin ich gern bereit, es vorzulegen. 
Allein aus einem Stadtbezirk kann ich Ihnen 50 


Namen nennen von Familien, die nichts bekommen 


haben. Das Winterhilfswerk wird unter dieſen 
Umſtänden von dem größten Teil der Bevölkerung 
nur als ein Propagandamittel für die NSDAP. 
angeſehen, als Mittel, durch das man hofft, die 
Ablehnung des Nationalſozialismus in der not⸗ 
leidenden Bevölkerung zu überwinden. Das alles 
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geſchieht, obwohl der Senat einen Staatskommiſſar 
für die Winterhilfe eingeſetzt hat und obwohl er 
durch ein allgemeines Sammelverbot verhindert 
hat, daß denen, die vom Winterhilfswerk nicht be⸗ 
rückſichtigt werden, durch andere private Wohl— 
fahrtspflege geholfen wird. (Zuruf rechts: Aha, 
deswegen Frau Müller! rechts.) 

Alle dieſe Dinge müſſen die Bevölkerung immer 
mehr in der Ueberzeugung beſtärken, daß es den 
Nationalſozialiſten um nichts anderes mehr geht, 
als um die Erhaltung ihrer Macht. Aus dieſem 
Beſtreben heraus erklärt ſich heute ein großer Teil 
ihrer Politik, und in dieſem Zuſammenhang iſt 
auch der Ausſpruch des Herrn Präſidenten des Se— 
nats erwähnenswert, daß er nötigenfalls die Be— 
völkerung zwingen werde, einzuſehen, daß der Na— 
tionalſozialismus es gut mit ihr meine. 

In völliger Verkennung der demokratiſchen 
Grundlagen dieſes Staatsweſens hat der Herr Prä— 
ſident ſogar einmal erklärt und es dem Sinne nach 
heute auch wiederholt, daß er aus ſeinem Amt nicht 
eher weichen werde, als bis ihm ſeine Partei — 
wohlgemerkt, nicht das Volk! — das Vertrauen 
entziehe, was aber — ſo hofft er — nicht geſchehen 
werde oder bis man ihn tot aus dem Hauſe tragen 
werde. (Das können Sie nicht verſtehen! rechts.) 
Solche Worte zeugen jedoch nicht von Stärke, eben⸗ 
ſowenig wie die Drohungen des Gauleiters Forſter 
und das Kraftmeiertum des „Vorpoſtens“. 

Der Präſident des Senats hat heute der Oppo= 
ſition erneut vorgeworfen, daß ſie die Angebote auf 
Mitarbeit ausgeſchlagen habe. Wie dieſe Mit— 
arbeit ausſehen ſollte, das hat einmal der „Vor⸗ 


poſten“ geſagt, als er ſchrieb: „Wir allein haben 


das Wort und kein anderer!“ Wir haben auch 
keine Anzeichen feſtgeſtellt, daß die NSDAP. je⸗ 
mals bereit war, von ihrem autoritären Herr- 


ſchaftsanſpruch abzugehen. 
völlig ungenügend find, . .. (Anhaltender Wider⸗ 
ſpruch rechts — Glocke des Präſidenten.) Ich habe 
! r- nalſozialiſtiſche Senat könnte aus der eigenen Er⸗ 
zuſetzen, weil es die Redezeit nicht zuläßt, aber die 


Die übergroße Mehrheit der Danziger Bevölke— 
rung hat es ſchon aufgegeben, zu hoffen, der natio⸗ 


kenntnis der Unhaltbarkeit der ſeit 215 Jahren 
immer ſtärker in Erſcheinung tretenden politiſchen, 
wirtſchaftlichen und auch rechtlichen Mißſtände im 
Freiſtaat, ſeine Methoden wechſeln. Obwohl es 
keines Beweiſes mehr dafür bedarf, daß die Gleich— 
ſchaltung des Staates mit der NSDAP. im Rah⸗ 
men ſeiner demokratiſchen Verfaſſung nicht nur 
rechtlich unmöglich iſt, ſondern auch in der Praxis 
den Staat gefährdet, ſcheinen die Bemühungen 
auch weiter dahin zu gehen, die Bevölkerung unter 
den Zwang einer Parteidoktrin zu bringen. 

Trotz der Feſtſtellungen des Danziger Oberge— 
richts, in denen mehrfach die parteiiſche Einſtel⸗ 
lung des Senats gerügt und in denen dem Senat 
Rechtsverſtöße vorgeworfen wurden, ſcheint nichts 
unternommen zu werden, um das verfaſſungs⸗ 
mäßige Leben Danzigs zu ſichern. Oeffentliche Ge— 
bäude flaggen nach wie vor die Hakenkreuzflagge. 
(Na, was denn ſonſt?! rechts. — Glocke des Prä— 
ſidenten.) i 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weber, 
ſonſt niemand! 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): 
liche Hilfsdienſt wird als Propagandatruppe für 
die NSDAP. eingeſetzt und in der Schule können 
parteipolitiſche Faktoren agitieren. Der Herr 


Der Staat⸗ 


(A) 


(B) 
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Präſident des Senats hat heute erklärt, daß es da⸗ 
bei in der Hauptſache ſein Bewenden haben werde. 
Zu der Stellungnahme des Senats zu den Völ⸗ 
kerbundsinſtanzen haben wir zu erklären: Wir 
achten die Rechtslage in Danzig. Die Bevölkerung 
hat es am 7. April abgelehnt, den Nationalſozia⸗ 
liſten die Vollmacht zur Verfaſſungsänderung zu 
geben. Daraus ergeben ſich auch für die National- 
ſozialiſten alle Konſequenzen. Wir weiſen die Vor: 
würfe, die uns der Abgeordnete Beyl wegen der 
Anrufung der Genfer Inſtanzen in moraliſcher 
Hinſicht machen wollte, mit aller Entſchiedenheit 
zurück. (Zuruf rechts: Das iſt alles, was Sie dar⸗ 


auf zu ſagen haben?) Der Rahmen unſerer kurzen 


Redezeit reicht nicht aus, um ſich mit der Auffaſ— 
ſung, die Herr Beyl hier über den Völkerbund 
vertreten hat, auseinanderſetzen zu können. Viel- 
leicht bietet ſich dazu ſpäter einmal Gelegenheit. 

Herr Beyl hat hier geſagt — und er hat ſeine 
Worte an die Adreſſe der Oppoſition gerichtet — 


daß ſie doch nicht verſuchen ſolle, die Zeit in die 
Vorwurf 


Vergangenheit zurückzuführen. Dieſer 
kann die Sozialdemokratie beſtimmt nicht treffen. 


(Na, na! rechts.) Vielleicht überprüfen die Na- 


tionalſozialiſten ihre Politik einmal daraufhin, 


ob nicht ihre Politik in die Vergangenheit zurück- 


führt. Wir haben unſere Tätigkeit jedenfalls nicht 
darauf eingeſtellt, ſondern unſere Tätigkeit geht auf 
die Schaffung einer beſſeren Zukunft hinaus. (Hei- 
terkeit rechts. — Zurufe.) Wenn Herr Beyl geſagt 
hat, daß die Oppoſition und insbeſondere die So— 
zialdemokratie keine andere Idee hätten als den 
Völkerbund und die Verfaſſung, ſo kann ich Ihnen 
darauf nur anführen: Die Idee, für die wir 
kämpfen, iſt die Idee des Sozialismus und dieſe 
Idee gibt uns in unſerem Kampf auch den Glau— 
ben an unſeren Sieg. (Zurufe — Unruhe — Glocke 
des Präſidenten.) Und wenn Herr Beyl weiter 
glaubte, uns vorwerfen zu können, daß wir die 
Unzufriedenheit der Bevölkerung ausnutzen und 
daß wir die Notlage als Vorſpann für unſere 
Agitation benutzen, nun, Herr Beyl, vielleicht 
ſchlagen ſich die Nationalſozialiſten einmal ſelbſt 
an die Bruſt, denn wir brauchen doch nur einmal 
unterſuchen, woher eigentlich die Vorausſetzungen 
des Nationalſozialismus für ſein Aufkommen 
herzuleiten ſind. Hat er es nicht in einer geradezu 
rückſichtsloſen Ausnutzung der Unzufriedenheit und 
der materiellen Notlage der Bevölkerung getan? 
Ich erinnere dabei nur an die Agitation, die Sie 
mit den Inflationsopfern getrieben haben. Dies 
nur als ein Beiſpiel. Ich erinnere weiter daran, 
daß Sie ſich nicht geſcheut haben, Lohnſtreiks der 
Arbeiter für Ihre Agitation nutzbar zu machen, 
Sie haben alſo nicht das Recht, anderen Parteien 
Vorwürfe zu machen. 

Wenn weiterhin darüber Beſchwerde geführt 
wurde, daß wir einen ſcharfen Kampf gegen die 
Regierung führen, — kein anderer als der Se⸗ 
natspräſident Greiſer hat ſelbſt erklärt, daß wenn 
die Nationalſozialiſten zu einer Regierung in Op— 
poſition geſtanden hätten, die eine ſolche Abwer— 
tung vornahm, ſie einen ſolchen rückſichtsloſen 
Kampf geführt haben würden, daß die Regierung 
von Ihnen (nach rechts) in 14 Tagen geſtürzt wor⸗ 
den wäre. Sie haben alſo nicht das moraliſche Recht, 
der Oppoſitionspartei Vorwürfe zu machen, daß 
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ſie ihren Kampf zu rückſichtslos führe. (Zwiſchen⸗ 
rufe. — Präſident des Senats Greiſer: Damit 
geben Sie Ihre innere Schwäche zu.) 

Präſident: Ich möchte bitten, den Herrn Abg. 
Weber nicht zu ſtören. Ich habe nichts gegen Zwi⸗ 
ſchenrufe, nur dürfen die Reden dadurch nicht ge— 
ſtört werden, auch dürfen die Zwiſchenrufe nicht be— 
leidigend ſein. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Präſi⸗ 
dent Greiſer, es wird einmal die Zeit kommen, wo 
wir Ihnen unſere innere Stärke beweiſen werden. 
(Lachen rechts.) Es iſt noch nicht aller Tage 
Abend! Im übrigen gehen die Zwiſchenrufe von 
meiner knappen Redezeit ab. (Zuruf des Präſiden⸗ 
ten des Senats Greiſer: „Ich bitte, Herrn Weber 
zwei Minuten für meine Zwiſchenrufe gut zu ſchrei— 
ben!“) Ich weiß nicht, ob ich, da Sie uns ſonſt 
nicht entgegenkommen, dieſes Entgegenkommen an— 
nehmen ſoll. 

Es iſt richtig, daß ein größerer Teil der Bevöl- 
kerung einmal geneigt war, den Nationalſoziali⸗ 
ſten die Verantwortung für die Führung des Staa⸗ 
tes zuzuerkennen. Heute iſt dieſe Zeit längſt vor- 
bei. Heute wünſcht die große Mehrheit des Volkes 
den Tag herbei, an dem der Nationalſozialismus 
abtritt. 

Ein großer Teil der Bevölkerung hatte gehofft, 
daß das Obergericht in ſeiner Entſcheidung über 
die Wahlanfechtungsklage die Volkstagwahl vom 
7. April im ganzen aufheben werde. Dieſe Hoff— 
nungen haben ſich nicht erfüllt, wenn auch das 
Obergericht die meiſten ſchweren Verſtöße bei der 
Volkstagswahl, insbeſondere auch die Unzuläſſig⸗ 
keit der in großem Maßſtab von der Regierung be— 
triebenen amtlichen Wahlbeeinfluſſung ausdrück⸗ 
lich beſtätigt hat. (Wie ſchrecklich! rechts.) Viel— 
leicht wird Ihnen noch einmal darüber ſchrecklich! 
— Das Obergericht hat ſich trotzdem nicht für be— 
rechtigt gehalten, die ganze Wahl für ungültig zu 
erklären. Das Obergericht hat den erfolgreichſten 
Teil der amtlichen Wahlbeeinfluſſung (Präſident 
des Senats Greiſer: Das Obergericht hat von mir 
den Befehl dazu bekommen! Heiterkeit.) Ich 
nehme zur Kenntnis, daß Sie das geſagt haben. 
(Präſident des Senats Greiſer: Hineingefallen! — 


Erneute Heiterkeit.) Das Obergericht hat ſich trotz 


der feſtgeſtellten amtlichen Wahlbeeinfluſſung des⸗ 
wegen nicht zu einer allgemeinen Ungültigkeitser⸗ 
klärung der Wahl aufgeſchwungen, weil es die 
Zahl der beeinflußbaren Wähler für verhältnis— 
mäßig klein eingeſchätzt hat. Aber trotzdem wird 
dies Obergerichtsurteil ſeinen Wert behalten. Das 
beweiſen am beſten die Ausfälle von Ihnen und 
Herrn Forſter, daß die Oppoſition zum Kadi laufe. 


Nach dieſer Entſcheidung des Obergerichts wird 


die Sozialdemokratie in völligem Einvernehmen 


(C) 


(D) 


mit den anderen Oppoſitionsparteien (Aha! bei 


den Nationalſozialiſten) jeden zuläſſigen Schritt 
tun, der geeignet iſt, zu einer Neuwahl des Volks- 
tages zu führen. (Sehr gut! bei den Sozialdemo⸗ 
kraten.) Wie das Urteil des Volkes über den Na— 
tionalſozialismus in der vom Abg. Beyl ſelbſt als 
herankommend angekündigten Generalentſcheidung 
ausfällt, darüber kann es keinen Zweifel mehr 
geben. Auch die Nationalſozialiſten wiſſen, daß 
eine Volkstagsneuwahl ihren Sturz herbeiführen 
würde. (Sehr gut! links.) Warum würden ſie ſich 
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(A) jonjt dagegen ſträuben. (Den Zeitpunkt beſtimmen loſen und Wohlfahrtsempfänger gebracht und darf 


(B 


— 


wir, und nicht Sie! bei den Nationalſozialiſten.) 
Schon am 7. April — (Zuruf des Präſidenten des 
Senats Greiſer: Wer ſoll denn den Volkstag auf- 
löſen?) Ihre Mehrheit braucht doch nur zuzuſtim⸗ 
men. (Wir beſtimmen den Zeitpunkt! rechts.) Sie 
haben früher ſtets betont, daß Sie jederzeit gewillt 
ſind, ſich dem Volk zur Entſcheidung zu ſtellen. Be⸗ 
weiſen Sie, daß Sie jetzt dazu bereit ſind. Wenn 
Sie es nicht tun, ſo zeigen Sie damit, daß Sie vor 
der Entſcheidung des Volkes Angſt haben. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Schon am 7. April hätten Sie, 
wenn die Wahlen ordnungsmäßig vor ſich gegan⸗ 
gen wären, nicht die Mehrheit erhalten. Die 
NSDAP und die von ihr auf den Schild gehobene 
Regierung hat in Danzig verſagt. Sie hat Staat 
und Bevölkerung nicht helfen können, weil ſie an 
die Stelle der Demokratie und der politiſchen und 
wirtſchaftlichen Bedürfniſſe der Freien Stadt eine 
Parteidoktrin zu ſetzen verſucht und weil ſie, an⸗ 
ſtatt den Wunſch und das Wohl des ganzen Volkes 
zur Richtſchnur des Handelns zu nehmen, partei— 
politiſche Geſichtspunkte hat walten laſſen. 


Es gibt heute kein beſſeres Mittel, um Danzig 


zu helfen, als die Ablöſung dieſes nationaljoziali- 
ſtiſchen Regimes. Die Sozialdemokratie als die 
Vertreterin der freiheitsliebenden, ſchaffenden. 
notleidenden Maſſe der deutſchen Danziger Bevöl— 
kerung und als traditionelle Verfechterin des 
Grundſatzes der wirtſchaftlichen Zuſammenarbeit 
mit Polen wird deshalb keine geeigneten Schritte 
unverſucht laſſen, die das Ziel haben, den Sturz 
des nationalſozialiſtiſchen Syſtems herbeizuführen 
und an ſeine Stelle eine beſſere und geſündere Ord— 
nung in Danzig zu ſetzen. (Paſſen Sie nur auf, daß 
Sie nicht geſtürzt werden! bei den Nationalſozia— 
liſten. — Beifall links. — Abg. Weber verläßt die 
Nedner-Tribüne. — Präſident des Senats Greiſer: 
Herr Weber, warum haben Sie nicht zugegeben, 
daß Sie geſtern abend die Petition eingereicht ha— 
ben, das wäre viel ehrlicher und offener geweſen! 
— Hört, hört! und Pfui⸗Rufe rechts. — Abg. 
Weber: Das iſt garnicht beſtritten worden!) 

Präſident: Das Wort hat Herr Senator Batzer. 

Batzer, Senator: Herr Abg. Weber, Sie ſagten 
vorhin: „Mit keinem Wort hat es der Senat not⸗ 
wendig gehabt, auf die ſoziale Notlage einzu— 
gehen“. Das beweiſe, daß er ſich überhaupt keine 
Gedanken darüber gemacht habe. Herr Abg. Weber, 
ich möchte Ihnen nur ſagen, daß der Senat es bis 
heute noch nicht für notwendig gehalten hat, Sie 
zu ſeinen Senatsſitzungen einzuladen. Ich glaube, 
wir werden es auch in der Zukunft nicht nötig 
haben. Daher können Sie es nicht wiſſen, welche 
Sorgen wir uns um das Wohl und Wehe der Be— 
völkerung machen. Ich glaube, daß ich Ihnen, wenn 
Sie mich kennen, genügend Gewähr dafür biete, 
daß wir uns im Senat mit den notwendigen Maß— 
nahmen befaßt haben. 


Ich möchte nur etwas wiederholen, was Ihnen 


bereits bekannt iſt. Seit der Uebernahme des Am— 
tes Soziales iſt eine Umorganiſation im Wohl— 
fahrtsamt vor ſich gegangen, die, wie Sie heute 
vom Herrn Finanzſenator hörten, eine Einſparung 
von rd. 300000 Gulden mit ſich brachte. Dieſe 
Umorganijation hat aber keinerlei Beeinträchti⸗ 
gung der ſtaatlichen Hilfsmittel für die Erwerbs⸗ 


es auch nicht bringen. Wir ſind uns deſſen bewußt, 
daß dieſe Kreiſe am meiſten unter der Abwertung 
leiden. Daß wir uns darüber Sorge machen, be— 
weiſt die ſtändige Unterſuchung des Senats, mit 
allen Mitteln zu verſuchen, in allen Etats einen 
Ausgleich zu finden. Ob es möglich iſt, den Aus— 
gleich allgemein zu finden, kann ich Ihnen heute 
noch nicht abſchließend ſagen. Soviel habe ich er— 
reicht, daß der Senat zugeſtimmt hat, daß für die 
Wohlfahrtsempfänger, die am meiſten darunter 
leiden, ein gewiſſer Ausgleich kommen ſoll. Für 
den Monat jind augenblicklich 40 000 Gulden Aus⸗ 
gleich zugebilligt worden, den der Senat zur Ver⸗ 
fügung geſtellt hat. (Ueber die nationaljozialijti- 
ſche Volkswohlfahrt? links.) Darauf komme ich 
noch. Ich habe keinen Grund, hier über das Win— 
terhilfswerk und die nationalſozialiſtiſche Volks⸗ 
wohlfahrt zu ſprechen. (Zwiſchenrufe links.) Der 
Ausgleich iſt ſtaatlich. Sie belieben es, die beiden 
Sachen zuſammenzuwerfen. Jede Erklärung, die 
ich Ihnen abgebe, genügt Ihnen nicht, weil dieſe 
Fragen ganz billiger Agitationsſtoff ſind. Ich bin 
ehrlich und offen und ſage Ihnen, was ich beabſich— 
tige, und das halte ich auch. Ich laſſe mich durch 
niemanden von meiner Linie abbringen. Ich 
möchte Ihnen eins ſagen: Die Winterhilfe, das 
Staatliche Wohlfahrtsamt und die Abteilung So— 
ziales haben miteinander überhaupt nichts zu tun. 
Sie verfolgen allerdings das gleiche Ziel, einem 
Bevölkerungsteil zu helfen. Sie haben aber nichts 
miteinander zu tun und ſind auch in keiner Weiſe 
vereinigt. Ich verbitte es mir, daß Sie das immer 
wieder hier behaupten, ohne es zu beweijen. 
M. H. !, wir haben die ſtaatliche Wohlfahrtspflege 
nicht abgebaut, ſondern ſie iſt ſo geblieben, wie wir 
ſie übernommen haben, das was vorher gegeben 
worden iſt, das wird auch weiter gegeben. (Sie 
kürzen doch jetzt die Erwerbsloſenunterſtützungen! 
links.) Das iſt nicht wahr! (Aber Sie kürzen ſie 
doch! links.) 

Aber nun etwas zur Winterhilfe. Wenn Sie 
die Winterhilfe angreifen, dann erkläre ich hier 
noch einmal in aller Deutlichkeit: Es wird weder 
vom Staat, noch von der nationalſozialiſtiſchen Be— 
wegung oder von mir etwa verlangt, daß irgend 
ein Unterjhied zu machen ſei. (Er wird aber doch 
gemacht! links. — Ihre Amtswalter machen ihn 
doch! links.) Der Unterſchied, der gemacht wird, 
den verantworte ich auch! (Alſo doch ein Unter: 
ſchied! links.) Ich möchte hier nur daran erinnern, 
daß ich zu den Mitgliedern der Zentrumspartei 
geſagt habe: „Meine Herren, wer mitarbeiten will, 
dem habe ich noch nie den Weg verſperrt. Ich habe 
dann die Mitteilungen der Zentrumspartei erhal— 
ten, ſie wurden unterſucht und die Zentrumspar⸗ 
tei wird auch von mir die Antwort erhalten und 
Sie werden alsdann zu der Ueberzeugung gelan— 
gen, daß ich voll und ganz im Recht bin. 

Ich möchte den Herren vom Zentrum aber noch 
ſagen: Mitarbeit iſt gut, aber nicht nur Mitarbeit, 
die ſich auf Kritik beſchränkt, ſondern wirkliche 
Arbeit und die biete ich Ihnen ja dauernd an. Ich 
habe auch den ganzen freien Organiſationen, die 
wir anerkennen, die Mitarbeit angeboten, ſie 
haben ſie abgelehnt. Ich habe dieſe Mitarbeit auch 
dem Charitasverband, der doch wohl Ihnen meine 


(A) 


(B) 
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(Batzer, Senator) 
Herren vom Zentrum, naheſteht, ebenfalls angebo— 
ten. (Das wäre eine Propaganda für Ihre Partei 
geweſen! beim Zentrum. — Aha! rechts.) M. H. , 
ich kann Ihnen ein Gegenſtück dazu nennen, der 
Charitasverband hat in ſehr vielen Ortsgruppen 
ſehr gut mitgearbeitet. Es wird uns niemand den 
Beweis dafür erbringen können, daß wir jemals 
parteiiſch vorgegangen ſind. 

Wenn Sie aber, meine Herren von links, und 
beſonders dieſe Geſellſchaft um die „Volksſtimme“ 
herum, glauben, das Winterhilfswerk und die 
N. S.⸗Volkswohlfahrt dauernd beſchimpfen zu kön— 
nen, dann aber in demſelben Augenblicke verlan— 
gen, von dieſen Einrichtungen noch unterſtützt zu 
werden, ich weiß wirklich nicht, welchen Ausdruck 
ich hier gebrauchen ſoll, um Ihr Verhalten treffend 
zu kennzeichnen. Jedenfalls „unmoraliſch“ iſt die— 
ſes Verhalten zum mindeſten, wenn man von 
einem, den man dauernd beſchimpft, noch Unter— 
ſtützungen verlangt. 

Ich habe Ihnen gejagt, daß beim Winterhilfs- 
werk kein Unterſchied gemacht wird, aber ich mache 
den Unterſchied bei der Volkswohlfahrt. Wer mir 
als Gegner im Kampf entgegentritt, der 


Herren um die „Volksſtimme“ herum noch ſo 
ſchreien und mein Werk dauernd in den Schmutz 
ziehen, dann ſcheiden Ihre Anhänger eben aus. 
Das, Herr Weber, habe ich Ihnen jetzt in aller 
Deutlichkeit geſagt, ſehen Sie, ſo ehrlich bin ich! 
(Aber Sie ſammeln doch beim Gegner! links.) 
Jeder, der dem Winterhilfswerk etwas gibt, tut 
das freiwillig. Jeder, der dem Winterhilfswerk 
etwas gibt, weiß auch, für welche Zwecke er damit 
ſpendet und wie das Winterhilfswerk arbeitet und 
verwaltet wird. Aber wer uns nichts geben will, 
der gibt nichts, und von Ihrer Geſellſchaft bekom— 
men wir ſo wie ſo nichts. (Beifall rechts.) 

Alſo, m. H.! gewöhnen Sie es ſich endlich ein⸗ 
mal ab, das ſtaatliche Amt Soziales mit dem Win— 
terhilfswerk irgendwie in Verbindung zu bringen. 
Ja, gewöhnen Sie es ſich auch ab, das Winterhilfs- 
werk irgendwie mit der N. S. Volkswohlfahrt 
irgendwie in Verbindung zu bringen. Die N. S. 
Volkswohlfahrt iſt eine nationalſozialiſtiſche Or⸗ 
ganiſation und hat immer noch das Recht, nach 
ihren Grundſätzen zu arbeiten. Die N. S. Volks⸗ 
wohlfahrt iſt keine ſtaatliche Einrichtung. Wenn 
die N. S. Volkswohlfahrt über den Kreis der Par— 
teigenoſſen hinaus die ganze Bevölkerung umfaßt, 
dann tun wir das nach grundſätzlichen Erwägun— 
gen und wenn wir verſuchen, unſere politiſchen 
Gegner, die Menſchen, die uns auf Schritt und 
Tritt verfolgen und bekämpfen, dabei auszuſchlie⸗ 
ßen, ſo werden Sie uns das nicht verdenken. Daß 
wir aber auch aus Ihren Kreiſen Leute betreut 
haben, daß auch von Ihnen Angehörige verſchickt 
worden ſind, — vielleicht fragen Sie einmal Ihren 
Parteigenoſſen Kruppke, deſſen Kinder ja auch 
verſchickt worden ſind. (Abg. Kruppke: Aber gegen 
meinen Willen! — Zurufe. — Glocke des Prä— 
ſidenten.) 

Wer helfen kann, ſoll mithelfen. Sie haben 
heute ſchon gehört, daß wir auf dem beſten Wege 
ſind, zu helfen. Ich möchte aber noch einmal das 
wiederholen, was ich ſchon am Anfang ſagte: Sie 
können an mich Briefe richten. Aber ich verſtehe 


wird 
niedergetreten, das iſt ganz ſicher. Und wenn dieſe 


unter Mithilfe nicht Kritik, ſondern ich wünſche 
dieſe Hilfe in Form der Mitarbeit und deshalb 
ſagen Sie Ihren Anhängern, daß ſie mit allen 
Kräften das Winterhilfswerk unterſtützen ſollen, 
dann ſind wir endlich da, wo wir hinwollen. 
(Starker Beifall rechts.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Klein. 
Klein, Abgeordneter (Z.): Namens der Zen— 
trumsfraktion habe ich folgende Erklärung abzus 
geben: Die beiden Regierungserklärungen waren 
unſeres Erachtens derartig, daß wir vom Zentrum 
es ablehnen, darauf einzugehen. (Große Heiterkeit 
rechts.) 
Präſident: 
Gamm. 
Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): 


Das Wort hat der Herr Abg. 


Der 


Inhalt der Reden der beiden Regierungsvertreter, 


des Herrn Senatspräſidenten und des Herrn 


Finanzſenators, waren derart, daß es uns une 
möglich iſt, dazu Stellung zu nehmen. (Heiterkeit 


rechts und Zurufe.) 

Präſident: Das Wort hat 
Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bedaure 
es, die Minuten nicht zugelegt zu bekommen, die 
die beiden Vorredner nicht ausgenutzt haben, um 
hier einmal eingehend auf die Ausführungen ein- 
gehen zu können, die gemacht worden ſind. 

Jedenfalls ſtellen die Ausführungen des Se— 
nats erneut unter Beweis: Der Nationaljozialis- 
mus iſt Danzigs Unglück! Haben die gemachten 
Ausführungen etwa beweiſen können, daß der Na- 
tionalſozialismus das „Syſtem“ geändert hat? 
Als typiſcher Beweis dafür ſitzt ja hier Herr Hop⸗ 
penrath. Nach wie vor wird die übergroße Haupt⸗ 
laſt der Steuern von den werktätigen Volksſchich— 
ten getragen, nach wie vor wird der größte Teil 
der Steuergelder zur Aufrechterhaltung des ſtaat— 
lichen Machtapparates verwendet. Gewiß iſt man— 
ches anders geworden. Man frage nur einmal den 
Arbeiter, den Angeſtellten, den Beamten; man 
frage den Arbeitsloſen und Rentenempfänger, den 
Bauern und Gewerbetreibenden. Sie alle werden 
dieſe Veränderung beſtätigen müſſen. Es iſt zwar 
anders, aber es iſt noch viel ſchlimmer geworden. 
Und doch erhofften große Maſſen gerade vom 
Dritten Reich, von der nationalſozialiſtiſchen 
Machtergreifung die Rettung vor der endgültigen 
Verelendung. Trugen ſie bisher nur Laſten, ſo 
wurden dieſe Laſten jetzt zur jammervollen Fron. 
Erhielten ſie bisher nur mangelhafteſte Unter- 
ſtützung, ſo bekommen ſie jetzt in des Wortes 
wahreſter Bedeutung „Zum Leben zu wenig, zum 
Sterben zu viel“. Wurde Danzig bisher in immer 
ſtärkerem Maße unter Berückſichtigung polniſcher 
Intereſſen regiert, ſo kann man nicht behaupten, 
daß dieſe Politik ſich geändert hat. Den polniſchen 
Wünſchen iſt man noch nie ſoweit entgegengekom— 
men, wie in den beiden letzten Jahren. Dieſe Po— 
litik Polen gegenüber hat wirklich nichts mehr mit 
Verſtändigungspolitik zu tun, es iſt die gleiche 
Politik, wie ſie von Tſchang Kei Scheck gegenüber 
Japan betrieben wird. Statt nationaler und ſozia⸗ 
ler Befreiung brachte der Nationalſozialismus 
Danzig und ſeiner Bevölkerung eine noch größere 
Abhängigkeit von Polen und bitterſte Armut. 


der Herr Abg. 


(C) 


(D) 
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Angeſichts dieſer unbeſtreitbaren Wirklichkeit 
wagt der Nationalſozialismus zu behaupten, ſeine 
Gegner betrieben nur „Oppoſition aus Haß“. 
(Was denn? rechts.) Der Zuſtand der Staats⸗ 
finanzen, der Zuſtand der innenpolitiſchen Situa- 
tion, der Zuſtand der Abhängigkeit Danzigs von 
Polen, die ungeheuere Armut, in die wir geraten 
ſind und in die wir mit jedem Tag tiefer hinein⸗ 
geraten, weckt den ſehnlichſten Wunſch in allen na- 
tionalſozialiſtiſchen Gegnern nach Sammlung und 
einheitlichem Handeln. Wir Kommuniſten fordern 
dazu nicht zum erſten Male auf. Nicht weil wir 
die „friſchgedruckte Anweiſung der Komintern aus 
Moskau zur Verleſung bringen, ſondern einzig und 
allein, um den Kampf um die Sicherung der Exi— 
ſtenz Danzigs und ſeiner Bevölkerung zu führen. 
Dieſer großen Aufgabe der Sammlung und für 
einheitliches Handeln werden wir uns nicht ent⸗ 
ziehen, denn wir Kommuniſten haben keine Son— 
derintereſſen. Die allgemeinen Intereſſen des Vol— 
kes und der Menſchheit ſind unſere Intereſſen, die 
wahrzunehmen, für die zu kämpfen wir keine Opfer 
ſcheuen. 

Da der Nationalſozialismus jedoch die Ver- 
wirklichung des einheitlichen Handelns mit dem 
ſtändigen Hinweis auf die „Anweiſungen Moss | 
kaus“, die „Hand Moskaus“ zu mißkreditieren 
ſucht aus Furcht, ſie könne zuſtande kommen, 
ſcheuen wir uns nicht, zu erklären: 

Jawohl, Moskau, das ruſſiſche 170⸗Millionen⸗ 
Volk der Arbeiter und Bauern marſchiert an der 
Spitze des Kampfes, den die unterdrückte Menſch⸗ 
heit gegen Hunger, Unterdrückung und Krieg für 
Frieden und Sozialismus und für die ſoziale und 
nationale Befreiung aller Völker führt. Gerade 
deshalb wird ja die Sowjet-Anion von allen Geg⸗ 
nern des Friedens und des Sozialismus ſo gehaßt, 
aber gerade deshalb ſind wir ſtolz darauf, für die 
gleichen Ziele zu kämpfen, auch für die Befreiung 
des deutſchen Volkes. Sich jedoch dadurch vom 
Kampf gegen den Nationalſozialismus in einheit⸗ 
licher Front abhalten laſſen, hieße die national- 
ſozialiſtiſche Herrſchaft unterſtützen. Wir werden 
uns deshalb nicht beirren laſſen, immer wieder er⸗ 
neut den Appell zur Sammlung und für einheit⸗ 
liches Handeln zu erheben. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich mache 
Sie darauf aufmerkſam, daß Ihre Redezeit abge— 
laufen iſt. Ich bitte Sie, Ihre Rede zu ſchließen. 
(Ohne Manuſkript war es viel ſchöner! rechts.) 

Plenikowſki. Abgeordneter (K. P.): Wir find 
uns klar darüber, daß der Nationalſozialismus 
keinen „Entſcheidungen“ und „Beſchlüſſen“ weichen 
wird und daß er auf ſeine Kraft pocht. Deshalb 
appellieren wir an die Kräfte des Anti-National⸗ 
ſozialismus. Dieſe Kräfte gegen den Nationalſo— 
zialismus eingeſetzt, dann wird die Entſcheidung 
über Danzigs Schickſal gefällt. 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. 
Budzynſki. 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): 
auszunutzen, habe ich mir erlaubt, 


der 


Um die Zeit 
ſchon vorher 


meinen Platz zu verlaſſen. — M. D. u. H., ich 
glaube, daß ich es als Nichtangehöriger der beiden 
feindlichen Bruderparteien wohl am beſten beur- 
teilen kann, wie ſich heute die Lage in Danzig ent⸗ 
wickelt hat. Ich werde mich bemühen, dieſe Lage 
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auch ganz objektiv zu ſchildern. In der heutigen 
Sitzung fiel mir auf, daß z. B. der Herr Finanz⸗ 
ſenator ſeine Ausführungen vielleicht unbeabſich⸗ 
tigt ſogar etwas ſchärfer ausfallen ließ. Ich habe 
dieſe meine Annahme durch die Rede des Herrn 
Präſidenten des Senats ſogar beſtätigt gefunden, 
da der Herr Präſident des Senats der Oppoſition 
nochmals ein ſogenanntes Friedensangebot machte 
bezw. die Oppoſition zur Mitarbeit aufforderte, 
was zwar im Intereſſe der Danziger Bevölkerung 
gelegen hätte, leider aber nicht das nötige Ver— 
ſtändnis gefunden hat. Das iſt zu bedauern. 

Zur Rede des Finanzſenators ſelbſt: Ich hätte 
natürlich lieber geſehen, daß wir nach einer jo lan= 
gen Zeit, innerhalb welcher wir ohne jede Nach⸗ 
richt über die Finanzlage der Freien Stadt Danzig 
waren, endlich die einzelnen Etats und auch den 
Haupthaushaltsplan bekommen hätten. Ich be⸗ 
grüße es aber, daß darin ein Anfang gemacht wor⸗ 
den iſt und in der heutigen Sitzung verſchiedene 
Haushaltspläne verteilt worden ſind. Ich behalte 
mir daher vor, ſpäter auf die einzelnen Haushalts⸗ 
pläne zurückzukommen. (Zuruf: Sehr gut!) Jetzt 
möchte ich mich noch kurz mit den Einſparungen be⸗ 
faſſen, von denen der Herr Finanzſenator ſprach 
und die inzwiſchen auch durchgeführt worden ſind. 
Bei dieſer Gelegenheit hoffe ich, daß die Einſpa⸗ 


rungen nicht auf Koſten irgend einer politiſchen 
oder nationalen Einſtellung der entlaſſenen Leute 
geſchehen ſind und hoffe, daß auch bei ſpäteren Ein⸗ 
ſparungen derſelbe Weg beibehalten wird. (Bei der 


Eiſenbahn! rechts.) Eins fällt mir auf. Der Herr 
Finanzſenator hat rieſige Summen errechnet, die 
eingeſpart worden ſind. Ich wundere mich, daß die 
Steuerſchraube in Danzig immer mehr angezogen 


wird, anſtatt daß ſie geſenkt wird. Denn wenn Ein⸗ 


ſparungen gemacht wurden, müßte ſich das auch am 
Geldbeutel der Danziger auswirken. (Wenn der 


Zoll einkommt! rechts.) 


Mich als Polen intereſſiert das Wohlergehen der 


polniſchen Minderheit in Danzig im beſonderen. 


Hier möchte ich vor allen Dingen den Senat bitten, 


daß Abhilfe geſchaffen wird, vor allen Dingen in 


ſolchen Fällen, wo polniſche Arbeiter zu Gunſten 
der Angehörigen der nationalſozialiſtiſchen Partei, 
insbeſondere im Hafen, benachteiligt werden. So: 
dann möchte ich den Senat erſuchen, dafür zu ſorgen, 
daß den Polen in einem größeren Maße als bisher 
Gelegenheit geboten wird, ihre kulturellen und gei⸗ 
ſtigen Güter zu pflegen. Hinſichtlich des Wohlwol- 
lens muß ich dem Senat unſere Unzufriedenheit aus⸗ 
ſprechen. Es mag ſein, daß die Unzulänglichkeit 
der polniſchen Schuleinrichtungen auf die geſamte 
mißliche Finanzlage Danzigs zurückzuführen iſt. 
Das will ich gern zugeben. Aber immerhin dauert 
es ſchon einige Jahre, ohne daß die Verbeſſerungen, 


(C) 


(D) 


wie Umbauten uſw., die übrigens verſprochen wur— 


den, vorgenommen worden wären. 


Jetzt wende ich mich zur Rede des Herrn Se— 
natspräſidenten. Herr Präſident, gewöhnen Sie es 
ſich an, daß ich im Namen der polniſchen Bevölke⸗ 
rung ſpreche und nicht den Auftrag von Herrn Mi⸗ 
niſter Papée bekomme. 

Präſident: Herr Abg. Budzynſki, ich muß Sie 
darauf aufmerkſam machen, daß Ihre Redezeit ab⸗ 
gelaufen iſt. 


— 


(A) 


( 


— 
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Budzynſki, Abgeordneter (P.): Dann kann ich 
meine Worte leider nicht an Herrn Senatspräſi⸗ 
denten richten. Vielleicht iſt es möglich, daß ich 
eine weitere Minute zugebilligt erhalte. (Präſi⸗ 
dent des Senats Greiſer: Für Sie habe ich noch 
viel mehr übrig, darf ich Sie morgen oder über⸗ 
morgen zu einem kleinen Hellen einladen!) Ich 
kann Ihre Anſicht hinſichtlich des Völkerbundes 
nicht teilen und muß Ihnen ſagen: es war unklug, 
was Sie hinſichtlich des Völkerbundes ſagten. Das 
hätten Sie für ſich behalten können. Die polniſche 
Bevölkerung dankt dem Völkerbund für das Inter⸗ 
eſſe, das er ihr entgegenbringt. Die polniſche 
Gruppe wird dem Völkerbund auch weiter für das 
warme Intereſſe dankbar ſein, das er der Zukunft 
Danzigs trotz der Einſtellung des Senats zum Völ⸗ 
kerbund entgegenbringt. 

Präſident: Ich muß dringend bitten, Ihre Rede 
zu beenden. (Abg. Budzynſki: Ich wollte dem Herrn 
Senatspräſidenten für das gute Verhältnis dan⸗ 
ken! — Heiterkeit.) Herr Abg. Budzynſki, ich muß 
Ihnen das Wort entziehen. — Das Wort hat der 
Herr Präſident des Senats. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Greiſer, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Ich will dieſe Gemütlichkeit nicht ſtören, ſondern 
nur noch eine ganz kurze Erklärung abgeben. 
Ich möchte mich auch nur auf das beſchränken, was 
die Herren Vorredner der Zentrumsfraktion und 
der Gruppe Weiſe geſagt haben. Aber ſo unhöflich 
bin ich nicht, (Das iſt doch nicht unhöflich! beim 
Zentrum.) ich will meine Entgegnung nur in den 
lapidaren und kurzen Satz zuſammenfaſſen: Alles 
das, was die Oppoſition hier geſagt hat, das wer⸗ 
den wir uns zu Herzen nehmen, indem wir das 
eine Ziel verfolgen: Danzig war deutſch, Danzig 
iſt deutſch und Danzig wird deutſch bleiben! Das 
heißt auf gut danzigeriſch: Danzig iſt zweieinhalb 
Jahre nationalſozialiſtiſch regiert worden, Dan⸗ 
zig wird heute nationalſozialiſtiſch regiert und 
Danzig wird, ſolange eine Freie Stadt Danzig be⸗ 
ſtehen wird, nationalſozialiſtiſch regiert werden! 
(Langanhaltender, ſtürmiſcher Beifall.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wir 
wären damit am Ende der Tagesordnung, aber 
mir liegt noch ein Antrag des Herrn Abg. Maaß 
und Fraktion vor, den Antrag des Abg. Dr. Thimm 
in Druckſache Nr. 37 auf die Tagesordnung zu 
ſetzen und die Redezeit für dieſen Antrag für den 
Redner jeder Fraktion oder Gruppe auf höchſtens 
zehn Minuten feſtzuſetzen. Ich laſſe über dieſen 
Antrag abſtimmen. Wer für den Antrag iſt, die 
Tagesordnung zu erweitern und die Druckſache 
Nr. 37 noch nachträglich auf die Tagesordnung zu 
ſetzen, den bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 5 
der Tagesordnung auf 

Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. auf An⸗ 
nahme einer Entſchließung betr. 8 19 der 
Geſchäftsordnung. 
Drucksache Nr. 37. Hierzu liegt ein Antrag des 
Herrn Abg. Maaß und Fraktion vor, die Redezeit 
für jede Fraktion oder Gruppe auf höchſtens zehn 
Minuten feſtzuſetzen. Wer für dieſen Antrag auf 
Beſchränkung der Redezeit auf höchſtens zehn Mi⸗ 
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nuten für jede Fraktion oder Gruppe iſt, den bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Es iſt 
ſomit beſchloſſen. Ich eröffne die Ausſprache, das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wenn in dieſer Entſchließung davon die Rede iſt, 
daß innerhalb des Aelteſtenausſchuſſes Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten in bezug auf die Auslegung des 
$ 19 der Geſchäftsordnung beſtehen, jo trifft das 
zu. Anlaß zu dieſen Auseinanderſetzungen oder 
Meinungsverſchiedenheiten war, daß in der letzten 
Sitzung des Aelteſtenausſchuſſes Anträge auf Ab⸗ 
änderungen von Geſetzen und auch ein Antrag auf 
Aufhebung einer Notverordnung geſtellt worden 
waren. Nach dem Ermächtigungsgeſetz ſind vom Se⸗ 
nat erlaſſene Notverordnungen innerhalb von 
drei Monaten aufzuheben, wenn der Volkstag es 
beſchließt. Der Antrag hat im Büro des Volks⸗ 
tages an ſich ſchon ſo lange gelegen, daß dieſe Drei⸗ 
monatsfriſt überſchritten iſt. Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß hat nun aber ein weiteres getan und dieſen 
Antrag für nicht verhandlungsfähig erklärt. Nach 
Artikel 46 der Verfaſſung können Geſetzesvorlagen 
vom Senat oder aus der „Mitte des Volkstages“ 
eingebracht werden. Das iſt ein verfaſſungsmäßig 
geſchütztes Recht, das mit Hilfe dieſer Entſchließung 
aus der Welt geſchafft werden ſoll. Die Verfaſſung 
beſtimmt, daß zu einer Verfaſſungsänderung die 
Zweidrittelmehrheit erforderlich iſt. 

Ich möchte darauf aufmerkſam machen, daß, 
ſelbſt wenn durch dieſe Entſchließung die Geſchäfts⸗ 
ordnung nachträglich interpretiert werden ſoll, daß 
dadurch aber auf keinen Fall die in der Verfaſſung 
feſtgelegten Rechte aufgehoben werden können. 
Dazu genügt nicht die einfache Mehrheit, dazu 
müßte die Zweidrittelmehrheit vorhanden und die 
ſonſtigen verfaſſungsmäßigen Vorausſetzungen er⸗ 
füllt ſein. 

Präſident: Das Wort zu dieſem Punkt der 
Tagesordnung hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ja, man 
müßte auch hier zu dieſer Frage von der grund⸗ 
ſätzlichen Seite aus Stellung nehmen; denn der 
Nationalſozialismus hat immer wieder unmißver⸗ 
ſtändlich zum Ausdruck gebracht, daß er nur eins 
kennt, und zwar: ſich auf ſeine Kraft zu ſtützen. 
Das allein iſt für ihn maßgebend und ausſchlag⸗ 
gebend und kehrt in dieſer Entſchließung wieder. 
Der Nationalſozialismus zeigt auch hier wieder, 
daß er ſich weder um Geſetzesparagraphen noch um 
Verfaſſungsbeſtimmungen kümmert. (Nützen Sie 
Ihre Kräfte! rechts.) Wir werden unſere Kräfte 
nützen, deshalb müſſen wir uns gerade in dieſer 
Frage mit dem Nationalſozialismus auseinander⸗ 
ſetzen. Hier entſcheiden die Kräfte. Darum richten 
wir immer wieder von dieſer Stelle aus an die 
geſamte Oppoſition, an alle nationalſozialiſtiſchen 
Gegner, die Aufforderung, mit uns für die Beſeiti⸗ 
gung der nationalſozialiſtiſchen Herrſchaft zu kämp⸗ 
fen und rufen alle die dazu auf, die es wirklich ernſt 
und ehrlich meinen. (Zuruf rechts.) Sie vergeſſen, 
daß hinter der Oppoſition annähernd 50 Prozent 
ſtanden, alſo gleich zu gleich. Heute iſt das Verhält⸗ 
nis bereits anders, heute ſtehen die Arbeiter, die 
Kaufmannſchaft, Angeſtellte aller Betriebe, ſteht 
die wirkliche Kraft der Maſſen dahinter, während 
hinter Ihnen heute die ängſtlichen Gemüter ſtehen. 


O 


(D) 


' 


. 
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Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich muß Sie 
bitten, zu dem Antrag zu ſprechen. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich glaube, 
daß ich hier bei der erſten Beratung grundſätzlich 
zu dieſer Frage Stellung nehmen kann und des— 
halb erklären darf: Jawohl, hier in Danzig ſteht 
eine ſtarke Front gegen die nationalſozialiſtiſche 
Front. Welche Front heute ſchon die ſtärkere iſt, 
darüber zweifelt heute niemand mehr. (Abg. 
Schramm: Gehört das Zentrum auch zu Ihrer 
Front?) Sie werden es ja ſpüren, wenn dieſe 
Front ſich aufrafft und einheitlich handelt. Dann 
hat die Stunde des Nationalſozialismus hier in 
Danzig geſchlagen. (Unruhe. — Glocke des Präſi⸗ 
denten.) 


Präſident: Das Wort 
Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Jawohl, in 
dieſem Sinne wird und muß die Oppoſition den 
Kampf führen; denn das Ziel iſt die Beſeitigung 
der nationalſozialiſtiſchen Herrſchaft. Und dieſer 
Erfolg wird uns nicht in den Schoß fallen, er wird 
hart erkämpft werden müſſen. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Budzynſki. 


Budzynſki, Abgeordneter (P.): Ich habe jetzt 
zehn Minuten Redezeit, da kann ich ruhig eine 
halbe Minute einbüßen, bis Sie ſich beruhigt ha⸗ 
ben. M. H., ich muß die Einreichung dieſes An⸗ 
trages bezw. dieſer Entſchließung leider beim rich⸗ 
tigen Namen nennen, ſie bedeutet eine Ueberrum⸗ 
pelung. Etwas anderes iſt es nicht; denn durch 
dieſe Entſchließung ſoll ein wichtiges, grundſätz⸗ 
liches Recht der Danziger Volkstagsmitglieder in 
großem Maße beſchnitten werden. Ich warne Sie, 
m. H., vor dieſem Beſchluß. Er bedeutet unbedingt 
eine Verletzung der Geſchäftsordnung und darüber 
hinaus auch der Verfaſſung ſelbſt. Sie wollen doch 
nichts mehr und nichts weniger dadurch erreichen, 
als die Oppoſition, wie überhaupt jedem außer 
Ihnen ſelbſt, die Möglichkeit rauben, hier direkt 
im Volkstag Anträge einzubringen. Ich warne 
Sie, das zu tun, denn Sie könnten ſich dadurch evtl. 
wieder einer Zurechtweiſung des Völkerbundes 
ausſetzen. 

Präſident: Da ich ſelbſt zu dieſer Entſchließung 
ein paar Worte ſagen möchte, möchte ich den Herrn 
Vizepräſidenten Andres bitten, die Leitung zu 
übernehmen. 

Vizepräſident Andres: Das Wort hat der Herr 
Abg. Beyl. 

Beyl, Abgeordneter (NSDAP): M. H. Abge— 
ordneten! Ich darf zunächſt vorausſchicken, daß 
nicht im entfernteſten daran gedacht war, eine 
Ueberrumpelung vorzunehmen. Es iſt garnichts 
Neues und nichts Senſationelles, was man ſich 
unter dem Antrag, die Ihnen vorliegende Ent— 
ſchließung anzunehmen, vorſtellen darf. Es handelt 
fi nur darum, einen Beſchluß noch einmal vor⸗ 
zunehmen, der bereits weiter zurückliegt und ihn 
jo neu zu ſtärken. Sie haben die neue Geſchäftsord— 
nung des Volkstages in einer Volkstagsſitzung an⸗ 
genommen. (Sie iſt uns aufgezwungen worden! 
links.) Darin ſteht der 8 19, wonach alle Vorlagen 


hat der Herr Abg. 
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(Senatsvorlagen, Staatsverträge, Verordnungen 
mit Geſetzeskraft, Uranträge, Ausſchußberichte⸗ 
und Anträge) dem Aelteſtenausſchuß zugeleitet 
werden. Dieſer beſchließt darüber, ob die Vorlagen 
zur Beratung geeignet ſind. Stimmt der Aelteſten⸗ 
ausſchuß zu, ſo werden die Vorlagen gedruckt, ver⸗ 
teilt und dem Senat überſandt. In Artikel 11 der 
Verfaſſung wird beſtimmt, daß ſich der Volkstag 
ſeine Geſchäftsordnung gibt. Nach der Verfaſſung 
iſt die Geſchäftsordnung für ſämtliche Arbeiten, 
für die Behandlung ſämtlicher Dinge, wie Tages— 
ordnung uſw. maßgebend. Stillſchweigende Vor⸗ 
aussetzung iſt dabei ſelbſtverſtändlich, daß die Ge— 
ſchäftsordnung des Volkstages mit andern Arti⸗ 
keln der Verfaſſung nicht in Widerſpruch ſteht. Der 
Artikel 46 der Verfaſſung beſagt, daß Geſetzesvor⸗ 
lagen von dem Senat oder aus der Mitte des 
Volkstages eingebracht werden. Daß der Artikel 46 
durch die am 30. April d. Is. angenommene Ge⸗ 
ſchäftsordnung verletzt worden ſei, kann man be⸗ 
haupten, aber nicht beweiſen. Es iſt das Recht der 
Abgeordneten, Geſetzesvorlagen einzubringen, 
ebenſo wie es auch auf der andern Seite gemäß 
Artikel 11 Recht des Volkstages iſt, über die Be: 
handlung dieſer eingebrachten Geſetzesvorlagen 
ſelber zu entſcheiden. Wenn daher im § 19 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung der Aelteſtenausſchuß bevollmäch— 
tigt wird, darüber zu entſcheiden, ob die von Ihnen 
(nach links) eingebrachten Geſetzesvorlagen im 
Plenum des Volkstages behandelt werden ſollen 
oder nicht, jo ſteht dieſer $ 19 mit keinem Artikel 
der Verfaſſung in Widerſpruch. 

Ich will hierbei nicht darauf eingehen, was 
unter „aus der Mitte des Volkstages“ zu verſtehen 
iſt. Früher verſtand man darunter eine Fraktion 
bezw. fünf Abgeordnete, ſiehe Kommentar der Ver- 
faſſung von Dr. Reiß. Ob vorher eine andere Zahl 
darunter verſtanden worden iſt, iſt mir unbekannt. 
Tatſache iſt, daß dieſe Auslegung, daß „aus der 
Mitte des Volkstages“ gleichzuſetzen iſt mit einer 
Fraktion, der Volkstag durch ſeine Geſchäftsord— 
nung vorgenommen hatte, daß die Geſchäftsord— 
nung früher von Ihnen anerkannt und nicht als 
im Gegenſatz zur Verfaſſung ſtehend beanſtandet 
wurde, während dies heute von Ihnen getan wird. 

Die Geſchäftsordnung iſt alſo maßgebend, ſo— 
wohl für meine Geſchäftsführung als auch für die 
Geſchäftsführung der Ausſchüſſe. Im § 98 der Ge— 
ſchäftsordnung heißt es: 

Ueber die Auslegung der Geſchäftsordnung ent⸗ 
ſcheidet der Präſident, er kann aber auch einen Ber 
ſchluß des Volkstages herbeiführen. 

Um nun die entſtandenen angeblichen Meinungs- 
verſchiedenheiten zu klären, bitte ich, daß gemäß 
§ 98 der Geſchäftsordnung der Volkstag zu dieſer 
Frage Stellung nimmt und kommen wir, da keine 
weiteren Wortmeldungen vorliegen, zur Abſtim— 
mung über dieſen Antrag. (Präſident Beyl über— 
nimmt den Vorſitz.) 

Präſident: Ich ſchließe die Ausſprache, da keine 
weiteren Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den letzten Punkt der Tages— 
ordnung. 

Wer die Entſchließung in Druckſache Nr. 37 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, damit iſt die Entſchließung ange— 


nommen. — Bevor ich die heutige Sitzung des 


— 
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(Präfident) 
Volkstages ſchließe, gebe ich dem Herrn Abg. Ple⸗ 
nikowſki zu einer perſönlichen Erklärung, die mir 
im Wortlaut vorliegt, das Wort. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Man muß 
zugeben, daß Sie tatſächlich objektiv die Geſchäfts⸗ 
ordnung handhaben. — In der Sitzung des Volks⸗ 
tages vom 26. Auguſt 1935 erklärt Herr Senats⸗ 
präſident Greiſer u. a. in ſeinem Schlußwort: 

Mein guter Freund Pleni — er iſt leider hinaus⸗ 


gegangen — hat ſo friſch und frei die neugedruckte 
Anweiſung von den Komintern aus Moskau verleſen. 


Volkstag Danzig — 7. Sitzung. 


Das iſt ſchließlich ſeine Pflicht als guter Parteifunk⸗ 


tionär und dafür wird er bezahlt. Davon lebt er 


heute, nachdem wir ihn etwas zwangsweiſe penſioniert 


haben. 
Dazu habe ich perſönlich zu erklären: Ich habe nie 
eine bezahlte Parteifunktionärſtelle inne gehabt 
und habe auch jetzt keine inne. Ich kann alſo auch 
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davon nicht leben. 
Maßregelung meine Lehrerſtelle verloren habe, 
ein Anſpruch auf Penſion mir nicht zugeſtanden 
worden iſt, ſah ich mich veranlaßt, mich beim Ar⸗ 
beitsamt als arbeits- und erwerbslos anzumelden. 
Mein Einkommen ſetzt ſich deshalb zurzeit aus der 
monatlichen Aufwandsentſchädigung in Höhe von 
50,— Gulden als Volkstagsabgeordneter ſowie 
einer wöchentlichen Wohlfahrtsunterſtützung von 
13,50 Gulden für mich, Frau und Kind zuſammen. 
(Zurufe rechts.) Da ſoll man jedenfalls nicht Un⸗ 
wahrheiten behaupten. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich ſchließe die heutige Sitzung. 


| (Schluß der Sitzung 20 Uhr 5 Minuten.) 


Da ich durch meine politiſche (B) 


(A) 


(B). 


— 


Volkstag Danzig — 8. Sitzung. Montag, den 23. März 1936. 


8. Sitzung. 


Montag, den 23. März 1936. 


Mitteilung von der Mandatsniederlegung des 
Ai B rn 
Geſchäftliches — Aenderung der Mandatssiffern der 
NSA p und pP?! 
Bekanntgabe des Eintritts der Frau Abg. Malikowſki 
ehen e r ee 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushaltsplans der Freien 

Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 1935 

(Drucſache Kr 405 B 

Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung . 105 C 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. . 105 C 

Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten Beyl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellvertretender Präſi⸗ 
dent des Senats Huth, Obergerichtsrat Kettlitz, 
Regierungs- und Kaſſenrat Stuntz. 

Präſident: Ich eröffne die 8. Vollſitzung des 
Volkstages. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
habe ich dem Hauſe noch mitzuteilen, daß der Abg. 
Batzer ſein Mandat als Volkstagsabgeordneter 
niedergelegt hat. (Hört, hört! links.) Gemäß Feſt⸗ 
ſtellung des Wahlausſchuſſes vom 5. 12. 35 hat die 
Fraktion der NSDAP. nach Urteil des J. Zivil⸗ 
ſenats des Obergerichts der Freien Stadt Danzig 
über die Gültigkeit der Volkstagswahl vom 
7. April 1935 nunmehr 42 ſtatt bisher 43 Man⸗ 
date, ſo daß für den ausgeſchiedenen Abg. Batzer 
liſtenmäßig kein Mitglied der NSDAP. nachrückt. 

Laut gleichem Urteil ſind der Fraktion der So⸗ 
zialdemokratie ſtatt 12 13 Volkstagsmandate zu⸗ 
geſprochen worden. Es rückt ſomit neu die Abg. 
Frau Malikowſti ein. — Ich ſtelle feſt, daß Frau 
Abg. Malikowfki anweſend iſt. 

Ferner habe ich noch mitzuteilen, daß aufgrund 
eines ärztlichen Atteſtes der Abg. Dr. Stachnick 
von mir beurlaubt wurde, ebenſo die Abg. Schories 
und v. Boetticher. (Weiſe ſcheint zum Zentrum hin⸗ 
übergewandelt zu ſein! rechts). — Ich rufe den 
einzigen Punkt der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans der Freien Stadt Danzig für das 
Rechnungsjahr 1935. 

Druckſache Nr. 42. Auf Beſchluß des Aelteſten⸗ 
ausſchuſſes ſchlage ich dem Hauſe vor, mit Rück⸗ 
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ficht auf die bereits am 27. November 1935 gehal⸗ 
tene und im Druck jedem Abgeordneten vorlie⸗ 
gende Rede des Finanzſenators und der im An⸗ 
ſchluß daran ſtattgefundenen Beſprechung durch 
die Parteien die Druckſache Nr. 42 ohne Ausſprache 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. — Ich höre 
keinen Widerſpruch, — (Abg. Brill: Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung!) ich bitte die Abſtimmung nicht zu ſtören; 
— es iſt ſo beſchloſſen. 

Das Wort zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. 


A Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich hatte mich 
vor der Abſtimmung zur Geſchäftsordnung gemel⸗ 
det, weil ich den Antrag ſtellen wollte (Präſident: 
Ich bitte Sie, von der Rednertribüne zu ſprechen! 
— Zurufe links und bei den Nationalſozialiſten. 
— Abg. Maaß: Wer beſtimmt das?) 

Die Geſchäftsordnung ſieht vor, daß der Abge⸗ 
ordnete auch von ſeinem Platz zur Sache ſprechen 
kann. Davon habe ich jetzt Gebrauch gemacht. Ich 
hatte mich vor der Abſtimmung zur Geſchäftsord⸗ 
nung gemeldet, um zu beantragen, daß heute eine 
allgemeine Ausſprache ſtattfindet, damit die Re⸗ 
gierungserklärung beſonders behandelt werden 
kann, weil in der nächſten Sitzung die Einzeletats 
beſprochen werden. In der uns dann zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden kurzen Zeit iſt es nicht möglich, 
die Regierungserklärung gleichzeitig mit den ein⸗ 
zelnen Etats ordnunsmäßig zu behandeln. Des⸗ 
wegen halte ich es für erforderlich, daß heute die 
allgemeine Ausſprache über die Regierungserklä⸗ 
rung ſtattfindet. Ich beantrage das (Ihre An⸗ 
träge intereſſieren uns nicht! rechts). 

Präſident: Darüber iſt bereits eine Abſtim⸗ 
mung erfolgt. Um Ihnen aber entgegenzukom⸗ 
men, werde ich noch einmal über Ihren Antrag 
abſtimmen laſſen. Es liegt der Antrag des Herrn 
Abg. Brill vor, heute in die Ausſprache über die 
Haushaltspläne einzutreten. Wer für dieſen 
Antrag iſt, möge ſich erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das Letztere war die Mehrheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Nach dem Beſchluß des 
Aelteſtenausſchuſſes ſoll die zweite Beratung der 
Druckſache Nr. 42 am 30. März — heute in einer 
Woche — 15.30 Uhr ſtattfinden. Wer dieſem Be⸗ 
ſchluß des Aelteſtenausſchuſſes beitritt und für die 
Ermächtigung iſt, die Tagesordnung für die 
nächſte Volkstagsſitzung heute in einer Woche 
durch den Präſidenten des Volkstages feſtſetzen zu 


(©) 


D 


laſſen, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 


heit, der Antrag iſt ſomit angenommen. Weitere 
Punkte liegen nicht vor. Ich ſchließe die heutige 
Sitzung. (Bravo! rechts.) 

(Schluß der Sitzung 15 Uhr 57 Minuten.) 


(A) 
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9. Sitzung. 
Montag, 30. März 1936. 


Schäfte 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans der 
Freien Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 
1935 (Druckſache Nr. 477 
Plenikowſki (K. P.) sur Geſchäftsordnung 
Greiſer, Präſident des Senats. 1 
Temp (NSDAP.) . 
Brill (S. P. D.) Er 
Weiß (8.) PCC 
Ordnungsruf für den Abg. Dr. Appaly (NSDAP.) 
Gamm (Gruppe Weile) ) 11 
Plenikowſki (KP.) 8 
Budzynſki (P.) > 
Bater, Senator 7 
Dr. Hoppenrath, Senator . 
EINER) we et ei ae een 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans der 
Freien Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 
1935 (Drucksache Nr. 67 zu Nr. 2). . 1 
Brill (S. PD.) perſönliche Erklärung. 
Vertagung und Ermächtigung des Präſidenten zur 
Feſtſetzung der nächſten Sitzung — 1 


Die Sitzung wird 15 Uhr 55 durch den Präſi⸗ 
denten Beyl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, Senatoren: Batzer, Boeck, Rettelſki; Ober⸗ 
gerichtsrat Kettlitz, Landgerichtsdirektor Wohler, 
Hauptmann und Adjutant Kölle, Landgerichtsrat 
Dr. Moebes, Regierungsrat Riebandt, Senatsre⸗ 
ferent Strautmann, Regierungsaſſeſſor Olſchewſki, 
Regierungsamtmann Brockſch. 

Präſident: Ich eröffne die 9. Vollſitzung. Die 
ergänzte Tagesordnung liegt den Abgeordneten 
vor. Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich 
dem Hauſe mitzuteilen, daß die Abg. Schories und 
Dr. Stachnik für die heutige Sitzung auf Grund 
ärztlicher Atteſte von mir beurlaubt worden ſind. 

Der Aelteſtenausſchuß hat in ſeiner heutigen 
Sitzung beſchloſſen, die Tagesordnung zu erwei⸗ 
tern und als Punkt 2 auf die Tagesordnung zu 
ſetzen: Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1935. (Abg. Plenikowſki: Wir pro⸗ 
tejtieren!) Ich laſſe über dieſen Beſchluß des Ael⸗ 
teſtenausſchuſſes abſtimmen. Wer für dieſen Be⸗ 
ſchluß des Aelteſtenausſchuſſes iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt 
angenommen. Ich rufe den Punkt 1 der heutigen 


Tagesordnung auf: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfes 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans der Freien Stadt Danzig für das 
Rechnungsjahr 1935. 


Druckſache Nr. 42. Für die zweite und dritte 


Beratung dieſes Geſetzentwurfs ſind einige Friſten 
gemäß SS 25 und 27 der Geſchäftsordnung nicht 
eingehalten worden. Ich muß den Volkstag gemäß 
§ 29 der Geſchäftsordnung befragen, ob er eine 
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Kürzung dieſer Friſten beſchließen will. Wer der 
Friſtenkürzung zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. 
Weiterhin hat der Aelteſtenausſchuß beſchloſſen, 
die Geſamtausſprache zu Punkt 1 und 2 der heuti⸗ 
gen Tagesordnung miteinander zu verbinden und 
für die allgemeine Ausſprache und für die Einzel⸗ 
beſprechung der Etats eine Redezeit von 3 Stunden 
für ſämtliche Fraktionen und Gruppen feſtzuſetzen. 
Wer für dieſen Antrag auf Verbindung der Punkte 
1 und 2 der Tagesordnung in der Ausſprache und 
Feſtſetzung der Redezeit für ſämtliche Fraktionen 
und Gruppen auf 3 Stunden iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt jo beſchloſ⸗ 
ſen. Somit entfallen an Redezeit für die Fraktion 
der Nationalſozialiſten 105 Minuten, die Sozial⸗ 
demokraten 32 Minuten, das Zentrum 25 Minus 
ten, die Gruppe Weiſe 8 Minuten, die Gruppe 
Plenikowſki 5 Minuten, die polniſche Gruppe 5 
Minuten. — Zur Geſchäftsordnung hat Herr Abg. 
Plenikowſki das Wort. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich pro⸗ 
teſtiere gegen dieſe fortgeſetzte Beſchneidung und 
Einengung der Redefreiheit im Parlament. 
(Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Ich bitte Sie, auf die Rednertribüne 
zu kommen. Auf Grund der Geſchäftsordnung 
haben Sie von der Rednertribüne aus zu ſprechen. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Das iſt mir 
nicht bekannt, bleibt ſich aber gleich. Ich möchte 
nur feſtſtellen, daß dieſe Ihre Handlung (Sie ſind 
ein bißchen bleich geworden! rechts) im Gegenſatz 
zu dem ſteht, was vom Senat feierlich in Genf ver⸗ 
ſprochen worden iſt, nämlich ſich an den Geiſt der 
Verfaſſung zu halten. (Zwiſchenrufe rechts). Was 
Sie hier tun, iſt nicht nur ein Hohn, ſondern eine 
Verhöhnung der Verfaſſung (Euch kann man nicht 
mehr verhöhnen! rechts). Ich glaube, im Sinne der 
geſamten Oppoſition zu ſprechen (Lachen rechts) 
wenn ich erkläre, daß keine Oppoſition, die es ernſt 
mit der Vertretung der werktätigen Intereſſen 
meint, ſich eine ſolche Behandlung gefallen laſſen 
kann. (Ihr habt die Antwort geſtern bekommen! 
rechts. — Abg. Plenikowſki: Und wenn Sie 199 
Prozent Stimmen haben!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Greifer, Präſident des Senats: M. H. Abge⸗ 
ordneten! Der Wahrheit wegen möchte ich die Feſt⸗ 
ſtellung treffen, daß weder ich noch ein anderer 
Senator in Genf das Verſprechen abgegeben hat, 
die Geſchäftsordnung des Danziger Volkstages, der 
bekanntlich ſouverän iſt, abändern zu laſſen. (Leb⸗ 
hafter Beifall und Händeklatſchen). 

Präſident: Ich eröffne die Aussprache zu 
Punkt 1 der heutigen Tagesordnung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Temp. 

Temp, Abgeordneter (NSDAP.): Männer des 
Danziger Volkstags! Das deutſche Volk und die 
ganze Welt ſtehen noch unter dem Eindruck des 
gewaltigſten nationalſozialiſtiſchen Sieges bei 
den deutſchen Reichstagswahlen. 44,5 Milli⸗ 
onen deutſche Männer und Frauen haben damit 
ein Bekenntnis zu Adolf Hitler und zum National⸗ 
ſozialismus abgelegt, wie es einmütiger und 
größer niemals bisher in der Geſchichte der Völker 
geſchehen iſt. (Bravo! und Beifall rechts). Kein 


— 


C) 


D) 


(A) 


(B) 
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(Temp, Abgeordneter) 
Volk und kein Land kann an dieſen Tatſachen vor⸗ 
übergehen. 

Auch das ganze deutſche Danzig gibt mit uns 
ſeiner Freude und Genugtuung über dieſen unge— 
heuren Erfolg des Führers Ausdruck. Wir deut⸗ 
ſchen Männer im Danziger Volkstag bekunden 
erneut unſere Freude und unſer Zugehörigkeitsge— 
fühl zu unſerem deutſchen Volk und unſerem Füh— 
rer. Wie beſchämend und jämmerlich müſſen ſich 
jetzt diejenigen vorkommen, (“Lebhafte Zujtim- 
mung rechts) die mit allen Feinden des Deutjch- 
tums in der ganzen Welt ſchon ſeit Jahren und 
bis in die letzte Zeit hinein dem Nationalſozialis⸗ 
mus die Auflöſung und endgültige Niederlage vor- 
ausſagten, die kein Verſtändnis und kein Gefühl 
für das gewaltige Erleben einer nationalen Selbit- 
beſinnung und für einen Kampf für Freiheit und 
Ehre, Frieden und Gleichberechtigung hatten. 

Die Tatſache läßt ſich durch nichts mehr aus 
der Welt ſchaffen, daß das deutſche Volk ein ein- 
mütiges Bekenntnis zum Nationalſozialismus ab⸗ 
gelegt hat, wie ein Volk es bisher zu einem Füh⸗ 
rer und zu einer Weltanſchauung noch niemals ge— 
tan hat. Die Millionen Stimmen ſind für den Füh⸗ 
rer und damit für den Nationalſozialismus abge⸗ 
geben; denn der Führer hat in keiner ſeiner Reden 
und Kundgebungen einen Zweifel darüber gelaſ— 


ſen, daß das deutſche Volk durch die jetzt jtattge: | 


fundene Wahl ſein Vertrauen zu ihm und zur na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Bewegung und Führung aus⸗ 
ſprechen ſollte. (Beifall). Hitler iſt Deurſchland 
und Deutſchland iſt Hitler! (Erneuter Beifall). 
Hier in Danzig und in dieſem Hauſe gibt es nun 


Menſchen, die mit allen Mitteln des Haſſes und 


der Verleumdung Adolf Hitler, den Nationalſozi⸗ 
alismus und damit das deutſche Volk bekämpfen, 
deren ganzes Streben ſeit Jahren nur auf das eine 
Ziel gerichtet iſt: „Wie verleumde ich, wie ſchade 
ich und wie vernichte ich den Nationaljozialis- 
mus!“ (Lebhafte Pfuirufe rechts). Dieſe Men⸗ 


ſchen müſſen, wenn ſie ihren Standpunkt weiter be⸗ 


halten wollen, jetzt noch zu ihrem Sinnen und 
Trachten die Worte hinzuſetzen: „Wie vernichte 
ich auch das deutſche Volk!“ (Sehr richtig! rechts). 
Denn deutſches Volk und Nationalſozialismus find, 
wie die Wahlen ergeben haben, eins. 

M. H. von der Oppoſition, Sie müſſen nun⸗ 
mehr endgültig Farbe bekennen. Sie können ſich 
nicht mehr hinter die leeren Worte verſtecken: 
„Wir ſind ebenſo gute Deutſche, wie Ihr National- 
ſozialiſten, wir ſind ſogar noch beſſere Deutſche.“ 
Mit dieſer Ausrede iſt es endgültig vorbei. Das 


deutſche Volk hat ſo eindeutig und klar geſprochen, 


daß an dieſem Spruch kein Drehen und Deuteln 


mehr möglich iſt. (Beifall und Händeklatſchen). 


Das deutſche Volk bekennt ſich zu Adolf Hitler, und 
wer ſich nicht zu Adolf Hitler bekennt, der hat ſich 
aus dem deutſchen Volke ausgeſchloſſen und der hat 
ſich von dem deutſchen Volke ſepariert. (Zuſtim⸗ 
mung und Zwiſchenrufe). Damit iſt der Beweis 


für das Separatiſtentum dieſer Menſchen zwingend 
Alle dieſe Menſchen haben kein Recht 


geführt. 


mehr, ſich Deutſche zu nennen und ſich als Deutſche 
auszugeben. (Lebhaftes Sehr richtig! rechts). Wir 
haben die beſtimmte Zuverſicht und dieſe Zuver— 
ſicht wird durch das, was wir, die wir im Volke 
gehört 


ſtehen, ſeit der Reichstagswahl bereits 
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haben, zur Gewißheit, daß das gewaltige Erlebnis 
dieſer Wahlen an vielen Volksgenoſſen in Danzig, 
die bisher in dem Lager der Oppoſition ſtanden, 
nicht ſpurlos vorübergegangen iſt. Dieſe Menſchen 
ſind aufgewacht oder ſind im Begriff, es zu tun. 
Sie ſehen, vor welchem Abgrund ſie ſtanden, ſie 
fühlen jetzt, daß ſie deutſchen Blutes ſind, und dieſe 
Stimme des deutſchen Blutes iſt ſtärker als die 
Hetzreden ihrer Führer in der Front von Pleni— 
kowſki bis Weiſe. (Zuſtimmung bei den National⸗ 
ſozialiſten). Ob dieſe Führer oder wenigſtens einige 
von ihnen nunmehr ſoviel Anſtand und Würde 
zeigen werden, um ſang- und klanglos zu ver⸗ 
ſchwinden, oder ob ſie nach wie vor ihr eigenes 
Volkstum und ihr eigenes Blut verleugnen wer— 
den, wird die Entwicklung zeigen. Uns National- 
ſozialiſten intereſſieren dieſe Herren nicht mehr. 
Es iſt nicht deutſch, einem Menſchen der gefallen 
iſt, noch einen Fußtritt zu verſetzen. (Was reden 
Sie denn noch? links). Das Urteil iſt geſprochen 
und es wird von denen vollzogen werden, die von 
dieſen Führern durch Haß, Lüge und Verhetzung 
gegen ihr eigenes Volkstum und gegen ihr deutſches 
Blut aufgeſtachelt worden ſind. 

Ich mußte dieſe Ausführungen machen, weil ſie 
die Grundlage für den Standpunkt der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Fraktion und damit der national- 
ſozialiſtiſchen Bewegung zu den Etatsverhandlun⸗ 
gen ſind, in denen wir ſtehen. 

Der Etat iſt aufgeſtellt und eingebracht von 
einem nationalſozialiſtiſchen Senat, der unſer voll- 
ſtes Vertrauen hat. Wir haben in dieſem Senat 
und auch jetzt nach der Vorlage der Etats und bei 
den Beratungen im Hauptausſchuß Gelegenheit 
gehabt, uns mit allen Einzelheiten des Etats zu 
befaſſen. Wir haben die Ausführungen der Oppo⸗ 
fition zu dieſem Etat gehört und wir haben dabei 
wiederum feſtſtellen müſſen, was wir allerdings 
ſchon wußten, daß die Oppoſition auch nicht den 
leiſeſten Willen gezeigt hat, ſachlich mitzuarbeiten 
zum Wohle unſeres deutſchen Danzigs, ſondern 
daß ſie die Etatsberatungen nur zu einer negativen 
Kritik benutzt hat an allem, was die nationalſozi— 
aliſtiſche Regierung getan und vorgeſchlagen hat. 

Wir würden dieſer Kritik der Oppoſition und 
der Oppoſition ſelbſt zu viel Bedeutung und Ehre 
geben, wenn wir uns mit dieſen politiſchen Mecke— 
reien irgendwie beſchäftigen wollten. Wir können 
es in Ruhe der „Volksſtimme“ und anderen Zei— 
tungsſchreibern überlaſſen, weiter zu hetzen, zu 
ſtänkern und zu lügen. Wir wiſſen, wie ſchwer Dan⸗ 
zig um ſeine Exiſtenz ringen muß und wir ſind 
mit der Mehrheit der Danziger Bevölkerung dahin 
einig, daß kein Volk durch Wohlleben und Ueber: 
fluß ſeinem letzten völkiſchen Ziel und Schickſal zu— 
geführt wird, ſondern durch Entbehrungen und 
Opfer. (Bravo! und Händeklatſchen rechts.) 

In den Etatsreden des Herrn Präſidenten des 


Senats und des Herrn Finanzſenators iſt bereits 


zum Ausdruck gebracht worden, daß die Regierung 
auch harte und unpopuläre Maßnahmen vorjchla- 
gen und vertreten muß, wenn ſie dazu dienen, dem 
Volk und dem Staat die notwendige völkiſche, poli⸗ 
tiſche und wirtſchaftliche Freiheit zu geben oder zu 
erhalten. 

Unſere Selbſtändigkeit auf dieſem Gebiet und 
unſere Währung ſind ſehr maßgeblich davon ab⸗ 


(©) 


(D) 


(A) 


— 
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hängig, ob wir einen ausgeglichenen Etat haben 
oder nicht. Wir können zu unjerer Freude und Ges 
nugtuung feſtſtellen, daß die Verſprechungen der 
Regierung, daß der Etat 1935/36 ſowohl im Staat 
als auch in der Stadt ausgeglichen wird, erfüllt 
worden ſind. (Starker Beifall und Händeklatſchen 
rechts). 

Wenn dieſer Ausgleich in einer Zeit geſchehen 
konnte, in der die ganze Welt und damit auch das 
kleine Danzig von ſchweren wirtſchaftlichen Kriſen 
durchſchüttelt wurden, jo iſt das eine Großtat na— 
tionalſozialiſtiſcher Regierungstätigkeit und 
Staatsführung, die durch keinerlei fruchtloſe Kritik 
verdunkelt werden kann. Die Oppoſition ſchmückt 
ſich bei ihrer Kritik gern mit fremden Federn einer 
zeitweiſen wirtſchaftlichen Scheinblüte, die ſie, 
weil zufällig damals gerade in Danzig irgendeine 
der jetzigen Oppoſitionsparteien am Ruder war, 
auf die Taten dieſer damaligen Regierungsparteien 
verrechnet wiſſen will. Es iſt keine Kunſt zu re— 
gieren und der Bevölkerung dieſe oder jene Er— 
leichterung zu gewähren, wenn die Einnahmen un— 
vermutet groß ſind. Bekanntlich betrugen beiſpiels— 
weiſe die Einnahmen aus dem Danziger Anteil 
an dem Danzig-polniſchen Zollaufkommen im 
Jahre 1929 noch rund 20,1 Millionen Gulden, 
während ſie im Jahre 1935 etwa nur rund 6,5 
Millionen Gulden erbringen werden, was bedeu— 
tet, daß dem damaligen Senat für den Etatsaus⸗ 
gleich ein Mehrertrag aus den Zöllen von rund 
14 Millionen Gulden zur Verfügung ſtand. Eine 
Kunſt zu regieren iſt es nur, wenn man ſich nach 
der Decke ſtrecken muß, und wenn man dabei noch 
diejenigen weltanſchaulichen Grundſätze in die Tat 
umſetzen kann, die dem Gedanken der Volksgemein— 
ſchaft dienen. Die früheren Regierungen, die im 
Ueberfluß lebten, wären verpflichtet geweſen, Das 
für zu ſorgen, daß keine Schulden gemacht (Sehr 
richtig! rechts) oder gemachte Schulden abgezahlt 
wurden, daß Aufgaben erfüllt wurden, die damals 
ſchon als ebenſo dringend erkannt werden mußten 
und die jetzt gelöſt werden müſſen. Nichts von alle— 
dem iſt geſchehen. Man hat damals herumgewur— 
ſtelt und man hatte ja ſchließlich auch damals 
„Wichtigeres“ zu tun, als ſich um das Danziger 
Voll zu kümmern. Wo iſt ein Herr Sahm, ein 
Herr Ziehm oder irgend ein Führer der damaligen 
Parteien ſo unter das Volk gegangen, wie wir, 
vom Gauleiter bis herunter zum Blockleiter, es 
täglich tun? Herr Dr. Ziehm hatte zu dem Danzi— 
ger Volk ſolche engen Beziehungen und kannte 
dies Danziger Danziger Volk jo genau, daß er, ob- 
wohl er den hiſtoriſchen Augenblick in der Garni— 
ſonkirche in Potsdam, wo ſich Hindenburg und 
Hitler die Hand zum ewigen Bunde reichten, mit⸗ 
erlebt hatte, kurz darauf dem Senat ein Ermächti⸗ 
gungsgeſetz vorlegte, das eine vollkommene Ent- 
rechtung der damals ſchon die Mehrheit der Dan— 
ziger Bevölkerung bildende N. S. D. A. P. bezweckte. 
Die von uns geſtürzte Regierung Ziehm hatte 
eine ſolche enge Berührung mit der Danziger Be: 
völkerung, daß ſie die nationalſozialiſtiſche Mehr— 
heit dieſer Bevölkerung durch geſetzgeberiſche und 
polizeiliche Maßnahmen jeder Art ſo zu knebeln 
verſuchte, daß die NSDAP. als größte Partei in 
Danzig verhindert werden ſollte, auch nur die 
kleinſten Verſammlungen abzuhalten, und was 


ſonſt alles auf dem Gebiet der Schikane gegen uns 
geleiſtet wurde. 

Damals, m. H. Deutſchnationalen und m. H. 
von der Oppoſition, hielt es die NSDAP. für 
unter ihrer Würde, das Ausland zur Hilfe anzu⸗ 
rufen gegen eine deutſche Regierung — die Sie 
doch ſein wollten — und gegen deutſche Volksge— 
noſſen. (Starker Beifall rechts.) Das unterſcheidet 
die Nationalſozialiſten allerdings von der Front 
Plenikowſki— Weiſe, daß ſie ſoviel Gefühl für 
Ehre haben, daß ſie die Angelegenheiten ihres 
Volkes als eigene Angelegenheiten anſehen und 
daß ſie nicht fremden Kräften Gelegenheit geben, 
ſich in ihre eigenen Angelegenheiten einzumiſchen. 
Das deutſche Volk iſt immer nur eine Beute ſeiner 
Feinde geworden, wenn deutſche Volksgenoſſen ſich 
an das Ausland um Hilfe wandten! (Starker 
Beifall, rechts.) 

Mögen Sie auch, m. H. von der Oppoſition, im 
Verſailler Diktat und damit in der Danziger Ver⸗ 
faſſung die Rechtfertigung Ihres Schrittes er— 
blicken, unſer deutſches Gewiſſen ſagt uns etwas 
anderes. (Stürmiſcher Beifall rechts.) 

Da wir gerade auf dem Gebiete der Ehre und 
der Selbſtachtung ſind, glaube ich von dieſer Stelle 
aus im Namen der überwiegenden Mehrheit der 
Danziger Bevölkerung zu ſprechen, wenn ich fol— 
gendes Beiſpiel allergrößter Würdeloſigkeit und 
politiſcher Kurzſichtigkeit hier einmal feſtnagele. 
Jeder anſtändige und deutſch denkende Menſch in 
Danzig kann nur ſeine tiefſte Verachtung darüber 
ausſprechen, daß die Herren Deutſchnationalen, die 
doch früher an jedem Tag zehn Juden verfrüh— 
ſtückten, unter Führung der Herren Steinbrück und 
Genoſſen in die Synagoge gingen. (Heiterkeit. — 
Unruhe und „Pfui“-Rufe.) Das weiß doch jedes 
Kind in Danzig, daß dieſe Herren nicht in die 
Synagoge gingen, um jüdiſche Frontkämpfer zu 
ehren, ſondern daß ſie ſich dadurch bei ihren jüdi— 
ſchen Geldgebern und Freunden lieb Kind machen 
wollten. Welche Herren vom Zentrum dabei 
waren, wiſſen wir nicht genau; wir wiſſen nur, 
daß ſie dabei waren. (Zwiſchenrufe.) 

Wenn bei dieſem Vorfall auch Marxiſten und 
Kommuniſten in die Danziger Synagoge gegan— 
gen ſind, dann wundert ſich kein Menſch darüber, 
denn die Herren um Marx und Lenin herum 
brauchten gar nicht in die Synagoge zu gehen, 
weil ſie ja infolge ihres Glaubens geradezu aus 
der Synagoge kamen. (Wieviel Nazis mögen 
drinnen geweſen ſein? links.) 

Sache des Senats, der unſer Vertrauen hat, iſt 
es, zu prüfen, ob hier oder dort eine Stelle oder 
eine Ausgabe eingeſpart werden kann, oder ob hier 
oder dort neue Aufgaben auch neue Ausgaben er⸗ 
fordern. Früher, unter dem jetzt vollkommen ab— 
gewirtſchafteten Syſtem einer liberaliſtiſchen 
Demokratie, beteiligten ſich die einzelnen Abge— 
ordneten an der Beratung und Aufitellung des 
Etats mit dem allergrößten Eifer, der allerdings 
auch im allergrößten Gegenſatz zu dem poſitiven 
Erfolg ſtand. Wie wäre es anders möglich gewe— 
ſen, unter den früheren Regierungen eine ſolche 
Aufblähung des Verwaltungsapparates bis zur 
Machtübernahme durch uns fertig zu bekommen 
und zu dulden, daß, wie der Finanzſenator in 
ſeiner Etatsrede unwiderſprochen und auch un— 
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widerlegbar feſtſtellte, durch dieſe unnötige Auf: 
blähung des Verwaltungsapparates über 46 Mil⸗ 
lionen Gulden unnötig ausgegeben worden ſind. 

Vor der Devalvation betrugen die Schulden des 
Staates und der Stadtgemeinde Danzig rund 58 
Millionen Gulden. Rechnet man noch hinzu die für 
dieſe Schulden ausgegebenen Zinſen und Til- 
gungsbeträge, jo muß man mit dem Finanzſena⸗ 
tor zu dem zwingenden Schluß kommen, daß 
Stadt und Staat ohne jede Anleiheſchulden ge— 
weſen wären, wenn nicht die früheren Parteien 
ſo maßlos kurzſichtig und ſchlecht gewirtſchaftet 
hätten. Wären wir nicht durch die Verfaſſung, die 
wir zu halten verpflichtet ſind, an einem weiteren 
Abbau verhindert, ſo würden die Einſparungen 
noch erheblich größer ſein. 

Von den großen Geſichtspunkten, die für die 
Aufſtellung des Etats von Bedeutung ſind, — der 
Etat eines Volkes beſteht für uns Nationalſoziali⸗ 
ten nicht nur aus Rechenkunſtſtücken, ſondern er 
beſteht in der Charakterbildung einer Nation, wie 
Alfred Roſenberg jagt, — möchte ich nur diejeni- 
gen erörtern, bei deren Kritik die Oppoſition wie⸗ 
derum und altgewohnt ein ganz beſonderes Maß 
von Kurzſichtigkeit, Unwahrhaftigkeit und Hetze— 
rei entfaltet hat. 

M. H. von der Oppoſition! Sie wiſſen ebenſo, 
wie wir, daß es notwendig und unvermeidbar 
war, eine größere Anzahl von Penſionären und 


Beamten nach dem Reich abzugeben, weil die Be— 


zahlung der in Frage kommenden Penſionen und 
Gehälter hier aus Deviſengründen nicht möglich 
war. Es ſteht unwiderruflich feſt, daß Sie dieſe 
Maßnahmen, deren Nichtdurchführung die Staats— 
finanzen in die größte Unordnung gebracht hätte, 
mit allen nur verfügbaren Mitteln von Lügen 
und Hetzereien zu verhindern verſucht haben. An 
dieſem Beiſpiel und an dem Beiſpiel der Bejchaf- 
fung von Arbeitsgelegenheit für Danziger Arbei— 
ter im Reich kann die Danziger Bevölkerung am 
beiten Ihren böſen Willen und Ihre Gegnerſchaft 
gegen alles daß erkennen, was für Volk und Staat 
nützlich und notwendig iſt. Ihre Verſuche, hier 
dem Senat Knüppel zwiſchen die Beine zu werfen, 
find geſcheitert. Die Penſionäre und Beamten, auch 
ſoweit ſie Ihnen politiſch naheſtanden, waren 
klüger und anſtändiger als Sie. Die Opferbereit— 
ſchaft dieſer Menſchen verdient die höchſte Anerken⸗ 
nung und den allergrößten Dank. 

Mit denſelben niedrigen Haßgefühlen bekämpf— 
ten Sie auch die Arbeitsbeſchaffung für Danziger 
Arbeiter im Reich. In Ihrer politiſchen Verblen— 
dung ſahen Sie gar nicht, wie Sie durch dieſe Agi— 
tation ſich ſelbſt die heuchleriſche Maske der angeb— 
lichen Sorge für das werktätige Volk vom Geſicht 
riſſen. Wir haben durch dieſe Maßnahmen, die, ab- 
geſehen von wenigen Ausnahmen, gerade von der 
Arbeiterſchaft beſonders verſtanden und geſchätzt 
wurden, Tauſenden von Volksgenoſſen Lohn und 
Brot und den langentbehrten Segen der Arbeit 
geben können. (Starker Beifall.) Wir haben da⸗ 
durch unſeren Haushalt ſo entlaſten können, daß 
noch an Aufgaben herangegangen werden konnte, 
die man andernfalls nicht hätte erledigen können. 
Sie wußten und wiſſen ganz genau, daß es nicht 
möglich war, infolge der 
dieſe Arbeiter in Danzig in Lohn und Brot zu 


Weltwirtſchaftskriſen 


bringen. Sie haben den einzig möglichen Weg der 
Arbeitsbeſchaffung in Deutſchland auf das ſchwer— 
ſte bekämpft. Sie haben dabei aber auch nicht den 
leiſeſten Verſuch gemacht, ernſthafte Vorſchläge zu 
machen, wie man auf einem anderen Wege dieſe 
Volksgenoſſen in Lohn und Brot in Danzig brin— 
gen könnte. 

Meine Fraktion hält es für unnötig und über⸗ 
flüſſig, ſich zu Einzelheiten des Etats zu äußern. 
Sie ſtimmt ihnen zu, und dankt der Regierung für 
das ungeheure Maß von Arbeit und für das, was 
durch ihre Arbeit für Volk und Staat geleiſtet 
werden konnte. Jedoch geſtatten Sie mir, einen 
kurzen Ueberblick über den Geſamthaushaltsplan 
und ſeine Entwicklung zu geben. 

Wie der Herr Finanzſenator bereits in ſeiner 
Finanz⸗ und Etatsrede vom 27. November 1935 
gelegentlich des Beginns der Etatsvorlage an den 
Volkstag ausgeführt hat, waren die Einzeletats für 
das jetzt vor dem Abſchluß ſtehende Rechnungsjahr 
bereits im Frühjahr 1935 zum größten Teil vom 
Senat fertiggeſtellt, ſo daß mit der Etatsvorlage 
an den Volkstag alsbald gerechnet werden konnte. 

Da warf die Devalvation des Guldens den bis 
dahin bereits mühevoll zuſtandegebrachten Etats⸗ 
aufbau 1935 in ſeinen Berechnungen im wejent- 
lichſten Teil völlig über den Haufen; alle Einzel⸗ 
pläne mußten den neu entſtandenen Verhältniſſen 
entſprechend umgearbeitet werden, was einer gänz⸗ 
lichen Neuaufſtellung des geſamten Staatsetats 
gleichkam. 

Die Tatſache, daß ſich die dadurch bedingte 
Neuaufſtellung des Etats 1935 und ſeine Vorlage 
an den Volkstag bis ſpät in das Kalenderjahr 
1935 hinauszögerte, und die keiner mehr bedauern 
wird als die Regierung, kann und wird jedoch von 
jedem objektiv Denkenden erſt verſtanden und ger 
würdigt werden, wenn ihm das Ausmaß des in 
dieſem Haushaltsplan verankerten großen Sanie— 
rungswerks, das unter noch nie dageweſenen 
Schwierigkeiten überhaupt erſt den Etatsaus⸗ 
gleich ermöglichte, im einzelnen vor Augen ge— 
führt wird. 

Bei dieſer durch die Devalvation des Danziger 
Guldens bedingten Sanierungsaktion hat ſich der 
nationalſozialiſtiſche Senat bei allen ſeinen oft 
ſchwerwiegenden Maßnahmen einzig und allein 
von dem Hauptgeſichtspunkt leiten laſſen, Danzig 
als deutſche Stadt zu erhalten. (Starker Beifall.) 

Beim Ausgabenetat hat der Senat es daher 
als ſeine vornehmſte Aufgabe angeſehen, haus: 
haltsmäßig alle diejenigen Mittel im Staatsetat 
zu erhalten, auf die im Intereſſe der Deutſcherhal— 
tung der Freien Stadt Danzig nicht verzichtet wer- 
den konnte. Es ſind daher durch den hier vorliegen— 
den Staatshaushalt auch alle notwendigen 
Ausgaben für das kulturelle Gebiet und hier ins— 
beſondere für die Erwerbsloſenfürſorge, für das 
Gebiet der Rechtspflege und die Erhaltung von 
Sicherheit und Ordnung im Staat in hinreichen— 
dem Maße zur Verfügung geſtellt worden. 5 

Andererſeits mußten aber aus den durch die 
Guldenumwertung völlig veränderten Verhältniſ— 
ſen die notwendigen Konſequenzen gezogen wel? 
den. Um die Ordnung in den Staatsfinanzen und 
das hierfür erforderliche, durch die Devalvation 
des Guldens erſchütterte Gleichgewicht im Staats? 
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haushalt wieder herzuſtellen, hat der Senat in 
klarer Erkennung der eingetretenen finanziellen 
Gefahrenmomente mit unnachſichtiger Energie alle 
in ſeiner Macht liegenden Maßnahmen getroffen, 
die der unerläßlichen Etats- und Finanzſanierung 
zugutekommen konnten. | 

Was den Ausgabenetat anbelangt, jo find in 
Durchführung der großen Sommerſparaktion des 
Senats vom Jahre 1935 auf faſt allen Etatsge⸗ 
bieten mit oft ſchonungslos betriebener Sparſam⸗ 
keit alle ſich irgendwie ergebenden Ausgabenab— 
ſtriche im Staatshaushaltsplan im Hinblick auf 
den Ernſt der finanziellen und wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe durchgeführt worden, jedoch immer 
nur unter dem vornehmſten Geſichtspunkt der 
Wahrung des deutſchen Intereſſes der Freien 
Stadt. 

Von beſonderer Wichtigkeit dürfte in dieſem 
Zuſammenhange die Feſtſtellung der Tatſache ſein, 
daß es ſich bei den weſentlichſten Sparmaßnahmen, 
in der Hauptſache auf perſonellem Gebiet, um 
dauernde Einſparungen handelt, die alſo nicht 
nur vorübergehenden Charakter tragen, und die 
demzufolge auch für die kommende Zeit als durch⸗ 
aus vertretbar zu achten ſind. Gegenteilige Be- 
hauptungen müſſen daher als ungerechtfertigt zu— 
rückgewieſen werden. 

Die Spitze unter den Sparmaßnahmen bilden 
die Einſparungen auf perſonellem Etatsgebiet, 
und zwar der Perſonalabbau bei den Staatsbe— 
dienſteten (Beamten, Angeſtellten und Arbeitern), 
die Ueberſiedlung von Penſionären und Beamten 
ins Reich, die Ueberführungsaktion von erwerbs— 
loſen Danziger Volksgenoſſen, Anſtaltsinſaſſen 
und Strafgefangenen nach dem Reich. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die Einzelmaßnahmen einer ſo 
groß angelegten Sparaktion ſich finanziell erſt im 
Laufe der Zeit auswirken konnten, was auf die 
Fertigſtellung des Etats naturgemäß hemmend 
einwirken mußte, weil die beim Voranſchlag des 
Staatshaushalts zu berückſichtigenden Erſparniſſe 
zunächſt immer nur den Charakter von Zahlen 
für einen Uebergangsetat haben konnten. 

Beim Volkstagsetat zeigt die Entwicklung des 
Beamtenkörpers für die Verwaltung des Vocks⸗ 
tages in den Jahren 1928, 1929 und 1930, in 
welchem Maße dieſer Haushalt damals unter der 
früheren Linksregierung im Zeichen des von der 
9 ſtets beſtrittenen Aufbaues geſtanden 
at. 
Wir finden in den genannten Jahrgängen beim 
Beamtenkörper der Verwaltung des Volkstages 
folgende Stellenbeſetzung: im Jahre 1928 ſieben 
planmäßige Beamte, im Jahre 1929 zwölf plan⸗ 
mäßige Beamte, im Jahre 1930 dreizehn plan⸗ 
mäßige Beamte. 

Die Zahl der planmäßigen Beamten bei der 
Verwaltung des Volkstages hatte ſich alſo im 
Jahre 1930 gegenüber dem Jahre 1928 faſt ver— 
doppelt, ganz abgeſehen von der 1930 noch erfolg: 
ten Stellenumwandlung in höhere Beſoldungs— 
gruppen. (Hört, hört! rechts. — Zurufe.) Dem⸗ 
gegenüber iſt feſtzuſtellen, daß der Beamtenſtellen— 
plan des hier vorliegenden Volkstagsetats für 
1935 nur noch ſechs planmäßige Beamtenſtellen 
enthält, wozu noch zu ſagen iſt, daß die beiden 
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fall kommen. Es ift aljo beim Volkstagsetat 1935 
im Vergleich zu 1930 ein über 50prozentiger Stel⸗ 
lenabbau beim Beamtenkörper feſtzuſtellen. (Sehr 
gut! rechts.) 

Nun die allgemeine Verwaltung. Stellt man 
bei dieſem Etat einen ähnlichen Vergleich mit den 
Vorjahren an, ſo ſei beiſpielsweiſe nur folgendes 
erwähnt: 

Die Zahl der Senatsmitglieder betrug im 
Jahre 1928 einundzwanzig, in den Jahren 1929 
und 1930 zweiundzwanzig. Es wurde alſo unter 
der Linksregierung im Jahre 1929 eine Senato- 
renſtelle im Hauptamt neu geſchaffen (Für Gehl! 
bei den Nationalſozialiſten.) und damit die nach 
der Verfaſſung höchſtzuläſſige hauptamtliche Se= 
natorenzahl voll beſetzt. Auf Grund des verfaj- 
ſungsändernden Geſetzes vom 4. Juli 1930 haben 
wir ſechs hauptamtliche und ſechs nebenamtliche 
Senatoren. Jedoch ſetzt ſich der jetzige Senat wie 
folgt zuſammen: einem Präſidenten des Senats, 
gleichzeitig Leiter der Präſidialabteilung und Se⸗ 
nator des Innern, einem ſtellvertretenden Präſi⸗ 
denten, gleichzeitig Bau- und Wirtſchaftsſenator, 
zwei Senatoren im Hauptamt, vier Senatoren im 
Nebenamt, zuſammen alſo acht Senatsmitglieder. 
Die Zahl der Senatoren beträgt alſo heute nur 
rund ein Drittel der früheren, in den Jahren 
1929/80 vorhandenen Senatsmitgliederzahl. 


(Hört, hört! bei den Nationalſozialiſten.) An Be⸗ 


zügen für dieſe Senatoren wurden damals 304 748 
Gulden gezahlt (Hört, hört! rechts.) gegenüber 
103 000 Gulden jetzt. 

Der vom nationalſozialiſtiſchen Senat durchge⸗ 
führte Perſonalabbau hat bisher zu folgendem 


zahlenmäßigen Ergebnis geführt: 


Es ſind im Bereich der geſamten Staatsver— 
waltung 1935 eingejpart worden: 
695 Beamte, 
146 Angeſtellte, 
178 Arbeiter 


zuſammen alſo 1019 Köpfe. 

Der Haushalt der Allgemeinen Verwaltung 
1935 rechnet auf der Einnahmenſeite aus Erſpar⸗ 
niſſen bei den perſonellen Verwaltungsausgaben 
mit einer Etatsverminderung von rund 1,8 Mil⸗ 
lionen Gulden. Dieſe Zahlen über die erreichten 
Einſparungen an Etatsſtellen können inſoweit 
als effektiv angeſehen werden, als es gelungen 
iſt, die Stellen der ins Reich übergeführten Be— 
amten als überzählig aus dem Danziger Haus— 
halt herauszunehmen. 

Zu dieſer Entlaſtung des Danziger Staats: 
haushalts ſind dann noch auf perſonellem Gebiet 
die ſehr weſentlichen Erſparniſſe aus der Ueber— 
führung von Penſionären, insbeſondere der ſoge— 
nannten „Altverſorgungsberechtigten“ beim Staat= 
lichen Verſorgungs- und Penſionsamt hinzuzu⸗ 
rechnen, bei dem aus dieſem Anlaß im Haushalts- 
voranſchlag 1935 Haushalt Soziales — gegen— 
über 1934 bereits eine Minderung der Verſor— 
gungsleiſtungen von rund 2,5 Millionen Gulden 
in die Erſcheinung tritt. Endgültig werden ſich 
dieſe finanziellen Sparmaßnahmen naturgemäß 
erſt in dem Etat für 1936 in vollem Umfang aus- 
wirken können. 
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Ein beachtlicher und von der Oppoſition auch 
beſonders kritiſierter Poſten in dem Etat der All⸗ 
gemeinen Verwaltung für das Rechnungsjahr 
1935 iſt der Anſatz bei Stelle A III, 43 für Zwecke 
der Abteilung für Volksaufklärung und Propa⸗ 
ganda, bei dem 200 000 Gulden für das Ned): 
nungsjahr 1935 eingeſtellt ſind. Hierzu iſt folgen⸗ 
des zu ſagen: 

Die Senatsabteilung für Volksaufklärung und 
Propaganda hat auf dem für den Staat und die 
Wirtſchaft ſo wichtigem Gebiet mit dem Ziel der 
Hebung des Fremdenverkehrs vollkommen neue 
Wege gehen müſſen. Zu den Aufgaben der Abtei⸗ 
lung Propaganda gehören ſämtliche Preſſe- und 
Werbearbeiten. Zu erwähnen ſind die von der Ab⸗ 
teilung Propaganda veranlaßten Ausſtellungen 
im Reich und die intenſive Werbearbeit mit Licht⸗ 
bildvorträgen und dem Großfilm „Danzig“. Nicht 
zu vergeſſen iſt die Vertiefung der Beziehungen zu 
England, den nordiſchen Ländern und Polen, die 
Herbeiführung von Tagungen, Kongreſſen, die 
Förderung des Seedienſtes Oſtpreußen. Auch mög⸗ 
lichſt viel ausländiſche Schiffsbeſuche zu ermög⸗ 
lichen, hat ſich die Abteilung Propaganda ange⸗ 
legen ſein laſſen. Mag der Anſatz auch nach außen 
hin hoch erſcheinen, ſo iſt durch dieſe Senatsabtei⸗ 
lung, was nicht beſtritten werden kann, der Frem⸗ 
denzuſtrom nach Danzig geſtiegen und damit der 
Wirtſchaft ein Auftrieb gegeben. (Bravo! rechts.) 

Wie die Abſchlußüberſicht dieſes Etats auf 
Seite 23 des Haushaltsplanes zeigt, iſt der Zu⸗ 
ſchuß beim Abſchnitt Geſundheitsweſen des Vor⸗ 
anſchlages 1935 gegenüber dem von 1934 um rund 
210 000 Gulden niedriger. Die Senkung iſt im 
weſentlichen auf Koſten der Beträge zur Förde⸗ 
rung der Eheſchließungen erfolgt. Die Kürzung 
dieſer Mittel iſt an für ſich ſchmerzlich, da die 
Erfolge der Eheſtandsdarlehen als ganz ausge⸗ 
zeichnete angeſehen werden müſſen. Sie iſt aber im 
Intereſſe des allgemeinen Finanzbedarfs notwen⸗ 


dig geweſen. Es dürfte hier die Feſtſtellung be⸗ 


ſonders intereſſieren, daß ſeit dem Spätherbſt 1933 
bis jetzt an Eheſtandsdarlehen rund 790 000 Gul⸗ 
den bewilligt worden find. Dieſe Mittel ſind wie⸗ 
derum der Danziger Wirtſchaft, insbeſondere dem 
Handwerk, zugute gekommen. Weit weſentlicher 
iſt aber, daß mit dem Geld Ehen ermöglicht wor⸗ 
den find, deren Partner auf Grund der verſchie⸗ 
denen ſcharfen geſundheitlichen Prüfungen als be— 
ſonders geſund bezeichnet werden müſſen. Der er⸗ 
hoffte geſunde Nachwuchs iſt über Erwarten zahl⸗ 
reich geweſen. In dieſen Ehen wurden nach Be⸗ 
willigung des Darlehns 749 Kinder geboren, das 
entſpricht einem Prozentſatz von etwa 75 Prozent. 
Dabei kann ohne Bedenken geſagt werden, daß der 
größte Teil dieſer Ehen ohne das Darlehen nicht 
geſchloſſen worden wäre, keinesfalls aber bei den⸗ 
noch eventuell geſchloſſenen Ehen die Kinderzahl 
wegen der wirtſchaftlichen Lage ſo groß geworden 
wäre. 
Des weiteren dürfte 

durch die Schließung der 


von Intereſſe ſein, daß 
Anſtalt Jenkau als 


Lungenheilſtätte und deren ſehr günſtige Vermie⸗ 
tung die Senkung des früheren Zuſchuſſes in Höhe 
von 45 000 Gulden auf nunmher 19000 Gulden 
ermäßigt worden iſt. Zugleich find durch die An⸗ 
terbringung der Kranken in Anſtalten im Rieſen⸗ 
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gebirge in beſter klimatiſcher Lage die Heilerfolge 


erheblich beſſere. 

Sehr erfreulich iſt auch der große Erfolg bei 
der Gründung der Staatlichen Akademie für prak⸗ 
tiſche Medizin in Danzig. Daß die wirtſchaftliche 
Bedeutung dieſer Einrichtung für Danzig nicht zu 
unterſchätzen iſt, liegt auf der Hand. Das Aner⸗ 
kennenswerte dabei iſt, daß die Akademie ſich völ- 
lig aus ihren eigenen Einnahmen trägt und bei 
dem Vorhandenſein der Inſtitute und Lehrkräfte 
keinen Zuſchuß nötig hat. 

Ich komme zum Haushalt für Kunſt, Wiſſen⸗ 
ſchaft, Volksbildung und Kirchenweſen. Auch auf 
dem Gebiet desSchulwejens hat vor Einſparungen 
perſoneller und ſachlicher Art nicht Halt gemacht 
werden können, wenn auch mit Rückſicht auf die 
Erhaltung der deutſchen Kultur bei den Sparmaß⸗ 
nahmen auf dieſem Gebiet im weſentlichen auf 
weitgehendſte Schonung Bedacht genommen wor⸗ 
den iſt. Die kulturellen Belange konnten weiter 
dahin aufrecht erhalten werden, daß uns die Hoch⸗ 
ſchule für Lehrerbildung für die Ausbildung der 
Volksſchullehrkräfte in Danzig und die Techniſche 
Hochſchule erhalten blieben und das Staatstheater 
ſeine Beſpielung bereits ſeit Dezember 1935 auf⸗ 
nehmen konnte. 

Wenn der Finanzſenator in ſeiner Finanz- und 
Etatsrede vom 27. November 1935 bei der Ein⸗ 


führung des Etats 1935 von dieſer Stelle auch 
bereits Gelegenheit genommen hat, namens der 
Regierung unſerem Gauleiter Forſter für ſeine 
großen Mühen im Intereſſe der Förderung des 
Staatstheaterbaues und der Ermöglichung der 
Beſpielung des Staatstheaters den Dank zu ſagen, 
ſo möchte ich heute gelegentlich der Verabſchiedung 
dieſes Haushaltes nicht verſäumen, als Sprecher 
der deutſchen Danziger Bevölkerung gleichen be— 
ſonderen Dank dem Gauleiter in dieſer Stunde 
auszuſprechen. (Lebhafter Beifall und Hände⸗ 
klatſchen bei den Nationalſozialiſten.) 

Beim Haushaltsplan der Verwaltung des 
Innern müſſen wir die betrübliche Feſtſtellung 
machen, daß aus finanziellen Gründen leider im 
Jahre 1935 der Abbau der Landespolizei zur 
Durchführung kam. 

Die Juſtizverwaltung hat auch im Jahre 1935 
— wie bisher — unter den beiden Geſichtspunkten 
geſtanden: Sparſamkeit und Angleichung der 
Juſtizgeſetzgebung an das Reich. Die perſonellen 
Erſparniſſe ſind, wie aus dem Haushaltsplan er⸗ 
ſichtlich, ganz beträchtliche und ſoweit durchgeführt, 
daß ein weiterer Abbau der Kräfte zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der dienſtlichen Funktionen nicht mehr 
möglich iſt. 

Was die anderen Grundlinien anbelangt, ſo 
war es ſtets Leitmotiv der Juſtizabteilung, engſte 
Rechtsübereinſtimmung mit dem Deutſchen Reich 
zu halten; denn das gemeinſame Recht iſt ein Kul⸗ 
turband, das enger bindet, als man im allge⸗ 
meinen denkt. Was die Bau- und Wirtſchaftsetats 
angeht, ſo tritt auch in dieſen insbeſondere neben 
den ſtarken Einſchränkungen der Sachausgaben die 
ganz weſentliche Perſonaleinſchränkung jedem 
Etatsleſer beſonders klar vor Augen. 

Was die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen und 
die in dem Haushalt für öffentliche Arbeiten be- 


ſonders etatiſierten Mittel zur Verzinſung und 
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Tilgung von Arbeitsbeſchaffungskrediten, die der 
beſonderen Kritik der Oppoſition unterzogen wor⸗ 
den ſind, angeht, ſo kann zur Rechtfertigung der 
Regierungsmaßnahmen erklärt werden, daß die 
Arbeitsbeſchaffungsmittel den Charakter von Ares 
ditmitteln kurzfriſtiger Art haben, was in der 
hohen Dotierung der Tilgungsfonds für die Ar⸗ 
beitsbeſchaffungskredite im Haushaltsplan die 
volle Beſtätigung findet. Ueber die Verwendung 
dieſer Mittel und ihre Auswirkung auf den Etat 
und den Wirtſchafts- und Arbeitsmarkt und die 
Durchführung möchte ich ergänzen, daß der Senat 
es bei der 1933 erfolgten Uebernahme der Regie— 
rungstätigkeit als ſeine Hauptaufgabe angeſehen 
hat, das Problem der Arbeitsloſigkeit einer ſchnel⸗ 
len und durchgreifenden Löſung zuzuführen. 

Den Bemühungen des Senats iſt es gelungen, 
für die Behebung der Arbeitsloſigkeit Mittel in 
ausreichendem Maße für Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
zwecke zur Wiederbelebung der Wirtſchaft zur 
Verfügung zu ſtellen. Die geſamten Arbeiten ſind 
damals im Rahmen eines großzügigen Arbeitsbe⸗ 
ſchaffungsprogramms ſo ausgewählt worden, daß 
die dafür angewendeten Beträge in Form von 
Arbeits-, Lohn⸗ und Materialkoſten im Lande ver— 
blieben, jo daß dadurch einmal bei der Erwerbs- 
loſenfürſorge durch die Belebung des Arbeits— 
marktes Millionenbeträge eingeſpart werden 
konnten und bei anderen Etats durch die Maß⸗ 
nahmen beträchtliche Verbeſſerungen erreicht 
wurden. 

Was die landwirtſchaftliche Siedlungstätigkeit 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig nach Inkraft— 
treten der Rechtsverordnung über die Agrarreform 
und das landwirtſchaftliche Siedlungweſen anbe— 
trifft, ſo iſt die Schaffung neuer Bauſtellen mit 
unbedingt geſicherten Ernährungs- und Fortkom⸗ 
mensgrundlagen beſonders für Danzig zur Feſti⸗ 
gung und Erhaltung deutſchen Blutes eine Not⸗ 
wendigkeit. Hierzu iſt kurz zu ſagen; wenn auch 
die Mittel, die der Staat hierfür ausgeworfen 
hat, beſcheiden waren, ſo hat ſich die Tätigkeit des 
Siedlungsamtes doch ſegensreich ausgewirkt und 
iſt für die Lebensfähigkeit unſerer Bauernhöfe 
von Vorteil geweſen. 

Der Haushaltsplan der Poſt- und Telegraphen⸗ 
verwaltung ſchließt für 1935 mit einem Ueberſchuß 
von rund 2,3 Millionen Gulden ab und zeigt gegen⸗ 
über ſeinem Vorgänger, dem Etat des Jahres 
1934, die erfreuliche Steigerung von rund 
700 000 Gulden. Dieſe Mehrerträgniſſe der Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung beruhen in der 
Hauptſache auf einer im Jahre 1935 durchgeführ⸗ 
ten Gebührenneuregelung und auf den ganz ein⸗ 
ſchneidenden Sparmaßnahmen auf perjonellem 
Gebiet. Auch bei dieſem Etat dürfte ein Vergleich 
mit den weiter zurückliegenden Haushaltsplänen 
der Jahre 1928 und 1929, wie er bereits beim 
Haushaltsplan des Volkstages eingangs meiner 
Ausführungen aufgeſtellt iſt, von Intereſſe ſein. 
Es wurden im Jahre 1929 unter der Herrſchaft 
der Linksregierung gegenüber 1928 beim Beſol⸗ 
dungstitel 57 planmäßige Beamtenſtellen mehr 
geſchaffen, des weiteren wurden beim Hilfsbeam— 
tenfonds 140 Beamtenkräfte zufolge Ueberführung 
von 80 Tarifangeſtellten und 60 Poſthelfern in 
das Beamtenverhältnis mehr bewilligt; die da⸗ 
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durch bedingte Etatsnettomehrbelaſtung des 
Jahres 1929 gegen 1928 betrug allein über 
14 Million Gulden. Demgegenüber ſtelle ich feſt, 
daß nach dem Haushaltsplan des Jahres 1935 durch 
Aufgabenabbau 32 Stellen unter Ueberführung 
dieſer Kräfte ins Reich, 54 Warteſtandsbeamten 
durch Uebertritt ins Reich und weitere etwa 220 
Beamtenſtellen durch Umwandlung in Angeſtell⸗ 
ten⸗ bezw. Arbeiterſtellen vom nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Senat eingeſpart worden ſind. Ein weiterer 
Kommentar hierzu dürfte ſich erübrigen. (Sehr 
richtig! bei den Nationalſozialiſten.) 

Ich komme zur Staatlichen Allgemeinen Fi⸗ 
nanzverwaltung. In dieſem Haushaltsplan dürfte 
zunächſt die Feſtſtellung von Intereſſe ſein, daß 
der Senat trotz der vorher behandelten großen 
Schwierigkeiten beim Etatsausgleich 1935 aus 
Anlaß der Guldendevalvation die geſetzlich vorge— 
ſehene 10prozentige Ermäßigung der Wohnungs⸗ 
bauabgabe zum 1. April 1935 im Intereſſe des 
Danziger Hausbeſitzes durchgeführt hat. Die Er⸗ 
höhung der Zolleinnahmen mit rund 2 Millionen 
Gulden gegenüber dem Etat 1934 iſt lediglich eine 
Folge der Guldenabwertung, weil die nach dem 
Zolltarif feſtgeſetzten Zölle jetzt nach der Devalva— 
tion in Gulden natürlich entſprechend mehr er⸗ 
bringen. 

Wenn hier ein Fall vorliegt, in dem die De— 
valvation des Danziger Guldens zwangsläufig 
dem Danziger Etat zugute kommt, ſo erſcheinen 
demgegenüber erhebliche ungünſtige Auswirkun⸗ 
gen der Guldenabwertung, insbeſondere beim 
Schuldendienſt für die Währungsanleihen alter 
Art, deren Höhe aus dem Bruttomehrausgaben⸗ 
bedarf des Haushaltsabſchnitts“ Schuldenverwal— 
tung“ erſichtlich iſt. 

Wenn wir ſchon jetzt über den Berg der ſchwer— 
ſten Kriſenzeiten gekommen ſind, ſo war das nur 
durch die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 
und durch die nationalſozialiſtiſche Regierungs- 
führung möglich. Wir wollen fortfahren an dieſem 
Werk und wir wollen alle dieſe Gedanken und 
Kräfte anſpannen, um die einzige Aufgabe unſe⸗ 
res Lebens und Denkens mit allen, die da gutwil⸗ 
lig mitarbeiten wollen, zu erfüllen, nämlich da⸗ 
für zu ſorgen, daß Danzig deutſch bleibt. (Beifall 
und Händeklatſchen.) 

Meine Fraktion wird daher dem Geſetzentwurf 

über die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes 
der Freien Stadt Danzig für das Rechnungsjahr 
1935 ihre volle Zuſtimmung erteilen. (Bravo! 
rechts.) 
[Wir deutſchen Männer des Danziger Volks⸗ 
tags grüßen unſer deutſches Volk, unſern Führer 
Adolf Hitler und unſere Heimatſtadt Danzig mit 
einem dreifachen Sieg Heil! (Sieg Heil! und an⸗ 
haltender ſtarker Beifall bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 


Am 11. März 1931 hat Herr Dr. Hoppenrath, der 
auch zu jener Zeit, der Ziehm⸗Regierung, Finanz⸗ 
ſenator war, in ſeiner damaligen Etatsrede erklärt, 
„wohl zum erſten Mal ſeit dem Beſtehen des Frei⸗ 
ſtaates wird es möglich ſein, daß der Etat recht⸗ 
zeitig, d. h. vor dem 31. März 1931 verabſchiedet 
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wird. Das konnte nur erreicht werden durch die 
Mitarbeit der Mitglieder dieſes hohen Hauſes im der Danziger Bevölkerung gegen die Form, den 
Hauptausſchuß, die in verantwortungsbewußter, Ton und den Inhalt eines großen Teiles der Dar⸗ 
unermüdlicher Arbeit unter den ſchwierigſten Ver- legungen des Herrn Finanzſenators, erſcheint es 
hältniſſen die Durchberatung in ſo kurzer Zeit er- uns überflüſſig, ſich heute noch eingehend mit jener 
möglichten.“ Herr Dr. Hoppenrath, der damals Rede zu beſchäftigen. Umſo wichtiger aber wird 
alſo gewiſſermaßen einen Rekord der Frühzeitigkeit es ſein, ſich mit der Finanzpolitik des Herrn Fi⸗ 
der Vorlage der Etats aufgeſtellt hat, hat nunmehr nanzſenators und des nationalſozialiſtiſchen Se⸗ 
auch den Rekord in der Hinauszögerung der Etais- nats auseinanderzuſetzen. Wir möchten das aber 
beratung aufgeſtellt. Er hat die wichtigſten Etats nicht tun (Abg. Leufgen: Weil Ihr das nicht 
ausgerechnet jo ſpät dem Haufe zugeleitet, daß ſie könnt!), ohne noch einmal Verwahrung einzu⸗ 
erſt heute, am vorletzten Tage vor Ablauf des legen gegen die ſich auf 2%, Jahre erſtreckende Ver⸗ 
Etatsjahres, verabſchiedet werden können. (Zu- ſchleppung der Vorlage der Staatshaushaltspläne, 
rufe.) Ja, er hat ſeit 2½ Jahren überhaupt erſt die auch für das letzte Jahr durch die Schwierig⸗ 
wieder zum erſten Mal dem Volkstag Etats zu- keiten, die die Guldenabwertung für die Aufitel- 
gehen laſſen; denn ſolange die nationalſozialiſtiſche lung der Etats mit ſich brachte, nicht allein er⸗ 
Regierung über Danzig herrſcht, hat ſie es trotz klärt werden kann. Die wichtigſten Etats, die der 
wiederholter Erinnerungen und Anfragen bisher Allgemeinen Finanzverwaltung, der Allgemeinen 
überhaupt unterlaſſen, eine eingehende Darſtellung Verwaltung, der Abteilung Soziales und Schulen 


ihrer Finanzgebarung den gewählten Vertretern ſind erſt am Tage der erſten Leſung den Abgeord— 
des Volkes zu geben. Für die nächſte Zukunft 
wollen wir jedoch noch eine Erwartung aus⸗ 
ſprechen, daß nämlich der Senat den Beſtimmungen 
der Verfaſſung genügen und mit Beſchleunigung 
die Haushaltspläne für das am erſten April be- 
ginnende neue Haushaltsjahr vorlegen möge. 
Herr Senator Dr. Hoppenrath hat ſeine Etats— 
rede für das Haushaltsjahr 1935 allerdings ſchon 
im November 1935 gehalten, aber dieſe Rede war 
erſtens eigentlich gar keine Etatsrede, ſondern eine 
propagandiſtiſche Polemik gegen die in Oppoſition 
zum Nationalſozialismus ſtehende Bevölkerung 
der Freien Stadt Danzig (Bevölkerung? arme 
Irre! rechts.) und zweitens iſt die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Mehrheit dieſes Hauſes ſo höflich gegen 
Herrn Dr. Hoppenrath geweſen, daß ſie ſeit jener 
Rede vier Monate verſtreichen ließ, ohne den Ver⸗ 
tretern der Oppoſitionsparteien Gelegenheit zu ge— 
ben, die Behauptungen in der Rede des Herrn Fi- 
nanzſenators ins rechte Licht zu rücken. (Zuruf des 
Abg. Leufgen.) Eine ganze Reihe von jenen Be— 
hauptungen ſind durch die Zahlen in den einzelnen 
Haushaltsplänen inzwiſchen berichtigt worden. 
Was die Polemik des Herrn Finanzſenators gegen 
die nichtnationalſozialiſtiſche Mehrheit der Danzi— 
ger Bevölkerung betrifft, (Wie? und Lachen 
rechts.) jo kann der Senator Dr. Hoppenrath ver: 
ſichert ſein, daß die Kritik dieſer Bevölkerung an 
ſeinen Darlegungen (Ihr ſeht Euch doppelt! bei 
den Nationalſozialiſten.) ohne unſer Zutun mit 
einer ſolchen Schärfe von Mund zu Mund gegan— 
gen iſt, wie wir ſie hier überhaupt nicht zum Aus— 
druck bringen könnten. Das trifft beſonders für 
den Teil ſeiner Rede zu, in dem er ſich mit der 
Tätigkeit der früheren Regierung in moraliſch her— 
abſetzenden Worten beſchäftigte. Die Bevölkerung 
weiß ſehr wohl, welchen hervorragenden Einfluß 
Herr Dr. Hoppenrath auf die Politik und Finanz- 
gebarung eines Teils jener Regierungen ſelbſt ge— 
habt hat. Bei der Lektüre ſeiner letzten Etatsrede 
hat ſich der Bevölkerung immer wieder die Erinne— 
rung an jene bitteren Worte aufgedrängt, die 


nationalſozialiſtiſche Führer über die einhundert⸗ 


zehnprozentig Gleichgeſchalteten ausgeſprochen ha⸗ 
ben. 


men alſo 824 Perſonen 


neten überreicht worden. (Noch viel zu früh! bei 
den Nationalſozialiſten.) Es iſt ihnen alſo über- 
haupt nicht möglich geweſen, ſich für die Ausſchuß— 
beratungen eingehend genug vorzubereiten. Vor 
allem aber muß auf den grotesken Zuſtand hinge— 


wieſen werden, daß die vom Volk gewählten Ab- 
geordneten, deren älteſtes und wichtigſtes Recht die 


Mitarbeit an der Etatsgeſtaltung iſt, die Möglich— 
keit zu einer Stellungnahme zu dem Etat erſt 
erhielten, nachdem praktiſch alle Einnahmen 
und Ausgaben, die in den Etats ziffernmäßig er— 
ſcheinen, „autoritär“ bereits vom Senat getätigt 


worden ſind. (Sie haben ja die Mitarbeit abge— 


lehnt! rechts.) Dieſer Zuſtand kennzeichnet wohl 
am beſten die Auffaſſung, die die Nationalſoziali⸗ 
ſten von der viel erörterten und oft verſprochenen 
Mitarbeit des Parlaments an der Staatsführung 
haben. Die dadurch geſchaffene Lage macht es den 
Abgeordneten auch unmöglich, zu den Etats An— 
träge zu ſtellen, das heißt Vorſchläge für eine zweck— 
mäßigere Etatsgeſtaltung zu machen. Und damit 
haben die Beratungen, die der Volkstag jetzt vor— 
zunehmen hat, eigentlich ihren wichtigen verfaſ— 
ſungsmäßigen Sinn eingebüßt. 

Herr Finanzſenator Dr. Hoppenrath hat in 
ſeiner Rede vom 27. November 1935 den größten 


Wert auf die Behauptung gelegt, daß der natio— 


nalſozialiſtiſche Senat beſonders ſparſam gewirt⸗ 


ſchaftet habe (Hat er auch! rechts.) und daß er viele 


Sünden, die angeblich frühere Regierungen auf 
ſich geladen haben ſollen, wieder gutgemacht habe. 
(Sehr richtig, allerdings! rechts.) Man kann hierzu 
von vornherein feſtſtellen, daß dieſe Behauptungen 
durch die Tatſachen leicht widerlegt werden können. 
(Unruhe und Widerſpruch rechts.) Die Zahlen, die 
die einzelnen Haushaltspläne enthalten, liefern 
für dieſe Beweisführung das beſte Material. (Das 
verſtehſt Du nicht! rechts.) Nach den Erklärungen 
des Herrn Finanzſenators ſollen vom national— 
ſozialiſtiſchen Senat beim Staat insgeſamt 505 
Beamte, 141 Angeſtellte und 178 Arbeiter, zuſam— 
abgebaut und damit 
3 036 000 Gulden eingeſpart worden ſein. 
Während der Beratungen im Ausſchuß wurde 
dieſe angeblich eingeſparte Summe bereits dadurch 
korrigiert, daß man von Regierungsſeite erklärte, 


Bei einer ſolchen einheitlichen Stellungnahme (©) 
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es ſeien nur 1,5 bis 1,8 Millionen Gulden einge— 


in ſeiner Rede vor dem Volkstag aber noch unter 
vielem Beifall der Nationalſozialiſten Einzelan⸗ 
gaben darüber gemacht, wie groß die Erſparniſſe 
hinſichtlich der Zahl der Beamten und hinſichtlich 
der erſparten Summen bei den einzelnen Verwal⸗ 
tungen ſein ſollen. Es ſollten 1935 an Perſonal⸗ 
koſten angeblich eingeſpart worden ſein: Bei der 
Zollverwaltung 319 000 Gulden. Der Etat ſpricht 
aber nur von 69 340 Gulden Erſparnis. Nach den 
Angaben des Finanzſenators ſollen bei der Juſtiz⸗ 
verwaltung an Perſonalkoſten 660 000 Gulden, 
bei der Polizei 824 000 Gulden eingeſpart worden 
ſein. Der Etat ergibt aber bei der Juſtizverwal⸗ 
tung nur eine Erſparnis von 333 380 Gulden 
(Nur, nur! rechts.) und bei der Polizei gegenüber 
1934 ſogar eine Mehrausgabe von 146 370 Gul⸗ 
den. (Das iſt ja im Etat noch nicht vorgeſehen, ka— 
pieren Sie das doch endlich! rechts.) 

Wie der Herr Finanzſenator zu ſeinen Angaben 

gekommen iſt, iſt beim beſten Willen nicht erſicht⸗ 
lich. (Auf der erſten Seite ſteht es deutlich zu leſen! 
rechts.) Es iſt aber nun vielleicht erklärlich, wes— 
halb die Vorlage der Etats ſo zögernd und die Be— 
ratung ſo überſtürzt vor ſich ging. Es iſt auch er— 
klärlich, weshalb die Ausſprache über die Etats⸗ 
rede des Herrn Finanzſenators erſt vier volle Mo⸗ 
nate ſpäter zugelaſſen wurde. (Abg. Schramm: Da 
hatten Sie doch Zeit, ſich vorzubereiten!) 
Ob ein Abbau an Perſonal und eine Erſparnis 
an perſönlichen Verwaltungskoſten eingetreten iſt 
und welches Maß ſie erreicht haben, kann man nur 
an Hand eines Vergleichs mit der Lage vor der 
Machtergreifung des nationalſozialiſtiſchen Se— 
nats, alſo vor 1933, feſtſtellen. Es wurden im 
Jahre 1935 an Ausgaben veranſchlagt: 

Für Beamte . 31 263 330,— Gulden, 

für Angeſtellte . 4 756 820, — Gulden, 

für Arbeiter. 2 507 820, — Gulden, 


zuſammen: 

Im Jahre 1932 wurden ausgegeben: 
Für Beamte . 31 306 091,— Gulden, 
für Alngeitellte . 3 706 905, — Gulden, 
für Arbeiter. 1849 182, — Gulden, 


zuſammen: 36 862 178,— Gulden. 


(Gute Gulden! links.) Mithin wurden 1935 
1 665 792 Gulden an Perſonalkoſten mehr benötigt 
als 1932 ausgegeben wurden. (Hört, hört! links.) 

Wenn man hier entgegenhalten will, daß dieſe 
Mehrausgaben durch eine infolge des Höherrückens 
der Beamten in den Gehaltsſtufen entſtandene na= 
türliche Steigerung begründet wären, ſo geht dieſe 
Erklärung an den Tatſachen vorbei; denn der et⸗ 
waige durch das Höherrüden der Beamten ent- 
ſtehende Unterſchied wird reichlich ausgeglichen 
durch die Kürzung des Teuerungszuſchlages von 
6 Prozent im Jahre 1932 auf ½ Prozent im ver⸗ 
gangenen Jahre. 

Wenn nun aber 1,5 oder auch 1,8 Millionen an 
Perſonalkoſten gegenüber 1934 eingeſpart ſein ſoll⸗ 
ten — wie es im Ausſchuß hieß — ſo iſt damit doch 
erſt die Hälfte der Ausgaben abgebaut worden, die 
durch die Nationalſozialiſten nach 1932 aufgebaut 
worden ſind. (Heiterkeit und Zurufe rechts.) Man 


38 527 970,.— Gulden. 


könnte hier vielleicht das Bild gebrauchen, das der (O) 
ſpart worden. Herr Senator Dr. Hoppenrath hat Herr Finanzſenator in ſeiner Rede auf die frühes 


ren Regierungen anzuwenden beliebte, daß näm⸗ 
lich die Nationalſozialiſten „die einzelnen Verwal⸗ 
tungen unter ſich aufgeteilt haben, wie eroberte 
Provinzen.“ (Sehr gut! links.) 

Die angebliche Beamtenerſparnis hat aber 
noch eine andere merkwürdige Seite: Die Ruhe- 
und Wartegelder und die Hinterbliebenenbezüge 
haben im Jahre 1932 einen Betrag von 5 091 044 
Gulden erfordert. In dem Etat von 1935 werden 
für den gleichen Zweck aber 6 964 960 Gulden, alſo 
1873 916 Gulden mehr veranſchlagt. (Zurufe 
rechts.) Dieſe Steigerung iſt keinesfalls auf die Er⸗ 
reichung der Altersgrenze bei Beamten allein zu— 
rückzuführen, ſondern auf die Zwangspenſionierun⸗ 
gen und auf die zwangsweiſe Ueberführung zahl⸗ 
reicher dienſtfähiger Beamten in den Warteſtand, 
während ihre Stellen von neuen Kräften beſetzt 
worden ſind. 

Alles in allem kann geſagt werden, daß in finan⸗ 
zieller Hinſicht kein Abbau erfolgt iſt. Wenn ein 
Abbau der Kopfzahl der Beamten noch bei gleich- 
bleibender oder gar ſteigender Belaſtung erfolgt 
iſt, ſo läßt das nur darauf ſchließen, daß in großer 


Zahl Beförderungen vorgenommen ſein müſſen. Es 


muß hier auf den Aufbau der Verwaltung hinge— 
wieſen werden, den der nationalſozialiſtiſche Senat 
durch Schaffung neuer Dienſtſtellen und Behörden 
durchgeführt hat. Es wurde ein Reviſionsamt ge— 
ſchaffen, das eine Ausgabe von 58 820 Gulden er= 
fordert, die zwar zu neun Zehnteln von der Stadt 
zu tragen ſind, über deren Verwendung die Stadt 
aber nicht mitzureden hat. Die Neugründung der 
Staatlichen Hochbauverwaltung neben dem bereits 
beſtehenden Staatlichen Hochbauamt bedeutet eine 
Erweiterung der Bauverwaltung in einer Zeit. 
in der alle Neubauten faſt völlig eingeſtellt ſind 
und iſt durch nichts zu verantworten, auch nicht 
durch die mangelnde Ueberſicht des Herrn Vize— 
präſidenten Huth über ſeine vielen Dezernate, mit 
der dieſe Neuſchaffung begründet worden iſt. 

Die Neueinrichtung der Abteilung für ſoge⸗ 
nannte Propaganda und Volksaufklärung, der 
auch die von der Poſt abgezweigte und neu gegrün⸗ 
dete Dienſtſtelle des Landesſenders zugehört, erfor: 
dert angeblich Ausgaben von 500 000 Gulden jähr⸗ 
lich, die aber weder im Etat ſpezialiſiert ſind noch 
im Ausſchuß erläutert und begründet werden konn⸗ 
ten. (Stimmt nicht! rechts.) 

Die Gründung einer beſonderen Hochſchule für 
Lehrerbildung war zum mindeſtens jo lange über- 
flüſſig, wie behauptet wird, daß in Danzig 100 
Lehrer abgebaut und nach Deutſchland verſetzt wer: 
den müßten. Wozu aber der hierfür notwendige 
jährliche Koſtenaufwand von 158 190 Gulden ver⸗ 
wendet wird, bezeugte wohl aufs Beſte jene von 
der Hochſchule offiziell herausgegebene Redediſpo— 
ſition, in der Artikel der Danziger Verfaſſung di— 
rekt als ſtaatsfeindlich bezeichnet wurden. 

Die Einrichtung des Treuhänders der Arbeit 
neben den beſtehenden ſtaatlichen und tariflichen 
Schlichtungsſtellen iſt auch als überflüſſig zu be⸗ 
zeichnen. Sie erfordert eine Ausgabe von 31 290 
Gulden, worin allein 3 250 Gulden Reiſe- und 


Autokoſten enthalten ſind. (Zwiſchenrufe!) 
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Einen tiefen Einblick in die Finanzgebarung 
des nationalſozialiſtiſchen Senats gewährt der Po⸗ 
lizeietat. Da iſt vor allem die Gründung der Lan⸗ 
despolizei zu nennen. Die Landespolizei hat nach 
dem Etat für 1934 2 577 170 Gulden, nach dem 
Etat von 1935 2 451 079 Gulden, zuſammen alſo: 
5 029 140 Gulden gekoſtet. Nunmehr iſt ſie aufge⸗ 
löſt worden. Es hat ſich herausgeſtellt, daß das, 
was wir von vornherein bereits betont haben, rich⸗ 
tig iſt, nämlich, daß ſie überhaupt überflüſſig war. 

Die Gründung des Staatlichen Hilfsdienſtes iſt 
ein ähnliches, wenn auch nicht ganz ſo koſtſpieliges 
Experiment des nationalſozialiſtiſchen Senats. Der 
Hilfsdienſt wurde mit einer jährlichen Ausgabe 
von 1727000 Gulden veranſchlagt, dann plötzlich 
radikal abgebaut und heute erfordert er immerhin 
ſchon wieder einen Zuſchuß von 655 000 Gulden. 
Das einzige Ziel des Hilfsdienſtes ſcheint noch zu 
ſein, daß Herr Regierungsoberinſpektor Graeske 
mit einer monatlichen Stellenzulage von 72 Gul⸗ 
den „ſpäter einmal“ in Eichwalde Landarbeiter 
heranbilden will. (Sehr richtig! rechts.) 

Das Staatliche Vollſtreckungsamt wurde im 
September 1934 gegründet, groß aufgezogen, in den 
Volkstag verlegt und durch Verordnung vom 31. 
Januar 1936 ſchon wieder aufgelöſt. Vielleicht wird 
jetzt wieder für die Fraktionen und Gruppen der 
Abgeordneten im Volkstage der Platz frei, auf den 
ſie berechtigten Anſpruch haben. 

Ein ganz beſonderes Kapitel bildet die Ent⸗ 
wicklung des Stadttheaters zum Staatstheater. 
Nach der Uebernahme in die ſtaatliche Verwaltung 
wurde es erſt teilweiſe abgeriſſen, um teilweiſe er⸗ 
neuert zu werden, ſpäter hat man es jedoch ganz 
abgeriſſen. (Gottſeidank! rechts.) Trotz Arbeit mit 
Hochdruck wurde es zur projektierten Zeit nicht fer⸗ 
tig. Es wurden Künſtler engagiert, aber plötzlich 
die Einſtellung des Baues beſchloſſen, worauf die 
Künſtler wieder mit 920 000 Gulden abgefunden 
werden mußten. Plötzlich wurde ein neuer Eröff- 
nungstermin feſtgeſetzt und wieder Tag und Nacht 
an der Fertigſtellung des Theaters gebaut. Die 
Unkoſten, die durch das wechſelvolle Schickſal des 
Baues einſchließlich der Entſchädigungen an die 
Künſtler allein entſtanden ſind, ſind mit mindeſtens 
2 Millionen Gulden zu veranſchlagen. (Haſt Du 
Dir den Neubau ſchon einmal angeſehen? rechts.) 
Eine parlamentariſche Körperſchaft hätte es ſich 
wohl nicht erlauben dürfen, und ſich auch nicht er⸗ 
laubt, eine ſolche Planloſigkeit zu unterſtützen. Die 
Geſchichte des noch nicht erbauten Hallenſchwimm⸗ 
bades iſt nur ein Gegenſtück dazu. (Zuruf.) 

Es läßt ſich eine ganze Reihe von typiſch natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Experimenten aufzählen, die für 
den Staat ſehr zweifelhafte Erfolge mit ſich ge⸗ 
bracht haben. Der Zuſchuß für die Erziehungs⸗ 
arbeit der „Deutſchen Jugend“ mit 17 400 Gulden 
und für die „Deutſche Studentenſchaft“ mit 9 600 
Gulden ſind Subventionen nationalſozialiſtiſcher 
Organiſationen auf Koſten der Geſamtheit. (Abg. 
Andres: Die Jugend iſt nationalſozialiſtiſch, daran 
können Sie nichts ändern!) Dieſe Zahlungen wur⸗ 
den früher an leiſtungsſchwache Gemeinden zur 
Förderung von Spiel und Sport geleiſtet und 
kamen der Allgemeinheit zugute, nicht nur einer 
Partei. (Und den Idioten! rechts.) 


Die Koſten in Höhe von 75 000 Gulden für das (0) 


ſogenannte „Landjahr der Jugend“ über das wir 
uns hier nicht grundſätzlich äußern wollen, ſtellen 
ſich nach der heutigen Praxis auch nur als eine 
Ausgabe zugunſten der Erziehung von Jugend— 
lichen in der nationalſozialiſtiſchen Partei-Ideolo⸗ 
gie heraus. 

Die Unfruchtbarmachung zur Verhütung des 
ſogenannten erbkranken Nachwuchſes iſt vielleicht 
ein ernſtes Problem, deſſen Löſung nach Danziger 
nationalſozialiſtiſchem Muſter jedoch durchaus nicht 
Zuſtimmung finden kann. Es werden für dieſen 
Zweck jetzt jährlich 25 000 Gulden ausgegeben, ohne 
die Hinzurechnung der Gerichtskoſten. Wahrſchein⸗ 
lich werden aber in irgend einer Form durch die 
Steriliſierungen auch noch die Gemeinden belaſtet. 
(Abg. Andres: Wie hoch ſind die Unkoſten, die den 
Gemeinden durch die Idioten erwachſen?) 

Präſident: Ich bitte, den Herrn Abg. Brill nicht 
zu ſtören. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn man 
übrigens berückſichtigt, daß im vergangenen Jahre 
rund 500 Steriliſierungen durchgeführt worden 
ſind, ſo ſtellen ſich die Koſten für jede einzelne Un⸗ 
fruchtbarmachung auf 500 Gulden, ohne die vor⸗ 
her erwähnten Koſten für die Unterhaltung zweier 
Gerichte. (Abg. Andres: Was koſtet nachher dem 
Staat die Unterhaltung eines Geiſteskranken?) 

Beſonders nachdrücklich proteſtieren wir gegen 
die Bezuſchuſſung der nationalſozialiſtiſchen Par⸗ 
teiſchule in Jenkau, für die 19 000 Gulden ausge⸗ 
geben worden ſind, nachdem die dort untergebrachte 
Heilſtätte aufgelöſt und die Kranken nunmehr nach 
Deutſchland verſchickt werden müſſen. 

Nicht abzuſchätzen aber ſind die Koſten, die dem 
Staat durch die Zurverfügungſtellung ſtaatlicher 
Einrichtungen zum Zwecke der Durchführung natio⸗ 
nalſozialiſtiſcher Wahlpropaganda entſtanden ſind 
und die die Allgemeinheit erſtatten muß. Das Per⸗ 
ſonal der Poſt, die Dienſtpflichtigen des Staat⸗ 
lichen Hilfsdienſtes, die Benutzung von Kraftwagen 
und Betriebsſtoffen, von Licht- und Kraftſtrom 
und ſonſtigen Materialien, für deren Koſten die 
Allgemeinheit eintreten muß, dürften hohe Sum⸗ 
men verſchlungen haben. Wir glauben, daß der 
Propagandaſenator darüber erſchöpfende Auskunft 
geben müßte. Und wir weiſen ganz beſonders auf 
die Entſcheidung des Obergerichts im Wahlprü⸗ 
fungsverfahren hin, in der ausdrücklich die Unzu⸗ 
läſſigkeit eines ſolchen Verfahrens beſtätigt worden 
iſt. (Die Propaganda hat aber gewirkt! rechts.) 

Ganz erhebliche Mehrausgaben gegenüber der 
Zeit vor dem ſogenannten „Umbruch“ ſind dem 
Staat für die Repräſentationen und die Propa⸗ 
ganda entſtanden. Die bereits erwähnten, im Etat 
nicht näher ſpezifizierten Ausgaben der Abteilung 
Propaganda in Höhe von insgeſamt 500 000 Gul⸗ 
den müſſen hier zunächſt genannt werden. Trotz 
der außerordentlich ſchwierigen Finanzlage des 
Staates iſt die von der Abteilung Propaganda im 
Jahre 1934 angeforderte Summe von 100 000 Gul⸗ 
den um weitere 100 000 Gulden im Jahre 1935 er⸗ 
höht worden. Die Koſten für Dienſtfahrzeuge aber 
haben ſich in den Jahren 1932 bis 1935 von 
237 249 Gulden auf 387 570 Gulden alſo um 
150 320 Gulden erhöht. Der Staat hat es anſchei⸗ 
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nend dazu! Man komme uns nicht und ſage, die 
Erhöhung der Koſten ſei durch eine Verteuerung 
der Betriebsmittel bedingt. Die Poſt, die ja direkt 
unter der Leitung des Finanzſenators ſteht, hat 
den Nachweis erbracht, daß ſie 1935 mit dem glei⸗ 
chen Betrag wie 1932, nämlich mit 140 000 Gul⸗ 
den auskommt. Die Steigerung der Koſten für 
die Fahrzeuge um 150 000 Gulden iſt alſo keines⸗ 
wegs durch die Koſten für die Wagen im Betriebs⸗ 
dienſt zu erklären. Dieſe Koſten müſſen vielmehr 
auf geſteigerte Ausgaben für Perſonenwagen zu⸗ 
rückgeführt werden. Dabei iſt zu bemerken, daß 
die Zahl der Senatoren von 22 auf 12 zurückgegan⸗ 
gen iſt. (Und daß das Benzin teurer geworden 
iſt! rechts.) 

Auffällig ſind auch die Erhöhungen der Aus⸗ 
gabepoſitionen zu Zwecken der Repräſentationen, 
beſondere Aufwendungen und Dotationen zur Ver⸗ 
fügung des Senats und des Senatspräſidenten. 
Für ähnliche Zwecke haben zwar auch früher Mit⸗ 
tel zur Verfügung geſtanden, jedoch in einem 
Maße, welches der Größe Danzigs und der Steuer— 
kraft ſeiner Bevölkerung entſprach. 

Für Repräſentationen und „zur Verfügung des 
Senats“ wurden 1932 im ganzen 31435 Gulden 
benötigt, für 1935 ſind aber veranſchlagt worden: 
Zur Verfügung des Senats 15 400 Gulden, für Re⸗ 
präſentationen des Senats 33 500 Gulden, zur 
Verfügung des Präſidenten des Senats 30 000 
Gulden, für die auswärtige Abteilung 6 000 Gul⸗ 
den, insgeſamt alſo 84900 Gulden. Das iſt fait 
dreimal ſo viel als im Jahre 1932. 

Wo ſind nun die Zuſchüſſe für die einzelnen 
Verwaltungen erhöht worden? Zunächſt bei der 
Abteilung Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, 
wo ſie aber nicht etwa den Volksſchulen zugute 
kommen. Vielmehr iſt die Erhöhung des Zus 
ſchuſſes in dieſem Etat gegenüber dem Vorjahre um 
2,3 Millionen wohl reſtlos dem Staatstheater zu⸗ 
zuſchreiben. 

Präſident: Herr Abg. Brill, ich mache Sie dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß Ihre Redezeit abgelaufen iſt 
und bitte Sie, Ihre Rede abzubrechen. (Abg. Brill: 
Noch zwei Minuten!) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Die Abteilung 
Inneres erhält ebenfalls einen um 335 000 Gulden 
erhöhten Zuſchuß als im Vorjahre. Trotzdem ein 
Dutzend Verordnungen zum Zwecke der Verein⸗ 
fachung der Rechtspflege erlaſſen worden ſind und 
ganze Gerichte abgebaut wurden, iſt der Zuſchuß 
zu dem Juſtizetat um weitere 177 880 Gulden ges 
ſtiegen. 

Nach dem vorgelegten Etat betrug der Schul⸗ 
dendienſt für langfriſtige Anleihen aller Verwal⸗ 
tungen im Jahre 1932 insgeſamt 9 265 483 Gul⸗ 
den, für das Jahr 1935 ſind insgeſamt 10 648 190 
Gulden veranſchlagt worden. Hierbei iſt noch eine 
Minderung der Raten für den Ueberbrückungs⸗ 
kredit I um 1320 644 Gulden zu berückſichtigen. 
Dieſe Minderung wird aber übertroffen und da⸗ 
durch in ihrer Auswirkung aufgehoben durch die 
Erhöhung der Zinſen- und Tilgungsraten infolge 
der Guldenabwertung um 2717 350 Gulden. Zu 
den 10 648 190 Gulden Schuldendienſt für 1935 für 
alte Anleihen kommt der Schuldendienſt für neue 
Schulden hinzu, d. h. für die nach der Machtergrei— 
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aufgenommenen Kredite und Anleihen. Die Til⸗ 
gungs⸗ und Zinſenraten dieſer neuen Schulden be= 
tragen nach dem Etat für 1935 allein 2752 480 
Gulden pro Jahr. Insgeſamt ſtellt ſich das Bild 
alſo ſo dar: ... (Glocke des Präſidenten.) 

Präſident: Herr Abg., Ihre Redezeit iſt nun 
1895 abgelaufen, ich muß Ihnen das Wort ent⸗ 
ziehen. 

Das Wort zu Punkt 1 der Tagesordnung hat 
der Herr Abg. Weiß. 

Weiß, Abgeordneter (3.): (Unruhe, Aha⸗ 
Rufe — Das politiſierende Zentrum! rechts) Im 
Namen und im Auftrage meiner Fraktion habe 
ich folgende Erklärung abzugeben: (Lauter! 
rechts). 

Seit der Uebernahme der Regierung durch die 
NSDAP. (Unruhe, Glocke des Präſidenten) hat 
die Bewirtſchaftung unſerer Finanzen Formen 
angenommen, die mit unſeren verfaſſungsrechtli⸗ 
chen Grundlagen nicht in Einklang zu bringen 
ſind. (Zwiſchenrufe und Unruhe). 

Präſident: Ich bitte dringend um Ruhe! 

Weiß, Abgeordneter (3): Schon im Rech— 
nungsjahre 1933 ſcheint die Verwaltung nicht im 
Rahmen des ordnungsmäßigen Haushaltsplanes 
geführt worden zu ſein. Volle Klarheit wird na⸗ 
turgemäß erſt die Rechnungslegung bringen kön⸗ 
nen; aber ſchon im vorgelegten Haushaltsplan für 
1935 geben die herangezogenen Vergleichszahlen 
aus dem Jahre 1933 mehrfach Anhaltspunkte für 
dieſe Annahme; beſonders ſei auf den Schulden⸗ 
dienſt verwieſen. 

Für das Rechnungsjahr 1934 hat die Regie⸗ 
rung überhaupt keinen Haushaltsplan vorgelegt, 
obwohl ſie durch die Verfaſſung ausdrücklich dazu 
verpflichtet iſt. Es iſt auch ſonſt trotz wiederholter 
Anträge keinerlei verantwortliche Auskunft über 
die Staatsfinanzen gegeben worden. 

Für das Jahr 1935 hat der Senat einen Haus⸗ 
haltsplan unmittelbar vor Schluß des Jahres 
eingebracht. Damit iſt das dem Volkstag verfaſ— 
ſungsmäßig zuſtehende Bewilligungsrecht prak- 
tiſch ausgeſchaltet. Das Vorlegen und Verabſchie⸗ 
den beſchränkt ſich auf eine leere äußere Form 
ohne jede Bedeutung. Es kann ſich nicht einmal 
um eine verantwortliche Kenntnisnahme han⸗ 
deln. Dazu würde zum wenigſten gehören, daß den 
Abgeordneten hinreichend Zeit für eine eingehende 
Durchſicht gelaſſen und Gelegenheit zu aufklären⸗ 
den Fragen gegeben worden wäre. Das iſt durch⸗ 
aus nicht der Fall geweſen. Die wichtigſten und 
umfangreichſten Haushaltspläne ſind erſt zu Be⸗ 
ginn der Beratung zugeſtellt worden. Niemand 
hatte die Möglichkeit, die Einzeletats zu über- 
ſchauen, geſchweige ſich einen Geſamtüberblick zu 
verſchaffen. Die ſo gehandhabte Etatsberatung gibt 
ein Zerrbild des verfaſſungsmäßigen Budgetrechts. 
Für dieſe parlamentariſche Geſtaltung der Etats⸗ 
beratung trägt nach außen wohl die nationalſozi⸗ 
aliſtiſche Mehrheit des Hauſes die Verantwortung. 
Doch iſt bei der engen Verbindung zwiſchen Par⸗ 


— 


tei und Regierung nicht anzunehmen, daß es 


gegen den Willen des Senats geſchehen iſt. Jeden⸗ 
falls iſt von Seiten der Regierung nichts dagegen 
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unternommen worden, obwohl auf die Unhaltbar⸗ 
keit dieſes Vorgehens hingewieſen wurde. 

Es iſt auch unverträglich mit dem demokrati⸗ 
ſchen und parlamentariſchen Grundgedanken der 
Verfaſſung, wenn die Etats ſozuſagen unter Aus⸗ 
ſchluß der Oeffentlichkeit ſtehen. Kein Wort durfte 
zur erſten Leſung geſagt werden. Zu den Aus⸗ 
ſchußſitzungen wurden Abgeordnete, die nicht Mit⸗ 
glieder des Ausſchuſſes ſind, nicht zugelaſſen, ob⸗ 
wohl es ſonſt allgemein parlamentariſche Uebung 
iſt. In dieſem Fall wäre es ſchon wegen der Zahl 
und Dauer der Sitzungen mit Rückſicht auf die 
ordentlichen Mitglieder des Ausſchuſſes zu deren 
Anterſtützung notwendig geweſen. Eine Informa⸗ 
tion für die Gruppen, die nicht im Ausſchuß ver⸗ 
treten ſind, iſt überhaupt nicht möglich geweſen. 
Sämtliche Zulaſſungsanträge ſind abgelehnt wor⸗ 
den. Dafür aber wurde mehrfach Vertraulichkeit 
beſchloſſen, um ängſtlich möglichſt viel der Oeffent⸗ 
lichkeit vorzuenthalten. (Zwiſchenruf.) Nun dür⸗ 
fen wir zu der geſamten Staatsführung, Verwal⸗ 
tung und Finanzgebarung ganze 25 Minuten 
reden, nachdem bisher keine Große oder Kleine 
Anfrage beantwortet und auch ſonſt keine Aus⸗ 
kunft gegeben worden iſt. Das nennt man: Dem 
Volke offen Rechenſchaft geben. 


Nach den Januarbeſchlüſſen in Genf und den 


feierlichen Verſprechungen des Senatspräſidenten 
hätte man annehmen ſollen, es ſolle nunmehr eine 
Periode der Rückkehr auf den Boden der Ver⸗ 
faſſung beginnen. Die Vorlegung der Etats hätte 
als ein wenn auch reichlich ſpäter Anfang dafür 
genommen werden können. Doch dieſe Art der 
Etatsberatung zerſchlägt dieſe Erwartungen (Was 
können wir dafür, wenn Ihnen das nicht gefällt! 
rechts) Damit nicht genug. Die Etats und ihre 
Beratungen find in einem parlamentariſch regier- 
ten Staat die vornehmſte Pflicht der verantwort⸗ 
lichen Regierungsmitglieder. Wie hoch die Re— 
gierung dieſen Sinn der Verfaſſung wertet, geht 


daraus hervor, daß bis auf die Schlußſitzung kein 


Senator und kein Behördenvertreter ſich hat ſehen 
laſſen. Nur nachgeordnete Referenten, die nicht 
unmittelbar verantwortlich ſind, waren erſchienen. 
(Zwiſchenrufe) Dies Fernbleiben wirkt demon⸗ 
ſtrativ als Geringſchätzung des durch die Verfaſſung 
beſtimmten demokratiſchen Bewilligungsrechtes. 
Ich höre dazu den Zuruf, ſoweit ich feſtſtellen 
kann vom Senatspräſidenten ſelbſt: „Mit Recht“. 
Das iſt bezeichnend. 

Weiter paßt ſchlecht zu dieſem Geiſt der Ver⸗ 
faſſung, wenn wiederholt verſucht wurde, das ver⸗ 
faſſungsrechtlich verbürgte Auskunftsrecht zu be⸗ 


ſchneiden, obwohl aus Gründen, die in der Zeit 


und Art der Beratung liegen, nur in ſehr gerin— 
gem Maße davon Gebrauch gemacht wurde und 
bei kritiſchen Stellen nur ſehr andeutungsweiſe 
und ſehr ſchonend gefragt worden iſt. Noch weni- 
ger liegt es auf der Ebene der Verfaſſung, wenn 
einzelne der „neuen“ Regierungsvertreter ſich 
nicht als Vertreter der Regierung, ſondern der 
Partei fühlten und betont als Beauftragte des 
nationalſozialiſtiſchen Staates auftraten. Dabei 


iſt es eine Frage des perſönlichen Geſchmackes, 
wenn ſie ihre Ausführungen von vornherein auf 
den Ton parteipolitiſch zugeſpitzter Polemik ein⸗ 


ſtellten (Das iſt ja nicht wahr! rechts). Das leitet 
ſich her aus der Tatſache, daß man bei den einzel⸗ 
nen Dienſtſtellen auch heute noch immer den Ein⸗ 
druck bekommt, als ſei man auf einem Parteibüro. 
Bei den Behörden werden immer noch in der 
Dienſtzeit parteipolitiſche Appelle, Verſammlun⸗ 
gen, Kundgebungen, Feiern uſw. abgehalten. 

Es wäre auch intereſſant, die parteipolitiſche 
Finanzrede des Senators Dr. Hoppenrath vom 
November v. Is., die jetzt auch zur Beſprechung 
ſteht, im Licht der Verfaſſung zu ſehen, doch ich 
werde nicht darauf eingehen (Schade! und Zurufe 
rechts). Es ſcheint unverſtändlich, daß ein grad— 
linig denkender Mann ſeinerzeit nicht die zwin⸗ 
genden Konſequenzen aus den Verhältniſſen ge⸗ 
zogen hat, die er heute nicht ſcharf genug geißeln 
kann, daß er vielmehr damals freudig die Verant⸗ 
wortung für dieſe Verhältniſſe getragen hat (Abg. 
Kurowſki: Sehr gut!). 

Die Etatsaufſtellung ſelbſt weiſt zahlreiche 
Umſtellungen auf. Sie mögen vereinzelt ſachlich 
begründet ſein. Vielfach aber ſind ſie geeignet, den 
Eindruck zu erwecken, als ob dabei die Abſicht ob⸗ 
waltet, die Einſicht und den Vergleich mit frühe— 
ren Etats und den Geſamtüberblick zu erſchweren. 
Die mangelnde Klarheit des Etats, die ſich u. a. 
auch in den allgemein gehaltenen Faſſungen ſowie 
in fehlenden oder unzulänglichen Erläuterungen 
zeigt, könnte einen ſolchen Verdacht beſtärken, be— 
ſonders wenn man das raſende Tempo und die 
ſonſtigen Umſtände der Etatsberatung hinzu⸗ 
nimmt. 

Der Behördenaufbau unterliegt einer ſtändi⸗ 
gen Umorganiſation; aber es fehlt dabei an einem 
großzügigen und weitblickenden Umbauplan. 
Aemter und Einrichtungen werden geſchaffen und 
wieder aufgelöſt. Aufgaben und Beamte werden 
hinundher geſchoben. Das erfordert ungeheure 
Mehrkoſten, wie es in den Etats zum Ausdruck 
kommt. Der Perſonalbeſtand iſt ungewöhnlich 
ſtark angeſchwollen. Das muß vorweg gejagt wer⸗ 
den, wenn von dem nunmehr einſetzenden Abbau 
geſprochen wird. (Zurufe) Bei den jetzigen Per⸗ 
ſonalverminderungen iſt es vielfach ſo, daß die 
altbewährten Kräfte den nach 1932 Neueinge— 
ſtellten weichen mußten. Es ſcheint dabei nicht im- 
mer nach ſachlichen Gründen vorgegangen zu ſein. 
Das beweiſen die zahlreichen Proßeſſe, die ſchon 
ſehr viel Geld gekoſtet haben und wahrſcheinlich 
noch mehr koſten werden. Darüber hinaus iſt dies 
Vorgehen wegen der moraliſchen Rückwirkungen 
zu bedauern. Das Vertrauen in das Treueverhält⸗ 
nis des Staates zum Beamten, wie es in der Ver⸗ 
faſſung gewährleiſtet iſt, wird aufs tiefſte er⸗ 
ſchüttert und die Arbeitsfreudigkeit und die Cha— 
rakterfeſtigkeit der Beamten aufs ſchwerſte gefähr- 
det. Das rüttelt an einem der wichtigſten und 
weſentlichſten Fundamente des Staatsweſens. Fi⸗ 
nanziell wirkt ſich der Abbau ſo aus, daß die An⸗ 
ſätze für Ruhegehälter gegen 1932 um rund 2 Mil⸗ 
lionen angeſtiegen ſind, nachdem ſie in den Jah⸗ 
ren vorher bis 1932 bereits beſtändig geworden 
waren, nachdem ſie einen gewiſſen normalen Stand 
erreicht hatten. Dieſe Beträge werden ſich wahr- 
ſcheinlich noch beträchtlich ſteigern, wenn der be— 
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abſichtigte Abbau in dieſer Art weiter durchge- 
führt wird. 

Gerade an perſönlichen Verwaltungsausgaben 
iſt von der angeblichen ſparſamen Wirtſchaftsfüh⸗ 
rung nichts zu verſpüren. Ueberall finden ſich Ver⸗ 
mehrungen und Erhöhungen. Dazu kommen mans 
cherlei Nebenaufwendungen wie z. B. für Kraft⸗ 
fahrzeuge. Dafür ſind gegen 1932 mindeſtens 
170 000 Gulden zum größten Teil ganz neu oder 
doch erhöht eingeſetzt worden. Nicht eingerechnet 
dabei ſind die ſogenannten beamteneigenen Wa— 
gen, deren Koſten aus dem Etat nicht immer leicht 
erſichtlich ſind. Bei der Perſonalabteilung ſind zu 
den früheren zwei Dienſtwagen nicht weniger als 
jieben ſogenannte ſenatoreneigene Dienſtwagen 
hinzugekommen. (Haben Sie nicht vorher gehört, 
wieviel Senatoren Sie beſoldet haben? rechts) 
22 Senatoren hatten zwei Wagen und acht Sena⸗ 
toren haben jetzt neun Wagen. Bei der gleichen 
Stelle ſind für Aufwand, für Repräſentationen, 
zur beſonderen Verfügung uſw. 80 bis 100 000 
Gulden jährlich mehr verausgabt worden, als in 
den früheren Jahren. 

Unſere Landespolizei in Ehren; ſie iſt aufge— 
löſt worden. Ob ſie überhaupt je nötig geweſen 
iſt, das ſteht auf einem anderen Blatt. (Das ha⸗ 
ben Sie doch nicht zu entſcheiden! rechts) Aber ſie 
hat uns jährlich 2,5 Millionen Gulden gekoſtet. 
Insgeſamt ſind die Koſten für die Polizei in den 
letzten zwei Jahren um gut eine Million Gulden 
höher geweſen als in den früheren Jahren. Dabei 
erhebt ſich die Frage, ob es in dieſer Zeit um die 
Sicherheit und die Ordnung um ſoviel günſtiger 
geſtanden hat. Aber, darüber, glaube ich, ſchweigt 
man beſſer. Welchen Geiſt man in die Polizei, die 
für die geſamte Bevölkerung in gleicher Weiſe da 
ſein und die das ungeteilte Vertrauen der geſam— 
ten Bevölkerung beſitzen ſoll, hineingetragen hat 
oder hineintragen will, das ſagt uns Herr Major 
Stach auf dem letzten Kameradſchaftsabend, der 
nach ſeinen eigenen Worten den ausgeſprochenen 
Zweck hatte, die innige Verbundenheit und die 
enge Zuſammenarbeit zwiſchen Partei und Po⸗ 
lizei zu dokumentieren und zu fördern. (Bravo 
und Händeklatſchen rechts. — Der Man muß be— 
fördert werden! rechts — Heiterkeit — Glocke des 
Präſidenten.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe! 

Weiß, Abgeordneter (3) Der Etat ſoll ein 
Spiegelbild der Staatswirtſchaft ſein. In den 
Jahren 1933 und 1934 wurde mit ſehr viel Aeu— 
ßerlichkeiten die Arbeitsſchlacht begonnen. Sie 
brachte eine wirtſchaftliche Scheinblüte, und ſie iſt 
verpufft. Heute ſtehen wir auf den Trümmern die— 
ſes Schlachtfeldes. (Widerſpruch — Unruhe rechts) 
Als Siegestrophäe aus dieſer Schlacht haben wir 
einen jährlichen Schuldendienſt von rund 2,5 Mil⸗ 
lionen Gulden heimgetragen. (Sie vergeſſen aber, 
daß die Erwerbsloſenziffern heruntergegangen 
ſind! rechts) Ich werde gleich darauf kommen. 

Prüſident: Ich bitte, die Zwiegeſpräche zu une 
terlaſſen! 

Weiß, Abgeordneter (3): Dahinter ſteht eine 
Schuldenlaſt von rund 9 Millionen Gulden. An 
dieſem Trümmerhaufen werden wir noch jahre— 
lang aufzuräumen haben. (Aber was ſind für 
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Werte geſchaffen! — Paſſen Sie auf, daß Sie nicht 
mit weggeräumt werden! rechts) Von dieſen 
9 Millionen iſt kaum ein Pfennig unmittelbar 
werbend angelegt worden. (Abg. Dr. Appaly: Das 
iſt erſtunken und gelogen!) 

Präſident: Herr Abg. Dr. Appaly, ich rufe Sie 
wegen des Ausdrucks „gelogen“ zur Ordnung! 

Weiß, Abgeordneter (3): Als dauerndes Denk— 
mal auf dieſem Trümmerfeld ſteht das Grab der 
Danziger Währung. Dieſer wirtſchaftliche Rück— 
ſchlag zeigt ſich auch in der Lage des Arbeitsmark— 
tes. Wenn wir zu der heutigen offiziellen Zahl 
der Erwerbsloſen diejenigen hinzuzählen, die 
einſt hinzugezählt wurden, die heute aber außer 
Betracht bleiben, dann erhalten wir ungefähr die 
Zahl, die die jetzige Regierung einſt vorgefunden 
hat. Auch die im Etat für dieſen Zweck ausge— 
worfenen Beträge, wenn wir ſie aus den Einzel- 
ſtellen herausziehen, nähern ſich ungefähr den 
einſtigen Beträgen, und die jetzt eingeſetzten Be— 
träge zeigen eine ſteigende Tendenz. (Im Aus⸗ 
ſchuß hat er das Gegenteil behauptet! rechts.) 

Eine Staatsführung, wie wir ſie in den letzten 
Jahren erlebt haben, hat ſich in beſorgniserregen— 
der Weiſe zum Nachteil für Volk und Staat aus- 
gewirkt und iſt auf die Dauer untragbar. Es iſt 
Zeit und es iſt unſere Pflicht, daß wir das wei— 
tere Schickſal in die freie Willensentſcheidung des 
Volkes legen. Wir haben bereits im Juni des 
vorigen Jahres einen Antrag auf Neuwahlen 
geſtellt. Der Zeitpunkt war der NSDAP. wenig 
genehm. Einen günſtigeren Augenblick als heute, 
da der gewaltige Auftrieb vom Reich herüber— 
ſtrömt. (Ach, was Sie ſagen! — Das haben Sie 
auch ſchon gemerkt? rechts.) wird es für die 
NSDAP. nie wieder geben. Wir haben darum 
erneut den Antrag eingebracht, und nun haben 
Sie Gelegenheit, zu zeigen, ob Sie die Verant⸗ 
wortung für Volk und Staat haben (Heiterkeit 
rechts.) und ob Sie das Vertrauen in Ihre eigene 
Kraft fühlen. (Wir machen das dann, wenn es 
uns paßt! rechts.) 

Präſident: Herr Abg. Gamm, ich nehme an, 
daß Sie ſich zu dieſem Punkt der Tagesordnung 
gemeldet haben. — Glocke des Präſidenten — Un— 
ruhe. — Ich nehme an, daß Ihre Wortmeldung 
zu Punkt 1 der Tagesordnung erfolgt iſt, es ſteht 
hier keine Zahl oben. (Große Unruhe — Zurufe.) 
Das Wort hat der Herr Abg. Gamm. 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): (Un⸗ 
ruhe — Zurufe.) — Am Schluß des Haushalts- 
jahres 1935 legt die Regierung die vollſtändigen 
Haushaltsvoranſchläge für 1935 vor, die ſie nach 


dem Artikel 51 der Danziger Verfaſſung ſpäteſtens 


im März 1934 vorzulegen verpflichtet war. Die 
fieberhafte Eilfertigkeit, mit der die Haushalts⸗ 
pläne jetzt binnen einer Woche verabſchiedet wer— 
den ſollen, ſteht in auffälligem Mißverhältnis zu 
der bisher geübten Verzögerung der Angelegen— 
heit. Dieſe Behandlung iſt nicht geeignet, das 
ohnehin beſtehende ſtarke Mißtrauen der Mehr: 
heit der Bevölkerung gegen die Finanzgebarung 
des Staates zu beſeitigen. (Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe! 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): Jeden— 
falls kann von einer gründlichen und gewiſſenhaf⸗ 
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ten Prüfung, wie ſie die Staatshaushaltsgeſetze den Stand vor Antritt der nationalſozialiſtiſchen (O 


nun einmal verdienen und wie fie durch die Ver⸗ 
faſſung vorgeſchrieben iſt, nicht die Rede ſein. Der 
Vorſitzende des Hauptausſchuſſes hat es ausdrück⸗ 
lich abgelehnt, einen deutſchnationalen Abgeord— 
neten als Zuhörer an den Etatsbeſprechungen im 
Hauptausſchuß teilnehmen zu laſſen. Wir erklären 
deshalb in aller Oeffentlichkeit, daß das von der 
Regierung und der nationalſozialiſtiſchen Mehr⸗ 
heit des Volkstages geübte Verfahren der Behand- 
lung der Haushaltsgeſetze uns daran gehindert 
hat, den notwendigen Einblick in die ordnungs- 
mäßige Haushaltsführung des Staates zu gewin⸗ 
nen, auf den wir Anſpruch haben. Bei dem abſolut 
ungenügenden Material, das uns zur Verfügung 
geſtellt iſt und bei der Kürze der uns durch die 
Nationalſozialiſten bewilligten Redezeit muß ich 
mich auf einige Feſtſtellungen beſchränken. 

Der Herr Finanzſenator hat in ſeiner ſoge— 
nannten Etatsrede vom 27. November 1935 auf 
die mehrere Millionen Gulden betragende Erſpar⸗ 
nis hingewieſen, die in den Haushaltsvoranſchlä— 
gen für 1935 durch den Abbau von Beamten, An⸗ 
geſtellten und Arbeitern im öffentlichen Dienſt, 
durch die Ueberführung von Beamten ins Reich, 
durch die Ausſiedlung der Penſionäre erreicht 
worden wären. (Der fängt ſchon wieder mit der 
Ausſiedlung an! rechts.) Er hat dabei wörtlich ge— 
jagt: „Dieſer Ausgleich und dieſe Geſundung wur⸗ 
den dadurch herbeigeführt, daß die Regierung ohne 
Rückſicht auf Popularität eine Reihe von Maß⸗ 
nahmen durchführte, wie ſie eine parlamentariſche 
Regierung mit mehreren Parteien niemals hätte 
durchführen können.“ Demgegenüber ſtellen wir 
feſt, daß die Perſonalausgaben für die Beamten, 
Angeſtellten und Arbeiter im öffentlichen Dienſt 
in den Voranſchlägen für das Jahr 1935 durchweg 
erheblich höher ſind als die für die Jahre 1931/33, 
als die Regierung Ziehm für die Etats verant- 
wortlich war. (Na nun! rechts.) 

Allein in den Voranſchlägen der Senats⸗ 
Abteilung für Wirtſchaft und Arbeit, für Juſtiz, 
öffentliche Arbeiten, Betriebe und Verkehr, für 
Grundbeſitzberwaltung und für Landwirtſchaft, 
die bereits ſeit längerer Zeit vorliegen und des— 
halb wirklich geprüft werden konnten, ſind die 
Ausgaben für 1935 trotz aller Erſparniſſe im 
Durchſchnitt etwa 5½ Millionen höher als in den 
Haushaltsanſchlägen der Ziehmregierung. 

Wenn die nationalſozialiſtiſche Regierung alſo 
von Abbau und Erſparniſſen ſpricht, ſo iſt das nur 
inſoweit berechtigt, als ſie das wieder abgebaut 
und erſpart hat, was ſie ſeit ihrem Antritt im 
Juni 1933 aufgebaut und mehr ausgegeben hat. 
And doch hat die jetzige Regierung nur einen ge— 
ringen Teil der von ihr in den Jahren 1933 bis 
1935 veranlaßten Etatsaufblähungen wieder gut 
gemacht und noch lange nicht die wirklich ſpar⸗ 
ſamen Ausgabepoſitionen der Ziehmregierung 
erreicht. 

Wir ſtellen alſo feſt, daß die parlamentariſch 
geführte Ziehmregierung viel ſparſamer gewirt⸗ 
ſchaftet hat als die jetzige Regierung. Wir ſtellen 
weiter feſt, daß der von der jetzigen Regierung 
durchgeführte Perſonalabbau, die Ueberführung 
der Beamten ins Reich und die Aeberſiedlung der 
Penſionäre keine Verringerung der Ausgaben auf 


Regierung herbeigeführt haben und daß die von 
der nationalſozialiſtiſchen Regierung durchgeführ⸗ 
ten Sparmaßnahmen, namentlich der Ueberſied⸗ 
lung der Penſionäre, die ſoviel Leid und Elend 
über viele Familien gebracht haben, gar nicht 
nötig geweſen wären, wenn die jetzige Regierung 
weiter ſo ſparſam gewirtſchaftet hätte, wie ihre 
Vorgängerin. Wir ſtellen ſchließlich feſt, daß die 
von der nationalſozialiſtiſchen Regierung nament- 
lich in den Jahren 1933 und 1934 durchgeführte 
beiſpielsloſe Ausgabenwirtſchaft auch für die Ab- 
wertung der Währung verantwortlich zu machen 
iſt. 

Der Herr Finanzſenator hat in ſeiner Etats⸗ 
rede der Perſonalpolitik der früheren Regierung 
den Vorwurf der Futterkrippenwirtſchaft gemacht. 
(Abg. Leufgen: Sehr richtig!) Abgeſehen davon, 
daß ſich dieſer Vorwurf gerade aus dem Munde 
des Herrn Finanzſenators eigenartig vernimmt, 
der doch auch der früheren Regierung angehört 
hat, iſt wohl die Frage berechtigt, wo es eine 
größere Futterkrippen- und Parteiwirtſchaft ge 
gegeben hat, bei den früheren Regierungen oder 
bei der jetzigen. In der Bevölkerung iſt das keine 
Frage mehr. 

Der Herr Finanzſenator hat in ſeiner Etats⸗ 
rede ſchließlich auf das von der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Regierung durchgeführte Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm hingewieſen, insbeſondere auf die um⸗ 
fangreichen Inſtandſetzungsarbeiten an den Ge⸗ 
bäuden, auf die Siedlungen in Stadt und Land, 
auf die Straßen- und Brückenbauten und Melio⸗ 
rationen und auf die Inveſtition in den ſtädtiſchen 
Werken. Wir weiſen darauf hin, daß das in viel 
größerem Umfange auch ſchon von früheren Re⸗ 
gierungen geſchehen iſt, allerdings in viel produk⸗ 
tiverer Form und in einwandfreier Finanzierung. 
(Schluß! rechts.) Danke. — Wir ſtellen feſt, daß 
das von der nationalſozialiſtiſchen Regierung 
durchgeführte Arbeitsbeſchaffungsprogramm jede 
Rückſicht auf die Staats⸗ und Gemeindefinanzen 
hat vermiſſen laſſen. 

Präſident: Herr Abg. Gamm, Ihre Redezeit 
iſt abgelaufen. (Mag er das doch beweiſen! rechts.) 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): Wir 
Deutſchnationalen lehnen den Staatshaushalts⸗ 
plan, in den man uns den gewünſchten Einblick 
verweigert, ab. Nach den Mißerfolgen, die die na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Regierung in den drei Jahren 
ihrer Regierung auf allen Gebieten der öffent⸗ 
lichen und privaten Wirtſchaft gehabt hat, kann ſie 
begreiflicherweiſe nicht verlangen, daß ihr die Be⸗ 
völkerung noch Vertrauen entgegenbringt. Die 
notwendige Ordnung und eine klare Veberſicht 
über die Staatsfinanzen kann nur eine neue Re⸗ 
gierung, die vom Vertrauen des Volkes getragen 
iſt, bringen. Unſer Antrag auf Auflöſung des 
197 iſt das einzigſte Mittel dazu. (Zwiſchen⸗ 
rufe. a 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſti. (Unruhe und Zurufe.) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Da mir 
nur fünf Minuten, alſo auf je 25 Millionen 
Gulden (Unruhe) eine Minute zur Verfügung 
ſtehen, kann ich nur eine kurze Erklärung abgeben: 
Die nationalſozialiſtiſche Agitation und Propa— 
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ganda ſuchte vor der Machtergreifung glauben zu 
machen, daß der Nationalſozialismus nach der 
Machtergreifung ſofort allen Hunger und alles 
Elend, alles Unrecht und jede Unterdrückung aus⸗ 
rotten werde. Man kann dem Nationalſozialismus 
nicht abſtreiten, daß er in den drei Jahren ſeiner 
Herrſchaft ſich mit dem Ausrotten die größte Mühe 
gab, aber nicht mit dem Ausrotten von Hunger und 
Elend, von Unrecht und Unterdrückung, ſondern 
mit dem Ausrotten alles deſſen, was wirklich 
gegen Hunger und Elend, für Arbeit, Brot und 
Freiheit kämpfte. Das kapitaliſtiſche Syſtem wollte 
er vernichten und hat ſtatt deſſen die Lebenshal⸗ 
tung der breiteſten Maſſen in einem geradezu uns 
heimlichen Tempo verſchlechtert, nur um das ka⸗ 
pitaliſtiſche Syſtem vor der Vernichtung zu retten. 

Kann der Nationalſozialismus dieſe Wahr— 
heit zugeben? Nein! Er muß ſtatt deſſen von der 
„erfolgreichen“ Arbeit der Regierung ſprechen. 
Der Finanzſenator erklärte in ſeiner Etatsrede: 
„Die Zahlen liefern Ihnen den beſten Beweis für 
die erfolgreiche Arbeit der Regierung.“ Dabei 
berief er ſich auf die Zahlen des Etats. 

Wie ſteht es mit dieſen Zahlen? Der Finanz⸗ 
ſenator erläuterte die „erfolgreiche Arbeit“ der 
Regierung damit, „ . .. daß die nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Regierung wie keine Regierung vorher es 
erkannt hat, daß ein Volk neben materiellen Din- 
gen auch geiſtige Dinge haben muß, wenn es auf 
der Höhe ſeiner Lebenskraft und Kultur bleiben 
will.“ Nun hat gerade der Nationalſozialismus 
ſich als eine Weltanſchauung der Tat bezeichnet, 
ſo daß man anzunehmen berechtigt war, daß jeder 
nationalſozialiſtiſchen „Erkenntnis“ auch die Tat 
auf dem Fuße folgen werde. Und in der Tat, der 
Finanzſenator wußte weiter zu verkünden, daß ſich 
die Regierung vor Taten nicht zu drücken ges 
dachte.“ Die Regierung hat ohne Rückſicht auf Po⸗ 
pularität eine Reihe von Maßnahmen durchge— 
führt, wie ſie eine parlamentariſche Regierung mit 
mehreren Parteien niemals hätte durchführen 
können. „Und er begründete die Notwendigkeit 
dieſer Maßnahmen mit den Worten: „wir hätten 
ſonſt ein zweites Oeſterreich erlebt!“ 

Wir haben mehr als „ein zweites Oeſterreich“, 
wir haben ein nationalſozialiſtiſches Danzig er- 
lebt! Als wichtigſten „Erfolg“ glaubte der Finanz⸗ 
ſenator ſeine Sparmaßnahmen verbuchen zu 
können. Wir müſſen zugeben, daß tatſächlich „er— 
folgreich“ geſpart worden iſt. Unterſuchen wir je— 
doch dieſe Sparmaßnahmen, jo müſſen wir feit- 
ſtellen, daß ſie alles andere als Maßnahmen zur 
Erhaltung der materiellen und geiſtigen Dinge 
der Maſſen der Bevölkerung waren. Sie dienten 
nicht ihrer Erhaltung, ſondern ihrer Verſchlechte— 
rung. Das gilt vor allem für die Guldenabwer— 
tung, die ſchamhaft an einer Stelle des Etats 
Guldenumwertung genannt wird. Es mangelt mir 
an Zeit, das in den Haushaltsplänen vorhandene 
umfangreiche Beweismaterial dafür anzuführen. 
Nur auf einen Fall will ich hinweiſen. 

Nach den Angaben des Finanzſenators wurden 
insgeſamt eingeſpart: 1283 Perſonen bei der 
Staatlichen und Städtiſchen Verwaltung mit 


4 636 000 Gulden. Darunter befanden ſich 335 An⸗ 
geſtellte und 405 Arbeiter, und von den Beamten 
wird die Mehrheit wohl den unteren und mittle— 


ren Gehaltsſtufen angehört haben. Demgegenüber 
weiſen aber die Haushaltspläne bei den verjchie= 
denſten Poſitionen auf eine geradezu erſchreckende 
Aufblähung des Verwaltungsapparats und der 
damit verbundenen Ausgaben hin. Auch dafür ſei 
ein Fall angeführt: Die Geſamtausgaben für den 
Abſchnitt A der Allgemeinen Verwaltung haben 
ſich gegenüber 1934 um weitere 45 390 Gulden er⸗ 
höht und betragen jetzt 3334430 Gulden. Wie 
hoch waren dagegen dieſe Ausgaben noch im Jahre 
19322 2317 825 Gulden! Um mehr als 1 Million 
Gulden ſind die Ausgaben allein für dieſen Ab- 
ſchnitt des Verwaltungsapparats erhöht. 

Schon dieſe wenigen Beiſpiele genügen, um zu 
zeigen, warum der Finanzſenator von „unpopu⸗ 
lären Maßnahmen“ ſprach. Denn die Maßnahmen, 
die in den Zahlen des Etats zum Ausdruck kom⸗ 
men, ſind mit Recht auf Ablehnung bei der über⸗ 
wiegenden Mehrheit der Bevölkerung geſtoßen. 
Als Grund für die Durchführung der „unpopu⸗ 
lären Maßnahmen“ wird ihre zwingende Not- 
wendigkeit angegeben. Eine billige Begründung, 
die zudem nicht neu iſt. Dabei hatte es gerade der 
nationalſozialiſtiſche Senat in der Hand, der ja 
nicht auf den Kuhhandel der Parteien angewieſen 
iſt, wie der Finanzſenator ſich ausdrückte, populäre 
Maßnahmen zu treffen. Warum wurden nicht die 
Senatorengehälter um 1000 Gulden monatlich 
gekürzt? 500 bis 800 Gulden monatlich reichen 
aus, um ſatt zu werden und das Bedürfnis an 
materiellen und geiſtigen Bedürfniſſen zu befrie— 
digen. Heute bezieht ein Senator noch immer das 
jährliche Einkommen von 25 Arbeiterfamilien. 
Der Senat kann verſichert ſein, daß ſolche Maß— 
nahmen populär geweſen wären. Warum ſetzen 
ſich die Senatoren nicht auf ein Fahrrad und 
ſparen die hohen Ausgaben für Autos? (Große 
Unruhe, Zwiſchenrufe. — Glocke des Präſidenten.) 
Warum ſind nicht zwei Landratsämter zuſammen⸗ 
gelegt worden, warum ſteuert man nicht die Ge— 
winne der Banken und Großbetriebe, die Tantie⸗ 
men und Aufwandsendſchädigungen weg und 
verſtärkt die ſteuerliche Erfaſſung der hohen Ein- 
kommen? Das alles, davon kann der Senat über⸗ 
zeugt ſein, wären populäre Maßnahmen geweſen, 
aber doch nur ein Mäuslein gemeſſen an den Ber⸗ 
gen von Erfolgen, die der Nationalſozialismus 
verſprochen hat. Das nicht einmal ein Mäuslein 
geboren werden konnte, beweiſt nur, daß national⸗ 
ſozialiſtiſche Theorie und Praxis Dinge ſind, die 
zueinander in ſchärfſtem Gegenſatz ſtehen. Das 
kapitaliſtiſche Syſtem iſt geblieben, nur die Fäul⸗ 


Inis iſt weiter fortgeſchritten, und auch in den Ber 


mühungen, dieſe fortſchreitende Fäulnis zu ver— 
decken, hat man es zu einer wahren Meiſterſchaft 
gebracht. Das beſte lebende Beiſpiel dafür iſt ja 
wohl unſer Finanzſenator. Die Etats ſind Ausdruck 
derſelben Praxis, die er ſchon vor Jahren unter einer 
Regierung ausübte, gegen die er vom Leder zog, 
nur gilt für die frühere Regierungspraxis die Be⸗ 
zeichnung „Cliquen- und Kaſtenſyſtem“, wie der 
Finanzſenator ſelbſt ſich ausdrückte, und für die 
inhaltlich heute ſogar noch verſchlechterte Praxis 
„nationalſozialiſtiſcher Aufbauarbeit“. Eine kleine 
Bemerkung zu einer Ausgabepoſition im Etat 
charakteriſiert ſeinen ganzen Inhalt; ſie lautet: 
„Mehr durch Erhöhung der Preiſe für Stroh und 
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Heu“. Jeder weiß, daß nicht nur „Stroh und Heu“ 
im Preiſe geſtiegen ſind, ſondern daß von der Teue⸗ 
rungswelle der Marktregulierung und Guldenab- 
wertung gerade die zum Lebensunterhalt des Men— 
ſchen unbedingt erforderlichen Dinge ganz gewal⸗ 
tig im Preiſe geſtiegen ſind. Vergeblich ſucht man 
in den Etats bei den Ausgabe-Poſitionen für die 
Menſchen, und zwar für die Arbeiter, Angeſtellten 
und Beamten, für die Arbeitsloſen und Renten⸗ 
empfänger nach der Bemerkung: „Mehr durch Er⸗ 
höhung der Preiſe für Brot und Kartoffeln“. Das 
Vieh muß, um leben und arbeiten zu können, die 
gleichen Rationen wie früher bekommen und das 
bedeutet bei Preisſteigerung erhöhte Ausgaben; 
dem Menſchen, dem Volksgenoſſen verweigert und 
verbietet man ſogar einen Ausgleich. Das iſt Ihr 
Syſtem. (Geht doch nach Rußland! rechts. — Dort 
haben die Menſchen Arbeit und Brot! links — 
Sagt man Litwinow, er ſoll auf dem Roller nach 
Genf fahren! rechts — Stürmiſche Heiterkeit — 
Unruhe). 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Budzynfki. — Glocke des Präſidenten. Ich bitte die 
Zwiegeſpräche zu unterlaſſen und den Abgeordne— 
ten Budzynſki anzuhören. 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 


Wie bisher üblich, wollte die polniſche Gruppe zur 
erſten beziehungsweiſe zur zweiten Beratung der 


Haushaltspläne die Wünſche, die Sorgen und die 


Anregungen der polniſchen Minderheit in Danzig 
vor dem Volkstag zur Sprache bringen. Dem Se⸗ 


nat wollten wir damit die Gelegenheit geben, ſich 
nicht nur zu den Belangen der polniſchen Bevöl⸗ 
kerung Danzigs zu äußern, ſondern wir wollten 
die Regierung auf Vorkommniſſe und ſtändig ſich 
wiederholende Uebergriffe der ihr untergeord⸗ 
neten Organe ſowie auf die Tatſache der unter⸗ 
ſchiedlichen Behandlung der Danziger Bürger, ſei 


es aus nationalen, religiöſen oder politiſchen 
Gründen, aufmerkſam machen. 
Die nachgerade zur Gewohnheit gewordene 


und ſich ſtändig wiederholende Beſchränkung der 
Redezeit im Volkstag nimmt uns die Möglichkeit 
der freien Meinungsäußerung und beraubt uns 
der wohlerworbenen Rechte, die lebenswichtigen 
Intereſſen der polniſchen Minderheit in der durch 
die Verfaſſung garantierten Weiſe zu vertreten. 
(In keinem Lande der Welt wird eine Minder⸗ 
heit jo gut behandelt, wie die polniſche in Dan⸗ 
zig! rechts.) Die polniſche Gruppe erhebt daher 
gegen dieſe durch die Mehrheit des Volkstages 
immer wieder angewandten Methoden den ſchärf— 
ſten Proteſt. Als äußeres Zeichen dieſes Proteſtes 
wird ſich die polniſche Gruppe bei der Abſtimmung 
über die Haushaltspläne ihrer Stimme enthalten, 
obwohl es unſere gute Abſicht war, den vom Senat 
vorgelegten Haushaltsplänen im Hinblick auf die 
in letzter Zeit ſich anbahnende beſſere Zuſammen⸗ 
arbeit zwiſchen dem Senat und den Vertretern 
der polniſchen Minderheit zuzuſtimmen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen 
nicht vor. — Das Wort hat Herr Senator Batzer. 


Batzer, Senator: M. H. von der Oppoſition! 


Sie haben ſich heute in liebenswürdiger Weiſe 
mit meiner Abteilung Propaganda befaßt und ich 


möchte Ihnen deshalb auch ganz kurz antworten. erhalten. 


liegen 


wort: „Lügen haben kurze Beine“, deshalb will 
ich ſofort Ihre Behauptungen richtigſtellen. Sie 
behaupten, hier ſei etwas Neues eingerichtet worz 
den. Denken Sie doch einmal nach, was zu Ihrer 
Zeit beſtanden hat, dann werden Sie feſtſtellen 
können, daß damals die Abteilung „Werbeſtelle 
des Senats“ beſtand. (Die hat 80 000 Gulden ges 
koſtet, jetzt koſtet ſie 200 000 Gulden! links.) Ich 
danke Ihnen für dieſe Zahl, ich werde ſie nachher 
anführen. — Dann beſtand die Preſſeſtelle. (Das 
war Preſſe- und Werbeſtelle zuſammen! links.) 
Das ſtimmt nicht ganz! Dann beſtand ebenfalls 
der Rundfunk. Ich habe dieſe Dinge zuſammen— 
gelegt und ihnen einen neuen Namen gegeben, 
Abteilung für Volksaufklärung und Propaganda. 
„Volksaufklärung“ bedeutet nichts weiter, als die 
Maßnahmen der Regierung der Bevölkerung mit⸗ 
zuteilen. Daß ich keine Parteipropaganda betries 
ben habe, werden Sie mir wohl zugeſtehen müſſen, 
das habe ich auch nicht nötig, das kann die Partei 
aus eigener Kraft tun. 

Dieſe früher bereits getrennt beſtehenden 
Stellen habe ich zuſammengefaßt, dazu kam dann 
allerdings neu hinzu ein Ausbau des Fremden⸗ 
verkehrs. Nun hierzu noch ein Wort, m. H.! Sie 
operieren ſo gern mit dem Jahre 1929 und beſon⸗ 
ders die „Volksſtimme“ tut ſich darin hervor, aber 
Sie vergeſſen immer die abſteigende Kurve bis 
zum Jahre 1933 aufzuzeigen und dann weiterzu⸗ 
gehen, wenn Sie den Fremdenverkehr aufzeigen. 
(Da kam Ihr Volldampf! links.) Sehen Sie, m. 
H., das iſt Demagogie! Im Jahre 1933 habe ich 
mein Amt übernommen und der Fremdenverkehr 
iſt wieder angeſtiegen, während er in den Jahren 
vorher dauernd zurückgegangen war. Gewiß, der 
Senat hat mir Mittel zur Verfügung geſtellt, aber 
dieſe Mittel ſind nicht ſo hoch, wie ſie in Deutſch⸗ 
land irgend ein lächerliches Bad aufwendet. 

Ich möchte Ihnen bei dieſer Gelegenheit gleich 
etwas vorrechnen: Laut Mitteilung der Staats- 
bank ſind im vergangenen Jahre 3,5 Millionen 
deutſche Reichsmark im Fremdenverkehr nach 
Danzig gefloſſen, das ergibt bei einem Kurſe von 
2,12 den Betrag von 7000 000 Gulden in De⸗ 
viſen für unſeren Freiſtaat. Wenn ich dabei be⸗ 
rückſichtige, daß der deutſche Verkehr ungefähr die 
Hälfte betragen hat, jo kann ich noch ca. 4 Millio- 
nen Gulden aus Deviſen von Polen, den nordiſchen 
Staaten, England uſw. annehmen. Sie werden 
zugeben, daß das nicht zu hoch gegriffen iſt. So 
ſind allein durch dieſe kleine Abteilung in einem 
Jahre mindeſtens für 11000 000 Gulden Deviſen 
nach Danzig gefloſſen, während zu Ihrer Zeit 
jährlich der Fremdenverkehr um 20 bis 30 Pro⸗ 
zent zurückging. Das, m. H., haben Sie vergeſſen, 
hier zu erklären! (Stürmiſcher Beifall und Händes 
klatſchen!) 

Wie bereits erwähnt, gehört zu meiner Abtei⸗ 
lung auch der Rundfunk. Die Zahlen, die hier 
angeführt wurden, ſtimmen. Ich rechne da nicht 
kleinlich bis auf den Pfennig, aber in runden 
Summen ausgedrückt, treffen die Zahlen zu. Ich 
bekomme für den Rundfunk 350 000 Gulden, aber 
dieſen Betrag hat der Rundfunk Jahr für Jahr 
Dieſe Sume hat man mir übergeben 
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und damit habe ich gewirtſchaftet und ich habe in 


dieſem Jahre — das wiſſen Sie ja noch nicht — 
100 000 Gulden eingeſpart. 
kommen? links.) Das werden Sie ſchon alles er⸗ 


fahren. (Hoffentlich! links.) Sie müſſen alſo von 


dieſer nach Ihrer Meinung neugeſchaffenen Etats⸗ 
poſition die 200 000 Gulden des Rundfunks ab⸗ 
ſtreichen und die bereits alljährlich an 
Etatsſtellen veranſchlagten Beträge ebenfalls ver: 
rechnen. 

Nun kommt allerdings bei meiner Abteilung 
Propaganda noch eines hinzu und das iſt das 
Winterhilfswerk. Da werden Sie mir nicht be— 


anderen 


ſtreiten können, daß ich Millionenbeträge für die 
Aermſten der Armen im Staat aufgebracht habe. 
(Anhaltender Beifall.) Deshalb, m. H., rate ich 


Ihnen: Laſſen Sie lieber künftig in Ihrem Inter- 9A d leg „O. 
eſſe die Finger von Dingen, von denen Sie nichts ſition! (Abg. Kurowski: Was für ein Tabakmono⸗ 


verſtehen! (Beifall und Händeklatſchen.) 

Nun noch etwas Perſönliches, Herr Abg. Brill. 
Sie haben mich gefragt, woher die Gelder gekom— 
men ſind, die der Staat für den Wahlkampf der 
NSDAP. ausgegeben hat. Ich erkläre Ihnen 


feierlichſt, daß aus meinem Etat — dem Staats- 
etat — nicht ein Pfennig für die Wahlpropaganda 


der Partei gegeben worden iſt. 
Die andern Etats gehen mich in dieſem Zuſam— 
menhange nichts an, ſie ſind ja auch nicht ange— 
griffen worden. Ich kenne keinen andern Etat bis 


(Zwiſchenrufe.) 


ins kleinſte; ich kenne Ihr Portemonnaie ja auch 


nicht. Wenn Sie ſich als anſtändiger Menſch ſehen 
laſſen wollen, verlange ich von Ihnen den Nach— 
weis, daß Ihre Behauptungen ſtimmen, Herr Abg. 
Brill, ſonſt haben Sie gelogen. (Beifall rechts.) 
Sie werden es mir nicht verübeln, wenn ich mich 
ein wenig hart ausdrücke. Es iſt mir ſchwer ge— 
fallen, Ihnen das zu ſagen. Ich habe nicht einen 
Pfennig aus dem Staatsetat für die Wahlpropa= 
ganda gegeben. Bitte beweiſen Sie es, dann habe 
ich gelogen. Das iſt der Etat der Abteilung für 
Volksaufklärung und Propaganda. Die Abtei— 
lung ſteht ſo da, daß ſie in Zukunft eigentlich nichts 
vom Staate braucht und daß wir uns aus Ver— 
trägen, die ich mit dem Reiche abgeſchloſſen habe, 
allein ernähren. Ich habe günſtigere Verträge 
abgeſchloſſen, daraus fließen unſere Einnahmen, 
aber nicht aus Ihren Geldern. Herr Abg. Brill, 
Sie haben nun das Mort! (Bravo! und Beifall 
bei den Nationalſozialiſten.) 
Präſident: Das Wort hat 
ſenator. — 
Dr. Hoppenrath, Senator: M. H.! Was Sie hier 
als Vertreter der Oppoſition erklärt haben, das 
berückſichtigt nicht Tatſachen, die auch Sie nicht 
wegdeuteln können. Sie haben nämlich ganz ver— 
geſſen zu erwähnen, daß alles das, was Sie hier 
einem nationalſozialiſtiſchen Senat und einer na— 
tionalſozialiſtiſchen Regierung in die Schuhe ſchie— 
ben wollen, uns von Ihnen in einer geradezu 
muſterhaften Weiſe vorgemacht worden iſt. (Zu— 
ſtimmung rechts — Abg. Kurowſki: Da waren Sie 
doch mit dabei!) Herr Abg. Kurowſki, Sie haben 
recht, ich war mit dabei als Abgeordneter der da— 
maligen Oppoſition gegen das Zentrum und die 
Sozialdemokratie. Wie wurde die Etatsberatung 


der Herr Finanz- 


Herren von der Sozialdemokratie und vom Zen⸗ 


(Wo find die hinge⸗ trum — es waren auch ein paar verfloſſene De⸗ 


mokraten dabei, — Fragen, die von der Oppoſition 
geſtellt waren, überhaupt nicht beantworteten. 
(Aha! rechts) Mein Vorgänger, der Finanzſenator 
Dr. Kamnitzer, war gerade bei Beratung der 
Haushaltspläne in ein Sanatorium gegangen und 
Antworten wurden überhaupt nicht erteilt. Ueber⸗ 


legen Sie, m. H., in welch ausführlicher Weiſe ich 


Ihnen perſönlich geantwortet habe, wenn Ihnen 
auch dieſe Antworten in der Sache des Tabakmo⸗ 
nopols und in der Sache Klawitter äußerſt unan⸗ 
genehm waren. Dafür konnte ich nicht, das lag an 
der ungeſchickten Frageſtellung des ſonſt ſehr ge⸗ 
ſchickten Herrn Abg. Weiß. (Abg. Schramm: Das 
hat er heute verſchwiegen!) M. H. von der Oppo⸗ 


pol!?) Herr Abg. Kurowſki, Sie müſſen doch am 
beſten Beſcheid wiſſen, Sie ſind ja der Vater dieſes 
Unglücks, Sie haben doch den Vertrag geſchloſſen. 
(Beifall — Wieviel hat er verdient? — Siebzig⸗ 
tauſend Gulden! rechts) Ich weiß es nicht. — Herr 
Abg. Kurowſti, Sie ſelbſt haben an dieſem Vertrag 
dieſem jo außerordentlich ſchlechten Vertrag, mit: 
gewirkt. Dann ſtellen Sie ſich hierher und fragen 
ganz harmlos und kindlich: „Wie war es eigentlich 
mit dem Tabakmonopol?“ Sie müſſen es doch am 
beiten wiſſen. (Abg. Schramm: Das iſt eine Un- 
verſchämtheit der Separatiſten! — Abg. Kurowfki: 
Das war mit 6 Millionen Ihre einzige Ein- 
nahme!) Ich glaube, Ihr Fraktionskollege Weiß 
wird Ihnen ſagen, daß es in Ihrem Intereſſe, im 
Intereſſe der Zentrumspartei und der Oppoſition 
beſſer iſt, wenn Sie keine weiteren Fragen ſtellen. 
(Zurufe — Zwiſchenruf des Abg. Kurowſki — 
Jetzt wird ihm ſchlecht! rechts.) 

Wie war es, m. H. von der Oppoſition, bei der 
Beratung der Etats in dieſem Volkstag? Da wurde 
zwar zunächſt keine Redezeit feſtgelegt, aber durch 
Anträge auf Schluß der Debatte und vor allen 
Dingen durch die allerdings jetzt ſehr leiſe, damals 
aber ſehr laute Stimme der Herren Plenikowſfki 
und wer ſonſt noch ſtimmgewaltig auf der linken 
war, wurde verhindert, daß überhaupt irgend ein 
ſachliches Wort der Oppoſition geäußert werden 
konnte. (Abg. Plenikowſki: Wo war ich denn in 
der Regierung? — Heiterkeit) So ſah Ihre Tätig— 
keit aus, als Sie (zum Zentrum und zu den Sozial— 
demokraten gewandt) in der Regierung ſaßen. 
Jetzt ſtellen Sie ſich hierher und legen dar, wie 
bitter Unrecht Ihnen hier geſchieht. Ich glaube 
nicht einmal, daß das, was der Abg. Brill ſagte, 
daß er keine Zeit gehabt hätte, ſich mit den Etats 
zu beſchäftigen, ganz zutreffend iſt. Ich habe viel— 
mehr das Gefühl, daß Sie Tag und Nacht irgend— 
welche Zahlen gewälzt haben, Sie haben ſie al— 
lerdings nicht richtig verdaut. (Zuruf links) Sie 
haben einzelne Zahlen gewälzt und aus dem un— 
verſtandenen Inhalt der Etats beliebig hier und 
dort einzelne Poſitionen herausgegriffen und wol— 
len dann hier den Nachweis führen, daß das, was 
ich geſagt habe, unrichtig iſt und daß die Zahlen, die 
ich Ihnen gab, unrichtig ſeien. M. H. von der 
Oppoſition! Sie kennen mich doch ſo einigermaßen 
(Eben deswegen! links), halten Sie mich tatſächlich 


damals im Hauptausſchuß gehandhabt? Da war es für jo dumm, daß ich Ihnen falſche Zahlen geben 


ſo, daß die Herren von der Regierung d. h. die 
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würde, damit Sie mir bei jeder Gelegenheit nach— 
weiſen; „was der Finanzſenator geſagt hat, iſt 
unrichtig?“ Nein, m. H., Sie können mir glauben, 
die Zahlen, die hier gegeben wurden, ſind richtig. 

Wenn Sie im einzelnen hier und dort bei den 
verſchiedenen Etats keine Erſparniſſe herausrech— 
nen, wenn Sie ſogar mit dem Bruſtton der Ueber⸗ 
zeugung und Entrüſtung der Oppoſition, der üblich 
und vielleicht auch notwendig iſt, ſagen, in dieſer 
und jener Stelle ſei aufgebaut worden, — ja m. H., 
das haben wir niemals beſtritten. Wir haben er⸗ 
klärt, daß wir eine ganze Reihe neuer Aufgaben 
erfüllen mußten, die Sie ſchon längſt hätten erfül⸗ 
len müſſen, (Beifall rechts) die Sie aber nicht ge= 
ſehen haben. Weil auf dieſem Gebiet früher viel 
geſündigt worden iſt, deshalb mußte hier und dort 
aufgebaut werden, deshalb mußten hier und dort 
neue Stellen, jedenfalls für eine gewiſſe Zeit, ein- 
geſetzt werden. (Zuruf des Abg. Steinbrück) Sie 
haben bei den Beratungen des Etats im Hauptauss 
ſchuß Gelegenheit gehabt, alle Fragen zu ſtellen, 
die Sie ſtellen konnten (Abg. Moritz: Leider nicht!) 
Ihnen iſt die Antwort erteilt worden (Abg. Mo⸗ 
ritz: Manchmal!). Wenn Sie jetzt, nachdem Sie 
dieſe Antwort erhalten haben, und nachdem Ihnen 
im Hauptausſchuß geſagt und nachgewieſen iſt, daß 
Ihre Berechnungen unrichtig ſind, erklären, alles 
was der Finanzſenator geſagt hat, ſei unrichtig und 
falſch, dann kann ich das nicht verſtehen. 

M. H. von der Oppoſition! Ich darf nur an das 
erinnern, was der Herr Abg. Temp von Ihrer Tä⸗ 


tigkeit hier gejagt hat. Ich möchte dieſe unerfreu— 


(B 


— 


lichen Worte nicht wiederholen, ich möchte Ihnen 
nur jagen, daß Ihr Auftreten den ganz klaren Be— 
weis dafür geliefert hat, daß Sie nichts vergeſſen 
aber auch nichts zugelernt haben. (Zuſtimmung 
recht) M. H. dieſen Beweis können Sie am 
beiten als geführt anſehen, wenn wir die Ausfüh— 
rungen des Herrn Abg. Brill einmal ganz allge⸗ 
mein betrachten. Der Herr Abg. Brill hat hier vor⸗ 
hin faſt ſämtliche Einrichtungen des Staates unter 
die Lupe ſeiner ebenſo ſcharfen wie unrichtigen 
Kritik genommen. Was hat der Abg. Brill nicht 
alles gerügt, was hätte nach ſeiner Anſicht nicht 
alles unterbleiben müſſen, und was hätte nad) jei= 
ner Meinung nicht alles geſchehen ſollen. 

Der Herr Abg. Brill hat zunächſt — und das 
verdenken wir ihm gar nicht; denn kein Menſch 
kann aus ſeiner Haut heraus, — diejenigen Aus⸗ 
gaben und Einrichtungen abgelehnt, die irgendwie 
auch nur im entfernteſten mit der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Weltanſchauung zuſammenhängen und die 
die Folge des Beſtrebens der Regierung ſind, hier 
ein anderes Staatsweſen aufzubauen, in dem aller— 
dings die Gedanken, die Sie, m. H. von der Oppo⸗ 
ſition, früher in bezug auf den Staat und die 
Staatsführung hatten, nicht mehr Platz finden 
dürfen. Das Staatsweſen, das hier aufgebaut wer- 
den ſoll, liegt auf einer ganz anderen Ebene, und 
daß dieſer Aufbau richtig iſt und notwendig war, 
m. H., das ſehen Sie am beſten aus der Tatſache, 
daß ein 64⸗Millionen⸗Volk ſich einſtimmig auf den 
Standpunkt dieſer Weltanſchauung ſtellt. Durch 
dieſe Stimmen iſt der Beweis dafür erbracht, daß 
das deutſche Volk alles das, was unter dieſem Re⸗ 
gime geſchieht, billigt. M. H., Sie werden mit 
Ihren lächerlichen Meckereien nicht das Gegenteil 
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davon erreichen, 
nur, wie wenig Sie auch jetzt den Geiſt der Zeit 


begreifen, wie Sie hinter den Verhältniſſen zu⸗ 


rückſtehen, die über Sie hinwegſchreiten werden. 
(Starker Beifall.) 

Der Abg. Brill hat ſich mit einer Reihe von 
Einrichtungen beſchäftigt, die wir geradezu als 
den Kernpunkt nationalſozialiſtiſcher Weltanſchau⸗ 
ung und Staatsführung anſehen müſſen. Er regt 
ſich über die Steriliſierungen auf, aber er hat da⸗ 
bei überſehen, wieviele Millionen dadurch dem 
Staat erſpart werden, daß erbkranke Kinder künf⸗ 
tig nicht mehr geboren werden können. Der Abg. 
Brill hat ſich auch mit dem Landjahr beſchäftigt. 
Ja, ich kann das verſtehen, daß Sie daran inter- 
eſſiert ſind, daß der Gegenſatz zwiſchen den einzel⸗ 


nen Volksklaſſen verſtärkt wird. Wir wollen die⸗ 


ſen Gegenſatz auslöſchen und die wirkliche Volks⸗ 
gemeinſchaft herbeiführen. Aber wenn Sie, Herr 
Abg. Brill und die Herren um Sie herum. das 
nicht verſtanden haben und auch nicht verſtehen 
wollen, dann kann Ihnen nicht geholfen werden. 
Da können wir Ihnen nur immer wieder zurufen: 
M. H., ſehen Sie doch nach Deutſchland, ſehen Sie 
dieſes Millionenvolk, wie es zu dieſen Fragen 
ſteht, dieſes deutſche Volk, von dem wir dasſelbe 
Blut und dieſelbe Weltanſchauung haben. (Anhal- 
tender Beifall.) 

Wir haben weiter gehört, wie ſich der Abg. 
Brill noch mit einer Reihe anderer Fragen hier be⸗ 
faßte. Er rügte, daß ein Reviſionsamt geſchaffen 
wurde. Es gehört dies eigentlich nicht in den Volks⸗ 
tag, ſondern in die Stadtbürgerſchaft, aber ich will 
doch an dieſer Stelle etwas dazu ſagen. Vielleicht 
wiſſen Sie nicht und haben nicht davon gehört, 
wieviel Beträge durch dieſes Reviſionsamt bereits 
eingeſpart worden ſind und wie durch eine ſtrenge 
Prüfung und eine ſcharfe Reviſion die Ausgaben 
von Geldern beſchränkt werden. 

Sie haben ſich daran geſtoßen, daß ein neues 
Hochbauamt eingerichtet wurde, in Wirklichkeit iſt 
aber kein neues Hochbauamt geſchaffen, ſondern es 
haben lediglich in den Bauverwaltungen Umorga⸗ 
niſationen mit dem Ziel der Erſparnis ſtattgefun⸗ 
den. Es ſind in Verfolg dieſer Umorganiſation 
eine Reihe von höheren Stellen abgebaut worden 
oder dieſe Stellen werden demnächſt abgebaut wer⸗ 
den. Dieſe Aemter leiden aber durchaus nicht Ar⸗ 
beitsmangel, wie Sie hier behauptet haben, ſondern 
fie haben ſehr viel Arbeit. Ihnen müßte doch be⸗ 
kannt ſein, welche Millionenbeträge die national- 
ſozialiſtiſche Regierung in den Hausbeſitz hinein- 
geſteckt hat und Sie wiſſen ganz genau, daß die 
Verwaltung und Verwendung dieſer Millionen- 
beträge von einer beſtimmten Stelle aus geſchehen 
und kontrolliert werden muß. Wir wollen es ver⸗ 
hindern, daß das Geld zum Fenſter hinausgeworfen 
wird, und wir wollen es planmäßig und ſparſam 
verwenden. 

Dann haben Sie ſich mit der Abteilung Pro- 
paganda beſchäftig; ich darf hier auf das verwei⸗ 
ſen, was Herr Senator Batzer bereits von dieſer 
Stelle aus dazu geſagt hat. 

Die Hochſchule für Lehrerbildung war notwen⸗ 
dig und wir können der Initiative unſeres Kul⸗ 
tusſenators dafür dankbar ſein, daß in Danzig Ge⸗ 
legenheit gegeben worden iſt, den nötigen Nach⸗ 


ſondern Sie beweiſen dadurch (O 
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wuchs für unſere Lehrerſchaft heranzuziehen, ins⸗ brüderlich teilten. (Hört, hört! — Verräter! — = 


bejondere jetzt, wo eine Ausbildung dieſes Nach⸗ 
wuchſes im Reich gerade für die ſozial ärmeren 
Kreiſe, als deren Sachwalter Sie ſich doch immer 
aufſpielen, infolge der hohen Koſten geradezu uns 
möglich wäre. 

Sie kritiſierten den Treuhänder der Arbeit. 
Ja, m. H., das iſt der Unterſchied zwiſchen Ihrer 
Auffaſſung und der Auffaſſung des Nationalſozi⸗ 
alismus. Wir halten den Treuhänder der Arbeit 
für notwendig, wir halten ihn für nützlich und 
wir erreichen durch ihn das, was Sie allerdings 
nicht erreicht ſehen wollen, nämlich die Befriedung 
des Arbeitsverhältniſſes und den Ausgleich des 
Verhältniſſes zwiſchen Arbeitnehmer und Ar⸗ 
beitgeber. Wenn Sie den Treuhänder der 
Arbeit ablehnen, dann beweiſen Sie dadurch, daß 
Sie für dieſen Ausgleich nicht ſind, ſondern daß 
Sie nur daran ein Intereſſe haben, daß die Gegen— 
ſätze zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
weiter beſtehen und verſchärft werden. 

Sie wenden ſich gegen die Landespolizei. Ja, 
ich glaube, da werden wir uns nie einig werden. 
Wir wollen die Ordnung und Sie wollen die Un— 
ordnung! (Bravo, Bravo! — Händeklatſchen) 

Der Staatliche Hilfsdienſt hat ebenfalls das 
Mißfallen des Herrn Abg. Brill erregt. Nun, wir 
wollen die jungen Leute im Sinne der Volksge— 
meinſchaft erziehen, wir wollen, daß dieſe Jugend, 
die unter Ihrer Herrſchaft ohne Schlips und Kra⸗ 
gen auf den Straßen und in den Kneipen herum⸗ 
lief und Unfug trieb, an Diſziplin und Arbeit ge— 
wöhnt wird. Das iſt der Zweck des Staatlichen 
Hilfsdienſtes. 

Sie wehren ſich gegen das Staatliche Voll— 
ſtreckungsamt. Dieſes Vollſtreckungsamt iſt unbe— 
dingt erforderlich, um dem Staat die Einnahmen 
zuzuführen, auf die er Anſpruch hat. Alle die vie⸗ 
len Gebühren, aber auch einige Strafen, werden 
eingezogen. Sie ſtoßen ſich daran, daß das Staat⸗ 
liche Vollſtreckungsamt nunmehr wieder aufgelöſt 
worden iſt, daß es in die Verwaltung des Landes- 
ſteueramtes überführt wurde. Das war deshalb 
nicht früher möglich, weil ſich die Steuerverwal— 
tung in der Umorganijation befand, wieder in 
einer Umorganiſation, wodurch außer Leitern von 
Aemtern auch noch eine Reihe anderer Beamter 
eingeſpart werden konnten. 

Sie beſchäftigen ſich mit dem Staatstheater. 
Da werden wir nie einig werden. Wir erkennen 
die Verpflichtung des Staates, auf kulturellem 
Gebiete alles zu leiſten, was irgendwie möglich 
iſt, unter allen Umſtänden an. Wir wollen nicht 


eine Verdummung des Volkes, ſondern wir wol- au 


len, daß das Volk emporgehoben wird und daß es 
an den Stätten der Kunſt und Kultur ſieht, was 
es heißt, ein deutſches Volk zu ſein und nicht 
irgend eine hergelaufene Geſellſchaft aus irgend— 
welchen anderen Himmelsrichtungen. (Lebhafter 
Beifall bei den Nationalſozialiſten.) 

Sie wehren ſich dagegen, daß die Erziehungs- 
anſtalt Jenkau unterſtützt wird. Darf ich daran 


erinnern, daß in früherer Zeit von den großen Be⸗ 


trägen die von der Stadtbürgerſchaft für Jugend⸗ 
organiſationen bereitgeſtellt waren, kein einziger 
Betrag an nationale Einrichtungen verausgabt 
wurde, ſondern daß ſich darin Schwarz und Rot 
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Abg. Andres: Weiß ſchweigt ſich aus, Brill ſchweigt 
ſich aus!) Sie regen ſich darüber auf, daß ſich die 
Zahl der Dienſtfahrzeuge vermehrt hat. Das iſt 
richtig. Wenn neue Aemter geſchaffen, wenn Auf⸗ 
gaben erfüllt werden mußten, die man früher aus 
Unklugheit oder Kurzſichtigkeit nicht erledigt hat, 
ſo iſt es ſelbſtverſtändlich, daß hier und dort ein 
neuer Wagen eingeſtellt werden muß. Aber iſt 
es nicht beſſer, daß die Inhaber und Leiter der 
Stellen Gelegenheit haben, ſich mit Hilfe dieſer 
Dienſtfahrzeuge die Verhältniſſe an Ort und 
Stelle genau anzuſehen! (Sehr richtig! rechts.) 
Wir legen nämlich Wert darauf, daß alle Ent⸗ 
ſcheidungen nicht aus einer bürokratiſchen Ein⸗ 
ſtellung erfolgen, ſondern wir wünſchen, daß ſich 
unſere maßgebenden Herren an Ort und Stelle 
überzeugen, wie die Lage iſt. (Das iſt früher auch 
gemacht worden! links.) Sie ſagen, daß das früher 
auch geweſen ſei. (Abg. Moritz: Da hieß es, die 
Senatoren reiſen zu viel!) Ich weiß nicht, was die 
22 Senatoren mit den zwei Dienſtwagen denn ge⸗ 
macht haben. Es muß doch ſo geweſen ſein, daß 
ſehr wenige Herren außerhalb waren und daß 
ſich die meiſten Herren offenbar mit anderen, un⸗ 
wichtigeren Aufgaben beſchäftigten. Wenn ich den 
freundlichen Rat des Herrn Abg. Plenikowſki, mir 
ein Fahrrad anzuſchaffen — Sie haben natürlich 
nur ein Dreirad gemeint befolgen würde, 
dann würde ich wahrſcheinlich dies und jenes nicht 
beobachten können und ich glaube nicht, daß das 
für die Staatsfinanzen ſehr nützlich wäre. 

Ich möchte jetzt auf die Schulden zurückkom⸗ 
men. Die Schulden ſind ja immer ein Kernpunkt 
der Etatsreden der Oppoſition. Das ſind ſozuſagen 
die Roſinen im Kuchen der Etatsberatungen. Wie 
ſteht es nun mit den Schulden? Wir haben Ihnen 
in der Sitzung, in der der Etat der Finanzverwal⸗ 
tung beraten wurde, eine reſtloſe Auskunft 
daüber gegeben. Wir haben Ihnen erklärt, wie 
beſtimmte Ausgaben finanziert werden mußten. 
Wir haben aber nichts davon gehört, das möchte 
ich ausdrücklich richtig ſtellen, daß langfriſtige 
Anleihen oder etwas ähnliches aufgenommen 
wurde, ſondern wir haben den Staat zum Zwecke 
der Arbeitsbeſchaffung durch kurzfriſtige Kredite 
verſchuldet, die im Zinſen- und Amortiſations⸗ 
dienſt in kürzeſter Zeit getilgt werden. Wir haben 
auf der andern Seite dadurch erreicht, daß wir bei 
den Ausgaben für Erwerbsloſe Millionen ſpar⸗ 
ten. Wir haben erreicht, daß auch werbende An⸗ 
lagen, m. H. auch in Ihrem Sinne, errichtet wur⸗ 
den. Ich darf nur auf alles das hinweiſen, was 
f dem Gebiete der Elektrizitätsverſorgung ge— 
ſchehen iſt. Wir hängen nicht an dem Buchſtaben, 
uns kommt es nicht darauf an, eine Aufgabe ab⸗ 
zulehnen, weil ſie nicht als werbende Ausgabe an⸗ 
geſehen wird, ſondern uns kommt es darauf an, 
Arbeit und Brot zu ſchaffen. Wenn wir dies Ziel 
erreichen, dann iſt es uns gleichgültig, ob dieſe 
Ausgaben von Ihnen als werbende angeſehen 
werden oder nicht. Hauptſache iſt, daß dieſe Aus⸗ 
gaben nach dem Etat, nach den Geſetzen einer 
ordnungsmäßigen Finanzwirtſchaft vertretbar 
ſind (Bravo! rechts). 

Es ſind hier noch eine Reihe anderer Freund⸗ 
lichkeiten geſagt worden. Ich danke Ihnen für das 
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große Intereſſe, daß Sie mir entgegengebrachten. 


Daß Sie meinen Namen — ich habe leider ver⸗ 


geſſen zu zählen, wie oft — jo häufig genannt 
haben, iſt mir eine außerordentliche Beruhigung. 
Es iſt mir der Beweis dafür, daß wir richtig ge⸗ 
handelt haben. Wenn Sie meinen Namen nämlich 
nicht genannt hätten, wenn Sie keine Kritik an 
meiner und an der Tätigkeit der Regierung geübt 
hätten, wäre dieſe Regierung wahrſcheinlich 
ſchlecht geweſen. Wie war es denn im deutſchen Reich? 
Erinnern Sie ſich doch bitte an den unendlichen 
Haufen von Dreck und Unrat, an die Kübel voll 
Schmutz und Verleumdung, die Adolf Hitler in 
den Weg geſtellt worden ſind. Von wem iſt das 
geſchehen? (Da ſitzen ſie! — nach links weiſend — 
bei den Nationalſozialiſten.) Von denſelben 
Herren, die hier ſitzen, von denſelben Herren, die 
auch heute die Zeichen der Zeit noch nicht ver⸗ 
ſtanden haben, und von denſelben Herren, die es hier 
fertig brachten und fertig bringen mußten, als 
ſich der Volkstag hier erhob und als man des deut- 
ſchen Volkes gedachte, in beſchämender Weiſe ſitzen 
zu bleiben. (Pfui, das ſind ja keine Deutſche, das 
ſind Judaſſe! rechts.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe. 

Dr. Hoppenrath, Senator: Daß Sie nicht den 
Weg zu dem Volk und zu dem Blut gefunden 
haben, von dem Sie herkommen (Zur Synagoge! 
rechts), iſt eigentlich das betrüblichſte am heutigen 
Tage. Ich ſehe von dem ab, was hier an unrichti⸗ 
gen Behauptungen aufgeſtellt worden iſt, aber 
wenn Sie nicht die Konſequenzen aus dem unge⸗ 
heuren Umbruch gezogen haben, und noch den 
Ausdruck von „Auchdeutſchen“ konſtruieren wol⸗ 
len, da kommt ein Menſch, der wie die Allermei— 
ſten in Danzig deutſch denkt und deutſch fühlt, 
einfach nicht mehr mit (Zuſtimmung rechts). Das 
liegt außerhalb jeder Diskuſſion und ich will auch 
kein Werturteil darüber abgeben. Dieſes Wert⸗ 
urteil, m. H., das wird die Danziger Bevölkerung 
zu gegebener Stunde und in einer ganz anderen 
Weiſe abgeben (Bravo! und Händeklatſchen), als 
Sie ſich das heute vorſtellen können und wie Sie 
es vielleicht heute ſchon im ſtillen Kämmerlein 
fürchten. (Beifall.) 

Nun noch etwas anderes: Ich muß Ihnen eine 
Hoffnung zerſchlagen und eine Zuverſicht zerſtören. 
Sie haben die Vermutung geäußert, daß die Haus⸗ 
haltspläne für 1936 nicht vorgelegt werden wür⸗ 
den und die Bitte geäußert, daß fie alsbald vor- 
gelegt werden möchten. M. H., aus Ihrer Ein: 
ſtellung gegen uns muß man ohne weiteres an- 
nehmen, daß Sie dieſen Wunſch nicht in der ehr⸗ 
lichen Abſicht ausgeſprochen haben, mit uns zu⸗ 
ſammenzuarbeiten, ſondern daß Sie aus der Nicht— 
vorlegung dieſer Pläne irgendwelche Angriffe 
gegen uns richten wollen. 

Ich muß Ihnen, wie ich ſagte, dieſe Hoffnung 
zerſtören. Dem Volkstag und der Stadtbürger⸗ 
ſchaft werden in allernächſter Zeit die Haushalts- 
pläne für 1936 zugehen. Ich muß Ihnen auch noch 
eine zweite Hoffnung zerſtören. Wenn wir, wie 
Sie heute behauptet haben, ſo ſchlecht gewirtſchaf⸗ 
tet hätten und wenn dieſe Vorwürfe vom Schul⸗ 
denmachen und ähnlichen Dingen zuträfen, dann 
wäre es vielleicht möglich, daß wir durch irgend— 
welche Zauberkunſtſtückchen mit irgendwelchem 
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Böſen im Bunde Ihnen in einem Jahr einen un- (O) 


richtigen Etat vorlegen könnten, aber, m. H., wenn 
Sie mir auch ſchon ſehr viel Schlechtes zutrauen, 
ich glaube doch nicht, daß Sie uns ſoviel Dumm⸗ 
heit zutrauen, daß wir auch im neuen Etatsjahr 
1936/37 nach Ihrer Meinung wieder mit irgend⸗ 
welchen Mätzchen operieren werden, daß wir 
Ihnen Zahlen vorlegen werden, die nicht richtig 
ſind. Ich kann von dieſer Stelle aus mit aller 
Beſtimmtheit und auch mit aller Genugtuung 
ſagen, daß der Haushaltsplan 1936/37 ſowohl im 
Staat als auch in der Stadt ausgeglichen ſein 
wird (Bravo! Händeklatſchen) und daß wir auf 
dem Wege einer ordnungsmäßigen und ſparſamen 
Wirtſchaftsführung weiterſchreiten werden. 

Es iſt hier ſehr richtig geſagt worden, die 
Völker werden nicht erzogen und kommen nicht 
weiter durch Wohlleben, ſondern die großen poli⸗ 
tiſchen Erfolge werden erzielt in harter Arbeit und 
in Beſcheidenheit und Genügſamkeit. Dieſe Worte, 
m. H. von der Oppoſition, ſchreiben wir auf un⸗ 
ſere Fahne und alle Ihre Reden, alles das, was 
Sie von dieſer Stelle aus gegen uns vorgebracht 
haben, werden an uns abprallen, wie nur jemals 
in der Geſchichte Unrichtigkeiten abgeprallt ſind. 
Wir haben vor uns zwei Zahlen, ſie ſind das 
Wichtigſte für jeden, der deutſch denkt und deutſch 
fühlt, nämlich die Zahlen 44 Millionen und 
500 000 Stimmen für Adolf Hitler und wir haben 
die andere Zahl: 98,8 Prozent Zuſtimmung zum 
Nationalſozialismus! (Bravo! — Händeklatſchen.) 
M. H., mehr wollen wir nicht! (Sehr gut! rechts.) 
Wir ſind zufrieden mit dem, was wir erreicht 
haben und wir ſind froh, wenn Sie uns angreifen; 
denn das iſt für uns der Beweis, daß wir auf dem 
richtigen Wege ſind. (Starker Beifall.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Weiß. Ich mache Sie 
darauf aufmerkſam, daß Sie ſich an die Redezeit 
von vier Minuten zu halten haben. 

Weiß, Abgeordneter (3.): M. H.] Der Herr 
Finanzſenator hat zu Anfang ſeiner Ausführun⸗ 
gen erwähnt, daß ich im Ausſchuß durch eine unge— 
ſchickte Frageſtellung Ausführungen ſeinerſeits 
ausgelöſt hätte, die für uns ſehr unangenehm ges 
weſen ſind. (Für Herrn Kurowſki! rechts.) M. H., 
darf ich Ihnen meine Frageſtellung wiederholen. 
Sie lautete ſo: „Im Etat ſtehen 6 Millionen Ein⸗ 
nahmen aus dem Tabakmonopol. Nach dem letzten 
Geſchäftsbericht iſt der Tabakverbrauch geſtiegen. 
Iſt aus dieſem vermehrten Tabakverbrauch mit 
einer erhöhten Einnahme für den Staat zu rech⸗ 


nen?“ 

Das war die kurze präziſe Anfrage, die ich ge= 
ſtellt habe. Statt darauf kurz mit „Ja“ oder 
„Nein“ zu antworten, erging ſich der Herr Finanz⸗ 
ſenator in längeren Ausführungen über den 
Werdegang des Tabakmonopols. Bei dieſen Aus⸗ 
führungen gebrauchte er zum Schluß die gleichen 
Worte, ſie wären uns wahrſcheinlich unangenehm, 
worauf ich ihm erwiderte, wir brauchten ſeine 
Aeußerungen durchaus nicht tragiſch zu nehmen; 
denn ſie wären ſeine perſönliche Anſicht, neben 
ſeiner Anſicht hätten ſeinerzeit ſoundſoviele andere 
Anſichten beſtanden und beſtehen auch heute noch. 
Welches nun die wirklich richtige Anſicht iſt, das 
weiß heute ebenſowenig jemand, wie es damals 


(D) 


(A) 


®) 
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(Weiß, Abgeordneter) 

jemand gewußt habe. Und nun, m. H., gehen Sie 
mit dieſem Tabakmonopol agitieren, ſoviel Sie 
wollen; die Bevölkerung glaubt Ihnen längſt 
nicht mehr. Wenn der Herr Finanzſenator hier 
in ſo ſtarken Worten auf den Umbruch hinwies, 
der jetzt eingetreten iſt oder eintreten ſoll und 
uns zur Nachahmung anſpornen ſoll: M. H., ſtei⸗ 
gen Sie ein auf unſeren Antrag auf Auflöſung 
des Volkstages, dann werden Sie einen Umbruch 
in Danzig erleben! (Brüning in Liliputausgabe! 
rechts.) 

Präſident: Ich habe noch eine Bemerkung zu 
machen. Es ertönte vorher ein Zuruf von der 
Tribüne. Ich möchte dringend bitten, dies in Zu⸗ 
kunft zu unterlaſſen, ſonſt bin ich genötigt, den 
Zurufer von der Tribüne entfernen zu laſſen. Wei⸗ 
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Aus⸗ 
ſprache iſt damit geſchloſſen. Bevor ich zur Ab⸗ 
ſtimmung ſchreite, möchte ich mitteilen, daß ein 
Antrag der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion auf 
Blockabſtimmung für alle Teile der Vorlage vor: 
liegt. Wer dafür iſt, daß über die Einzeletats 
und das Feſtſtellungsgeſetz Blockabſtimmung er⸗ 
folgt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Ziffer 1 zu 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Haushaltsplan des Volkstages. 
ſache Nr. 54 zu Nr. 42. 

Ich laſſe über den Haushaltsplan des Volks⸗ 
tages abſtimmen. Wer ihn in der Blockabſtim⸗ 
mung annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, der Haushaltsplan iſt da⸗ 
mit in zweiter Leſung angenommen. Wir kommen 
zu Ziffer 2: 


Haushaltsplan für Soziales und Ge: 
. nenelen: Druckſache Nr. 55 zu 
r. 42 


Ich laſſe darüber abſtimmen. Wer den Haus⸗ 
haltsplan für Soziales und Geſundheitsweſen an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. 

Wir kommen zu Ziffer 3 des Punktes 1 der 
heutigen Tagesordnung: 

Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
Druckſache Nr. 56 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Haushaltsplan der Juſtizverwaltung iſt da= 
mit angenommen. Ich komme zu Ziffer 4: 

Haushaltsplan für Volksbildung, Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Kirchenweſen. Druckſache 
Nr. 57 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Haushaltsplan für Volksbildung, Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Kirchenweſen iſt angenommen. — Ich 
rufe Ziffer 5 auf: 

Haushaltsplan der Poſt- und Telegrafen- 
verwaltung. Druckſache Nr. 58 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegrafenver⸗ 
127 015 iſt angenommen. Wir kommen zu Zif⸗ 
er 6: 

Haushaltsplan der Verwaltung des In- 
nern. Druckſache Nr. 59 zu Nr. 42. 


Druck⸗ 
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Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt der Haushaltsplan der Verwaltung des 
Innern angenommen. — Ich komme zu Ziffer 7: 

Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung. Druckſache Nr. 60 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
waltung iſt damit angenommen. — Wir ſtimmen 
über Ziffer 8 ab: 

Haushaltsplan der Grundbeſitzverwal⸗ 
tung. Druckſache Nr. 61 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Haushaltsplan der Grundbeſitzverwaltung iſt 
damit angenommen. — Ich komme zu Ziffer 9: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Verwal- 
tung. Druckſache Nr. 62 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt der Haushaltsplan der Allgemeinen 
Verwaltung angenommen. — Ich komme zu Zif⸗ 
fer 10: 5 

Haushaltsplan für Wirtſchaft und Ar⸗ 
beit. Druckſache Nr. 63 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt der Haushaltsplan für Wirtſchaft und 
Arbeit angenommen. — Ich komme zu Ziffer 11: 

Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten, 
Betriebe und Verkehr. Druckſache Nr. 64 zu 
Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten, Be⸗ 
triebe und Verkehr iſt damit angenommen. — 
Wir kommen zu Ziffer 12: 5 

Haushaltsplan der Allgemeinen Finanz⸗ 
verwaltung. Druckſache Nr. 65 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt der Haushaltsplan der Allgemeinen Fi- 
nanzverwaltung angenommen. — Ich rufe Ziffer 
13 auf: 

Haupthaushaltsplan. Druckſache Nr. 66 
zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
er iſt angenommen. — Ich rufe nun auf: 

Zweite Beratung des Geſetzentwurfs über 
die Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans 
der Freien Stadt Danzig für das Rech— 
nungsjahr 1935. 

Druckſache Nr. 67 zu Nr. 42. Ich eröffne und 
ſchließe die Ausſprache, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Gemäß dem vorhin angenommenen 
Antrag der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion erfolgt 
auch hier Blockabſtimmung. Wer den Geſetzent— 
wurf in Druckſache Nr. 42 und zwar die SS 1 bis 5 
und die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo be— 
ſchloſſen. 

Damit iſt der Geſetzentwurf über die Feſtſtel⸗ 
lung des Staatshaushaltsplanes der Freien Stadt 
Danzig für das Rechnungsjahr 1935 in Druckſache 


O) 


D) 


(A) 
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(Präſident) 
Nr. 67 zu Nr. 42 nebſt Anlagen in zweiter Leſung 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 2 der heutigen Tagesordnung 
auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans der Freien Stadt Danzig für das 
Rechnungsjahr 1935. Dazu Anlagen. 

Druckſache Nr. 67 zu Nr. 42. Ich eröffne und 
ſchließe die Ausſprache, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Wiederum liegt ein Antrag der Natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Fraktion vor, für die einzelnen 
Etats und das Feſtſtellungsgeſetz Blockabſtimmung 
vorzunehmen. Wer für die Blockabſtimmung iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Ziffer 1 auf: 
Haushaltsplan des Volkstages. Druck⸗ 
ſache Nr. 54 zu Nr. 42. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Wer den Haushaltsplan 
des Volkstages in dritter Leſung in der Blodab- 
ſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit; angenommen. — Ich 
komme zu Ziffer 2: 

Haushaltsplan für Soziales und Ge⸗ 
ſundheitsweſen. Druckſache Nr. 55 zu 
Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt der Haushaltsplan für Soziales und Ge⸗ 
ſundheitsweſen in dritter Beratung angenommen. 
— Ich komme zu Ziffer 3: 

Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
Druckſache Nr. 56 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan in dritter Beratung 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; angenommen. — Ich komme zu 
Ziffer 4 des Punktes 2 der heutigen Tagesord⸗ 
nung: 

Haushaltsplan für Volksbildung, Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Kirchenweſen. Druckſache 
Nr. 57 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt der Haushaltsplan angenommen. — Ich 
komme zu Ziffer 5: 

Haushaltsplan der Poſt- und Telegrafen⸗ 
verwaltung. Druckſache Nr. 58 zu Nr. 42. 

Wer dieſen Haushaltsplan annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt der Haushaltsplan der Poſt- und Tele- 
grafenverwaltung in dritter Beratung angenoms 
men. — Wir kommen zu Ziffer 6: 

Haushaltsplan der Verwaltung des In- 
nern. Druckſache Nr. 59 zu Nr. 42. 

Ich nehme an, daß dieſer Haushaltsplan mit 
derſelben Mehrheit angenommen iſt; ich ſtelle die 
Annahme feſt. — Ich rufe Ziffer 7 auf: 

Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen 
Verwaltung. Druckſache Nr. 60 zu Nr. 42. 

Ich ſtelle die Annahme dieſes Haushaltsplans 

feſt; es iſt jo beſchloſſen. — Wir kommen zu Ziffer 8: 
Haushaltsplan der Grundbeſitzverwal⸗ 
tung. Druckſache Nr. 61 zu Nr. 42. 

Ich ſtelle feſt, daß dieſer Haushaltsplan in drit⸗ 

ter Beratung mit derſelben Mehrheit angenommen 


Batzer hat zu 


iſt; es iſt ſo beſchloſſen. — Wir 
Ziffer 9 ab: 
Haushaltsplan der Allgemeinen Verwal⸗ 
tung. Druckſache Nr. 62 zu Nr. 42. 

Ich ſtelle die Annahme dieſes Haushaltsplanes 
in dritter Beratung feſt; es iſt ſo beſchloſſen. — 
Ich rufe die Ziffer 10 auf: 

Haushaltsplan für Wirtſchaft und Ar⸗ 
beit. Druckſache Nr. 63 zu Nr. 42. 

Ich ſtelle die Annahme dieſes Haushaltsplanes 
mit derſelben Mehrheit feſt; es iſt jo beſchloſſen. — 
Wir kommen zu Ziffer 11: 

Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten, 
Betriebe und Verkehr. Druckſache Nr. 64 zu 
Nr. 42. 

Ich ſtelle feſt, daß dieſer Haushaltsplan in drit⸗ 
ter Leſung mit derſelben Mehrheit angenommen 
iſt; es iſt ſo beſchloſſen. — Ich rufe Ziffer 12 auf: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Finanz⸗ 
verwaltung. Druckſache Nr. 65 zu Nr. 42. 

Ich ſtelle die Annahme in dritter Beratung mit 
derſelben Mehrheit feſt; es iſt ſo beſchloſſen. — 
Wir kommen zu Ziffer 13: 

Haupthaushaltsplan. Druckſache Nr. 66 
zu Nr. 42. 

Ich ſtelle feſt, daß der Haupthaushaltsplan in 
dritter Beratung mit derſelben Mehrheit anges 
nommen iſt; es iſt jo beſchloſſen. — Wir kommen 
dann zur 

Dritten Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans der Freien Stadt Danzig für das 
Rechnungsjahr 1935. 

Druckſache Nr. 67 zu Nr. 42. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Gemäß dem bereits angenom- 
menen Antrag des Abg. Maaß und Fraktion er⸗ 
folgt Blockabſtimmung. Wer die §8 1 bis 5 und 
die Ueberſchrift in der dritten Leſung annehmen 
will, den bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; der Geſetzentwurf iſt angenommen. 

Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Wer den 
unverändert gebliebenen Entwurf des Geſetzes in 
Druckſache Nr. 42 in der Schlußabſtimmung an⸗ 
nehmen will, den bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; das Geſetz iſt damit endgültig 
angenommen. 

Bevor ich die heutige Sitzung ſchließe, gebe ich 
dem Herrn Abg. Brill das Wort zu einer perſön⸗ 
lichen Erklärung, die mir im Wortlaut vorliegt. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Senator 
meinen Ausführungen, wer die 
Koſten aufgebracht hat, die dem Staat durch die 
Ausnutzung der ſtaatlichen Einrichtungen für die 
nationalſozialiſtiſche Wahlpropaganda entſtanden 
ſind, erklärt, daß aus ſeinem Etat keine Mittel 
aufgebracht worden ſind. Auch ſelbſt, wenn das 
für die anderen Etats erklärt wird (Ja! rechts), ſo 
bleibt die Frage, wer die dem Staat entſtandenen 
Koſten für die nationalſozialiſtiſche Wahlpropa⸗ 
ganda aufgebracht hat und ob ſie dem Staate er⸗ 
ſetzt worden ſind. 

Ich erwarte im übrigen, daß Herr Senator 


ſtimmen 


Batzer auf Grund des heutigen Stenogramms 


über meine Ausführungen ſeine verklauſulierte 
Behauptung, ich hätte gelogen, zurücknimmt. 


über (O) 


(D) 


(A) 
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(Brill, Abgeordneter) 
(Warum „verklauſuliert, das war doch ſogar ſehr 
deutlich! rechts.) 

Präſident: Herr Abg. Brill, ich habe Ihre per— 
ſönliche Erklärung zugelaſſen, obwohl ich gemäß 
der Geſchäftsordnung dazu nicht verpflichtet war. 
Ich fühle mich aber verpflichtet, hier feſtzuſtel— 
len, daß gegen Sie hier nicht verklauſuliert der 
Vorwurf der Lüge erhoben worden iſt, ſondern daß 
lediglich geſagt wurde, „daß Sie den Nachweis für 
Ihre Behauptungen führen müſſen, ſonſt haben 
Sie gelogen“, Herr Senator Batzer erſuchte Sie 
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ausdrücklich, den Wahrheitsbeweis für Ihre Be— 
hauptungen anzutreten und ſagte, falls Sie dazu 
nicht in der Lage wären, hätten Sie gelogen. 

Wir ſind damit am Schluß der heutigen Ta⸗ 
gesordnung angelangt. Ich ſchlage Ihnen vor, dem 
Präſidenten die Ermächtigung zu geben, Zeit⸗ 
punkt und Tagesordnung der nächſten Sitzung feſt— 
zuſtellen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt fo 
beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 52 Minuten.) 


(3) 


Volkstag Danzig — 10. Sitzung. Dienstag, den 5 


(A) 


10. Sitzung. 


Dienstag, den 5. Mai 1936. 


Geſchäftliches 
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Kuhn (NSDAP. 


) 
Eintritt des Abg. Stein (NSDAP.) in das Haus 131.5 
Geſchäftliches 5 131 
Antrag der Abg. Brill, Kurowſti, Weiſe und 
Fraktionen auf Auflöſung des Sen 
(Druckſache Nr. 69) 5 : 131D 
Beyl (NSDAP.) 132 A 
Moritz (SPD.) 133 D 
Peter (er 136B 
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Kurowifi (3.) zur Geschäftsordnung 
Mau (SPD.) 

Klein (Z.) 
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Greiſer, Präſident des Senats 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 55 Minuten durch den (O) 


Präſidenten Beyl eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, ſtellv. Präſident des Senats Huth, Sena⸗ 
toren Boeck, Dr. Kluck, Dr. Wiercinſki-Keiſer; 
Major K Koelle, Landgerichtsdirektor Wohler, Ober: 
gerichtsrat Dr. Kettlitz, Referent Strautmann, Res 
gierungsrat Olſchewſky. 

Präſident: 89 eröfne die 10. Vollſitzung. Von 
der mir in der 9. Vollſitzung erteilten Ermächti⸗ 
gung, die nächſte Vollſitzung und deren Tagesord⸗ 
nung feſtzuſetzen, habe ich Gebrauch gemacht. Bevor 
ich in die Tagesordnung eintrete, habe ich dem 
Hauſe einige geſchäftliche Mitteilungen zu machen. 

Der Herr Abg. Weiſe hat mir ein ärztliches 
Atteſt eingereicht, aus dem hervorgeht, daß er für 
ſechs Wochen ein ausländiſches Heilbad zur Ber 
hebung ſeines Herzleidens aufſuchen muß. (Aha! 
und Zwiſchenrufe rechts.) Den beantragten Krank⸗ 
heitsurlaub habe ich genehmigt. — Desgleichen 
haben der Herr Abg. Andres ſowie der Herr Abg. 
Kapeller aufgrund ärztlicher Atteſte Krankheits⸗ 
urlaub erhalten. (Schade! links.) 

Der Herr Abg. Kuhn hat mir ein Schreiben zus 
geſandt, das ich Ihnen hiermit zur Kenntnis gebe. 
Er ſchreibt unter dem 25. April 1936: 

An den Präſidenten des Volkstages. 

Sehr geehrter Herr Präſident! 

Meinem Erſuchen auf Rückübernahme in den 
preußiſchen Staatsdienſt iſt entſprochen worden. Ich 
trete eine Stellung im öffentlichen höheren Schul⸗ 
dienſt in der Provinz Oſtpreußen an. 

Da es mir nicht möglich iſt, nunmehr mein Man⸗ 
dat auszuüben, lege ich mit dem heutigen Tage mein 
Mandat als Mitglied des Volkstages nieder. 

Ich wünſche Ihnen, ſehr geehrter Herr Präſident, 
ſowie meinen Fraktionsgenoſſen für Ihre weitere 
Arbeit zum Wohle des deutſchen Danzig alles Gute. 

Heil Hitler! 
Hans Kuhn, M. d. V. 

Als Führer der nationalſozialiſtiſchen Fraktion 
möchte ich dazu eine Bemerkung machen. Wenn wir 
auch in dem Abg. Kuhn einen ehrlichen Kämpfer 
für die Idee des Nationalſozialismus verlieren, ſo 
freuen wir uns doch, daß er drüben im Mutterland 
eine Stellung erhalten hat. Wir wünſchen ihm zu 
ſeinem neuen Amt in Oſtpreußen alles Gute. (Wir 
auch! links.) 

Als Nachfolger rückt liſtenmäßig Herr Stein 
nach. Herr Abg. Stein iſt anweſend. Ich begrüße 
Sie als neues Mitglied des Volkstages. 

Es liegt ein Antrag des Herrn Abg. Dr. Thimm 
u. Fr. vor, die heutige Tagesordnung zu erweitern 
und als Punkt 6 auf die Tagesordnung zu ſetzen: 
Wahl von drei Vertretern für die Präſidenten im 
Richterwahlausſchuß. — Widerſpruch höre ich nicht; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 1 der Tagesord- 
nung auf: 

Antrag der Abg. Brill, Kurowfki, Weiſe 
und Fraktionen auf Auflöſung des Volks⸗ 
tages. 

Druckſache Nr. 69. — Zu dieſem Punkte liegt ein 
Antrag des Herrn Abg. Maaß und Fraktion vor, 
die Redezeit für ſämtliche Fraktionen und Gruppen 
auf drei Stunden feſtzuſetzen. Ich laſſe über dieſen 
Antrag abſtimmen. Wer den Antrag, die Redezeit 
für Punkt 1 der Tagesordnung für ſämtliche Frak⸗ 
tionen auf drei Stunden feſtzuſetzen, annehmen 
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(Präſident) 

will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit; es iſt ſo beſchloſſen. Es entfallen ſomit an 
Redezeit auf die Nationalſozialiſten 105 Minuten, 
auf die Sozialdemokraten 32 Minuten, auf das 
Zentrum 25 Minuten, auf die Gruppe Weiſe 8 Mi⸗ 
nuten, auf die Gruppe Plenikowſki 5 Minuten, auf 
die polniſche Gruppe 5 Minuten. Ich eröffne die 
Ausſprache. Da ich zu Punkt 1 als Vertreter der 
nationalſozialiſtiſchen Fraktion das Wort ergreifen 
möchte, bitte ich den Herrn Vizepräſidenten Tolius, 
den Vorſitz zu übernehmen. (Geſchieht.) 

Vizepräſident Tolius: Das Wort hat der Herr 
Abg. Beyl. 

Beyl, Abgeordneter (NSDAP.): Als Vertreter 
der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion habe ich zu dem 
Antrag auf Auflöſung des Volkstages, der von der 
vereinigten Oppoſitionspartei eingelaufen iſt, fol— 
gendes feſtzuſtellen: Die Nationalſozialiſtiſche Frak— 
tion denkt nicht daran, dem Auflöſungsantrag zuzu⸗ 
ſtimmen. (Zuſtimmung rechts.) Sie geht dabei von 
der Ueberzeugung aus, daß es in Danzig wohl 
kaum einen vernünftigen Menſchen gibt, der dieſen 
Antrag ernſt nimmt. (Sehr richtig! rechts.) Die 
Bevölkerung in Danzig weiß, daß der Nationalſo— 
zialismus, ſeit er hier entſcheidend in die Geſchicke 
dieſer Stadt eingegriffen hat, ſich niemals von 
Gegnern das Geſetz des Handelns hat vorſchreiben 
laſſen. (Zuſtimmung rechts.) Es iſt vielmehr immer 
umgekehrt geweſen: immer haben wir unſern Geg— 
nern das Geſetz des Handelns diktiert. Das hat die 
Oppoſition bereits im Auguſt vorigen Jahres er— 
fahren, als wir bei einem ähnlichen Antrag nicht 
auf dieſe Mätzchen hereingefallen ſind. Warum man 
den Antrag trotzdem wiederholt hat, iſt allerdings 
klar. Man will einen Theaterdonner erregen, man 
glaubt, durch einen ſolchen Antrag eine gewiſſe 
Wirkung auf die Danziger Bevölkerung ausüben 
zu können und auch, darüber kann man kaum einen 
Zweifel haben, wegen der erhofften Wirkung auf 
andere, internationale Inſtanzen. (Sehr richtig! 
und erneute Zuſtimmung rechts.) 

Seit Monaten bereits geht die Oppoſition in 
Danzig mit der Behauptung hauſieren, daß ihre ge— 
meinſame „Kampffront“, es handelt ſich hier um 
die berühmte „Volksfront“, die ſeit dem vorigen 
Jahre auf Weiſung der kommuniſtiſchen Interna— 
tionale in Moskau in allen Ländern gegen die 
nationalen Kräfte errichtet werden ſoll, — jene 
Volksfront, die geſtern in Frankreich einen Wahl— 
ſieg errungen hat, die ſeit längerer Zeit in Spanien 
Kirchen und Klöſter in Aſche legt —, daß dieſe 
Volksfront noch in Danzig im Wachſen ſei. Es iſt 
nur erſtaunlich, daß die Oeffentlichkeit von dieſem 
Wachstum der Volksfront nichts verſpürt. Als wir 
in der Oppoſition ſtanden und unſere Reihen von 
Tag zu Tag wuchſen, jpürte es das Syſtem der No⸗ 
vembermänner, daß wir da waren und jtärfer 
wurden. Damals hat das Syſtem es verflucht ge— 
merkt, daß wir aus eigener Kraft ohne die Krücken 
internationaler Gerichtsentſcheidungen, ohne par— 
lamentariſch demokratiſche Machenſchaften und 


Manöver, ohne internationale Hilfe, einfach ge⸗ 
ſtützt auf die breiten Maſſen der Danziger Bevöl⸗ 
kerung wuchſen. Dieſe Maſſen ſah man und dieſe 
Kraft verſpürte man trotz des Gummiknüppels, den 
damals eine demokratiſche Obrigkeit als Symbol 


ihrer Weltanſchauung recht häufig und liebevoll (C) 


in Bewegung ſetzte. (Sehr richtig! rechts.) 

Man behauptet, die Mehrheit der Danziger 
Bevölkerung ſtehe hinter der Oppoſition, und man 
will durch einen ſolchen Auflöſungsantrag den 
Eindruck hervorrufen, als brauche man eine Neu⸗ 
wahl nicht zu fürchten. Ein ſolches Vorgehen er⸗ 
innert ſtark an die Methode Coué. Mir ſcheint, 
als wolle man durch ein nach außen hin zur Schau 
getragenes Kraftmeiertum ſich ſelber Mut zuſpre— 
chen. (Zuſtimmung und Beifall rechts.) Meine 
Herren, ſolche Kämpfe, wie hier in Danzig, ſind 
immer eine Angelegenheit der beſſeren Nerven, ſind 
immer eine Angelegenheit des längeren Atems. 
Und mir ſcheint, wenn ich ſo meine Blicke über 
dieſes hohe Haus hinſchweifen laſſe, daß die beſſe⸗ 
ren Nerven letzten Endes doch immer bei den Na— 
tionalſozialiſten ſind. (Warten Sie mal ab! links.) 

Ich will Ihnen bei dieſer Gelegenheit auch ver— 
raten, warum wir dieſen Antrag ablehnen: weil 
wir nicht nötig haben, ihm zuzuſtimmen, weil wir 
Zeit haben, weil wir abwarten werden, bis die 
Zeit dazu reif iſt. (Weil Sie Angſt haben! links.) 
Bismarck ſagte einmal, man ſolle nicht die Lampe 
unter die Früchte halten und nun erwarten, daß 
die Früchte dadurch ſchneller reifen. Dieſes Wort 
gilt auch für Danzig. Es wird einmal die Zeit 
kommen, da werden wir den Antrag einbringen, 
mit dem Sie heute vergeblich auf uns Eindruck zu 
machen verſuchen. Dann aber werden Sie, wenn es 
Ernſt wird, ebenſo dagegen ſtimmen, wie Sie vor 
einem Jahr dagegen geſtimmt haben. (Sehr richtig! 
rechts. — Beifall.) 

Es iſt doch auffällig, wie ſehr die Männer des 
Novembers ſich immer wieder in der Beurteilung 
der nationalſozialiſtiſchen Bewegung täuſchen. Die 
klugen Politiker, die ſonſt immer das Gras wachſen 
hören, verſagen doch immer, wenn ſie über Kräfte 
urteilen ſollen, deren Lebensgeſetze ſie nicht kennen. 

Vom 14. September 1930, als zum erſten Mal 
ein Alarmruf für das Syſtem erſcholl, bis auf den 
heutigen Tag haben ſich unſere Gegner immer wie— 
der in uns getäuſcht. Selbſt das Zentrum, deſſen 
„Naſe für politiſch reife Situationen“ berühmt ge⸗ 
weſen iſt, hat im Kampf gegen den Nationalſozia⸗ 
lismus immer wieder daneben gehauen. So auch 
heute in Danzig. Erſt verſuchte man, uns durch 
unterirdiſchen Kampf zu zermürben, dann begann 
man mit dem offenen Frontalangriff. Als das 
nichts half, warf man ſich in einer ſeltenen Inſtinkt⸗ 
loſigkeit den internationalen Kräften in die Arme, 
deren „gerechte“ und „objektive“ Haltung gegen⸗ 
über unſerem Volk jeit Verſailles aller Welt rühm— 
lichſt bekannt iſt! Welch ein Mangel an Inſtinkt, 
das Ausland gegen eine deutſche Regierung mobil 
zu machen und in demſelben Augenblick zu erwar— 
ten, daß das deutſche Volk in Danzig einem ſolchen 
Treiben begeiſtert zuſtimme! (Sehr richtig! rechts.) 

Im November vorigen Jahres ſagte ich an die— 
ſer Stelle, der Kampf um Danzig gehe ſeinem 
Höhepunkt entgegen, und ich konnte mich bei dieſer 
Feſtſtellung auch des Beifalls der Oppoſition er⸗ 
freuen. Heute ſcheint es mir, daß dieſer Höhepunkt 
des Kampfes um Danzig ſchon überſchritten iſt; 
dieſer Höhepunkt waren die kritiſchen Tage des 
Januars in Genf. Meine Herren von der Oppo⸗ 
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ſition, ſeien Sie ſich darüber klar: der Kampf iſt 
für Sie bereits verloren! — (Starker Beifall.) 

„Die Danziger Oppoſition als Handlanger des 
deutſchfeindlichen Auslandes“, ſo hat vor kurzem 
der bekannte Eſſener Rechtsanwalt Grimm, der in 
der ganzen Welt einen Namen hat und der nicht 
Nationalſozialiſt, nicht Mitglied der Partei iſt, im 
„Völkiſchen Beobachter“ geſchrieben. Aber dasſelbe 
haben heute auch die deutſchen Menſchen in Danzig 
erkannt. Noch niemals waren unſere Verſammlun⸗ 
gen ſo überfüllt, noch niemals hörten die Menſchen 
ſo gläubig und ſo vertrauensvoll unſere Redner, 
wie in dieſen Tagen. 

Wenn unſere Mehrheit in der Danziger Be— 
völkerung auch im vorigen Jahre nicht im ent⸗ 
fernteſten bedroht war, ſo hat ſie ſich doch erſt recht 
ſeit der letzten Genfer Tagung gefeſtigt. Das Volk 
hat erkannt, daß auch in Danzig die Notgemein⸗ 
ſchaft aller deutſchen Menſchen geſchaffen werden 
muß, eine deutſche Front, und weiß: dieſe deutſche 


Front iſt die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbei- 


terpartei! 

Dieſe Erkenntnis in der Zukunft zu vertiefen, 
wird unſere vornehmſte Aufgabe ſein. Die Frage 
der Auflöſung des Volkstages ſpielt neben dieſer 
naturnotwendigen Entwicklung nur eine recht 
nebenſächliche Rolle. Sie wird allerdings einmal 
höchſt aktuell werden, wenn wir die Zeit dafür ge⸗ 
kommen erachten. Darum können wir der Oppoſi⸗ 
tion ſchon heute zurufen: „Bei Philippi ſehen wir 
uns wieder!“ (Starker Beifall.) 

Mir ſcheint es manchmal, als ſei auch in den 
Reihen der Oppoſition bereits eine Ahnung von 
den kommenden Dingen zu verſpüren. Es iſt doch 
auffällig, wie ſtark man ſich um die Rede unſeres 
Gauleiters Albert Forſter auf dem Langenmarkt 
kümmert, wie ſehr man ſich mit ihr beſchäftigt. 
Man hat ſogar dieſe Rede zum Gegenſtand einer 
großen Anfrage im Volkstag gemacht. Etwa aus 
Sorge um die Staatsautorität? Oder vielleicht 
gar aus lauter Angſt? 

„Die Fußſpuren Hugenbergs ſchrecken“, ſo ſoll 
es neulich in einer deutſchnationalen Zeitung ge⸗ 
heißen haben; mir ſcheint, mehr ſchrecken die Fuß⸗ 
ſpuren Thälmanns und anderer Inſaſſen von 
deutſchen Konzentrationslagern. So iſt der Auf⸗ 
löſungsantrag durchaus Produkt einer Furcht, die 
vielleicht nur zu begründet iſt. Wir wollen der 
Opposition nur zurufen: Recht jo, nur jo weiter 
auf dieſem Wege! Je unruhiger, je nervöſer Sie 
werden, deſto ſicherer und deſto ruhiger gehen wir 
unjeren Weg, den Weg des guten deutſchen Ge⸗ 
wiſſens. (Bravo! rechts.) 

Wir erſparen heute dem Freiſtaat eine auf⸗ 
regende und zur Zeit vom Volk nicht gewünſchte 
Wahl und werden das Volk dann wieder aufrufen, 
ſobald wir die Wahl als nutzbringend für dieſe 
deutſche Stadt Danzig anſehen. Die Verbindung 
mit dem Volk verlieren wir deswegen nicht. 

M. H.! Ich fordere Sie auf, unſere Verſamm⸗ 
lungen zu beſuchen. (Kommen Sie doch zu uns! 
Mitte. — Heiterkeit.) Sie hätten vor kurzem bei 
dem großen Maiaufmarſch ſehen können, welche 
Maſſen bei uns ſtehen, Sie hätten feſtſtellen kön⸗ 
nen, wie dieſe Maſſen gekommen ſind. (Zwangs⸗ 
weije! links.) Sie hätten die Stimmung mitfühlen 
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können, die alle dieſe Menſchen beherrſchte. Man 
könnte vielleicht ein paar Leute zwingen aufzu⸗ 
marſchieren, aber man könnte ſie nie dazu zwingen, 
begeiſtert zu ſein und zu jubeln, genau ſo wenig, 
wie man in Berlin 2 Millionen zwingen könnte, 
in einem orkanartigen Jubel den Führer zu be⸗ 
grüßen. Oder meinen Sie, hinter dieſen zwei Mil⸗ 
lionen Menſchen in Berlin oder den 70 000 in 
Danzig ſtand je ein Mitglied der geheimen Staats⸗ 
polizei und ſorgte dafür, daß Beifall geklatſcht 
wurde? (Starker Beifall.) M. H., wer am 1. Mai 
unter dieſen Maſſen geſtanden hat, der weiß, daß 
der ſtürmiſche Beifall aus ehrlichem deutſchen Her: 
zen gekommen iſt. Und das iſt das Entſcheidende! 
Vergeſſen Sie nicht, daß wir eines beſitzen, was 
Sie nicht beſitzen, was der Oppoſition fehlt: die 
innige geiſtige, kulturelle und politiſche Verbin⸗ 
dung mit den 67 Millionen Menſchen drüben jen⸗ 
ſeits der Grenze. Wir beſitzen das, was Sie frei⸗ 
willig aufgegeben haben: das große deutſche Vater⸗ 
and. 

Das iſt die Schuld, vielleicht für manchen auch 
die Tragik der Menſchen, die heute in der Oppo⸗ 
ſition ſtehen, daß ſie ſich entfernen, daß ſie Abſtand, 
daß ſie Diſtanz nehmen von Deutſchland. Dort aber 
find, nach den Worten eines unſerer größten Dich⸗ 
ters „die Wurzeln unſerer Kraft“. 

Die Ueberzeugung, daß wir einen gerechten 
Kampf führen, gibt uns die Zuverſicht und Kraft 
in unſerem Ringen auf vorgeſchobenem Poſten. 
Mag die Oppoſition auf parlamentariſchem oder 
außerparlamentariſchem Wege, durch Hetze in 
Danzig oder Mobilmachung außer deutſcher 
Kräfte uns zu erſchüttern ſuchen, wir ſtehen auf⸗ 
recht in unſerem Kampf, weil mit uns das gute 
Gewiſſen iſt, und wir tragen immer mehr hinein 
in das deutſche Volk in Danzig die Parole: Kampf 
dem Verrat, Treue zu Deutſchland und dem Führer. 
(Anhaltender ſtarker Beifall.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (SPD.): M. D. u. H.! 
Wiederholt haben wir von dieſer Stelle zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß die Kriſe, unter der die Freie 
Stadt Danzig und ihre Bewohner leiden, in ihrem 
Kern eine Vertrauenskriſe iſt. Vertrauen kann eine 
Regierung nur gewinnen durch eine reſtloſe Offen⸗ 
legung ihrer Pläne, nicht aber durch die Ausſchal— 
tung der nach der Verfaſſung zur Geſetzgebung be— 
rufenen Körperſchaft, des Volkstages. 

Die Aufſtellung und die Geſtaltung der Haus⸗ 
haltspläne unter dem Führerprinzip hat heute vor 
einem Jahr zu jener Kataſtrophe geführt, unter der 
Danzig und ſeine Bewohner noch heute zu leiden 
haben und wahrſcheinlich auch in aller Zukunft zu 
leiden haben werden. (Die Ihr ſchon vor zehn 
Jahren eingerührt habt! rechts.) 

Wiederholt ſind von Regierungsſeite Ver⸗ 
ſprechungen, Zuſicherungen, Feſtſtellungen gemacht 
worden, die leider des öfteren nach ganz kurzer 
Zeit in ihr Gegenteil verkehrt waren. Es ſei hierbei 
erinnert an die Verſicherung von dem „eiſernen 
Feſthalten an der Währung“, daß „die Staats⸗ 
finanzen mit den Finanzen der Bank von Danzig 
nichts zu tun hätten“, daß infolge der Abwertung 
„die Lage der werktätigen Bevölkerung keine fühl⸗ 
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bare Verſchlechterung erfahren“ ſolle, daß „ſoziale 
Härten vermieden werden ſollten“, daß die Führer 
im Staat „beim Tragen von Opfern drei Schritte 
vor der Front marſchieren“ würden. 

Es ſei auch an die Feſtſtellung erinnert, daß der 
Völkerbund dem Danziger Staate 20 Millionen 
Gulden gekoſtet habe, eine Feſtſtellung, die dann 
nicht bewieſen werden konnte. Die Zahlenangaben 
des Herrn Finanzſenators in ſeiner Etatsrede im 
November vorigen Jahres wurden durch die Etats 
leider nicht beſtätigt, ſondern zu einem großen Teil 
ſogar widerlegt. Man kann deshalb die Zurück⸗ 
haltung bei der Vorlegung der Etats verſtehen, 
aber nicht rechtfertigen. Die Zuſicherung, daß die 
Etats für 1936 dem Volkstag vorgelegt werden 
ſollen, wurde ſchon am nächſten Tage ins Gegenteil 
umgekehrt, indem der Senat den Haushaltsplan 
ohne Zuſtimmung des Volkstages veröffentlichte 
und in Kraft ſetzte. 

Dadurch wird der Vertrauenskriſe immer neue 
Nahrung gegeben. (Auf Ihr Vertrauen pfeifen 
wir! bei den Nationalſozialiſten.) Die National- 
ſozialiſten haben ſeit drei Jahren als einzige Partei 
die Regierungsmacht in den Händen und hätten 
daher Gelegenheit gehabt, ihre Pläne und vor 


allem ihre Verſprechungen in die Tat umzuſetzen, 
ohne dabei Rückſicht auf Koalitionsgenoſſen neh- 


men zu müſſen, wie andere Regierungen vor ihnen. 
Was Ihren Kerngrundſatz „Zurück zum Reich“ be— 
trifft, ſo kann man jetzt feſtſtellen, daß Danzig die— 
ſem Ziel noch nie ferner geweſen iſt als heute. 
(Zwiſchenrufe bei den Nationalſozialiſten. — Sie 
werden das eines Tages am eigenen Leibe ſpüren! 
rechts.) Da iſt wohl der Wunſch der Vater des Ge— 
dankens. (Wer weiß, wo Sie dann ſind, da ſind Sie 
vielleicht ausgekniffen! rechts.) Das müſſen ja in 
dem Staat ſchöne Zuſtände werden, wenn Sie 
meinen, man müſſe ausreißen! 

Präſident: Ich bitte, den Redner nicht zu ſtören. 

Moritz, Abgeordneter (SPD): Die bisherigen 
Beziehungen zum Reich ſind in gewiſſer Beziehung 
etwas verſteift, beſonders wenn man daran denkt, 
daß in einzelnen Fällen, die bereits hinter uns 
liegen, einigen Danzigern die Einreiſe lediglich 
wegen ihrer Parteizugehörigkeit nach Deutſchland 
verweigert wurde. (Verräter haben in Deutſchland 
keinen Platz! bei den Nationalſozialiſten.) Die 
Handelsbeziehungen ſind dadurch ſchwer geſtört, 
daß das Reich zwar die früher noch verabredeten 
Warenlieferungen entgegennahm, aber die Gegen— 
leiſtung ſchuld blieb, ſo daß Danzig dadurch in eine 
ſchwierige Situation kam. 

Die an den Abſchluß des deutſch-polniſchen Han⸗ 
delsvertrages geknüpften Hoffnungen haben ſi 
ebenfalls leider nicht erfüllt, weil ſchon nach den 
erſten ſechs Wochen der Gültigkeit dieſes Vertrages 
die von Danzig nach Deutſchland gelieferten Waren 
nur zu 50 Prozent ausgeglichen wurden, ſo daß die 
ſoeben mit großen Hoffnungen angeknüpften Bes 
ziehungen trotz der immer betonten Einheit mit 
dem Reiche ſchon wieder ins Stocken kamen zum 
Schaden Danzigs. (Zwiſchenrufe rechts.) 

Das Verhältnis zu anderen Staaten, wie bei⸗ 
ſpielsweiſe Rußland, die in früheren Jahren loh⸗ 
nende Arbeitsaufträge (Unruhe) nach Danzig ge⸗ 
geben haben, hat ſich ſcheinbar ebenfalls ſehr ſtark 
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abgekühlt. Der Beſuch unſeres Hafens durch ruſſiſche 
Schiffe wird in der nationalſozialiſtiſchen Preſſe 
mit Hohn gloſſiert, ſo daß man ſich nicht zu wun⸗ 
dern braucht, wenn in Zukunft die Schiffe ſolchen 
Unfreundlichkeiten aus dem Wege fahren. (Sehr 
richtig! links.) Der Völkerbund war wiederholt ge— 
zwungen, in die Danziger Geſetzgebung einzugrei— 
fen, indem er die Abänderung verſchiedener Beſtim— 
mungen empfehlen mußte, die mit der Danziger 
Verfaſſung nicht in Einklang zu bringen waren. 
Das wäre die außenpolitiſche Seite. 

Innerpolitiſch ſind an Stelle der Selbſtverwal— 
tung und der Eigenverantwortlichkeit in der 
Wirtſchaft Zwangsorganiſationen und Führerprin⸗ 
zip getreten. Die Gewerbefreiheit und Freizügig— 
keit iſt nahezu aufgehoben. Die Verſorgungsver— 
bände, die ſeit der Währungsgleichheit mit Polen 
eigentlich überflüſſig geworden ſind, beſtehen trotz⸗ 
dem noch auf Koſten der Verbraucher, denen ſie die 
Lebenshaltung verteuern. Den Bauern wird die 
Größe der Anbaufläche und die Höhe ihrer Milch— 
produktion vorgeſchrieben, den Fiſchern die Fang— 
menge, die ſie nicht überſchreiten dürfen. Dieſe An— 
ordnungen erfolgen nicht etwa nach den Grund— 
ſätzen einer ſozialiſtiſchen Planwirtſchaft, ſondern 
um den Verſorgungsverbänden die Daſeinsberech— 
tigung zu geben. (Das glaubt doch kein Bauer! 
rechts.) Eigenartig iſt dabei das Vorgehen der 
Bauernkammer gegen ihre Mitglieder. Mit 
Schreiben vom 19. März verlangt ſie, daß ſich die 
Landwirte an die von ihr gegebenen Richtlinien 
bei der ſogenannten Erzeugungsſchlacht halten und 
ſich beteiligen müßten, andernfalls ſie nicht mit der 
Schonung ihres Beſitzes durch ihre Gläubiger rech— 
nen dürfen. Ja, die Bauernkammer ſchreibt ſogar, 
daß ſie ſich mit den Gläubigern dieſerhalb bereits 
in Verbindung geſetzt habe und daß ſie im Einzel— 
fall noch Beſcheid geben werde. 

Bezüglich der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit 
haben die Nationalſozialiſten beſonders große Ver— 
ſprechungen gemacht, die leider nicht von eni⸗ 
ſprechend großen Erfolgen begleitet waren. Mit 
großen Koſten ſind zwar einige Arbeiten bei der 
Verwaltung für öffentliche Arbeiten durchgeführt, 
haben aber eine weſentliche oder dauernde Ent— 
laſtung des Arbeitsmarktes leider nicht zur Folge 
gehabt. (Zurufe rechts.) Große Projekte waren noch 
angekündigt, die ſich aber ſchließlich als Agitation 
herausſtellten. Es ſei erinnert an die projektierte 
Brücke über die Weichſel bei Rothebude und an das 
Projekt der Druckelektrolyſe, welches nicht nur die 
Wirtſchaft in Danzig, ſondern der ganzen Welt 
umwälzen ſollte. (Wer ſagt das? rechts.) Dann 
brauchen Sie nur den Vorpoſten von vor 2 Jahren 
zu leſen, da ſteht es drin. (Solange können Sie nicht 
zurückdenken! bei den Nationalſozialiſten.) Deshalb 
ſollen Sie den Vorpoſten leſen! (Zwiſchenrufe und 
Heiterkeit.) In nationalſozialiſtiſchen Rechen- 
ſchaftsberichten wird immer von einer Zahl von 
40 000 Erwerbsloſen ausgegangen, die angeblich 
bei der Regierungsübernahme vorhanden geweſen 
ſein ſollen. (Was heißt angeblich? rechts.) Wir 
haben wiederholt feſtgeſtellt, und es geſchieht heute 
auch von dieſer Stelle, daß dieſe Zahl nicht zutrifft, 
ſondern daß glücklicherweiſe weniger, nämlich 
29 000 vorhanden waren. (Jetzt ſind es 16 000! 
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(Moritz, Abgeordneter) 
rechts.) Um dieſen Unterjchied verringern ſich alſo 
die Ziffern ihrer angeblichen Erfolge. 

Betrachtet man die Zahl der in Arbeit Stehen- 
den mit der Zahl der tatſächlichen Erwerbsloſen 
in Danzig, ſo kann man eine Abnahme der Er⸗ 
werbsloſigkeit nicht feſtſtellen. (Widerſpruch und 
Lachen rechts.) Ich weiß nicht, warum Sie ſich 
darüber freuen, wenn man das nicht feſtſtellen 
kann. (Zurufe.) Neben den amtlich gezählten Er— 
werbsloſen ſteht noch das große Heer derjenigen, 
die nicht amtlich gezählt werden, die aber auch in 
keiner Weiſe in Arbeitsſtellen untergebracht ſind. 
Große Gruppen von Erwerbsloſen ſind von der 
Vermittlung ausgeſchloſſen, die früher als Er— 
werbsloſe gezählt wurden. (Sind jetzt in Urlaub! 
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land iſt für Danzig ohne volkswirtſchaftliche Be— 
deutung, weil die Betreffenden hier als Ver⸗ 
braucher ausfallen. Das Gleiche trifft für diejeni— 
gen zu, die ſich in ſogenannten Winterlagern be⸗ 
finden oder zur Reichswehr eingezogen ſind. Auch 
fie müſen von ihren Angehörigen unterſtützt 
werden. 

Auch in der Verwaltung ſind die verſchiedenſten 
durchgeführten Experimente nicht zum Vorteil des 
Staates ausgeſchlagen. (Zurufe.) Statt des ver⸗ 
ſprochenen Verwaltungsabbaues wurde ein erheb— 
licher Aufbau durchgeführt, Verwaltungen und 
Dienſtſtellen wurden neu gegründet, abgeändert 
und teilweiſe wieder aufgehoben. Hundert Lehrer 
waren angeblich zu viel und mußten nach Deutſch— 
land oder in den Warteſtand verſetzt werden. 
Gleichzeitig wurde aber eine Hochſchule für Lehrer⸗ 
bildung geſchaffen, um dem angeblich beſtehenden 
Lehrermangel in Danzig abzuhelfen. Eigenartig iſt 
dabei, daß bei der jetzigen Aufnahme Danziger Be— 
werberinnen abgelehnt, aber Nichtdanzigerinnen 
aufgenommen wurden, ſo daß ſich unter 20 ange— 
nommenen Bewerberinnen ſechs Nichtdanzigerin— 
nen befinden, die wahrſcheinlich auch mit einer 
ſpäteren Anſtellung rechnen. (Abg. Schramm: Wer 
ſagt Ihnen das, das iſt wieder einmal eine richtige 
Ente! — Abg. Heß: Ente, gelogen darf man ja 
nicht ſagen!) Richter werden mit vollem Gehalt 
nach Hauſe geſchickt, — iſt das auch eine Ente? — 
aber gleichzeitig werden ein Landgerichtsdirektor 
und fünf Landgerichtsräte dringend neu benötigt 
und deren Stellen im Staatsanzeiger ausge— 
ſchrieben. 

Daß in Anbetracht der Notlage des Staates ge: 
rade jetzt umfangreiche Beförderungen mit rück⸗ 
wirkender Kraft vorgenommen wurden, findet in 
der Bevölkerung kein Verſtändnis und es wird auch 
von nationalſozialiſtiſcher Seite gar nicht verſucht, 
dieſes Verſtändnis zu erwecken, obwohl es ſehr 
notwendig wäre, z. B. im Falle des, wie mir mit⸗ 
geteilt wurde, zum Oberregierungsrat ernannten 
Herrn Arndt, der eine nicht alltägliche, ſondern 
eine beſondere militäriſche Vergangenheit haben 
ſoll. 

Was ſonſt noch in der Bevölkerung über die 
Handhabung der Perſonalpolitik und aus Berich⸗ 
ten über die Verhandlungen vor dem Arbeitsgericht 
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und den ordentlichen Gerichten erörtert wird, das 
iſt für die Partei, die die Regierung ſtellt, nicht 
gerade ſchmeichelhaft. Bedauerlicherweiſe verur— 
ſacht dieſe Perſonalpolitik dem Staat auch noch 
doppelte Ausgaben. 8 

Es iſt alſo auf keinem Gebiet eine der ange— 
kündigten grundlegenden Neuerungen für den 
Staat in nützlicher Weiſe durchgeführt worden. 
Aus dieſem Grunde iſt in der Bevölkerung ein 
merkbarer Umſchwung eingetreten und deshalb 
haben die drei unterzeichneten Parteien einen An⸗ 
trag auf Auflöſung des Volkstages eingebracht. 
(Das macht der Frühling! rechts.) Der Frühling 
hat ſcheinbar Herrn Schories ganz geſund gemacht, 
der iſt ja wieder obenauf! — um durch die Neu— 
wahlen die Zuſammenſetzung des Volkstages zu 
epic die dem Willen der Bevölkerung ent⸗ 
pricht. 

Daß ſeit der letzten Wahl, beſtimmt aber ſeit 
dem 2. Mai vorigen Jahres ſich die Volksmeinung 
entſcheidend geändert hat, das dürfte jedem, der mit 
offenen Augen und Ohren in Danzig lebt, bewußt 
ſein und kann von niemanden beſtritten werden. 

Schon die letzte Wahl entſprach nicht der 
wahren Volksmeinung. Das Urteil des Oberge— 
richts, das die Stimmen der Nationalſozialiſten in 
18 Orten ganz und im Landgebiet zu 10 Prozent 
im Stadtgebiet zu 3 Prozent als ungültig erklärte, 
hätte keine andere Partei auf ſich ſitzen laſſen. 
Jede andere Partei hätte im Anſchluß daran eine 
neue Volksbefragung durchgeführt. (Unruhe — 
Glocke des Präſidenten.) und hätte nicht etwa durch 
Stillſchweigen beſtätigt, daß ihre Macht nicht auf 
einer ordnungsmäßigen Wahl, ſondern lediglich 
auf einer Schätzung beruht. Jedes Ausweichen 
von dieſer Volksbefragung kann nur als eine 
Schwäche ausgelegt werden, auch wenn Sie es 
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mit noch jo ſtarken Ausdrücken drapieren. (Laſſen 


Sie das gefälligſt unſere Sorge ſein! rechts.) 

Der „Vorpoſten“ ſchrieb vor Jahresfriſt, (Leſen 
Sie bloß nicht immer den „Vorpoſten“! rechts.) iſt 
Ihnen der auch ſchon über? Mir auch! 

Jeder, der bis geſtern noch glaubte, aus irgend 
welchen Gründen der NSDAP. ſeine Stimme ver⸗ 
ſagen zu müſſen, wird jetzt zu der Ueberzeugung kom⸗ 
men, daß es gar keinen Zweck hat, für Parteien zu 
feinen die zu feige ſind, für eine Neuwahl zu 
timmen, Denn beſſer kann die Furcht vor dem Volks⸗ 
gericht nicht ausgedrückt werden. 

Der „Vorpoſten“ meinte dann weiter, 
es ſei erbärmlich von einer Partei, die ? 
wie er ſchreibt, (Sie machen ſchon ganz in Natio⸗ 
nalſozialismus! rechts.) 5 
ſich zuerſt bei der Aufſtellung unverſchämter Forde⸗ 
rungen auf die Stimme des Volkes beruft und dann 
im ſelben Augenblick vor der Volksmeinung Angſt 
kriegt, als das Volk um ſeine Entſcheidung gefragt 
werden ſoll. 5 
Danach kann es eigentlich für die Nationalſoziali⸗ 
ſten nichts anderes geben, als aus der Meinung 
des „Vorpoſtens“ die Konſequenzen zu ziehen. (Un⸗ 
ruhe — Glocke des Präſidenten.) Melden Sie ſich 
doch bitte nachher zum Wort, Herr Temp, Sie 
haben ja noch ſo viel Zeit! 
Die vom Herrn Präſidenten Beyl gegen unſe⸗ 
ren Auflöſungsantrag vorgebrachten Argumente 
gehen zum größten Teil vorbei; denn es handelt 
ſich bei unſerem Antrag nicht um eine Hoffnung auf 
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an irgend einem Gefühl der Verbundenheit mit 
Deutſchland, ſondern was uns in Danzig fehlt, iſt 
Redefreiheit, iſt Meinungsfreiheit, iſt Verſamm⸗ 
lungsfreiheit und die Hergabe von ausreichenden 
Verſammlungsräumen. (Unruhe Zurufe.) 

Präſident: Ich bitte, den Redner nicht zu ſtören! 

Moritz, Abgeordneter (SPD.): (Und der Gum⸗ 
miknüppel über Euch! rechts.) Hier ſoll das Volk 
um ſeine Entſcheidung gefragt werden. (15 Jahre 
haben Sie die Macht gehabt! rechts.) Und Sie 
haben doch nichts gelernt! (Unruhe.) 

Sie haben in der vorigen Sitzung des Volks⸗ 
tages wiederholt auf das deutſche Abſtimmungser⸗ 
gebnis Bezug genommen und angedeutet, daß die 
Stimmung in Danzig ähnlich ſei. (Gott ſei Dank! 
rechts.) Na alſo, dann haben Sie doch um ſo mehr 
Anlaß, dem Auflöſungsantrag zuzuſtimmen. (Doch 
nicht dann, wenn Sie es wollen, ſondern wenn wir 
es wünſchen! rechts.) Wenn Sie ſo ſtark ſind und 
die Oppoſition ſo ſchwach iſt, dann kann ich mir 
nicht vorſtellen, daß Sie aus reinem Mitleid mit 
der Oppoſition jetzt nicht Neuwahlen herbeiführen 
wollen. (Zurufe rechts — Glocke des Präſidenten.) 
Nach der Verfaſſung geht die Staatsgewalt vom 
Volke aus. Das Danziger Volk will, daß Danzig 
verfaſſungsmäßig regiert werde und nicht durch 
einen Statthalter. (Beifall links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Potrykus. 

Potrytus, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Bei 
der fundamentalen Bedeutung, die Volkstagswah⸗ 
len für die Geſtaltung unſeres Staatslebens haben, 
iſt es von entſcheidender Wichtigkeit, daß der Wille 
des Volkes unbehindert und unverfälſcht zum Aus⸗ 
druck kommt. Das ſoll, wie unſere Verfaſſung vor⸗ 
ſchreibt, in einer freien, gleichen und geheimen 
Wahl geſchehen. 


Dieſe ſelbſtverſtändlichen und unerläßlichen Bes] 


dingungen ſind offenſichtlich nicht erfüllt worden 
bei der Wahl vom April vorigen Jahres. (Sehr 
richtig! links.) Ich kann es mir verſagen, auf ein⸗ 
zelne Wahlvorkommniſſe zurückzukommen. Obwohl 
nun ſchon ein Jahr dazwiſchen liegt, iſt es noch in 
lebhafter Erinnerung, mit welchen Methoden eine 
Partei ihr Ziel zu erreichen ſuchte: (Zurufe — 
Glocke des Präſidenten) Einengung und Behinde— 
rung der gegneriſchen Wahlpropaganda, Chrab- 
ſchneidungen, Beſchimpfungen und Verleumdungen 
Andersdenkender in aller Oeffentlichkeit, Bes 
drohungen, Ueberfälle und Mißhandlungen poli⸗ 
tiſcher Gegner ſchufen Zuſtände, daß auch gemäß 
der Feſtſtellung des Obergerichts „bei den Wäh- 
lern der anderen Parteien das Gefühl der Schutz⸗ 
loſigkeit auffommen konnte.“ Wenn ferner unzu⸗ 
läſſige Wahlbeeinfluſſung unter Bedrohung der 
Exiſtenz nicht nur von privaten nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Arbeitgebern, ſondern ſelbſt von Behörden 
und amtlichen Perſonen geübt worden iſt, wenn 
in einer großen Anzahl von Bezirken offen gewählt 
und teilweiſe auch unrichtig ausgezählt wurde, 
wenn endlich die Wahl unter verfaſſungswidrigen 
Geſetzen zuſtande gekommen iſt, dürfte es eigentlich 
gar keinen Streit darüber geben, ob eine ſolche 
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(A) internationale Inſtanzen, ſondern hier handelt es 
ſich um die Hoffnung auf die Stimme des Volkes. 
(Huch, wie rührend! rechts.) Auch fehlt es uns nicht 


Wahl wirklich Grundlage des politiſchen Geſche- (O) 
hens für die nächſten vier Jahre ſein und bleiben 
könne! (Hört, hört! links.) 

Das Obergericht ſtellt dann auch eine ganze 
Reihe teilweiſe ſehr ſchwerwiegender Wahlverſtöße 
feſt, denen es eine „erhebliche Einwirkung auf die 
Wahl“ zuſchreibt. Uns erſcheint aber andererſeits 
die vorgenommene Korrektur des Wahlreſultats 
um ein einziges Mandat als nicht „erheblich“ und 
keineswegs als ausreichend. Wir ſind der Ueber- 
zeugung, daß alle Schätzungen ſehlgehen müſſen, 
und daß bei der Wichtigkeit von Volkstagswahlen 
für unſer Staatsweſen nur eine abſolut einwand⸗ 
freie Grundlage befriedigen, d. h., daß nur eine 
Neuwahl unter ſtreng verfaſſungsmäßigen Zuſtän⸗ 
den die erforderliche Klärung bringen kann. (Viel⸗ 
leicht auch noch internationale Polizei aus Genf? 
rechts.) Wir ſind der Auffaſſung, daß bei wirk⸗ 
lich ordnungsmäßiger Durchführung der Wahl 
ſchon damals das Ergebnis noch enttäuſchender für 
die NSDAP. ausgefallen wäre, als es ohnehin der 
Fall war. (Sehr richtig! beim Zentrum) Vor der 
Wahl ſtand das Volk aber noch unter dem Ein⸗ 
druck von Erklärungen, die das „eiſerne Feſthalten 
am Gulden und der Stabilität unſerer Währung“, 
die ganz ausgezeichnete Finanz- und Kaſſenlage des 
Staates und den hervorragenden Stand der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft behaupteten, ſo daß die Bevölke⸗ 
rung ihre Stimme unter ganz falſchen Voraus⸗ 
ſetzungen abgegeben hat. (Das wiſſen Sie? bei den 
Nationalſozialiſten.) 

Es iſt höchſt bedauerlich und für die Allgemein⸗ 
heit ſehr abträglich, wenn nach den inzwiſchen ge- (D) 
machten Erfahrungen die Erklärungen ſelbſt maß⸗ 
gebendſter Perſönlichkeiten mit allergrößter Skep⸗ 
is aufgenommen werden. Deswegen muß unbe⸗ 
dingt baldigſt Vertrauen und Vertrauenswürdig⸗ 
keit wiederhergeſtellt werden. Nach Lage der Dinge 
ift das aber nur durch eine Neuwahl möglich. Ent⸗ 
ziehen Sie ſich aber der Wahl, dann m. H. Natio⸗ 
nalſozialiſten, glaubt Ihnen kein Menſch mehr die 
ſtarken Töne, (Zwiſchenrufe) die Sie immer noch 
gelegentlich anzuſchlagen belieben. Wären Sie 
wirklich ſo ſtark, wie Sie vorgeben, dann würden 
Sie der Entſcheidung des Volkes nicht aus dem 
Wege gehen. (Das machen wir, wann wir wollen! 
rechts.) Dann würden Sie die gebotene Gelegen- 
heit benutzen, um den Streit im eigenen Hauſe aus⸗ 
zutragen und damit viele Dinge, die weder Ihnen 
noch uns Freude machen, denkbar einfach löſen. 
(Mir verzichten! rechts.) Eine Neuwahl iſt nach 
unſerer Ueberzeugung zur Konſolidierung Danzigs 
nach innen und außen notwendig. Es wäre Ihre 
Pflicht, dieſer Notwendigkeit Rechnung zu tragen. 
(Bravo! und Händeklatſchen beim Zentrum und 
links.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Plenikowſki. (Auf zum 
Negus! rechts.) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die kom⸗ 
muniſtiſchen Abgeordneten haben zum Antrag auf 
Neuwahl des Volkstages folgende Erklärung abzu— 
geben: 

Die Volkstagswahl am 7. April 1935 erbrachte 
bereits den eindeutigen Beweis dafür, daß die Bes 
völkerung der Freien Stadt den Nationalſozialis⸗ 
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(A) mus ablehnt. Daran vermag auch die für die natio⸗ 


— 


nalſozialiſtiſche Liſte abgegebene „Mehrheit“ aller 
Stimmen nichts zu ändern. (Zwiſchenrufe.) Das 
Wahlprüfungsverfahren hat der ganzen Welt ges 
zeigt, wie der Nationalſozialismus ſich ſeine 
„Mehrheit“ zu verſchaffen gewußt hat. Wenn auch 
das Obergericht nicht die ganze Wahl für ungültig 
zu erklären wagte, die Mehrheit des Volkes und 
Weltöffentlichleit haben ihr Urteil über dieſe Wahl 
gefällt: die Wahl war ungültig! Der Nationalſo⸗ 
zialismus hat kein Recht, ſich auf die angebliche 
Stimmenmehrheit der Wahl vom 7. April 1935 zu 
berufen. 

Die der Wahl folgenden Ereigniſſe des hinter 
uns liegenden Jahres, vor allem die Guldenabwer⸗ 
tung, haben dazu beigetragen, die gegen den Na— 
tionalſozialismus gerichtete Mehrheit gewaltig zu 
verſtärken. (Lauter! rechts.) Die Ereigniſſe zeigten, 
warum der Nationalſozialismus ſo krampfhafte 
Anſtrengungen gemacht hat, ſich eine verfaſſungs⸗ 
ändernde Mehrheit zu verſchaffen: durch Beſeiti— 
gung der letzten Reſte demokratiſcher Rechte und 
Freiheiten ſollte der Generalangriff auf die Les 
benshaltung der Maſſen der Arbeiter, Angeſtellten, 
Beamten, der werktätigen Mittelſtändler erleich— 
tert und jeder Widerſtand gegen die weitere Ver— 
elendung ſchon im Keim erſtickt werden. 

Der Nationalſozialismus weiß, daß er ſich nur 
noch auf eine Minderheit zu ſtützen vermag. Des⸗ 
halb die ſtändige Ablehnung der Forderung der 
Maſſen auf Neuwahl des Volkstages. Wir haben 
Hoffnungen und Wünſche auf den freiwilligen 
Verzicht der Nazis auf ihre Macht immer als 
Illuſion gekennzeichnet. So ſagten wir in unſerer 
Erklärung am 26. Auguſt 1935 im Volkstag zu 
dem damals geſtellten Antrag auf Auflöſung des 
Volkstages: „Das Verhalten der Nationalſoziali⸗ 
ſten muß dazu dienen, alle Hoffnungen und Illu— 
ſionen von einem freiwilligen Zurücktreten der 
Nationalſozialiſten im Intereſſe Danzigs und 
ſeiner Bevölkerung gründlich zu begraben. Die kom⸗ 
muniſtiſchen Abgeordneten haben ſolche Hoffnungen 
ſchon immer als Illuſion gekennzeichnet.“ Wenn 
wir deshalb die erneute Einbringung des Antrages 
auf Auflöſung des Volkstages begrüßten, und für 
den Antrag ſtimmen werden, dann deshalb, weil 
wir darin einen erneuten Verſuch erblicken, den 
Willen der Mehrheit der Bevölkerung auch par— 
lamentariſch zu demonſtrieren. Es hieße jedoch, 
dem Nationalſozialismus Vorſchub leiſten, wollte 
man es bei dieſer bloßen parlamentariſchen De— 
monſtration bewenden laſſen. Der Antrag kann und 
muß der Auftakt werden, den Kampf um die Be— 
ſeitigung des nationalſozialiſtiſchen Regimes 
außerhalb des Parlaments fortzuſetzen. 

Dieſer Kampf wird umjo erfolgreicher ſein, je 
kühner, entſchloſſener und einheitlicher er geführt 
wird. Wir Kommuniſten haben wiederholt erklärt, 
daß wir bereit ſind, den Weg für den Zuſammen— 
ſchluß aller gegen den Nationalſozialismus gerich⸗ 
teten Kräfte frei zu machen. Im vollen Einver⸗ 
ſtändnis mit unſern Wählern erklären wir erneut, 
daß wir bereit ſind, eine nichtnationalſozialiſtiſche, 
demokratiſche Regierung zu unterſtützen, die den 
Forderungen der Werktätigen Rechnung zu tragen 
gewillt iſt und dem Volk jederzeit die Möglichkeit 
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gibt, in wirklich freier und geheimer Wahl zu be⸗ 
ſtimmen, von wem es regiert werden will. 

Der Nationalſozialismus hat Danzig an den 
Nand des Abgrundes gebracht. Mit Ausnahme 
einer kleinen Schicht von Unternehmern, Direkto⸗ 
ren, hohen Beamten und nationalſozialiſtiſchen 
Funktionären reicht das Einkommen aller übrigen 
Volksgenoſſen kaum aus, den Hunger zu ſtillen, die 
Miete zu bezahlen und nicht nackt herumzulaufen. 
Zehntauſende von Unterſtützungsempfängern und 
ſchlechtbezahlten Arbeitern ſtehen darüber hinaus 
ſtändig vor der Sorge, entweder die Miete zu be= 
zahlen und dann die Familie hungern zu laſſen 
oder aber die Familie vor dem größten Hunger 
zu bewahren, dann aber ſich von der Exmittierung 
bedroht zu ſehen. Die Zahl der Selbſtmorde ſteigt. 
Die Unglücksfälle in den Betrieben häufen ſich. 
Noch nie wurden in Danzig ſo viele Raubmorde 
und ähnliche Verbrechen begangen, wie unter na⸗ 
tionalſozialiſtiſcher Herrſchaft. Die „Hüter des 
Deutſchtums“ müſſen ſich von der polniſchen Preſſe 
beſcheinigen laſſen, daß der polniſche Einfluß in 
Danzig wächſt. Noch nie flatterten in Danzig ſo 
viele polniſche Fahnen, wie am vorgeſtrigen Tage. 


(C) 


Demgegenüber wird alles unterdrückt, was dem 


Weitertreiben dieſer Zuſtände Widerſtand zu bie⸗ 
ten wagt. Nach wie vor werden weiter Organiſa⸗ 
tionen verboten, Verſammlungen aufgelöſt, Zei⸗ 
tungen beſchlagnahmt und eingezogen, die Beſchlag⸗ 
nahme der Zeitungen aufrecht erhalten, Haus⸗ 
ſuchungen vorgenommen, Perſonen verhaftet, weil 
ſie in Oppoſition zum Nationalſozialismus ſtehen 
und ſich dementſprechend betätigen. In den Schulen 
nimmt die Zwangserziehung für den Nationalſo⸗ 
zialismus und der damit verbundene Druck auf die 
Kinder ohne Rückſicht auf die Geſinnung ihrer 
Eltern unerträgliche Formen an. 

Dieſen Zuſtänden muß ein Ende bereitet wer- 
den. Es gilt, dem freien Willen des Volkes wieder 
Geltung zu verſchaffen. Es gilt, den unerträglichen 
Zwang zu beſeitigen, der politiſch, ideell und ma— 
teriell die Maſſen knebelt. Es gilt, die freunde 
ſchaftlichen Beziehungen zu allen Ländern wieder⸗ 
herzuſtellen. 

Deshalb treten wir für den vorliegenden Ans 
trag ein, deshalb beantworten wir mit aller Klar⸗ 
heit die Frage: „Was ſoll nach den Nazis kom⸗ 
men!“ (Sie! rechts. — Heiterkeit.) Die Maſſen 
haben die Flaggenparaden und Zwangsaufmärſche 
ſatt. Sie wollen ihre verfaſſungsmäßigen garan⸗ 
tierten Rechte und Freiheiten, ſie wollen ihre Ge- 
werkſchaften, ſie wollen endlich die freie Wahl der 
Vertreterausſchüſſe in den Betrieben, ſie wollen den 
Abwertungsausgleich der Löhne und Gehälter, 
der Unterſtützungen und Renten, die Senkung der 
Preiſe durch Beſeitigung der Verſorgungsverbände 
mit ihren hohen Zwiſchengewinnen. 

Es gilt, den Kampf um die Neuwahl mit dem 
Kampf um die Verwirklichung dieſer Forderungen 
zu verbinden. Wir richten deshalb den Appell an 
die Arbeiter und Angeſtellten in den Betrieben 
und auf den Stempelſtellen, an die werktätigen 
Maſſen in der Stadt und auf dem Lande: Steht zu⸗ 
ſammen gegen den gemeinſamen Feind! Steht zu⸗ 
ſammen im Kampf für die gemeinſamen Forde- 
rungen! Organiſiert und führt den Kampf überall 


(D) 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
Schulter an Schulter in gemeinſamer Front! Macht 
Danzig frei von der Naziherrſchaft. Wiſſen Sie, 
was in Danzig für ein Vers kurſiert? Der Gulden 
fiel, die Preiſe ſtiegen! So wollen die Nazis noch 
weiter ſiegen! (Bravo! links und Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 1 hat der Herr 
Abg. Gamm. (Zwiſchenrufe.) Ich bitte, die ge— 
räuſchvollen Geſpräche zu unterlaſſen. (Kikeriki! — 
Eierlegen iſt verboten! —) 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): M. D. 
u. H.! Wir Deutſchnationalen haben es für unſere 
Pflicht gehalten, dem Antrag der Oppoſition auf 
Auflöſung des Volkstages zuzuſtimmen, und zwar 


gibt es verſchiedene Gründe, die uns dazu bewegen. 


(B 


— 


In erſter Linie iſt es die verfaſſungsrechtliche Lage. 
Wir ſehen in der Verfaſſung nicht nur eine inner⸗ 
ſtaatliche Norm, ſondern auch den ſtärkſten Schutz 
nach außen. Der Völkerbund hat die Garantie für 
die Verfaſſung bei der Gründung der Freien Stadt 
Danzig übernommen und damit auch die Garantie 
für die Exiſtenz unſeres Staates. (Zurufe. 
Glocke des Präſidenten.) 

Präſident: Ich bitte, den Redner nicht zu ſtören! 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): Die 
Hauptpflicht der Danziger Regierung muß es daher 
jein, die Verfaſſung und die Verträge ſtreng einzu⸗ 
halten. Die Nationalſozialiſten mußten von vorn⸗ 
herein in Konflikt kommen zwiſchen der Verwirk⸗ 
lichung ihres Parteiprogrammes und der Ber: 
faſſung; denn Führerprinzip und Totalitätsan⸗ 
ſpruch vertragen ſich nicht mit den Grundſätzen der 
Demokratie. (Heiterkeit. — Zurufe rechts.) Des- 
halb mußten die Entſchlüſſe der Regierung häufig 
zu Gunſten des Parteiprogramms ausfallen. Als 
Beweis hierfür dienen die Entſcheidung des Ober⸗ 
gerichts und des Völkerbundes. (Zurufe, Unruhe. 
— Glocke des Präſidenten.) Die Verſtöße gegen die 
Verfaſſung ſind von den Nationalſozialiſten ſelbſt 
zugegeben worden, und zwar (Das haben Sie wohl 
geträumt! rechts.) 1. vom Präſidenten des Volks⸗ 
tages Beyl, der ſelbſt ſagte: „Verfaſſungsmäßig 
ſind Sie im Recht!“, 2. ſagte der Herr Präſident des 
Senats: „Das Leben eines Bruchteiles eines Vol⸗ 
kes, wie es die Danziger Bevölkerung darſtellt, 
kann nicht auf die Dauer eingeengt werden von 
Artikeln und Paragraphen, welche in der Zeit 
allergrößter politiſcher und ſeeliſcher Not dem deut— 
ſchen Volke aufgezwungen worden jind“. 

Ferner waren auch wirtſchaftliche Gründe für 
den Auflöſungsantrag ausſchlaggebend. Die Ab- 
wertung des Guldens war für das kleine Danzig, 
das keine Autarkie treiben kann, ein ſchwerer 
Fehlſchlag. Das Vertrauen zur Währung iſt ges 
ſchwunden, Beweis: Rückgang des Zahlungsmittel⸗ 
umlaufes auf weniger als die Hälfte des Gold— 
guldens, vermutlicher Umlauf anderer Währungen 
in erheblicher Menge. Tiele tauſend Sparer, un⸗ 
zählige Verſicherte und Hausbeſitzer erlitten durch 
die Abwertung einen Vermögensverluſt, das be⸗ 
dingt den Rückgang des Volksvermögens. Die Ver⸗ 
teuerung der Lebensmittel hatte einen Rückgang 
des Umſatzes zur Folge, da auch der Import fehlte. 
Die Deviſenzwangswirtſchaft behindert den Handel 
und Verkehr, die Zwangsbewirtſchaftung der 
lebensnotwendigen Dinge verurſacht deren Ver⸗ 
teuerung und verhindert darüber hinaus Quali- 


tätsleiſtungen. Eine geſunde wirtſchaftliche Exi- (O 


ſtenz iſt die Vorausſetzung für kulturelle Leiſtungen 
und die Grundlage der nationalen Kraft. Die Ab- 
wanderung der Penſionäre und die Verſchickung der 
Arbeitsloſen verurſacht die Schwächung des deut⸗ 
ſchen Bevölkerungsteiles und die Schwächung des 
Wirtſchaftslebens und des Volksvermögens. 

Die dauernden Beſchimpfungen und Verdächti⸗ 
gungen der nichtnationalſozialiſtiſchen Mitbürger 
ſchädigt das Anſehen Danzigs in der Weltöffentlich— 
keit, ſie vermittelt ein ganz falſches Bild von dem 
deutſchen Charakter unſeres Danzigs und bedeutet 
daher eine Gefährdung unſeres Deutſchtums. (Heiz 
terkeit. — Zurufe rechts. — Unruhe.) Wir Deutjch- 
nationalen halten es daher für eine nationale 
Pflicht, das Naziregime in Danzig ſchnellſtens zu 
beſeitigen. (Heiterkeit — Zurufe rechts.) Deshalb 
werden wir für die Auflöſung des Volkstages ſtim⸗ 
men. (Zurufe. — Unruhe. — Glocke des Präſiden⸗ 
ten. — Es iſt eine Schande, daß Sie die Worte 
deutſch und national in den Mund nehmen! rechts.) 

Präſident: Ich bitte dringend um Ruhe. Das 
Wort zu Punkt 1 der Tagesordnung hat Herr Abg. 
Budzynſki. 

Budzynſki, Abgeordneter (P.) M. D. u. H.! Ich 
bin in der angenehmen Lage, mir das Für und 
Wider des Antrages ganz objektiv anzuſehen und 
mich dementſprechend zu dieſem Antrag einzuſtellen. 
Wenn ich ehrlich ſein ſoll, ſo kommt mir heute die 
ganze Aufführung hier wie eine Theatervorſtel⸗ 
lung vor, (Heiterkeit.) und zwar als eine ſehr 
ſchlechte Vorſtellung, in der die Herren Schauſpieler 
oder Akteure mit mehr oder weniger Talent ihre 
Rollen ſpielen. 

Es iſt doch klar (zu den Nationalſozialiſten) 
m. H., wenn ich mit Ihnen hier den Anfang machen 
darf, daß Sie dieſem Antrage zweifellos zuſtimmen 
würden, wenn Sie die volle Ueberzeugung hätten, 
daß ſie bei der eventuellen Wahl eine größere 
Mehrheit erreichten, als Sie ſie heute beſitzen. 

Umgekehrt ſage ich jedoch, daß die Oppoſitions⸗ 
parteien dieſen Antrag nicht geſtellt hätten, wenn 
ſie nicht von vornherein gewußt hätten, daß er von 
Ihnen, m. H. Nationalſozialiſten, abgelehnt wer⸗ 
den wird. Als objektiv eingeſtellter Beobachter, als 
der ich in dieſem Falle als Vertreter der polniſchen 
Partei gelten kann, muß man den Eindruck gewin⸗ 
nen, von dem ich eingangs meiner Ausführungen 
geſprochen habe. (Ihr Eindruck intereſſiert uns 
nicht! rechts.) Die polniſche Partei Danzigs ſteht 
nicht an, zu erklären, daß ſie eine Neuwahl des 
Volkstages ſehr begrüßen würde. (Hört, hört!) Im 
Zuſammenhang damit habe ich im Namen der pol— 
niſchen Gruppe zu erklären, daß wir für den An— 
trag ſtimmen werden. 

Selbſtverſtändlich werde ich Ihnen auch im 
Rahmen der mir zugeteilten kurzen Redezeit, gegen 
welche Beſchränkung ich bereits wiederholt pro— 
teſtierte, erklären, aus welchen Motiven wir das 
tun. Zweifellos ſteht feſt — und das haben auch 
die Verhandlungen vor dem Obergericht erwieſen, 
daß die letzte Volkstagswahl nicht unparteiiſch er⸗ 
folgt iſt. Wir als polniſche Partei beziehungsweiſe 
polniſche Gruppe haben feſtgeſtellt, daß wir in der 
Wahlzeit terroriſiert worden ſind. Ich will gern 
zugeben, daß die oberen Stellen der Regierung da— 
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(Budzynſki, Abgeordenter) 

mit zweifellos nicht einverſtanden geweſen ſind, 
jedenfalls ſind wir aber von untergeordneten Stel- 
len beziehungsweiſe von Ihren Parteiangehörigen 
in der freien Ausübung unſeres Wahlrechtes ſehr 
ſtark behindert worden. (Siehe Oberſchleſien! rechts.) 
Jeder wird zugeben müſſen, daß die Wahl ſelbſt 
unter größter Bedrückung und Verfolgung, ſogar 
unter großem Terror geſtanden hat. Es ſind nicht 
nur Ueberfälle auf der Straße, ſondern auch in den 
Wohnungen vorgekommen, es ſind der polniſch den— 
kenden Bevölkerung nationale Abzeichen entriſſen 
worden, die Leute ſind in ihren Wohnungen über⸗ 
fallen worden und es ſind ſchließlich bei der Aus— 
zählung der Stimmen verſchiedene Uebergriffe 
vorgekommen. 

Ich führe dieſe Tatſachen hier deshalb an, da— 
mit, wenn eine Neuwahl ſtatfinden ſollte, für der⸗ 
artige Vorkommniſſe auf Danziger Boden kein 
Raum mehr ſein darf und dieſe Neuwahl meiner 
Anſicht nach nur durchgeführt werden könnte, wenn 


hierzu eine unpartetiikhe internationale Stelle, 


eingeſetzt würde. (Unruhe. — Pfui⸗Rufe rechts.) 
Nur dadurch wäre die Gewähr gegeben, daß eine 
Wahl in Danzig unparteiiſch vorgenommen wird. 
(Unerhört! Zurufe rechts. — Unruhe.) Im Namen 
der polniſchen Gruppe habe ich zu erklären, daß wir 
für den Antrag (Zurufe.) 

Präſident: Ich bitte, den Herrn Redner nicht zu 
ſtören! 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): ſtimmen wer⸗ 
den; denn wir glauben, daß wir, wenn wir unbe— 
hindert unſer Wahlrecht ausüben dürfen, wir nicht 
nur dem Freiſtaat Danzig ſondern auch der übri- 
gen Welt den Beweis liefern können, daß in 
Danzig mehr Polen vorhanden ſind, als Sie an— 
nehmen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen zu Punkt 1 
der Tagesordnung liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Ausſprache. Wir kommen zur Abſtimmung. Gemäß 
§ 33 der Geſchäftsordnung des Volkstages muß 
über den Auflöſungsantrag namentlich abgeſtimmt 
werden. Wer für die Annahme des Antrages iſt, 
bitte ich, eine weiße Ja-Karte abzugeben, wer 
gegen die Annahme iſt, eine rote Nein-Karte, wer 
ſich der Stimme enthalten will, eine Karte mit der 
Aufſchrift „Enthalte mich“. Ich fordere die Abge— 
ordneten auf, die Plätze einzunehmen, und bitte 
die Beiſitzer, die Karten einzuſammeln. Die 
namentliche Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch 
ein Abgeordneter eine Karte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Ich 
gebe das Ergebnis der Abſtimmung bekannt. Be— 
teiligt”) haben ſich 69 Abgeordnete, davon ſtimmten 
29 mit Ja, 40 mit Nein. Der Antrag der Abg. 
Brill, Kurowski, Weiſe und Fraktionen auf Auf- 
löſung des Volkstages iſt abgelehnt, da er gemäß 
Artikel 9 der Verfaſſung nicht die Mehrheit der 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 69, davon mit Ja 29, mit Nein 40, 

Geſtimmt haben mit „Ja“: Abg. Brill, Budzynſki, 
Broſt, Formell, Gamm, Godau, Günther, Höhn, Klein, 
Knauſt, Kruppke, Kurowſki, Langnau, Lendzion, Mali⸗ 
kowſki, Mau, Moritz, Müller (Gertrud), Plenikowſfki, 
Poſack, Potrykus, Schmich, Schmidt, Dr. Stachnik, Stein⸗ 
brück, Töpfer, Weber, Weiß, Wichmann. 

Geſtimmt haben mit „Nein“: Abg. Dr. Appaly, 
Bartſch, Bertling, Beyl, v. Boettcher, Braun, Buſch, 
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geſetzlichen Zahl der Mitglieder des Volkstages (O) 


erhalten hat. (Lebhaftes Bravo! und Hände— 
klatſchen rechts.) 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 14 des Abg. Dr. 
Stachnik u. Fr. betr. Verhalten der Polizei⸗ 
beamten während der Volkstagswahl 1935. 

Druckſache Nr. 43. — Es liegt zu Punkt 2 der 
Tagesordnung ein Antrag des Herrn Abg. Dr. 
Thimm und Fraktion vor, die Redezeit für die Be- 
gründung auf 10 Minuten feſtzuſetzen. Wer dieſen 
Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Das Wort 
zur Begründung der Großen Anfrage Nr. 14 hat 
der Herr Abg. Klein. 

Klein, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! Die 
Große Anfrage der Zentrumsfraktion iſt einge— 
bracht, um die Regierung zu befragen, was ſie ge— 
gen die Polizeibeamten unternommen hat, bezw. 
zu unternehmen gedenkt, die, wie das Obergericht 
feſtſtellt, pflichtwidrig, um nicht einen ſchärferen 
Ausdruck zu gebrauchen, gehandelt haben. Die Po— 
lizeibeamten haben die Verpflichtung, aufgrund 
der Verfaſſung und des Beamteneides die ſchutz— 
ſuchenden Bürger mitſamt ihrem Beſitztum zu 
ſchützen. Die Beamten werden allgemein aus 
Mitteln ſämtlicher Steuerzahler beſoldet und nicht 
aus dem Steueraufkommen der jeweiligen Regie— 
rungspartei. (Sehr richtig!) Wer ſich aus eigener 
Anſchauung von den Ueberfällen überzeugt hat, 
kann ſich ein Bild machen, mit welcher Brutalität 
dieſe verübt worden ſind. (Zwiſchenrufe.) Es iſt 
mit einem Rechtsſtaat, der auf demokratiſcher 
Grundlage aufgebaut iſt, unvereinbar, Beamte zu 
beſolden, die den ganzen Polizeiapparat in Miß⸗ 
kredit bringen. (Zurufe rechts.) Wo ſoll es hin⸗ 
führen, wenn in weiteſten Kreiſen der Danziger 
Bevölkerung die Anſicht immer weiter um ſich 
greift, daß die Polizei nicht in der Lage iſt, den 
Schutz der Perſonen und des Eigentums zu über— 
nehmen. (Sehr richtig! beim Zentrum.) 

Es muß vornehmſte Aufgabe jeder Regierung 
ſein, alles zu verhindern, was den Anſchein er— 
wecken könnte, die Polizei ſei parteiiſch eingeſtellt. 
(Sehr richtig! beim Zentrum.) Das Obergericht 
hat in ſeinem Arteil klar und deutlich feſtgeſtellt, 
daß die Polizei tatſächlich in verſchiedenen Fällen 
verſagt hat. Im Urteil heißt es ausdrücklich, daß 
ein für das Ergebnis der Wahl erhebliches Ver⸗ 
ſagen der Polizei in den Fällen Mantau, Viktoria⸗ 
garten, Zoppot, Händel, Ziemathies, Katholiſche 
Spielſchule und Katholiſches Pfarramt Neuteich 
und in den Fällen Alex und Höhn in Roſenberg 
feſtgeſtellt wurde. (Das ſtimmt nicht, das iſt nicht 
wahr! rechts.) Leſen Sie das Obergerichtsurteil 
nach. 

Präſident: 
ſtören. 


Ich bitte, den Redner nicht zu 


Ehrlichmann, Fieguth. Gall, Gobert, Guttzeit, Harder, 

Heldt, Heß, Johſt, Kamer, Kindel, Kowalke, Krampitz, 

Lange, Leufgen, Maaß, Manteuffel, Nicklas, Niſpel, Patzke, 

Rabe, Schelm, Schories, Schramm, Schulz, Stein, Sukatus, 

Temp, Dr. Thimm, Tolius, Waſchke, Wilhelm, Dr. Willers. 

0 se Stimmkarte gaben ab: Abg. Andres, Kapeller, 
eiſe. 


(D) 


(A) 


(B) 
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Klein, Abgeordneter (Z.): Die Vorfälle, die 
hier mit wenigen Worten vom Obergericht wieder⸗ 
gegeben worden ſind, enthalten ein trauriges Ka= 
pitel Danziger Politik im allgemeinen und ein 
trauriges Kapitel Danziger Polizei im beſonderen. 
Zu dem Fall Mantau in Stutthof iſt feſtgeſtellt 
worden, daß dieſer ſozialdemokratiſche Volkstags⸗ 
kandidat von Kriminalbeamten mißhandelt wor— 
den iſt. In dem Fall Viktoriagarten, Zoppot, iſt 
es dem Verhalten der Polizei zuzuſchreiben, daß 
der Lehrer Knauſt aus Zoppot trotz der Polizei⸗ 
beamten, die ihn begleiteten, ſchwer mißhandelt 
wurde, Die ſchweren Ausſchweifungen in Neuteich 
ſind ebenfalls auf ein Verſagen der Polizei zurück⸗ 
zuführen. Das Urteil jagt wörtlich: „Die ange- 
ſtellten Ermittlungen haben in ſämtlichen Fällen 
die Richtigkeit der erhobenen Vorwürfe ergeben. 
Sämtliche drei in Neuteich ſtationierten Polizei— 
beamten Otto, Schröder und Grigo haben bei die— 
ſen Vorfällen verſagt. In Roſenberg hat der dor⸗ 
tige Landjäger Klawuhn vollkommen verſagt.“ 
Es iſt vom Obergericht feſtgeſtellt worden, daß 
Klawuhn nichts unternommen hat, um im Falle 
Höhn die Volksmenge zu zerſtreuen. So konnte 
viel Sachſchaden begangen werden und Staats⸗ 
bürger wurden vor den Augen des anweſenden 
Polizeibeamten bedroht. 


Auch in dem noch ſchwebenden Zivilprozeß des 
Gutsbeſitzers Wienß aus Damerau iſt feſtgeſtellt 
worden, daß der dortige Landjäger eine geradezu 
lächerliche Rolle geſpielt hat, daß der Schutz der 
Polizei ein ungenügender war und daß ein Teil 
der Polizeibeamten verſagt hat. Wir weiſen auf 
die zahlreichen Ueberfälle während des Wahl⸗ 
kampfes hin. Allein der Sachſchaden dürfte ſich auf 
viele tauſend Gulden belaufen. (Zwiſchenrufe.) 
Ganze Wohnungen ſind demoliert worden. Die 
Zentrumspartei allein hat bei ihren Wählern 
über 600 zerſchlagene Fenſterſcheiben feſtgeſtellt. 
Bei einem Pfarrer wurden allein 78 Fenſterſchei⸗ 
ben eingeſchlagen. . 

Dieſe Ereigniſſe des April 1935 ſind kein Ruh⸗ 
mesblatt für die Danziger Polizei. Wir ſind uns 
klar, daß die überwiegende Mehrheit der Danziger 
Polizei dieſes Verhalten ihrer Kollegen genau ſo 
ſcharf mißbilligt wie wir. Es iſt ſicher, daß hier 
eine verſchwindende Minderheit das gute Anſehen 
einer Organiſation in Mißkredit bringt. Es muß 
Aufgabe der Regierung ſein, dafür zu ſorgen, daß 
die Polizei zu ſtrengſter Unparteilichkeit angehal⸗ 
ten wird. (Zurufe rechts.) Das haben wir auch ge⸗ 
tan. Die Polizei erfreut ſich weit und breit eines 
guten Rufes, ſo daß es unverſtändlich bliebe, wenn 
die Regierung hier tatenlos zuſähe, wie dieſes An⸗ 
ſehen der Polizei zerſtört wird. 


Sämtliche Polizeibeamte, denen vom Oberge— 
richt ein Verſchulden nachgewieſen wurde, verſehen 
noch heute ihren Dienſt als Polizeibeamte. Das 
iſt die Urſache, daß in einem großen Teil der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung das Gefühl der Schutzloſigkeit 
aufgekommen iſt; denn den Grundſatz der Danziger 
Verfaſſung, Diener der Geſamtheit und nicht einer 
Partei zu ſein, haben dieſe Beamte in gröbſter 
Weiſe verletzt. (Die haben doch zuerſt einmal 
Deutſche zu ſein! rechts.) 


Wenn der Senat glaubt, daß ſtrafrechtlich we- (O) 


gen der Amneſtie gegen dieſe Beamten nicht vor⸗ 
gegangen werden könne, jo ſtehen dem Senat ans 
dere Mittel zur Verfügung, dieſe ſchweren Dienſt⸗ 
vergehen zu ahnden. Wenn der Senat genau ſo 
wie das Obergericht das Vorgehen dieſer Polizei— 
beamten mißbilligte, dann dürften die Schuldigen 
heute nicht mehr den Rock eines Polizeibeamten 
tragen. Wir fragen daher auch, in welcher Weiſe 
den Senat gegen dieſe Beamten vorzugehen ge— 
enkt. 

Präſident: Das Wort zu der Beantwortung 
dieſer großen Anfrage hat der Regierungsvertreter, 
Herr Obergerichtsrat Dr. Kettlitz. 

Dr. Kettlitz, Obergerichtsrat: Meine Herren! 
Auf die Große Anfrage Nr. 14, Druckſache Nr. 43, 
beehrt ſich der Senat der Freien Stadt Danzig wie 
folgt zu antworten: 

Die Große Anfrage beruft ſich auf einige Feit- 
ſtellungen in dem ſogenannten Wahlurteil des 
Obergerichts der Freien Stadt Danzig vom 14. 
November 1935, wonach in einzelnen Fällen Po⸗ 
lizeibeamte pflichtwidrig gehandelt, beziehungs— 
weiſe erheblich verſagt hätten. Es kann und darf 
auf dieſe Verfehlungen, die ſämtlich als politiſche 
Verfehlungen anzuſehen ſind, nicht mehr zurückge— 
kommen werden, nachdem inzwiſchen das Amneſtie— 
geſetz vom 27. November 1935 ergangen iſt, das 
ſämtliche politiſchen Verfehlungen der Beamten 
ſtraffrei macht, und zwar auch in diſziplinariſcher 
Hinſicht. Ich bitte, ſich 8 4 des Geſetzes anzuſehen. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Kurowſki. 

Kurowſti, Abgeordneter (Z.): 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? — Die 
Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung. Zur Beſprechung liegt ein Antrag des Herrn 
Abg. Maaß und Fraktion vor, die Redezeit für die 
Ausſprache für alle Fraktionen und Gruppen auf 
eine Stunde feſtzuſetzen. Es erfolgt kein Wider⸗ 
ſpruch; es fit jo beſchloſſen. Davon entfallen auf die 
Nationalſozialiſten 35 Minuten, auf die Sozialde⸗ 
mokraten 11 Minuten, auf das Zentrum 8 Minu⸗ 
ten, auf die Gruppe Weiſe 3 Minuten, auf die 
Gruppe Plenikowſki 2 Minuten, auf die Polen 2 
Minuten. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (SPD.): M. D. u. H.! Die 
zahlreichen Prozeſſe, die überfallene Anhänger der 
Oppoſition aufgrund des Tumultſchadengeſetzes 
gegen viele Gemeinden im Freiſtaat mit Erfolg 
durchgeführt haben und durch welche die Gemeinden 
zur Zahlung von vielen Tauſenden Gulden verur⸗ 
teilt worden ſind, ſind wohl der beſte Beweis für 
das völlige Verſagen der Polizei während des ver⸗ 
floſſenen Wahlkampfes. Das Fauſtrecht, das die 
Nationalſozialiſten vielfach unter den Augen der 
Polizei, wie im Falle Ziemathis, Neuteich und 
Kruppke, Tiegenhof, gegen die Anhänger der Oppo⸗ 
ſition angewandt haben, hat dem Anſehen des Frei⸗ 
ſtaates ſehr geſchadet. Daß in unzähligen Fällen 
unſere Anhänger nachts in ihren Wohnungen über⸗ 
fallen und ſchwer mißhandelt wurden, iſt eine Er⸗ 
rungenſchaft der nationalſozialiſtiſchen Methoden, 
die wir während der Regierungszeit des ſogenann⸗ 


Ich beantrage 


(D) 
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(Mau, Abgeordneter) 


(A) ten „Syſtems“ nicht gekannt haben. (Dr. Appaly: 


Wir erinnern Sie nur an Horſt Hoffmann!) 
Ein weiterer Beweis für das Verſagen der 
Polizei iſt die Entſcheidung des Obergerichts, die 
in der Wahlanfechtungsklage der Oppoſitionspar⸗ 
teien gefällt wurde. Wenn in dieſem Urteil feſtge— 
ſtellt wurde, daß den Nationalſozialiſten in Zoppot 
und Danzig je 3 Prozent und in den drei Land— 
kreiſen je 10 Prozent der erhaltenen Stimmen ab— 
zuziehen ſind, jo iſt dadurch die amtliche Beſtäti— 
gung des Terrors der Nationalſozialiſten erfolgt, 
der nur möglich war, weil die Polizei verſagt hatte. 
Da die Oppoſition jetzt ſchon die Mehrheit aller 
Wähler umfaßt, fordern wir, daß endlich der ſchika— 
nöſen Behandlung von Anhängern der Oppoſition 
durch die Polizei Einhalt geboten wird. Die un⸗ 
zähligen Verhaftungen aus politiſchem Anlaß, die 
auch in letzter Zeit immer noch vorkommen, ent⸗ 
behren zum größten Teil jeder Begründung. Zum 


erheblichen Teil müſſen die Verhafteten ſchon von 


der Polizei wieder freigelaſſen werden. Nach un⸗ 
ſeren Feſtſtellungen iſt es noch nicht einmal die 
Hälfte aller Fälle, in denen einer Verhaftung aus 
politiſchen Gründen eine rechtskräftige Verurtei— 
lung folgt. 

In letzter Zeit mehren ſich wiederum die Fälle, 
in denen unſere Anhänger ohne Grund in Schutz 
haft genommen werden. Man muß an der Objek- 
tivität der Polizeigewalt zweifeln, wenn, wie im 
Falle unſeres Vertrauensmannes von Ladekopp, 
Rexin, vor deſſen Wohnung die Nationalſozialiſten 
demonſtrierten und ſeine Frau bedrohten, weil er 


(B) Unterſchriften gegen den Abzug der Zwangsbei⸗ 


träge für die Bauernkammer geſammelt hatte, der 
Betreffende in Schutzhaft genommen wurde, nicht 
aber die Nationalſozialiſten, die an dem Ueberfall 
auf ſeine Wohnung beteiligt waren. Wir erheben 
dagegen Proteſt, (Sie haben überhaupt nicht zu 
proteſtieren! rechts) daß Arbeiter in Ausübung 
ihrer ſtaatsbürgerlichen Rechte in Schutzhaft ge— 
nommen werden, während die Unruheſtifter von 
der Polizei nicht behelligt werden. In Damerau 
wurden unlängſt zwei Arbeiter in Schutzhaft ge— 
nommen, weil ſie angeblich Plakate, die ſich gegen 
die Nationalſozialiſten wenden, geklebt haben ſol⸗ 
len, ohne daß jedoch von der Polizei der Beweis 
für dieſe Behauptung geführt werden konnte, daß 
ſie die Täter waren. Auch dagegen erheben wir 
Proteſt, da es Sache des Gerichts iſt, feſtzuſtellen, 
ob ſich jemand ſtrafbar gemacht hat oder nicht. 

Ein recht trübes Kapitel ſind auch die Metho— 
den, die von einem Teil der Kriminalbeamten bei 
den Vernehmungen politiſcher Häftlinge angewen— 
det werden. Im September vorigen Jahres hat 
aufgrund zahlreicher Anzeigen ein Ermittlungs⸗ 
verfahren gegen eine Reihe von Beamten der poli— 
tiſchen Polizei ſtattgefunden, in denen dann feſt— 
geſtellt worden iſt, daß ſich eine große Zahl dieſer 
Beamten aus politiſchen Beweggründen der 
ſchwerſten Amtsvergehen, nämlich der Mißhand— 
lung Gefangener und der Freiheitsberaubung im 
Amt ſchuldig gemacht haben. 

Bedauerlicherweiſe iſt auch dies Verfahren 
durch das Amneſtiegeſetz eingeſtellt worden. (Da 
können wir auch die Rede einſtellen! — Heiterkeit.) 
In zahlreichen Fällen ſind wiederum in letzter Zeit 
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Ueberfälle auf Anhänger der Oppoſition durch Na⸗ 
tionalſozialiſten erfolgt. Wir bedauern, daß die 
Polizei nicht in der Lage iſt, den Staatsbürgern 
den ihnen zuſtehenden Schutz zu gewähren. (Er⸗ 
höhen Sie den Etat, damit jeder von Ihnen einen 
Poliziſten bekommt! — Heiterkeit.) In Ohra iſt es 
in den letzten Wochen wiederholt zu ſolch ſchweren 
Ueberfällen mit ſchweren körperlichen Verletzungen 


verhindert wurden. — Wiederholt ſind auch Ueber: 
fälle, die ſich leider ebenfalls faſt wöchentlich wie— 
derholen, auf Anhänger der ſozialiſtiſchen Arbeiter— 
jugend nach dem Verlaſſen ihrer Heimabende er— 
folgt. Sonderbarerweiſe ſind die Ueberfallenen 
dann vielfach ins Polizeipräſidium überführt 
worden. Als in einem Fall der Leiter der ſozialiſti⸗ 
ſchen Arbeiterjugend auf dem Polizeipräſidium 
wegen der Freilaſſung des verhafteten und über— 
fallenen Jugendgenoſſen intervenierte, wurde er 
von zwei dienſttuenden Beamten in der gröbſten 
Weiſe beleidigt und mit Tätlichkeiten bedroht. (Sie 
werden ſich wohl danach benommen haben! rechts.) 


den Nationalſozialiſten.) das Einſchreiten der zus 
ſtändigen Polizeibehörden gegen dieſe Mißſtände. 
Wir verlangen unſere verfaſſungsmäßigen Rechte 
und Freiheit! (Pfui! rechts. Deine Freiheit! 
Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Klein. 

Klein, Abgeordneter (Z.): Mit der Erklärung, 
die von ſeiten der Regierung abgegeben wurde, 
können wir uns in keiner Weiſe einverſtanden er⸗ 
klären. Es wurde vom Herrn Senatsvertreter ge— 
ſagt, daß dieſe Verfehlungen unter die Amneſtie 
fielen. Ich möchte feſtſtellen, daß die Polizeibeam⸗ 
ten nicht als Parteimänner Verfehlungen begin- 
gen, ſondern als Polizeibeamte. Als Polizeibeamte 
haben ſie die Pflicht, die Bürger zu ſchützen, die ſie 
um Schutz anrufen. Wir haben gerade wegen dieſer 
Verhältniſſe die Große Anfrage eingereicht, damit 


der Schutz der Danziger Staatsbürger durch die 


Polizei gewährleiſtet wird. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (Gruppe Plenikowſfki): 
Die Große Anfrage Nr. 14 beſchäftigt ſich mit dem 
Verhalten der Polizeibeamten während der Wolfs- 
tagswahl. Wir ſchließen uns voll und ganz den 
Ausführungen der Vorredner an. Man hätte er⸗ 
warten können, daß der Senat gegen die Beamten 
eingeſchritten wäre, die pflichtwidrig gehandelt 
haben, um damit dem Willen der Bevölkerung 
Rechnung zu tragen. 

Die Große Anfrage beſchäftigt ſich u. a. auch mit 
dem Polizeibeamten Grigo aus Neuteich. Trotz der 
Großen Anfrage hat dieſer Beamte es für notwen⸗ 
dig erachtet, gegenüber den Notſtandsarbeitern, die 
es ablehnten, die Hand zum Hitlergruß zu erheben 
und deshalb Strafarbeit leiſten mußten, die Aeuße⸗ 
rung zu tun: „Eigentlich mußten Sie gleich in die 
Zelle!“ Solche Aeußerungen von Polizeibeamten 
werden aufgrund der Erfahrungen, die die Bevölke— 
rung während der Wahl durch die Polizeibeamten 
und bei Vernehmungen auf dem Polizeipräſidium 
machte, nicht dazu beitragen, Vertrauen zu der 
Mehrheit der Polizei zu gewinnen. (Ei in Ruß⸗ 


gekommen, (Zuruf) ohne daß ſie durch die Polizei 


( 


— 


O) 


Wir fordern (Sie haben garnichts zu fordern! bei 


D) 


(A 


— 


) 
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land! bei den Nationalſozialiſten.) Wenn man die ſtarb, haben wir von uns aus die Verhaftung des (C) 


Protokolle über Mißhandlungen von Perſonen auf 
dem Polizeipräſidium durchlieſt, die bekanntlich der 
Staatsanwaltſchaft übergeben ſind, müßte man er⸗ 
warten, daß der Senat ſelbſt ein Intereſſe hätte, 
die Anſchuldigungen zu klären, die gegen die Kris 
minalpolizei erhoben worden ſind und ſie nicht als 
politiſche Vergehen hinſtellen. 

Der Wille der überwiegenden Mehrheit der 
Danziger Bevölkerung it, daß die Anſchuldigungen 
gegen die Polizeibeamten, insbeſondere gegen die 
Kriminalbeamten, betreffend Mißhandlung von 
Perſonen in öffentlicher Gerichtsverhandlung ge— 
klärt und die als ſchuldig befundenen Beamten zur 
Rechenſchaft gezogen werden. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Appaly. 

Dr. Appaly, Abgeordneter (NSDAP.): Meine 
Parteigenoſſen, m. H. von der Oppoſition! Es lohnt 
wahrhaftig nicht, über dieſe erledigte Sache noch 
viel Worte zu machen. Aber wenn man hier hört, 
daß von Ihnen (nach links) ausgerechnet das Wort 
Terror in die Debatte geworfen wird, ſo geht einem 
denn doch der Rogen hoch. Aus meiner nicht gerin- 
gen Erfahrung kann ich Ihnen zwei Fälle nennen, 
wo Ihre Polizei ganz grenzenlos verſagt hat, ſo daß 
in einem Falle damit der Tod unſeres Horſt Hoff— 
mann zuſammenhängt. Das vergeſſen Sie alles. 
(Zwiſchenrufe.) Sie müſſen nicht an die vielen klei— 
nen Dinge denken, die hier durchgekaut werden. Das 
Wichtigſte iſt ſchließlich das, daß im Staate heute 
eine ſo allgemeine Ordnung herrſcht, wie noch nie zu— 
vor. (Zuſtimmung rechts. —Zurufe links.) Zu Ihrer 
Zeit (nach links) war es ſo, daß man nicht durch 
die Straßen gehen konnte. Bevor wir an die Re— 
gierung kamen, war es unmöglich, durch die Alt— 
ſtadt zu gehen, ohne daß einem Blumentöpfe nach— 
geworfen wurden. Und wie verhielt es ſich damals 
vor der Machtübernahme in Deutſchland? Was hat 
ſich dort abgeſpielt? Da wollen die Kommuniſten 
heute noch von Terror reden? (Abg. Moritz: Sie 
wollten doch aus Ihrem Bezirk erzählen!) 

Präſident: Ich bitte Ruhe zu halten. Herr Abg. 
Dr. Appaly hat das Wort. 

Dr. Appaly, Abgeordneter (NSDAP.): Wenn 
die Kommuniſten von Terror reden, ſo iſt das 
lächerlich. Wenn die Herren von der Sozialdemo— 
kratie, die bei Gott die ganzen nationaljozialijtis 
ſchen Blutopfer im neuen deutſchen Reich auf dem 
Gewiſſen haben, von Terror reden wollen, ſo iſt das 
geradezu unglaublich. Wenn das fromme Zentrum, 
die Herren mit den weichen Pfötchen, von polizei— 
lichem Schutz reden wollen, ſo erinnere ich Sie an 
Brüning. Unter deſſen Herrſchaft war es, daß Hit⸗ 
lerjungen im Anblick der hohnlachenden Polizei 
zerſtochen wurden. Ich war dabei, als Hitler 1931 
in Elbing ſprach. Die rote Polizei ſaß hohnlachend 
auf den Pferden, als der Mob durchbrach und bei— 
nahe unſeren Führer um die Ecke gebracht hätte. 
Dieſe Geſellſchaft will hier etwas erzählen. (Hin⸗ 
aus! bei den Nationalſozialiſten.) 

Schamlos war das Verhalten der oppoſitionellen 
Polizei nach dem Morde an Horſt Hoffmann. Ich 
bin dabei geweſen und kann es Ihnen wahrheits— 
getreu vom erſten bis zum letzten Augenblick be= 


richten. Als Horſt Hoffmann in unſeren Armen! 


ganzen Geſindels, dieſes Takelzeugs, veranlaßt. 
Wenn wir das nicht getan hätten, ſo liefen dieſe 
Leute heute noch frei herum. (Zwiſchenrufe.) 

Präſident: Herr Abg. Dr. Appaly ſpricht, ſonſt 
niemand. 

Dr. Appaly, Abgeordneter (NSDAP.): Die 
Polizeibeamten wußten damals, daß es ſich um 
eine Mörderbande handelte, die eingeliefert wurde. 
Die Polizeibeamten gingen damals mit Ihnen 
(nach links) konform. Es wurde geſagt, jeder der 
Vorgeführten ſolle irgend ein Papier vorlegen, da⸗ 
mit „die Herren“ wieder freigelaſſen werden könn⸗ 
ten. Meine lieben Parteigenoſſen, da habe ich ge— 
jagt: „Die Herren? — dieſe Lumpen und Mörder: 
bande!“ (Sehr richtig! rechts.) Wenn Sie dieſe Ihre 
Leute (nach links) ſpäter im Gerichtsſaal geſehen 
haben, müſſen Sie ſich in Grund und Boden ſchämen 
(Lebhafter Beifall rechts). Dieſes Untermenſchen⸗ 
tum, zum Teil ſchwachſinnige Verbrecher, das iſt 
Ihre Leibgarde geweſen. Und da wollen Sie hier 
von Terror reden! Wir wollen Ihnen hier einmal 
das Gedächtnis etwas auffriſchen, wenn Sie ſich 
hier über Dinge beſchweren, an denen Sie im 
Grunde ſelbſt ſchuldig ſind. — (Anhaltender Bei— 
fall rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Präſident 
des Senats. 

Greiſer, Präſident des Senats: M. H.! Ich 
könnte es mir an ſich leicht machen und mich auf 
denſelben Standpunkt ſtellen, den der Senat in 
ſeiner Geſamtheit hier hat vortragen laſſen, näm— 
lich, daß dieſe Vorwürfe, die in den Anfragen zum 
Ausdruck gekommen ſind, durch das Amneſtiegeſetz 
überholt und damit erledigt ſeien. 

Aber ich möchte dieſes Mal nicht als Senats— 
präſident, ſondern in meiner Eigenſchaft als Sena- 
tor des Innern hierzu Stellung nehmen, und ich 


glaube, ich kann das mit doppeltem Recht tun. Ein- 


mal bin ich ja der oberſte, direkte Dienſtvorgeſetzte, 
der beſchuldigten Polizeibeamten, wie überhaupt 
der geſamten Polizei und andrerſeits, m. H. von 
der Oppoſition, glaube ich auch ein rein menſch— 
liches und politiſches Recht dazu zu beſitzen. Ich bin 
in dieſem Hauſe einer derjenigen, der, wie ich 
glaube, in ſeinem Leben am meiſten mit den poli— 
zeilichen Dienſtſtellen und Beamten in Berührung 
gekommen iſt, ſei es durch Geldſtrafen, ſei es durch 
Gefängnis, jei es durch den Gummiknüppel, ſei es 
durch blutige Wunden. (Blutige Wunden? links.) 
Wenn Sie das nicht wiſſen, ſo will ich es Ihnen 
jagen: Ich bin heute noch meinem Schöpfer dank: 
bar, daß Adolf Hitler im Reich zur Regierung kam, 
ſonſt hätte ich einige Monate in Deutſchland ab— 
ſitzen müſſen. (Sie Märtyrer! links.) Ich komme 
mir auch genau ſo vor! 

Aber, m. H., ich will in meiner Eigenſchaft als 
Senator des Innern hierzu Stellung nehmen. Ich 
glaube, alle dieſe Anwürfe gehen von ganz falſchen 
Vorausſetzungen aus. Sie nehmen das Arteil des 
Obergerichts als Grundlage dafür, daß Sie den be— 
treffenden Polizeibeamten den Vorwurf machen zu 
können glauben, ſie hätten verſagt. Ich glaube, 
man darf nicht ſo einſeitig ſein und nur vom Urteil 
des Obergerichts ausgehen. Der Polizeibeamte iſt 
ja letzten Endes in ſeiner dienſtlichen Einſtellung 
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(Greiſer, Präſident des Senats) 
und in der Handhabung ſeiner dienſtlichen Gewalt 
nicht abhängig vom Obergericht, ſondern von den 


Weiſungen, die er von ſeiner vorgeſetzten Dienſt⸗ 


ſtelle bekommt. (Sehr richtig! rechts.) Und letzten 
Endes, m. H. von der Oppoſition, iſt ja der Poli⸗ 
zeibeamte nicht ein akademiſch vorgebildeter Juriſt 
und Verwaltungsbeamter, der nach verfajjungs- 
rechtlichen Grundſätzen ſeinen Dienſt ausübt, ſon⸗ 
dern ein Menſch aus Fleiſch und Blut, der auf der 
Straße ſteht und gegen den einſchreitet, der ſich 
gegen die ſtaatliche Autorität vergeht. (Lebhafte 
Zuſtimmung! Beifall.) 

Es iſt davon geſprochen worden, die Polizeibe— 
amten hätten die Pflicht, alle zu ſchützen und daß 
dieſe Vorfälle die geſamten Polizeibeamten in 
Mißkredit gebracht hätten. Wenn das ſo weiter⸗ 
ginge, daß ich es zuließe, im Einvernehmen mit 
dem Herrn Polizeipräſidenten und der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Fraktion, daß hier derartige An— 
fragen geſtellt und diskutiert werden, dann glaube 
ich, litte die Autorität und die Dienſtfreudigkeit der 
Polizeibeamtenſchaft und dann erſt würde die ge— 
ſamte Polizei in den Mißkredit geraten, den Sie 
hier angeführt haben. 

Die Polizei gerät in Mißkredit, wenn es ge— 
ſchehen kann, daß ein Polizeiwachtmeiſter, wie der 
Herr Poſack, ſich hinter feine Immunität als Abge— 
ordneter verſchanzt und ſich erlaubt, hier eine An— 
frage einzubringen, die ſich mit ſeinem Dienſtvor— 
geſetzten Major Stach befaßt. Solches Vorgehen 
nimmt den Polizeibeamten die Dienſtfreudigkeit 
und untergräbt die Autorität einer militäriſch auf— 
gebauten Truppe, die jede Polizei ſein muß. Ich 
werde wohl Mittel und Wege finden, daß das in 
Zukunft unmöglich ſein wird. Ich habe leider nicht 
die Möglichkeit, Herrn Poſack auf dem Diſziplinar⸗ 
wege zu beſtrafen, verdienen würde er es! Herr 
Poſack iſt einer, der es verdient, daß ihm der 
bunte Rock ausgezogen wird, aber nicht die Beam— 
ten, die nur ihre Pflicht getan haben! (Stürmiſcher 
Beifall.) 

Gewiß, es iſt im Wahlkampf — er liegt ein 
Jahr zurück — hier und da einmal eine Fenſter— 
ſcheibe eingeſchlagen worden und es iſt hier und da 
auch einmal ein Angehöriger der Minderheit oder 
der Oppoſition oder irgendeiner (Unruhe — Glocke 
des Präſidenten) politiſchen Gruppe oder auch je— 
mand, der überhaupt nichts mit der Politik zu tun 
hatte, vermöbelt worden. Das hat an ſich noch nie 
jemanden geſchadet, wir ſind früher alle auch ge— 
legentlich verprügelt worden. Aber, m. H., die Dan⸗ 
ziger Polizei hat, ſeitdem wir regieren, in zuneh— 
mendem Maße, man könnte ſagen, von Monat zu 
Monat in ſteigendem Maße, nicht nur die Autori⸗ 
tät des Staates ſondern auch die Sicherheit in der 
Oeffentlichkeit dieſes Staates repräſentiert. (Star⸗ 
ker Beifall.) 

Niemals ſind unter Ihrer Regierung, m. H., 
(nach links) bei Morden oder irgendwelchen Straf— 
fällen die Aufklärungen ſo ſchnell erfolgt, wie jetzt 
durch unſere Polizei. (Wir helfen die Täter ermit⸗ 
teln! links.) Das iſt eine Sache für ſich; dazu iſt ja 
jeder Staatsbürger verpflichtet, dabei zu helfen. 
Aber, m. H., wenn Sie hier Vorwürfe erheben, ins⸗ 
beſondere die Zentrumsfraktion, und verlangen, 
daß gegen dieſe langjährigen Polizeibeamte Diſzi⸗ 
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plinarverfahren eingeleitet werden, ja, man ſollte 
ihnen ſogar die Uniform ausziehen, da antworte 
ich Ihnen: Nein! Ich ſtelle mich als oberſter Dienſt⸗ 
vorgeſetzter vor meine geſamte Polizeibeamtenſchaft 
und ſage: Ich dulde es nicht mehr, daß irgendein 
Wachtmeiſter meiner Polizei hier von der Oppo⸗ 
ſition, die nicht die Vertretung der deutſchen Bevöl⸗ 
kerung Danzigs darſtellt, diffamiert wird. (Lebhaf⸗ 
ter Beifall.) Diffamiert man dieſen Wachtmeiſter, 
dann diffamiert man mich und ich werde Mittel 
und Wege finden, um mich dagegen zu ſchützen. In 
Zukunft werde ich verlangen, daß jeder Polizeibe⸗ 
amte weiterhin ſeine Pflicht tut und insbeſondere 
den Elementen gegenüber, die ſich deſtruktiv gegen 
den Staat und die beſtehende Ordnung einſtellen, 
die auch durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
vertreten wird. Jeder Hieb mit dem Gummiknüp⸗ 
pel gilt als von mir geſchlagen und jede Kugel, die 
der Wachtmeiſter aus ſeiner Piſtole losläßt, die 
gilt als von mir geſchoſſen! (Starker anhaltender 
Beifall recht.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Mau. 


Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Nach dieſen 
Ausführungen verzichte ich auf mein Wort. 
(Bravo! links.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 


nicht vor. Die Große Anfrage, Druckſache Nr. 43, 
iſt erledigt. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 
auf: 
Große Anfrage Nr. 16, betr. Abhaltung 
parteipolitiſcher Schulfeiern. 
Druckſache Nr. 45. Hierzu liegt der Antrag des 
Herrn Abg. Maaß u. Fr. vor, die Redezeit für die 
Begründung auf zehn Minuten feſtzuſetzen. Wer 
dieſen Antrag annehmen will, den bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſ— 
ſen. Das Wort zu Punkt 3 der Tagesordnung hat 
die Frau Abg. Müller. 
Müller, Frau, Abgeordnete (SPD.): Faſt 


ſcheint es, als wenn die nationalſozialiſtiſche Frak— 


tion heute unter dem Motto „Freut euch des Le— 
bens“ hier iſt. Die Große Anfrage der ſozialdemo— 
kratiſchen Fraktion (lebhafte Zwiſchenrufe rechts) 
möchte ich wie folgt begründen. — 

Präſident: Ich bitte um Ruhe, das Wort hat 
Frau Abg. Müller! 

Müller, Frau, Abgeordnete (SPD): In den 
letzten Jahren fanden in allen Schulen aus Anlaß 
parteipolitiſcher Errungenſchaften der NSDAP. 
Feiern ſtatt. Alle Schulen wetteiferten mit Beſchaf— 
fung von Hakenkreuzfahnen und begingen große 
Fahnenweihen. Man hörte die Führer der Partei, 
man machte Feiern, wie die Horſt-Weſſel-Feier 
u. a. Ja man feierte oft mehr, als daß man Unter⸗ 
richt durchführte. Wir erwarten, daß der Präſident 
des Senats, der dem Beſchluß des Völkerbundsrats 
am 24. Januar zuſtimmte, im Senat veranlaſſen 
würde, dieſe Verhältniſſe zu ändern. Doch das ge= 
ſchah nicht. Statt deſſen fanden am 30. Januar, am 
Tage als der Führer der NSDAP. Deutſchlands 
Reichskanzler wurde, auf Anordnung des Senators 
Boeck in allen Schulen Feiern ſtatt. Die Teilnahme 
war Zwang, da man erſt Unterricht erteilte, dann 
die Kinder nicht fortließ und ihnen erklärte, es ſei 
Schulzwang. Die Ausgeſtaltung dieſer Feiern war 
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(Müller, Frau, Abgeordnete) 
dem Schulleiter, dem Schulwart, dem Vertreter des 
nationalſozialiſtiſchen Lehrerbundes und dem Hit- 
lerjugendwart übertragen. 

Wir fragen an: mit welchem Recht werden 
Mitglieder von Parteiformationen von der Schul- 
leitung zur Ausgeſtaltung von Feiern mit heran⸗ 
gezogen. Jede bisher ſtattgefundene Feier war eine 
politiſche Kundgebung. Wir haben am 27. Januar 
dem Senat eine Große Anfrage überreicht und auf 
die Verfaſſungswidrigkeit der Art ſolcher Feiern 
hingewieſen. Alle bisher ſtattgefundenen Feiern 
ſind durch das Hiſſen der Hakenkreuzfahne, durch 
das Antreten der HJ. verſehen mit Dolchen, durch 
das Uniformtragen der Lehrer allein ſchon ein Ver— 
ſtoß gegen die Verfaſſung. 

Was die Ausgeſtaltung der Feſte anbetrifft, ſo 
weiſe ich darauf hin, daß ſie einen ausgeſprochenen 
parteipolitiſchen Charakter tragen, und zwar durch 
den Zwang zum Fahnengruß, durch das Singen 
parteipolitiſcher Lieder, durch das Vortragen von 
Gedichten und Sprechchören, die den Haß gegen An— 
dersdenkende zum Ausdruck bringen und in der 
Hauptſache durch die Reden des Schulleiters ſelbſt, 
die dem Feſt das Gepräge geben ſollen. Gar zu oft 
waren dieſe Reden durchſetzt von Beſchimpfungen 
gegen die Oppoſition, alſo gegen die Eltern der 
Kinder und oft auch gegen die Kinder ſelbſt, So 
führte ein Leiter der Schule am 30. Januar fol⸗ 
gendes aus: „Alle Meckerer und Stänkerer Dan— 
zigs, die zum Oberkommuniſten Litwinow laufen, 
ſtempeln ſich ſelbſt.“ Bei der Erklärung, was der 
30. Januar für die Danziger Jugend bedeute, 
ſagte er: „Wenn der Tag der Freiheit kommt, 
d. h. die Vereinigung mit dem deutſchen Mutter- 
lande, müſſen wir aufpaſſen, daß die Danziger 
Meckerer nicht fortlaufen und in Prag und War⸗ 
ſchau gegen Deutſchland weiter hetzen.“ (Sehr 
richtig! rechts.) Wie oft ſchon haben Kinder ſich 
beklagt, daß Lehrer oder Rektoren der Schulen 
ihre Eltern Landesverräter nennen oder in anderer 
gröblicher Art beſchimpfen. Deshalb fragen wir an: 
Billigt der Senat die Durchführung dieſer Veran— 
ſtaltungen und wird er ſie in Zukunft dulden? 
Falls ja, möchte ich im Namen der Eltern die zur 
Oppoſition gehören und nicht klein an Zahl ſind, 
folgendes erklären: Wir als Erziehungsberechtigte 
unſerer Kinder erwarten vom Senat, daß er die 
einſeitige Parteipolitik aus den Schulen entfernt. 
Wir fordern, daß der aufgeſtellte Lehrplan durch— 
geführt und nicht durch parteipolitiſche Feiern uns 
terbrochen wird. Wir erwarten, daß das Uniform— 
tragen der Lehrer im Dienſt unterſagt wird. Wir 
erwarten, daß die Werbung für die nationaljozia= 
liſtiſche Jugendbewegung bei Feiern während der 
Schulzeit den Schülern wie dem Lehrperſonal ver— 
boten wird. Wir lehnen es aber vor allem ab, daß 
unſere Kinder zur Teilnahme an dieſen Feiern ge= 
zwungen werden. Wir erwarten, daß aufgrund des 
Artikels 107 der Verfaſſung unſere Kinder als 
Andersdenkende nicht verletzt, nicht beſchimpft und 
nicht gemaßregelt werden. (Sehr richtig! links.) 

Was geſchah, wenn Eltern ihre Kinder durch 
Entſchuldigung von den Schulfeiern befreiten? In 
den meiſten Fällen wurden die Kinder ohne Auf— 
ſicht und ohne beſchäftigt zu werden, in ein Klaſ⸗ 


ſenzimmer geſetzt. Auf die Frage einer Mutter, [Großen Anfrage.) 
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warum die Kinder nicht nach Haufe dürften, wurde (O 


ihr geantwortet; „Zur Strafe müſſen ſie hier blei⸗ 
ben, bis die Feier beendet ſei.“ In einer andern 
Schule wird einem Schüler, nachdem der Lehrer 
ſeine Entſchuldigung geleſen hat, mit erhobener 
Hand zugerufen: „Am liebſten möchte ich Dir eine 
herunterhauen, iſt Dein Vater etwa Kommuniſt?“ 
Der Rektor einer Mittelſchule erlaubte ſich etwas 
ganz beſonderes. Nachdem er das Entſchuldigungs⸗ 
ſchreiben eines Schülers kannte, beſtellte er den 
Vater zur Schule und nach langer Unterredung 
erklärte er ihm, daß er niemand von dieſen Veran⸗ 
ſtaltungen befreien könne und daß, falls das Kind 
bei einem der nächſten ſolcher Anläſſe fehlen würde, 
es aus der Schule entfernt würde. Solche und ähn⸗ 
liche Fälle könnte ich mehr vortragen und ſo die 
unhaltbaren Zuſtände in den Schulen beweiſen. 
Im Namen aller Frauen und Mütter, die nicht 
Nationalſozialiſten ſind, fordere ich, daß das Schul= 
weſen in dem von mir vorgetragenen Sinne bereis- 
nigt und das Vertrauen zwiſchen Lehrer und 
Schüler, zwiſchen Schulen und Elternſchaft wieder⸗ 
hergeſtellt wird. Der Schüler darf in ſeinem Lehrer 
nicht den politiſchen Feind ſehen, ſondern der Leh— 
rer ſoll und muß Erzieher, Freund und Berater 
aller Schüler ſein. Das Recht, dieſe Forderungen 
zu ſtellen, gibt uns die Verfaſſung und wir er⸗ 
warten, daß der Senat dieſen unſeren berechtigten 
Forderungen nachkommen wird. (Bravo! links.) 
Präſident: Das Wort zur Beantwortung der 
Großen Anfrage hat der Herr Regierungsvertreter. 
Dr. Kettlitz, Obergerichtsrat: M. H.! Auf die 
Große Anfrage Nr. 16 beehrt ſich der Senat der 
Freien Stadt Danzig wie folgt zu antworten. Die 
von der Danziger Regierung und der Danziger 
Bevölkerung ſtets betonte und nie beſtrittene Tat- 
ſache der völligen inneren Verbundenheit der 
Freien Stadt Danzig mit ihrem Mutterlande 
Deutſchland rechtfertigt es allein ſchon, daß auch 
das deutſche Danzig der großen geſchichtlichen Er— 
eigniſſe ſeines Mutterlandes, gleichviel, ob ſie 
lange oder kurz zurückliegen, feierlich gedenkt, wie 
das auch bisher ſtets der Fall geweſen iſt, z. B. bei 
dem Tode unſeres Generalfeldmarſchalls v. Hin— 
denburg. Ein geſchichtliches Ereignis von größter 
Bedeutung aber iſt es, daß der Führer Adolf Hitler 
am 30. Januar 1933 im Deutſchen Reiche Reichs⸗ 
kanzler geworden iſt. (Zuſtimmung rechts.) Des⸗ 
halb iſt es für das deutſchdenkende Danzig ein un— 
beſtrittenes Recht, dies Geſchehnis zu feiern. (Bra⸗ 
vo und Händeklatſchen bei den Nationalſozialiſten.) 
Daß man bei dieſer Gelegenheit in den Schulen 
der Freien Stadt die hiſtoriſche Bedeutung dieſes 
Tages würdigt, verſtößt nicht gegen den Artikel 107 
der Danziger Verfaſſung, mag man ihn auch noch 
jo ſtreng auslegen, wie es die Mitglieder der So— 
zialdemokratiſchen Fraktion, die dieſe Anfrage ge— 
ſtellt haben, tun. Die Form, in der ſich die Schul- 
feiern am 30. Januar 1936 in den Schulen abge⸗ 
ſpielt hat, beſtätigt unſere Auffaſſung. Es ſind bei 
den Feiern, die jeder deutſchdenkende Danziger 
ohne Rückſicht auf Parteizugehörigkeit billigen 
muß, keinerlei Fälle geſchehen, die irgendwie eine 
Verletzung des Artikels 107 rechtfertigen könnten. 
(Abg. Brill: Ich beantrage Beſprechung der 
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Präſident: Wird dieſer Antrag unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur Be⸗ 
ſprechung. Ich möchte vorher, wie auch ſchon bei 
Punkt 2 geſchehen, für die Ausſprache über dieſen 
Punkt 3 der Tagesordnung die Redezeit für die 
Beſprechung bekannt geben. Es iſt eine Geſamtrede— 
zeit für ſämtliche Fraktionen und Gruppen von 
einer Stunde vorgeſchlagen. Wer dafür iſt, den 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Vorſchlag iſt angenommen. Demnach entfallen 
an Redezeit auf die nationalſozialiſtiſche Fraktion 
35 Minuten, auf die Sozialdemokraten 11 Minu⸗ 
ten, auf das Zentrum 8 Minuten, auf die Gruppe 
Weiſe 3 Minuten, auf die Gruppe Plenikowſki 2 
Minuten und auf die Polen 2 Minuten. Das Wort 
hat der Herr Abg. Broſt. 


Broſt, Abgeordneter (SPD.): M. H.! Die Er⸗ 
klärung, die der Herr Vertreter des Senats zu der 
Anfrage der Sozialdemokratiſchen Fraktion hier ab— 
gegeben hat, kann uns nicht befriedigen. Der Herr 
Vertreter des Senats hat ausgeführt, daß es ſich bei 
der Feier am 30. Januar um eine nationalpoliti⸗ 
ſche Feier handelte, und nicht um eine Feier, die 
parteipolitiſchen Charakter trug. Das war wohl der 
Sinn der Ausführungen. 


Ich bin anderer Meinung! (Heiterkeit, Zurufe.) 
Wenn eine Partei, wie die Nationalſozialiſtiſche 
Partei, im Reich die Macht ergreift, wie das am 
30. Januar 1933 geſchehen iſt, dann iſt dieſe Tat⸗ 
ſache nicht ein nationalpolitiſches Ereignis, das 
uns hier in Danzig in ſo hohem Maße zu berühren 
braucht, daß die geſamte Bevölkerung daran feier⸗ 
lich Anteil nimmt. Vielmehr handelt es ſich bei 
dieſer Machtergreifung doch darum, daß eine Bar: 
tei, die mit beſonderer Agreſſivität alle anderen 
Weltanſchauungen, die im deutſchen Volke exiſtie⸗ 
ren, bekämpfte, um eine Partei die (Zurufe — Un⸗ 
ruhe.) — Herr Temp, Sie waren früher auch ges 
mütlicher, als wir zuſammen in der Schule waren! 
— es verhindert, daß die anderen Gruppen in der 
deutſchen Bevölkerung ihre Weltanſchauung in dem 
Sinne pflegen können, wie ſie es gewohnt waren 
und wie es die Verfaſſung vorſchreibt und ſchützt. 

Es iſt auch nicht richtig, wenn der Herr Senats⸗ 
vertreter behauptet, daß bei den Feiern am 30. Ja⸗ 
nuar Verletzungen von Gefühlen Andersdenkender 
nicht vorgekommen ſeien. Meine Fraktionskollegin 
Müller hat bereits (Unruhe, Glocke des Präſiden⸗ 
ten.) darauf hingewieſen, daß in erheblichem Maße 
ſolche Verletzungen der Gefühle Andersdenkender 
vorgekommen ſind. (Abg. Schramm: Na ſagen Sie 
doch, was vorgekommen iſt!) Frau Müller hat hier 
einige Fälle angeführt und außerdem, Herr 
Schramm, es bedeutet ſchon eine Verletzung vom 
Gefühlen Andersdenkender, wenn behördlicherſeits 
angeordnet wird, daß der Tag, an dem eine Partei⸗ 
regierung im Deutſchen Reich die Macht ergriffen 
hat, von der ganzen Bevölkerung mitgefeiert wer⸗ 
den ſoll. Es iſt in der Stadtbürgerſchaft bei ähn⸗ 
licher Gelegenheit beiſpielsweiſe angeführt worden, 
der 30. Januar 1933 habe denſelben Sinn und die 
gleiche Bedeutung, wie der 18. Januar 1871. M. 
H., das iſt doch augenſcheinlich nicht der Fall. Der 
18. Januar 1871 war die Gründung des Deutſchen 
Reiches und der 30. Januar 1933 iſt nichts ande⸗ 


res, als ein Regierungswechſel auf parlamentari⸗ 
ſcher Grundlage. (Widerſpruch und Zurufe rechts.) 

Präſident: Ich möchte doch dringend bitten, den 
Herrn Redner nicht zu ſtören! (Der iſt ſchon ge⸗ 
ſtört genug! rechts.) 

Broſt, Abgeordneter (SPD.): Herr Temp, 
regen Sie ſich nicht auf! M. D. u. H.! (Unruhe 
und Zurufe. — Glocke des Präſidenten.) 

Präſident: M. H., ich ſage zum letzten Male, 
daß der Redner nicht geſtört werden ſoll! 

Broſt, Abgeordneter (SPD.): M. D. u. H., ich 
kann mir Fälle denken, in denen Feiern in der 
Schule nationalpolitiſche Bedeutung beizumeſſen 
iſt. (Der 9. November! rechts.) Beiſpielsweiſe 
kann die Gründung des Vereins für das Deutſchtum 
im Ausland zum Anlaß für die Schule dienen, an 
dieſem Tage eine Feier ſtattfinden zu laſſen. Der 
Verein für das Deutſchtum im Ausland wurde be— 
kanntlich von dem Sozialdemokraten Pernerstorfer 
gegründet. Oder wenn man zur Erinnerung an die 
Gründung des Deutſch-Oeſterreichiſchen Volksbun— 
des, die der Reichstagspräſident Loebe vorgenom⸗ 
men hat, eine Feier veranſtaltet, ſo kann ich mir 
vorſtellen, daß ſolche Feiern die geſamte Bevölke— 
rung einen könnten. Dieſe Vereine verbinden 
eigentlich das ganze Deutſchtum und alle Deutſchen 
in allen Ländern der Welt. Es iſt doch aber kein 
Anlaß zu einer Feier für die geſamte Bevölkerung, 
wenn eine parlamentariſche Regierung die Macht 
ergreift, die ihre Macht in dem Sinne ausnutzt, die 
Weltanſchauungen aller anderen Gruppen der Be- 
völkerung zu bekämpfen, und zwar mit einer 
Agreſſivität, wie es vorher noch keine andere Par⸗ 
tei getan hat. (Unruhe. — Zurufe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Schmid. (Unruhe, Zurufe rechts und links — Abg. 
Dr. Appaly: Halten Sie die Schnauze!) — Herr 
Abg. Dr. Appaly, das Wort „Schnauze“ iſt kein 
parlamentariſcher Ausdruck. 

Schmich, Abgeordneter (Z.): Wir müſſen uns 
den von der Rednerin der ſozialdemokratiſchen 
Fraktion gemachten Ausführungen nur anſchließen 
und ebenfalls Verwahrung gegen die Art und 
Weiſe einlegen, in der, trotz der in der Verfaſſung 
geforderten Achtung der Gefühle andersdenkender 
Volksgenoſſen in den Schulen einſeitige parteipoli⸗ 
tiſche Feiern abgehalten werden. 

Der Einwand, daß es ſich bei der Feier am 
30. Januar um eine allgemein vaterländiſche Feier 
gehandelt habe, wird durch die Tatſachen, nament⸗ 
lich durch die aus dieſem Anlaß von den Mitglie- 
dern des Lehrkörpers der einzelnen Lehranſtalten 
gehaltenen Reden eindeutig widerlegt. Es zeigt ſich 
mit voller Klarheit, daß es den als Rednern bei 
dieſen Schulfeiern auftretenden Lehrern und Stu⸗ 
dienräten in der Regel nicht darauf ankam, ihre 
Ausführungen und Formulierungen ſo zu wählen, 
daß ſie auch von den Angehörigen andersdenkender 
Volksteile widerſpruchslos hingenommen werden 
können. Man mag es vielleicht dieſem oder jenem 
Lehrer zugute halten, daß er unter Hinweis auf 
ſeinen auf die Verfaſſung geleiſteten Eid und auf 
die Zuſicherungen der Regierung über die Wahrung 
der verfaſſungsmäßigen Beſtimmungen von der 
Abſicht geleitet ſein mag, ſich jeden polemiſchen 
Bemerkungen gegenüber dem nicht nationalſozia⸗ 
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liſtiſch eingeſtellten Teil der Bevölkerung zu ent⸗ 
halten. 

Aber die Natur und der Charakter des bei der 
Feier am 30. Januar zu behandelnden Stoffes 
bringt zwangsläufig eine Polemik gegen ſolche 
Parteien und Perſönlichkeiten mit ſich, die ſich dem 
Nationalſozialismus gegenüber ablehnend verhal— 
ten und ſich heute, nach wie vor, der uneingeſchränk— 
ten Sympathien weiteſter Teile der Danziger Be— 
völkerung erfreuen. Die Erfahrung hat denn auch 
in dieſem Falle wieder den Beſchwerden Recht ge— 
geben, die ſeit Jahr und Tag von dem verfajjungs- 
treuen Teil der Danziger Bevölkerung gegen die 
Verfügungen der Danziger Schulverwaltung über 
die Abhaltung derartiger Schulfeiern erhoben wer— 
den. Wir können es nicht dulden, daß Schüler, ob 
ſie nationalſozialiſtiſch eingeſtellt ſein mögen oder 
nicht, iſt nach der Verfaſſung völlig gegenſtandslos, 
gezwungen werden, an Schulfeiern mit ausges 
ſprochen einſeitig parteipolitiſchem Charakter teil- 
zunehmen. 

Das Verfahren, die Schule zu derartigen natio— 
nalſozialiſtiſchen Feiern heranzuziehen, verſtößt 
eindeutig gegen den Geiſt und Wortlaut der Ver- 
faſſung und fordert ſchärfſten Widerſpruch heraus. 

Der Herr Präſident des Senats hat in Genf die 
feierliche Zuſicherung gegeben, ſich nunmehr mit 
den ſämtlich ſeiner Führung unterſtehenden Ver: 
waltungen den Beſtimmungen der Verfaſſung an- 
zupaſſen. Diejenigen Lehrkräfte, die ſich durch ihre 
Reden und ihr ganzes Verhalten in den Schulen 
den nicht nationalſozialiſtiſch eingeſtellten Bevöl— 
kerungsteil verletzten, verſtoßen damit nicht nur 
gegen die Verfaſſung, ſondern brüskieren auch in 
einer dem Anſehen der Danziger zwangsläufig 
höchſt abträglichen Weiſe den Herrn Präſidenten 
des Danziger Senats. Der Danziger Staat muß 
unter dieſem Zwieſpalt notwendigerweiſe Schaden 
nehmen. Wir richten, pochend auf unſer feierlich 


verbrieftes Recht, an den Senat die dringende Auf- 


forderung, nunmehr ſeinen Worten in Genf die Tat 
folgen zu laſſen und endlich für die Einhaltung der 
Verfaſſung, namentlich in unſerm Schulweſen, 
Sorge zu tragen. (Das machen wir alleine! rechts. 
— Bravo! links. — Wo bleibt der Beifall! rechts.) 

Präſident: Ich möchte aus meiner eigenen 
Kenntnis der Tatſache eine Richtigſtellung vor— 
nehmen. Nach § 51 der Geſchäftsordnung darf ich 
von meinem Platz zur Sache ſprechen. Es war in 
Danzig nicht ſo, daß Danziger Lehrer oder Stu— 
dienräte am 30. Januar in den Schulen ſprachen, 
ſondern es wurde eine Rundfunkübertragung vor— 
genommen. In der Rundfunkrede ſprach Reichs— 
miniſter Dr. Goebbels. In der Einleitung könnten 
vielleicht die Gefühle von Andersdenkenden ver— 
letzt worden ſein. Es ſprach ein Freund des ermor— 
deten Hitlerjungen Herbert Norkus; er ſchilderte 
die Ermordung des Hitlerjungen, der 1932 in der 
viehiſchſten Weiſe hingemordet worden iſt. Die 
Gefühle der Mörder und der mit ihnen Sympathi⸗ 
ſierenden ſind dadurch in ſchwerſter Weiſe getroffen 
worden. (Starker Beifall rechts.) — Das Wort zu 
Punkt 3 der Tagesordnung hat der Herr Abg. 
Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (Gruppe Plenikow⸗ 
ſki): Zwei Minuten Redezeit genügen leider nur, 
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um zu einer Seite der Angelegenheit Stellung zu 
nehmen, die noch gar nicht geſtreift worden iſt. Sie 
behaupten, es ginge bei der Verwirklichung der To 
talität der Schulen um das Kind und um das 
Deutſchtum. Wenn Sie darunter zackige Griffübun⸗ 
gen, Feiern uſw. verſtehen, mögen Sie recht haben. 
Ueberprüfen Sie einmal die Entwicklung der 
Schulen in den letzten Jahren. (Zwiſchenrufe.) 
Stellen Sie einmal feſt, wieviel überfüllte Klaſſen⸗ 
zimmer dadurch verurſacht ſind, daß Lehrer monate— 
lang beurlaubt werden, für die kein Erſatz da iſt. 
Manchmal hat ein Lehrer oder eine Lehrerin zwei 
bis drei Klaſſen mit fünfzig oder ſechzig Kindern 
zu unterrichten. Das trifft zu. Das nennen Sie viel- 
leicht Deutſchtum? 

Oder überprüfen Sie einmal die Lieferung von 
Lehr- und Lernmitteln an die Kinder der Erwerbs⸗ 
loſen. Die Eltern dieſer Kinder haben kein Geld, 
um den Kindern Kleider und Schuhe zu kaufen, 
geſchweige denn Lehr- und Lernmittel für ſie anzu⸗ 
ſchaffen. Wieviel Geld wird nach den Etats für 
Schul- und Lernzwecke zur Verfügung geſtellt? 
Nennen Sie das Deutſchtum? Wollen Sie damit 
ſagen, es ginge Ihnen um das Kind? Nein, bei den 
Erwachſenen ſchwimmen Ihnen immer mehr weg. 
Sie bekommen die Erwachſenen in den Betrieben 
nicht mehr in Ihre Verſammlungen und nicht mehr 
zu den Aufmärſchen uſw. Deshalb ſtützen Sie ſich 
auf die Schulen. (Zwiſchenrufe.) Die Schulen wol- 
len Sie benutzen, aber nicht, weil das Kind Sie 
intereſſiert, ſondern Sie verſuchen nur, Ihre gutbe— 
zahlten Poſten zu behalten. (Lebhafte Zurufe.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Temp. 
(Unruhe.) 

Temp, Abgeordneter (NSDAP.): M. H. Abge⸗ 
ordneten! Es iſt doch recht intereſſant, wie hier „in 
Parlamentarismus“ gemacht wird. (Beſonders 
Sie! beim Zentrum.) Reden Sie doch nicht, Ihnen 
ſage ich, ſchauen Sie erſt in den Spiegel hinein! 
Dann erkennen Sie Ihr Bild! (Zuruf) Dann gehen 
Sie wieder in die Synagoge, wo Sie hingehören. 
(Zuruf des Abg. Steinbrück.) 

M. H. von der Oppoſition, wenn Sie dachten, 
mit Ihren Großen Anfragen uns Nationalſoziali— 
ſten zu ärgern, werden Sie heute wohl das Gegen— 
teil erkannt haben. Fragen Sie ruhig noch viel 
mehr. (Abg. Moritz: Das werden wir auch!) Dann 
haben wir wieder Gelegenheit, Ihnen von dieſer 
Stelle aus die Wahrheit zu ſagen und dem Volke 
draußen alles das mitzuteilen, was Sie gern un— 
terſchlagen möchten. Sie kennen wir doch mit 
Ihren Arbeiter- und Soldatenräten, mit den 
Korps- und Bekleidungsämtern, die Sie geplündert 
haben, die ſich am Heumarkt hinſtellten und riefen: 
„Das Alte ſtürzt und neues Leben blüht aus den 
Ruinen.“ Die Ruinen ſind ſchon geborſten und die 
letzten Säulen werden über Nacht ſtürzen. (Abg. 
Moritz: Das merken Sie ſich nur von den geſtürzten 
Säulen!) Namens der Fraktion der NSDAP. 
nehme ich zu der Großen Anfrage Nr. 16 der So— 
zialdemokratiſchen Fraktion betreffend die Anord— 
nung des Senators Boeck über Schulfeiern am 
30. Januar wie folgt grundſätzlich Stellung. (End⸗ 
lich! links.) 

Es iſt bisher ſtets üblich geweſen, Gedenktage 
des deutſchen Volkes von überragender geſchicht— 
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(Temp, Abgeordneter) 
licher Bedeutung auch hier in Danzig zu feiern und 
der deutſchen Jugend die Wichtigkeit dieſer ge— 
ſchichtlichen Ereigniſſe durch beſonders würdig aus— 
geſtaltete Schulfeiern verſtändlich zu machen. Das 
kann nicht Wunder nehmen; denn die Danziger 
Bevölkerung war deutſch, iſt deutſch und wird auch 
deutſch bleiben. (Bravo! und Beifall bei den Na⸗ 
tionalſozialiſten. — Ohne Sie! links.) Sie kann 
ſich daher von dem geſamten deutſchen Schickſal und 
Erleben nicht durch die Sonderwünſche einzelner 
kleiner Gruppen abſpalten laſſen. Die Beurteilung 
deſſen, was als wichtiger geſchichtlicher Gedenktag 
für das deutſche Volk zu werten iſt, muß letzten 
Endes dem Empfinden des deutſchen Volkes ſelbſt 
überlaſſen bleiben. Genau ſo, wie die Gründung 
des zweiten Deutſchen Reiches einſt von dem deut⸗ 
ſchen Volk als ein wichtiges geſchichtliches Ereignis 
empfunden und gefeiert wurde, wird von dem ge— 
ſamten deutſchen Volk auch heute der Gründung 
des Dritten Reiches am 30. Januar gedacht und 
dem Führer des deutſchen Volkes Adolf Hitler im 
Herzen des geſamten deutſchen Volkes eine Feier— 
ſtunde dargebracht. (Zuſtimmung rechts.) Dieſe 
hiſtoriſche Tatſache abzuleugnen wird auch den 
kleinen, deutſch ſein wollenden Oppoſitionsparteien 
hier in Danzig nicht gelingen. (Zwiſchenrufe.) 
Ein Blick auf die Straßen und namentlich auf dia 
deutſche Jugend in Danzig am 30. Januar bewies 
zur Genüge, daß nicht etwa dieſe Feiern von einer 
diktatoriſchen Regierung aufgezwungen werden, 
ſondern daß dieſer Tag als Erlebnis auch der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung ein inneres Bedürfnis bedeutet. 
Nie jollte die Feier eines derartigen geſchichtlichen 
Tages in den Schulen mit dem Artikel 107 der 
Danziger Verfaſſung in Widerſpruch ſtehen. Im 
Gegenteil, m. H. von der Oppoſition, würde dieſer 
Tag in Danzig nicht gefeiert werden, ſo würden die 
Empfindungen der Danziger Bevölkerung auf das 
empfindlichſte verletzt werden. Die Regierung 
müßte dann beſondere Schutzmaßnahmen ergreifen, 
um ſpontane Kundgebungen zu unterdrücken. (Zu: 
ſtimmung rechts.) 

Es iſt alſo nicht ſo, wie es ein kleiner Klüngel 
immer wieder haben will, daß Danzig eine Inſel 
bedeutet, die ſich von dem geſamten Empfinden des 
deutſchen Volkes abſperren läßt. Der Wille, dies zu 
tun, würde vielmehr den Sinn der Danziger Ver: 
faſſung auf das gröblichſte verletzen; denn der Sinn 
der Danziger Verfaſſung iſt, der parlamentariſchen 
Mehrheit die Führung zu geben und damit das 
Vertrauen, zu regieren. (Abg. Moritz: und die Ver⸗ 
faſſung zu halten!) Das tun wir, und wenn uns 
auch viel verboten wird, eins verbietet uns die 
Danziger Verfaſſung nicht: deutſch zu ſein! (Beifall 
rechts. — Abg. Moritz: Das verlangen wir auch 
nicht!) 

Die Danziger Oppoſitionsparteien können nicht 
verlangen, weil es ihnen aus durchſichtigen politi- 
ſchen Motiven nicht gefällt, daß ſolche Feiern vers 
anſtaltet werden, durch die die überwiegende Mehr- 
heit der Danziger Bevölkerung in ihren Gefühlen 
terroriſiert wird. 

Im einzelnen kann zu der Ausgeſtaltung der 
Feiern geſagt werden, daß ſie in würdiger Form 
ſtattgefunden haben und keinen Anlaß dazu boten, 
die Gefühle Andersdenkender zu verletzen. Genau 
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ſo, wie innerhalb der Danziger Bürgerſchaft eine 
Minderheit ihre nationalen Gefühle zum Ausdruck 
bringen kann, muß es ſelbſtverſtändlich auch der 
überwiegenden Mehrheit der Danziger Bevölke— 
rung erlaubt ſein, ihre nationalen Gefühle zum 
Ausdruck zu bringen. Es kann daher nicht Wunder 
nehmen, daß an dieſen Schulfeiern Vertrauens- 
ſchüler der einzelnen Schulen und die Schulwarte, 
beide Inſtanzen ſind ja der Ausdruck des Willens 
der überwiegenden anſtändigen Danziger Bevölke- 
rung (Wir ſind nicht anſtändig! beim Zentrum), 
mitgewirkt haben. Die ganze Anfrage iſt daher un⸗ 
verſtändlich und bedeutet ihrer Tendenz nach nur 
eine Verunglimpfung der Danziger Regierung. 
Derartige Tendenzanfragen, meine Herren, von der 
Oppoſition, ſind aber nicht geeignet, die Grund— 
lagen beſſerer parlamentariſcher Verhältniſſe zu 
ſchaffen. Wenn die Gefühle Andersdenkender geach— 
tet werden ſollen, ſo kann auch mit Recht die Mehr⸗ 
heit der Danziger Bevölkerung verlangen, daß die 
Oppoſitionsparteien ſich in den Grenzen von An⸗ 
ſtand und Würde bei ihren Anfragen halten; denn 
die Danziger Verfaſſung verbietet der Danziger 
Bevölkerung nicht, deutſch zu denken. Dies, m. H. 
Abgeordneten von der Oppoſition, iſt die Antwort 
der NSDAP. auf Ihre Große Anfrage! (Stürmi⸗ 
ſcher Beifall.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung hat Herr Senator Boeck. 

Boeck, Senator: Meine Damen und Herren! 
Auf dieſe Anfrage möchte ich ergänzend erwidern, 
daß Danzig, wie Sie, meine Herren von der Oppo⸗ 
fition, es auch noch wiſſen jollten aus der Zeit, da 
Sie in die Schule gingen, eine deutſche Stadt iſt, 
die wider den Willen der Bevölkerung vom Reiche 
losgelöſt wurde, und zwar aufgrund des Verrats, 
den Sie, meine Herren von der Linken, am 9. No⸗ 
vember 1918 begangen haben. (Sehr gut! Beifall 
rechts.) Aber das hat nicht bewirkt, daß dieſes 
Land, ſeine Kultur und ſeine Bewohner einen 
Wandel vollzogen haben, 

Wir leben alſo ebenſo auf deutſcher Erde wie 
unſere Brüder und Schweſtern im Reich, wir haben 
die gleiche deutſche Kultur, und wir haben die glei— 
chen deutſchen Menſchen. Aber das ſcheint bereits 
aus Ihrem Gedächtnis entſchwunden zu ſein; denn 
Sie haben ſich, ſolange dieſer Freiſtaat beſteht, vom 
Reich immer mehr entfernt, und Sie haben ſich 
heute ſogar, wie ich glaube, den Weg zum Reich 
zurück verbaut. 

Wir wiſſen, daß die Kultur und damit auch die 
Bildung und Erziehung immer Ausdruck der Raſſe 
und des Blutes, alſo des Volkstums und der Land⸗ 
ſchaft iſt. (Und der Verwandtſchaft! links.) Ja, Sie 
mögen verwandt ſein mit anderen. Ich glaube, daß 
mancher von Ihnen negrin oder mongolin iſt. Sie 
ſollen nicht ohne eine Antwort bleiben. (Ich meine 
Ihre Verwandtſchaft! — links.) Damit iſt auch die 
Kultur, das heißt in bezug auf die Schule, die Er— 
ziehung und Bildung, Ausdruck der Raſſe und des 
Blutes eines Volkes. Und hier müſſen wir jejt- 
ſtellen, daß die Danziger derſelben Abſtammung, 
alſo derſelben Raſſe und desſelben Blutes ſind. Das 
bedingt, daß die Erziehung und die Bildung in 
Danzig nach denſelben Grundſätzen und in dem⸗ 
ſelben Geiſt vollzogen werden muß, wie drüben im 
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(Boeck, Senator) 
Reich. Wir haben daher die Pflicht, unſere Er⸗ 
ziehung und Bildung im deutſchen Geiſt in Danzig 
vorzunehmen. 

Ich weiß, m. H. Abgeordneten von der Linken, 
daß Ihre Geſinnungsgenoſſen im Reich und auch 
Sie hier in Danzig, ſich dieſer hohen und heiligen 
Verpflichtung nicht bewußt waren. Sie haben in 
den letzten Jahren alles, was deutſch war, ſowohl 
drüben im Reich als auch hier in Danzig, be— 
kämpft und zum Teil zerſtört. Sie haben zum Bei⸗ 
ſpiel ganze Leſeſtücke, die typiſch deutſch waren, 
fortgelaſſen, ſie haben ſogar Teile ſolcher Stücke 
überklebt, nur, weil ſie Ihnen allzu deutſch waren. 
Das iſt Ihr Geiſt! Sie haben im öffentlichen 
Leben nahezu alles, was deutſch iſt, kurzerhand 
entweder negiert oder in den Schmutz gezogen. Sie 
ſind damit in Ihrer Geſinnung nicht deutſch, ſon⸗ 
dern deutſchgegneriſch oder deutſchfeindlich einge— 
ſtellt. Sie ſind international! 

Wir Nationalſozialiſten werden hier in Dane 
zig entſprechend der gleichen Abſtammung, ent⸗ 
ſprechend der gemeinſamen Kultur, alſo aufgrund 
der Zuſammengehörigkeit in geiſtiger, ſeeliſcher 
und damit auch kultureller Beziehung in der Bil⸗ 
dung und der Erziehung dieſelben Grundſätze be— 
folgen, die drüben im Reich als Grundlage dienen. 
Das bedeutet aber für uns, daß wir uns von einer 
Oppoſition, die ſich der Internationale verſchrie— 
ben hat, die alſo das Deutſchtum ſchlechthin ab⸗ 
lehnt, nicht vorſchreiben laſſen, wie unſere deutſche 
Jugend in unſerem deutſchen Danzig erzogen und 
gebildet werden ſoll. (Bravo! und ſtarker Beifall 
rechts.) 

Gerade, weil Sie, m. H. von der Oppoſition, als 
Gegner Deutſchlands und des Deutſchtums daſtehen, 
und weil wir damit allein auf unſere eigene Kraft 
angewieſen ſind, werden wir noch mehr als bis— 
her unſer arteigenes Volkstum vertreten. Damit 
werden wir auch Sie zur Strecke bringen. Wir 
werden alſo das Deutſchtum entſprechend ſeiner 
Tradition und ſeiner künftigen Aufgabe entwickeln 
und erhalten. (Bravo! und erneuter Beifall rechts.) 

Ich weiß, — Sie bekennen ſich zu dem Grund— 
ſatz: „Ich kenne kein Vaterland, das Deutſchland 
heißt!“ Wir nehmen es Ihnen daher gar nicht übel, 
daß Sie ſich gegen die Beſtrebungen, die von uns 
ausgehen, auflehnen. Es wird uns von Ihnen der 
Vorwurf gemacht, wir veranſtalteten nationale 
Feiern. M. H. von der Oppoſition: der 18. Januar 
und der 30. Januar ſind heute bereits Geſchichte 
geworden. Wir gehören kulturell mit dem deutſchen 
Volk zuſammen und ſo, wie das deutſche Volk ſeine 
geſchichtlichen Tage begeht, ſo begehen auch wir 
dieſe Feiertage infolge unſerer kulturellen Verbun— 
denheit auf der Grundlage unſeres gemeinſamen 
Deutſchtums. Das verbietet uns keine Verfaſſung 
und daher werden wir auch auf Ihren Einſpruch 
nichts geben. Vielmehr werden wir Sie als Schäd— 
linge des Deutſchtums und als vaterlandsloſe Ge— 
ſellen hinſtellen. (Starker Beifall rechts.) Unſere 
Feiern ſind ausgeſtaltet worden im deutſchen Geiſt. 
Sie haben nur vergeſſen, daß das heutige Deutſch— 
land unter dem Hakenkreuz anders ausſieht als das 
November-Deutſchland unter der roten Fahne. 
Heute iſt Deutſchland, weil es unter Adolf Hitler 


marſchiert, wieder deutſch geworden, das heißt, es, 
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hat ſein Deutſchtum wieder auf ſein Panier geſchrie- (O) 


ben. Das alles haben Sie noch nicht begriffen, in— 
folgedeſſen ſtellen Sie auch hier ſolche Anfragen. 
(Bravo! Starker Beifall rechts. — Scheidemann 
und Severing haben auf den Korridor nicht ver⸗ 
zichtet! links.) Sie haben ihn lostrennen laſſen. 

„Der Erzieher ſteht heute abſeits“, ſo wurde 
von dem Herrn ehemaligen Lehrer Plenikowſfki 
hier geſagt. Sie wiſſen doch, daß in Ihrer ehe— 
maligen marxiſtiſchen Lern- und Arbeitsſchule der 
Lehrer in der Ecke der Klaſſe ſtand. Der Lehrer 
hatte alſo nichts mehr in der Schule zu ſagen, nicht 
er führte die Schüler, ſondern die Schüler führten 
ihn. Er war damit nicht mehr der Erzieher in der 
Schule, vielmehr ſollte das Kind ſich ſelbſt erziehen 
und auch ſelbſt lehren. Die Rollen waren alſo ver⸗ 
tauſcht. Heute aber führt der Lehrer wieder in der 
Schule, und von dem Kinde verlange ich, daß es 
mit Achtung und Vertrauen zu ſeinem Erzieher 
aufblickt. Der Lehrer iſt für die Schüler wieder 
Autorität und Kamerad geworden, allein weil er 
in der Schule der Führer iſt. Und das paßt Ihnen 
nicht, meine Herren! Sie wollen, daß ſich die Kin— 
der in der Schule beliebig ausleben, daß ſie in 
Spielereien und Nichtstun die Zeit verbringen. Da⸗ 
durch bekommen Sie die ungelernten Arbeiter, die 
oft keine Beſchäftigung finden und dann ins Pro⸗ 
letariat herabſinken, um Ihnen dann als billiger 
Preis für Ihre parteiagitatoriſchen Zwecke zu 
dienen. Aber das hört auf! Wir werden den Kin⸗ 
dern ſoviel Wiſſen und Können mitgeben, daß ſie 
ſtaatspolitiſch und beruflich dahin ſtreben, ein 
tüchtiger Facharbeiter und gute Deutſche zu ſein. 
Dieſe Jugend ſoll nicht das Opfer Ihrer Agitation 
und Hetze werden, ſondern ihr Ziel und ihre Auf⸗ 
gabe im Dienſt an Staat und Volk erblicken. Sie 
konnten alſo im Intereſſe Ihrer Parteipolitik nur 
verdummte Schüler gebrauchen, wir aber können 
im Intereſſe unſerer Volkspolitik nur gut geſchulte 
Schüler gebrauchen. 

Heute iſt es ſo, daß ſich der Schüler dem Lehrer 
wieder im Vertrauen naht. Früher ſpielte der 
Lehrer den Vorgeſetzten, ging mit dem Stock in der 
Hand durch die Klaſſe (Und heute? links) und kom⸗ 
mandierte. Heute wird das Kind ſo erzogen, daß es 
Vertrauen zum Lehrer hat, daß es ſich ihm in 
Liebe naht. Der Lehrer kommandiert heute nicht, 
ſondern berät, erzieht, lehrt und führt. Das ſcheinen 
Sie noch nicht zu wiſſen. Sie hätten ſich von den 
Hetzern und Schwindlern nicht falſch unterrichten 
laſſen ſollen. Holen Sie ſich Ihre Informationen 
von anſtändigen Leuten und ehrlichen Eltern. 
(Was iſt das für eine Sprache, Herr Kultusſena⸗ 
tor? links.) Das iſt die Sprache, die für Sie paßt. 
Auf einen groben Klotz gehört ein grober Keil. 
Wenn ich mich einer anſtändigen Geſellſchaft gegen— 
über befinde, ſpreche ich höflich, und wenn ich eine 
unanſtändige Geſellſchaft vor mir habe, ſpreche ich 
in dieſem Ton. (Beifall rechts.) 

Sie haben (zu den Sozialdemokraten) dann ge⸗ 
ſagt, die Leiſtungen wären zurückgegangen, die 
Klaſſen zählten heute fünfzig, und mehr Schüler. 
Ich kann ihnen ſagen, daß wir die Frequenz der 
Klaſſen in den deutſchen Schulen noch nicht einmal 
erreicht haben, ſondern darunter ſtehen. Ich weiß 
aber, daß in früheren Zeiten die Klaſſenfrequenz 
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(Boeck, Senator) 

vielfach höher war. Was die Lehr- und Lernmittel 
angeht, ſo kann ich Ihnen mitteilen, daß auf der 
Danziger Höhe und in der Niederung ein großer 
Teil der Schulen nicht einmal hinreichend mit 
Kreide und Schwamm verſehen waren, um den 
Unterricht ordnungsmäßig durchführen zu können. 
So traurig ſtand es in der Zeit der Regierung von 
den Herren Deutſchnationalen bis zu den Herren 
Sozialdemokraten. Ich habe in 200 Landſchulen im 
erſten Jahr unſerer Regierung ſehr umfangreiche 
Reparaturen vornehmen müſſen, um den Unter⸗ 
richt in ordnungsmäßiger Weile wieder durch— 
führen zu können. Ich habe in der Stadt Danzig 
allein gegen 80 Klaſſenräume neu einrichten müj- 
ſen, damit die Kinder, die ſonſt auf dem Korridor 
der Schule bei Regen und Unwetter ſtehen muß: 
ten, in freien, geſunden und hellen Räumen unter⸗ 
kamen. Das hätten Sie auch tun können, Sie konn⸗ 
ten zum mindeſten für Raum, Licht und Sonne 
ſorgen. Sie hatten mehr Geld als wir und haben 
ſo gut wie nichts geleiſtet. Wir haben mit wenig 
Mitteln zehnmal ſoviel geleiſtet als Sie verjpro- 
chen haben. (Beifall. — Zuruf des Abg. Moritz.) 


Präſident: Ich bitte, den Redner nicht zu unter⸗ 
brechen. 

Boeck, Senator: Sie behaupten, die Kinder ſeien 
heute nicht mehr ſo gut mit Kleidern, Lebensmit⸗ 
teln uſw. verſorgt, wie früher. Herr Abg. Plenikow⸗ 
ki, vor unſerer Machtübernahme hatten wir in den 
einzelnen Klaſſen kaum fünf, meiſtens aber gar kein 
Kind, das vom Staat oder der Gemeinde im Win⸗ 
ter beſpeiſt wurde. Heute wird jedes Kind, deſſen 
Vater erwerbslos iſt, oder deſſen Vater mehrere 


Kinder hat, alſo zu den Kinderreichen gehört, und 


deſſen Eltern unbemittelt ſind, den Winter über 


mit Butterſemmeln und Milch verſehen. Fünfzig 
wird kein parteipolitiſcher Unterricht geboten, wohl 


Prozent der Kinder haben wir mitunter beſpeiſt 
und ſind damit weit über die Zahl der Erwerbs⸗ 
loſen hinaus gegangen, haben demnach auch Kin— 
der berückſichtigt, die garnicht ſo bedürftig ſind. 
Das haben Sie immer gefordert, als Sie in 
der Oppoſition ſtanden. Als Sie aber in der Regie⸗ 
rung ſaßen, haben Sie dieſe Forderung nie verwirk— 
licht. Jetzt ſind wir an der Regierung. Wir haben 
dieſe Forderung, die Sie einmal aufſtellten, in die 
Tat umgeſetzt. Das aber paßt Ihnen nicht, weil 
Sie dadurch die Eltern dieſer Kinder aus Ihren 
Reihen verlieren. Sie haben vom Sozialismus ge⸗ 
redet, aber ihn nie in die Tat umgeſetzt. Wir haben 
weniger davon geſprochen, ihn aber verwirklicht. 
Noch niemals ſind die Kinder wirtſchaftlich mit 
Kleidern, Schuhen und Lebensmitteln ſo betreut 
worden, wie heute. Daher haben Sie dieſe Jugend 
und auch die Eltern derſelben nahezu reſtlos ver— 
loren. Meine Herren, Sie ſtehen heute als Führer— 
korps ohne Gefolgſchaft da. Der ganze Aerger m. H. 
von der Oppoſition rührt daher, daß Sie heute 
Führer ohne Heer find, insbeſondere ohne Nach- 
wuchs daſtehen. Damit ſind Sie als Partei zum 
Tode verurteilt. Das wiſſen Sie ſehr wohl. Daher 
ringen Sie ſo ſtark um die Jugend. Dieſe Jugend 
aber haben Sie längſt verloren und werden ſie nie⸗ 
mals mehr wiederbekommen, weil Sie nicht würdig 
ſind, eine Jugend charakterlich, geiſtig, ſozial und 
national zu führen. (Stürmiſcher Beifall rechts.) 


149 


Ich habe das Landjahr eingeführt. Dort wird, 
m. H. Sozialdemokraten hoch und niedrig, reich und 
arm, katholiſch und evangeliſch ohne Unterſchied zu— 
ſammengefaßt. Sie wollen doch den Sozialismus 
verwirklichen, Sie wollen doch den Kapitalismus 
brechen und ſie wollten doch die Konfeſſionen aus⸗ 
gleichen. Nachdem ich dieſe Forderungen im Land— 
jahr praktiſch verwirklicht habe, rennen Sie gegen 
dieſe Einrichtung an und bezeichnen fie als ver— 
faſſungsmäßig nicht tragbar. Auf jeden Fall wol⸗ 
len Sie dies Landjahr beſeitigen. In dieſem Land⸗ 
jahr iſt etwas geſchaffen worden, worüber auch Sie 
ſich freuen ſollten. Sie aber regen ſich darüber auf. 
Warum, weil jedes Kind des Landjahres als ein 
deutſches Kind zurückkommt. Damit verlieren Sie 
wieder Stimmen bei der nächſten Volkstagswahl. 
Das iſt Ihr langſamer Tod. Ihnen liegt garnicht 
die Erziehung dieſer Jugend am Herzen, ſondern 
ie wollen nur die Stimmen dieſer heranwachſenden 
jungen Menſchen, um ſich dadurch ſoviel Vorteile 
zu verſchaffen, daß Sie, wie einſt Ihre Genoſſen 
im Reich, ein bequemes und üppiges Leben führen 
können. Das iſt marxiſtiſch! Nur dieſes Ziel ver⸗ 
folgen Sie. Es iſt gut, Ihnen die Maske vom Ge⸗ 
ſicht herunterzureißen. Wir ſind ja gerade bei einem 
Punkt der Tagesordnung, da dies alles geſagt wer⸗ 
den kann. (Abg. Plenikowſki: In zwei Minuten!) 
Wenn Sie nun noch glauben, daß Andersdenkende 
bei deutſchen Schulfeiern verletzt werden, ſo emp⸗ 
fehle ich Ihnen, die Minderheitenſchule zu beſuchen. 
Herr Steinbrück hat bereits den Anfang gemacht 
und iſt in den jüdiſchen Tempel gegangen. (Bei⸗ 
fall.) Verſchiedene Herren von Ihnen werden viel- 
leicht noch folgen. Es beſtehen hier in Danzig die 
polniſchen Minderheitenſchulen und auch eine jüdi⸗ 
ſche Schule, — Sie können wählen. Wer ſich aber 
deutſch fühlt, kommt in die deutſchen Schulen. Dort 


aber eine echt deutſche Erziehung, wie ſie ſein ſoll, 
entſprechend der Aufgabe, die wir übernommen 
haben und die wir auch löſen werden. Ich bin be= 
reit, für diejenigen, die Moskau, Prag, Wien oder 
Rom anrufen, noch eine weitere Minderheitenſchule 
einzurichten. Damit bekommen wir wenigſtens 
volle Sauberkeit in den Reihen der deutſchen 
Schüler. (Beifall bei den Nationalſozialiſten.) Ich 
fürchte aber, dieſe Schule wird nur ſehr wenig be— 
ſucht werden. Es kommen allenfalls nur die Kin- 
der von Ihnen, m. H. Abgeordneten von der Oppo⸗ 
ſition, in Betracht. Die andern Eltern haben kein 
Verlangen nach einer weiteren Minderheitenſchule. 
(Beifall rechts.) Für Sie perſönlich m. H., habe ich 
mir eine beſondere Schule gedacht, die ich aber lei— 
der nicht einrichten kann. Ich werde ſie Ihnen zur 
gegebenen Zeit näher bezeichnen, damit Sie ſich 
ein rechtes Bild davon machen können. Dort kön⸗ 
nen Sie einmal wohl und glücklich werden. Dort 
ſollten Sie aber auch Gelegenheit finden, über den 
Schaden und das Verbrechen, das Sie am Deutſch⸗ 


tum begangen haben, empfindlich nachzudenken. 
(Stürmiſcher Beifall.) 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 


nicht vor, damit iſt die Große Anfrage Nr. 16 er⸗ 
ledigt. Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 18 der Abg. Brill, 

Dr. Stachnik, Weiſe u. Fr. betr. Verbreitung 
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(Präſident) 
einer Druckſchrift „Zwiſchen Weichſel und Ausdruck gebracht werden. Bis heute iſt die Polizei 
Nogat.“ gegen den verantwortlichen Schriftleiter und die 


Druckſache Nr. 46. Wiederum liegt ein Antrag des 
Herrn Abg. Maaß und Fraktion vor, die Redezeit 
für die Begründung der Großen Anfrage auf 10 
Minuten feſtzuſetzen. Wer dieſem Antrag zuſtim— 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Zur Begründung der 
Großen Anfrage erteile ich Herrn Abg. Poſack das 
Wort. 

Poſack, Abgeordneter (Z.): Solange die Natio⸗ 
nalſozialiſten die Macht haben, ſolange beſteht der 
Kampf um die preſſegeſetzlichen Beſtimmungen, die 
durch das nationalſozialiſtiſche Syſtem eine Aende— 
rung erfahren haben, wie wir ſie wohl in keinem 
anderen demokratiſchen Staate erlebt haben. Bes 
ſäßen wir hier in Danzig nicht nur theoretiſch, ſon— 
dern auch praktiſch die Gleichheit aller Parteien 
und aller Staatsbürger, dann hätten wir Oppoſi⸗ 
tionsparteien keine Veranlaſſung, uns über dieſe 
Preſſebeſtimmungen und ganz beſonders über ihre 
Handhabung zu beklagen. 

Von einer gleichen Behandlung aller in Danzig 
erſcheinenden Zeitungen kann aber nach den ge— 
machten Erfahrungen keine Rede ſein. Faſt bei 
jeder Völkerbundstagung haben auch die Beſchwer⸗ 
den der Oppoſitionsparteien über die Behandlung 
ihrer Zeitungen eine Rolle geſpielt. (Abg. 
Schramm: Sehr ehrenvoll für die Oppoſition!) 
Daß dieſe Beſchwerden wohl begründet waren, hat 
ja die Ratstagung vom Januar dieſes Jahres er⸗ 
wieſen, die vom Senat die Einſetzung eines beſon— 
deren Preſſegerichtes verlangte. Mit der Ein⸗ 
ſetzung dieſes Preſſegerichtes ſind aber die Klagen 
der Oppoſitionsparteien nicht gegenſtandslos ge⸗ 
worden. 

Der Auftrag des Völkerbundes an die Danziger 
Regierung geht auch dahin, nicht nur die geſetzlichen 
Beſtimmungen mit der immer noch beſtehenden 
Verfaſſung in Einklang zu bringen, ſondern auch 
alle Maßnahmen mit dem Geiſte der Verfaſſung 
in Uebereinſtimmung zu bringen. Wenn uns von 
nationalſozialiſtiſcher Seite immer wieder vorge— 
halten wird, daß die Danziger Verfaſſung ein blut⸗ 
leeres Gebilde ſei, daß ſie weiter nichts ſei, als ein 
Fetzen Papier, ſo können wir dem entgegenhalten, 
daß alle Regierungsmitglieder und alle Danziger 
Beamte auf dieſe Verfaſſung ihren Treueid geleiſtet 
haben, und zwar ihn freiwillig geleiſtet haben. 

Die ungleiche Behandlung der Preſſe iſt auch 
hier zum Gegenſtand der vorliegenden Großen 
Anfrage gemacht. Das Blättchen „Zwiſchen Weich— 
ſel und Nogat“ iſt ein nationalſozialiſtiſches 
Organ, für das bis zur vorletzten Nummer der 
Landrat des Kreiſes Großes Werder, Andres, Tie⸗ 
genhof, verantwortlich zeichnete. In der Februar: 
Ausgabe dieſes Blattes unterſtellt der Herausgeber 
dem Herrn Senatspräſidenten Greiſer, daß er ſeine 
in Genf abgegebenen Erklärungen nicht ernſt meine. 
Dieſe Zeitung macht Ausführungen, die dem Herrn 
Präſidenten Greiſer unterſtellen, daß „einige der 
erhaltenen Empfehlungen auf dem weiten Wege 
von Danzig nach Genf verloren gehen können“. 
Schärfer und deutlicher kann das Mißtrauen zu 
den in Genf in feierlicher Form abgegebenen Ver⸗ 
ſprechungen des Herrn Senatspräſidenten nicht zum 


Zeitung nicht vorgegangen. 

Stellt man dem die Maßnahmen gegenüber, 
mit denen gegen die Preſſe der anderen Parteien 
gearbeitet wird, ſo können wir kaum eine treffen⸗ 
dere Illuſtration zu der von der verfaſſungsmäßig 
gewährleiſteten Gleichheit vor den Danziger Ge— 
jegen finden. Bei der Oppoſitionspreſſe hat die 
Polizei ſtets ein ſehr ſcharfes Auge. Wenn irgend⸗ 
wo auch nur die Ueberſchrift eines Artikels miß⸗ 
liebig angeſehen wird, dann iſt ſchon kurze Zeit 
nach der Herausgabe der Zeitung die Beſchlag⸗ 
nahme ausgeſprochen. (Sie ſollen ſich an Ordnung 
gewöhnen! rechts.) Wir wollen bloß, daß dieſelbe 
Ordnung auch bei Ihnen eingeführt wird. — Daß 
hier die polizeilichen Stellen ſehr oft zu übereifrig 
gehandelt haben, beweiſen die Mehrzahl der gericht— 
lich aufgehobenen Maßnahmen. Wie oft haben wir 
es erleben müſſen, daß unſere Zeitungen auf viele 
Monate verboten wurden, weil ſie ſich gegen die 
maßloſen Angriffe und Unterſchlagungen der Na- 
tionalſozialiſten zur Wehr ſetzten oder weil ſie 
Maßnahmen kritiſierten, die zwar wohl den Tat⸗ 
ſachen entſprachen, aber den Nationalſozialiſten un⸗ 
liebſam waren. 

So verfiel ſchon eine Nummer der „Neuen Zeit“ 
der Beſchlagnahme, die eine Antwort auf den Ar⸗ 
tikel des Landrats Andres enthielt, in dem dem 
ehemaligen Senator Dr. Blavier mit offenem 
Mord gedroht wurde. Was geſchah nun mit der 
Nummer „Zwiſchen Weichſel und Nogat“? Zu— 
nächſt einmal gar nichts. Erſt als die Oppoſitions⸗ 
parteien beim Senat Beſchwerde führten und auf 
die Behandlung der Oppoſitionspreſſe hinwieſen, 
wurde dieſes Blättchen auf einen Monat verboten. 
Beſchlagnahmt wurde es nicht. Nun hört ſich zwar 
die Verbotsdauer von einem Monat ziemlich lange 
an, ſie iſt aber in Wirklichkeit überhaupt keine 
Maßregel gegen die Zeitung, da dieſes Blättchen 
nur jeden Monat einmal erſcheint. Auffällig iſt, 
daß kurz vor dem Verbot noch ſchnell eine Son— 
dernummer herausgegeben wurde. Das Verbot von 
vier Wochen wurde auch dadurch umgangen, daß 
von der Kreisleitung der NSDAP., Großes Wer: 
der ein ſogenanntes „Schulungsblatt“ herausge⸗ 
geben wurde. Alle Bezieher der verbotenen Zeitung 
erhielten nun dieſes Schulungsblatt, das ſowohl in 
Druck als auch im Format der verbotenen Zeit⸗ 
ſchrift gleich war, ſo daß hier ein Erſatzblatt im 
Sinne des § 5, Artikel 2 der Verordnung vom 30. 
Juni 1933 vorliegt. Von einem polizeilichen Ein⸗ 
ſchreiten gegen die Fortführung dieſer verbotenen 
Zeitung iſt uns nichts bekannt geworden. 

Wieweit man überhaupt die polizeiliche Maß— 
nahme ernſt nahm, beweiſt die Tatſache, daß die 
verbotene Nummer noch während der Verbotsdauer 
als Werbenummer öffentlich verteilt wurde und 
ſogar im Volkstag auf den Plätzen der Abgeordne— 
ten ausgelegt war. Das zeigt deutlich den Reſpekt 
vor den Regierungsmaßnahmen, den Sie haben. 

Die Regierung hat uns, genau ſo wie die Füh⸗ 
rer der NSDAP., ſehr oft den Vorwurf gemacht, 
wir wenden uns an auswärtige Mächte. Meine 
Herren, es liegt in der Hand der Danziger Regie: 
rung, das zu verhindern. Behandeln Sie alle Zei: 
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tungen gleich, dann erübrigen ſich die Beſchwerden, 
behandeln Sie die nationalſozialiſtiſche Preſſe ge- 
nau ſo wie die Oppoſitionspreſſe, oder geben Sie 
uns die Freiheiten, die Sie der nationalſozialiſti— 
ſchen Preſſe zubilligen, dann wird endlich Ruhe 
ſein. Solange Sie aber einen Unterſchied zwiſchen 
nationalſozialiſtiſcher Preſſe und den Zeitungen der 
Oppoſitionsparteien machen, ſolange werden wir 
uns gegen das Unrecht zur Wehr ſetzen und wir 
werden keinen Weg ſcheuen, der uns zu unſerem 
Recht verhilft. 

Wir bitten um Auskunft, welche Schritte der 
Senat gegen den verantwortlichen Schriftleiter, 
Landrat Andres, unternommen hat und erwarten, 
daß die unterſchiedliche Behandlung der Danziger 
Zeitungen endlich aufhört. (Beifall links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Vertreter 
des Senats, Herr Obergerichtsrat Dr. Kettlitz. 

Dr. Kettlitz, Obergerichtsrat: Meine Herren, 
auf dieſe Große Anfrage Nr. 18, Druckſache Nr. 46, 
beehrt ſich der Senat der Freien Stadt Danzig wie 
folgt zu antworten: 

Die Große Anfrage beſchäftigt ſich mit der Fe— 
bruarausgabe der von dem Kreisleiter der natio— 


nalſozialiſtiſchen Partei, Andres, herausgegebenen 


Monatsſchrift „Zwiſchen Weichſel und Nogat“, und 


zwar mit den Angriffen gegen den Völkerbund, die 


in dem Aufſatz „Danzigs Deutſchtum — ein Dorn 
im Auge des Völkerbundes“ erblickt werden. Da 


inzwiſchen wegen Ausführungen, die in der Nr. 10 


derſelben Zeitſchrift enthalten find, ein Verbot die= 
ſer Zeitung für die Zeit von einem Monat ausge= 
ſprochen iſt, hat der Senat deutlich zu erkennen ge= 
geben, daß er nicht allen Ausführungen der Zeit- 
ſchrift zuſtimmen kann. Es erübrigt ſich deshalb, auf 
den beanſtandeten Aufſatz näher einzugehen. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 


der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (SPD.): Ich beantrage die 
Beſprechung der Großen Anfrage. 

Präſident: Wird dieſer Antrag unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus. Bevor ich die Aus— 
ſprache eröffne, möchte ich bekannt geben, daß auch 
hierzu der Antrag des Herrn Abg. Maaß und Frak⸗ 
tion vorliegt, die Redezeit für ſämtliche Fraktionen 
und Gruppen auf eine Stunde feſtzuſetzen. Wer für 
dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich von ſeinem Platz zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit, es iſt 
ſo beſchloſſen. Es entfallen demnach an Redezeit auf 
die Fraktion der NSDAP. 35 Minuten, der SPD. 
10 Minuten, des Zentrums 8 Minuten, Gruppe 
Weiſe 3 Minuten, Gruppe Plenikowſki 2 Minuten, 
Polen 2 Minuten. Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Willers. 

Dr. Willers, Abgeordneter (NSDAP.): M. H. 
Abgeordneten! Aus dieſer Großen Anfrage Nr. 18 
können wir erſehen, daß die Mitglieder der ſozial— 
demokratiſchen und der Zentrumsfraktion, ſowie die 
Angehörigen der Gruppe Weiſe die Zeitſchrift 
„Zwiſchen Weichſel und Nogat“ ſehr eingehend 
leſen. (Sehr gut! rechts.) Wenn ich auch bezweifeln 
muß, daß ſelbſt die Lehren dieſer Zeitſchrift ſolche 
Leſer politiſch beſſern und ändern werden, ſo emp⸗ 
fehle ich trotzdem den Frageſtellern auch für die 
Zukunft ein eingehendes Studium unſerer Zeit⸗ 
ſchriften und Zeitungen, insbeſondere unſeres„Dan⸗ 


ziger Vorpoſtens“. (Sehr gut! rechts.) Die Frage: 
ſteller beanſtanden in jenem Artikel der Februar⸗ 
Ausgabe die Worte „Schauſpiel und Lächerlichkeit“ 
und meinen, daß durch ein derartiges Wortſpiel 
eines Schriftleiters die von unſerem Senatspräſi⸗ 
denten geſchaffenen guten Beziehungen Danzigs 
zum Völkerbund geſtört werden könnten. Unter 
Beziehungen Danzigs zum Völkerbund können doch 
zunächſt einmal nur Beziehungen von einer phyji- 
ſchen Perſon zu einer andern phyſiſchen Perſon und 
nicht etwa von einer juriſtiſchen Perſon zu einer 
andern juriſtiſchen Perſon verſtanden werden, alſo 
doch nur die Beziehungen von Menſch zu Menſch 
oder von unſerm Senatspräſidenten zu den einzel— 
nen Ländervertretungen im Völkerbund. 

Nachdem wir uns hierüber zunächſt einmal klar 
ſind, frage ich Sie, m. H. Frageſteller, glauben Sie 
wirklich, daß ſich unſer Senatspräſident durch jenen 
Zeitungsartikel oder durch Ihre Große Anfrage be— 
einfluſſen laſſen wird, ſeine guten Beziehungen zu 
den Mitgliedern des Völkerbundes abzubrechen? 
(Auch zu Rußland? links — Heiterkeit.) Wenn Sie 
das glauben, ſo kennen Sie unſeren Senatspräſi⸗ 
denten noch immer ſehr ſchlecht. Seien Sie über— 
zeugt, daß unſer Senatspräſident zu allen Zeiten 
jeine guten Beziehungen im Intereſſe des deutſchen 
Danzigs zur rechten Zeit richtig verwenden wird. 
(Sehr gut! rechts.) Oder glauben Sie, m. H. Frage— 
ſteller, daß die Ländervertreter im Völkerbund auf— 
grund jenes Artikels oder etwa aufgrund Ihrer 
Großen Anfrage, ihre guten Beziehungen zu unſerm 
Senatspräſidenten abbrechen würden? Wenn Sie 
das glauben, ſtellen Sie wieder einmal jenen 
Herren vom Völkerbund ein ſehr ſchlechtes Zeugnis 
aus. (Zurufe.) Wenn einer die Arbeit und den Auf- 
gabenkreis des Völkerbundes in geradezu läſter— 
licher Weiſe immer wieder verkleinert und ſchließ— 
lich ins Lächerliche zu ziehen verſucht, ſind Sie es 
m. H. Frageſteller, indem Sie immer wieder mit 
jeder lächerlichen Bagatelle, wegen jeder Ohrfeige 
wie ein Sextaner, der Dreſche bezogen hat, und 
dies beim Lehrer verpetzt, zum Völkerbund laufen. 
(Zuſtimmung und Beifall rechts.) 

Das muß Ihnen einmal wieder ganz deutlich 
geſagt werden. Wozu ſtellen Sie die Großen An— 
fragen? Wer wie Sie den Völkerbund mit Lächer— 
lichkeiten und Bagatellſachen beläſtigt, der ver— 
kleinert die Größe ſeiner Aufgaben. Aber Sie ſind 
ja unbelehrbar und ſehen es noch immer nicht ein, 
wie Sie ſelbſt der Lächerlichkeit verfallen, wenn Sie 
den Völkerbund mit derartigen Lächerlichkeiten be— 
läſtigen und von der Löſung großer Aufgaben ab- 
lenken. Ferner glauben Sie aus jenem Artikel eine 
Verdächtigung herausleſen zu können, nämlich, 
daß ſich unſer Senatspräſident an die von ihm ge— 
faßten und gebilligten Beſchlüſſe nicht halten wür— 
de. Ich habe etwas derartiges nicht aus dem Ar— 
tikel herausgeleſen. Auch iſt der Herausgeber die— 
ſer Zeitſchrift, unſer Kreisleiter Pg. Andres ein 
viel zu guter Nationalſozialiſt und Kenner unſeres 
Senatspräſidenten, als daß er ihn ſolcher Dinge je— 
mals verdächtigen würde. Die Verdächtigung, die 
in dieſer Anfrage ſteckt und gegen unſern Senats— 
präſidenten gerichtet iſt, geht einzig und allein von 
Ihnen aus. Eine derartige Verdächtigung unſeres 
Senatspräſidenten iſt eine Unverſchämtheit von 
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Ihnen! (Lebhaftes Sehr richtig! rechts.) Wir müj- 
ſen ſie auf das Entſchiedenſte zurückweiſen. (Bravo! 
und Beifall rechts.) 

Unſer Senatspräſident hat, wie wir wiſſen, im⸗ 
mer zu ſeinem Wort geſtanden und Beſchlüſſe, die 
er einmal gebilligt oder gefaßt hat, auch zur gege⸗ 
benen Zeit verwirklicht und durchgeführt. Er hat 
unabhängig von jedem Zeitungsartikel und Ihrer 
Großen Anfrage die von Genf erteilten Empfeh- 
lungen verwirklicht. Wenn Sie in der Großen An⸗ 
frage von Beſchlüſſen ſprechen, haben Sie das alles 
nicht richtig geleſen. Genf hat keine Beſchlüſſe ge= 
faßt oder Auflagen erteilt, ſondern lediglich Emp— 
fehlungen an den Senat gerichtet. Auch dieſe Emp— 
fehlungen ſind längſt durchgeführt und verwirklicht, 
das hätten Sie im Geſetzblatt 1936 auf Seite 100 
ff. nachleſen können. Es wäre von Ihnen daher 
logiſcher geweſen, dieſe Große Anfrage rechtzeitig 
als erledigt zu erklären. Aber Logik war ja immer 
Ihre ſchwache Seite. (Abg. Moritz: Ihre ſtarke auch 
nicht!) 

Zum Schluß etwas über ihre Zeitungen. Ver⸗ 
gleichen Sie doch einmal die Zeitungen der Natio- 
nalſozialiſten mit denen der Oppoſition. Dort fin⸗ 
den Sie in jedem Artikel Beanſtandungen, die zu 
einem Verbot ausreichen, Landesverrat und wieder 
Landesverrat. Trotzdem werden Ihre Zeitungen 
nicht immer verboten, ſondern ſtillſchweigend ges 
duldet. Ich ſage Ihnen, der Schmutz, den Sie in 
Ihrer Preſſe verbrechen, reicht nicht aus, um die 
Abſätze unſerer Stiefel zu erreichen. Trotzdem den⸗ 
ken wir garnicht daran, wegen ſolcher Artikel, die 
Sie bringen, mit Großen Anfragen zum Volkstag 
zu gehen. (Sehr wahr! rechts.) 

Nun ſagt Herr Abg. Poſack, obgleich die Zeit⸗ 
ſchrift „Zwiſchen Weichſel und Nogat“ verboten 
war, wurde ſie trotzdem im Volkstag verteilt. M. 
H. von der Oppoſition, insbeſondere Sie, Herr 
Abg. Weiß, Sie haben wiederholt in den Ausſchuß⸗ 
ſitzungen erklärt, daß Ihnen das Material ſo ſpät 
vorgelegt werde, Sie möchten es rechtzeitig haben, 
um ſich vorbereiten zu können. Hier hatten Sie das 
Material. Es wurde Ihnen auf den Tiſch gelegt 
und nur an Abgeordnete verteilt, Sie fanden es am 
30. März. (Abg. Moritz: Das hatten wir vorher.) 
Das hatten Sie jetzt bekommen und jetzt beſchweren 
Sie ſich darüber. Dann ſagt der Abg. Poſack weiter, 
die Zeitung wurde auf den Tiſch gelegt, als ſie be= 
reits verboten war. Am 14. März wurde ſie ver⸗ 
boten. Sie war aber vorher gedruckt. Es iſt doch 
ſelbſtverſtändlich, daß man eine Zeitung in einer 
Ausgabe von vor drei Jahren heute bequem kaufen 
kann, auch wenn die Zeitung inzwiſchen einmal 
verboten geweſen iſt. So war es auch hier. (Zu⸗ 
rufe.) Auch hier war die Zeitung vorher gedruckt 
und erſchienen. Um Ihnen das Material zu geben, 
das Sie ja benötigen, wurde ſie Ihnen vorgelegt, 
alſo auch inſoweit hat der Herr Abg. Poſack nicht 
Recht. 


M. H. von der Oppoſition, es iſt Ihnen heute 
wiederholt geſagt worden, laſſen Sie Ihre Anfra— 
gen, Sie bekommen Antworten darauf, die Ihnen 
nicht gefallen. Auf dieſe Weiſe werden Dinge auf: 
gedeckt, die Ihnen ſicherlich unangenehm ſind. Ins⸗ 
beſondere ſind es doch dieſe logiſchen Fehler, die Sie 
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gerade hier begehen, die aufgedeckt werden! (Bei⸗ 
fall rechts.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Weber. 

Weber, Abgeordneter (SPD.): M. D. u. H.! 
Man kann tatſächlich mit dem Abg. Dr. Willers 
jagen, daß hier durch die Antworten zu den einzel- 
nen Punkten die verſchiedenſten Dinge aufgedeckt 
werden. Die Antwort des Obergerichtsrats Dr. 
Kettlitz war ſehr intereſſant, genau jo wie die Aus— 
führungen des Herrn Abg. Dr. Willers. Was zu⸗ 
nächſt die Antwort des Regierungsvertreters ans 
betrifft, ſo meinte er — das war der Extrakt ſeiner 
kurzen Ausführungen — daß der Senat dadurch, 
daß er eine Nummer und zwar die Anfang März 
erſchienene, am 14. März verboten hat, zum Aus— 
druck bringe, daß er die in der Februar-Ausgabe 
gemachten Ausführungen nicht billige. Ja, m. H., 
das iſt nun Logik, die Logik, die der Herr Abg. 
Willers hier vorher vom Stapel gelaſſen hat. 

Der Senat gibt durch dieſe Handlungsweiſe zu 
erkennen, daß er gegen die Veröffentlichung in der 
fraglichen Nummer, die ja dieſer Großen Anfrage 
zugrunde liegt, nichts unternommen hat. Wenn 
Herr Willers ſich dann weiter ſeinen Kopf zerbricht 
und behauptet, dadurch, daß die Oppoſitionspar⸗ 
teien dieſe Veröffentlichung zum Gegenſtand einer 


großen Anfrage gemacht haben, hätten ſie das gute 


Einvernehmen zwiſchen Danzig und dem Völker: 
bund gefährdet, ſo iſt das ein ſehr eigenartiger und 
für einen Juriſten etwas eigentümlicher Gedanken⸗ 
ſprung. Es ſcheint notwendig, hier die Sätze, die die 
Grundlage der Großen Anfrage geweſen ſind, noch 
einmal zu wiederholen. An der Klaue erkennt man 
bekanntlich den Löwen. Herr Landrat Andres iſt 
heute nicht hier, er kann ſich alſo ſelbſt zu dieſen 
Ausführungen nicht bekennen, ich nehme aber an, 
a er der Verfaſſer dieſes Artikels iſt. Es heißt 
ort: 
„Das Genfer Völkerbundsſchauſpiel hat in dieſen Ta⸗ 
gen ſein Ende gefunden. Aber auch diesmal konnte 
Genf nichts dabei gewinnen, denn auch ſachliche Zei⸗ 
tungen mußten beſchämt die Lächerlichkeit dieſer 
Handlungsweiſe einſehen, und Danzig zog noch ein⸗ 
mal unbeſchadet von dannen, wenngleich es auch wie⸗ 
der eine Reihe guter Ratſchläge mit auf den Weg 
bekommen hat. Dieſer Weg von Genf nach Danzig iſt 
ja ſehr weit, da kann auch mancherlei verloren 
gehen.“ 
Nun frage ich Sie, m. H., worin kommt wohl die 
Störung der Beziehungen Danzigs zum Völkerbund 
zum Ausdruck, doch nur dadurch, daß in einem 
Danziger Blatt ſo etwas veröffentlicht wird und 
wochenlang nach der Veröffentlichung auch noch 
verbreitet werden kann. Und wenn Herr Abg. Dr. 
Willers hier in einem Wortſpiel anführte, es ſei doch 
nicht anzunehmen, daß der Herr Senatspräſident 
aufgrund dieſer Veröffentlichungen ſeine guten Be— 
ziehungen zum Völkerbund verlieren werde, ſo 
möchte ich darauf erwidern, — und der Herr Prä— 
ſident des Senats wird wohl darin mit mir einer 
Meinung ſein — daß die Beziehungen Danzigs 
zum Völkerbund durch ſolche Veröffentlichungen 
nicht gefördert werden. Sie werden dadurch aufs 
ſtärkſte geſchädigt. Die Perſon des Herrn Senats⸗ 
präſidenten intereſſiert uns dabei gar nicht, ſondern 
für uns kommt es lediglich auf die Beziehungen 
Danzigs zum Völkerbund an. 
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Die Antwort, die der Senat auf dieſe Große 
Anfrage gefunden hat, trägt auch nicht dazu bei, 
dieſe Angelegenheit ſo zu klären, wie es erforderlich 
wäre. Ich kann auf die politiſche Seite nicht viel 
eingehen, obwohl es ſehr reizvoll wäre, die Aus⸗ 
führungen, die der Herr Abg. Willers gemacht hat, 
etwas näher zu beleuchten. Wenn er davon ſpricht, 
daß die Oppoſition den Völkerbund mit Lächerlich—⸗ 
keiten beläſtigt hat, jo mögen die Völkerbundsin⸗ 
ſtanzen entſcheiden, wie fie dieſe neuen nationalſo— 
zialiſtiſchen Anpöblungen in dieſem Hauſe beurtei— 
len. Aber es liegt doch nur an Ihnen, m. H., Sie 
haben es in der Hand, den Appell der Oppoſitions⸗ 
parteien an die Völkerbundsinſtanzen überflüſſig 
zu machen, wenn Sie endlich dafür ſorgen, daß den 
Oppoſitionsparteien der Anlaß für derartige 
Appelle an den Völkerbund genommen wird. Füh⸗ 
ren Sie Zuſtände herbei, die der Verfaſſung unſe— 
res Staates entſprechen, behandeln Sie die Oppo⸗ 
ſition ſo, wie ſie aufgrund der beſtehenden Geſetze 
behandelt werden muß, wenden Sie die Geſetze un— 
parteiiſch an, dann wird auch für die Oppoſition 
keine Notwendigkeit beſtehen, ſich beſchwerdefüh— 
rend an die Inſtanzen des Völkerbundes zu wenden. 

Dieſer Vorfall mit dem Blättchen „Zwiſchen 
Weichſel und Nogat“ iſt ja ein Schulbeiſpiel dafür, 
wie unterſchiedlich Sie auch in der Handhabung 
der preſſegeſetzlichen Vorſchriften verfahren. Es iſt 
bereits darauf hingewieſen worden, daß dieſe Zei— 
tung, obwohl ſie monatlich erſcheint, nur auf vier 
Wochen verboten wurde. Unbeſchadet dieſes Ver⸗ 
botes ſind alſo ſämtliche Nummern dieſer Zeitſchrift 
erſchienen, es iſt ſogar ein Erſatzblatt herausgege— 
ben worden. Wenn Sie hier mit der Ausrede kom— 
men, dieſes Schulungsblatt ſei von der Partei her— 
ausgegeben worden, ſo möchte ich nur darauf auf— 


merkſam machen, daß bisher von der Polizei Zei- 


tungen oder Zeitſchriften, die ſich an den gleichen 
Perſonenkreis wandten, wie die beſchlagnahmten 
und verbotenen Zeitungen und Zeitſchriften, ſolche 
Veröffentlichungen ſtets als Erſatzblatt angeſehen 
wurden und entſprechend dagegen eingeſchritten 
wurde. Wie wenig aber von der Behörde das Ver- 
bot dieſer Zeitſchrift „Zwiſchen Weichſel und No— 
gat“ ernſt genommen wurde, beweiſt die Tatſache, 
daß in einmaliger Abweichung von den ſonſt übli— 
chen Gepflogenheiten dieſes Verbot nicht im Staats- 
anzeiger veröffentlicht wurde und auch ſonſt nicht 
bekannt gegeben worden iſt. Es iſt nur dadurch 
weiteren Kreiſen bekannt geworden, daß den Oppo— 
ſitionsparteien auf ihre Beſchwerde ſchriftlich mit— 
geteilt wurde, daß die Zeitung am 14. März ver: 
boten worden iſt. Aber die Zeitung wurde auch 
nicht wegen der von mir vorhin zitierten Stellen 
des Artikels „Danzigs Deutſchtum — ein Dorn 
im Auge des Völkerbundes — verboten, ſondern 
wegen der vier Wochen ſpäter erfolgten offenen 
Mordandrohung gegen den ehemaligen Senator 
Blavier. (Präſident des Senats Greifer: Wer jagt 
Ihnen das?) Herr Präſident, es iſt doch nicht er— 
ſichtlich geworden, daß es wegen des Völkerbunds⸗ 
artikels erfolgte, da das Verbot nicht in der Form 
erlaſſen wurde, wie es ſonſt üblich iſt. (Zuruf vom 
Regierungstiſch.) Einmal iſt das offiziell und 


dann iſt es wieder nicht offiziell. (Präſident des 
Senats Greiſer: Das Verbot iſt doch offiziell!) 
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Behördlicherſeits iſt nichts mitgeteilt worden. Herr 
Temp, ich möchte ja mit Ihnen nicht wetteifern 
und genau ſo ſchimpfen und ballern, wie Sie es tun. 
Ich glaube, es iſt eines Parlamentes unwürdig, 
ſich hier in derartigen Schimpforgien zu ergehen, 
wie Sie das belieben. Außerdem kommt es uns auf 
eine ſachliche Auseinanderſetzung an und es wäre 
daher beſſer, wenn Sie nicht verſuchten, unſere Aus⸗ 
führungen auf ein anderes Gleis zu ſchieben. (Ihre 
Sachlichkeit ſieht man ja in der „Volksſtimme“. 


Was haben Sie da zuſammengelogen und gejtuns 


ken! rechts. — Das iſt der Ton, den wir als Vor⸗ 
bild nehmen ſollen! links.) 

Präſident: Ich bitte, die Zurufe zu unterlaſſen! 

Weber, Abgeordneter (SPD.): Sie, Herr Temp, 
haben vorhin hier davon geſprochen, daß man 
Anſtand und Würde wahren müſſe; Sie ſelbſt ſind 
kein Beiſpiel dafür! (Abg. Temp: Sehen Sie bloß 
an, Menſch!) Die Maßnahmen, die der Senat ge— 
gen die Zeitung „Zwiſchen Weichſel und Nogat“ 
ergriffen hat, beweiſen, daß ihm gar nicht ernſtlich 
daran gelegen war, die Zeitung zu verbieten und 
den Herausgeber zu beſtrafen. 

Präſident: Herr Abg. Weber, Ihre Redezeit iſt 
gleich abgelaufen! 

Weber, Abgeordneter (SPD.): Wir verweiſen 
darauf, daß auch jetzt noch in dieſer Zeitſchrift 
lange Prangerliſten veröffentlicht werden, die ſich 
gegen Perſonen richten, die Oppoſitionszeitungen 
beziehen, die als Mitglieder der Oppoſitionspar⸗ 
teien angeſehen werden. Auch dagegen wird nichts 
unternommen, obwohl hier doch ſicherlich ein ſtraf— 
rechtlicher Verſtoß vorliegt. Solange demgegenüber 
das Preſſegericht auf dem Standpunkt ſteht, daß 
ſchon die geringſte Kritik des Nationalſozialismus 
ausreichender Grund iſt, um Maßregelungen gegen 
die Oppoſitionspreſſe zu treffen, ſolange iſt erwie— 
ſen, daß die Behörde eine ſehr unterſchiedliche Be— 
handlung der Preſſe vornimmt und ſolange wer⸗ 
den wir den Kampf für eine gerechte Anwendung 
des Preſſegeſetzes in Danzig führen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Poſack. 

Poſack, Abgeordneter (Z.): Es geht uns bei Be⸗ 
handlung dieſer Großen Anfrage nicht nur um die 
Intereſſen des Danziger Senats, und des Völker⸗ 
bundes (Abg. Schramm: Das geht Sie auch gar 
nichts an!), ſondern es geht uns bei der Behand— 
lung der Großen Anfrage darum, daß gleiches Maß 
in Danzig gilt. (Zurufe.) Sie ſchon längſt, Herr 
Abg. Schories, mit Ihrer Arbeitsfront. — Ich 
glaube nicht, daß der Herr Volkstagspräſident ein⸗ 
verſtanden geweſen wäre, wenn eine Nummer der 
verbotenen „Volkszeitung“ oder der „Volks- 
ſtimme“ während der Verbotszeit auf die Tiſche der 
Abgeordneten gelegt worden wäre. Wir wehren 
uns dagegen, daß dieſe Unterſchiede gemacht wer— 
den. (Abg. Maaß: Was heißt das?) Wie oft haben 
wir erlebt, daß unſere Zeitungen beſchlagnahmt 
und verboten wurden wegen einer Ueberſchrift. Die 
Danziger Volkszeitung wurde einmal verboten, 
weil fie einen ſachlichen Bericht über eine Volfs- 
tagsſitzung gebracht hatte. Nirgends war eine ſtraf⸗ 
bare Handlung oder nur in den wenigſten Fällen 
des Schriftleiters feſtzuſtellen. Das ergibt ſich dar⸗ 


aus, daß in den allerwenigſten Fällen der Staats⸗ 
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anwalt überhaupt Anklage gegen den verantwort⸗ 
lichen Schriftleiter erhob. Wohin kommen wir, 
wenn z. B. wie in der vergangenen Woche einfach 
der Volkszeitung eine Warnung erteilt wird, weil 
ſie einen Bericht wiedergibt, den ein Profeſſor von 
Weltruf in einem anderen Staat gehalten hat. 
(Das war wohl Einſtein? rechts.) Hier geht man 
jetzt dazu über, einfach alles, was Ihnen als Na— 
tionalſozialiſten nicht gefällt, als Angriff gegen 
Deutſchland auszulegen. (Sehr richtig! beim Zen- 
trum.) Nein, m. H. von den Nationalſozialiſten, 
wir führen keinen Kampf gegen Deutſchland, wir 
führen einen Kampf gegen den Nationaljozialis- 
mus (Für Rom! rechts.) Für uns alle. (Sie haben 
nie ein deutſches Danzig haben wollen, Sie nicht! 
bei den Nationalſozialiſten.) Für uns Deutſche iſt 
Nationalſozialismus und Deutſchland noch ganz 
etwas verſchiedenes. Mit dieſen Methoden, die Sie 
auf dem Vorpoſten Danzig anwenden, werden Sie 
nicht weiterkommen. (Sie werden es erleben! 
rechts.) 

Der Herr Präſident des Senats hat es für not⸗ 
wendig erachtet, mich hier öffentlich zu diffamieren 
(Das iſt wohl notwendig geweſen! rechts.). Sie 
wenden ſich ſo oft als Nationalſozialiſten in Danzig 
und Deutſchland gegen die Methoden des Aus— 
landes. Mit Recht wehren Sie ſich dagegen, daß 
Deutſchland dauernd beleidigt, dauernd diffamiert 
wird. Aber ſolange Sie nicht im eigenen Lande alle 
Deutſchen gleichmäßig behandeln, haben Sie kein 
Recht, dagegen aufzutreten. (Beifall beim Zen⸗ 
trum und links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (Gruppe Plenikow⸗ 
ſki): Der Weg von Genf nach Danzig iſt ſehr weit, 
da kann mancherlei verloren gehen. Der Herr 
Rechtsanwalt Dr. Willers meinte, dieſe Verdächti⸗ 
gungen ſeien nicht vom Senat ausgegangen, ſon⸗ 
dern von der Oppoſition, die den Antrag einge— 
bracht hat. (Zwiſchenrufe.) Nun, Herr Abg. Dr. 
Willers iſt Juriſt. Juriſten ſind dafür bekannt, 
daß ſie manchmal aus weiß ſchwarz und aus ſchwarz 
weiß machen. Das ſcheint zutreffend zu ſein, hat 
aber nichts mit Logik zu tun. Umgekehrt iſt der 
Weg von Danzig nach Genf ebenfalls ſehr weit. 
Da kann auch manchmal etwas verloren gehen, be— 
ſonders das forſche Auftreten der Herren Sena— 
toren, die dort beſtimmt nicht ſo tapfer ſein wer⸗ 
den, wie heute Herr Senator Boeck. In Genf wird 
die Forſchheit des Auftretens, die Sie hier an den 
Tag legen, ſicher verloren gegangen ſein. Ich freue 
mich auch etwas anderes zur Kenntnis genommen 
zu haben. Ich wäre Herrn Abg. Dr. Willers ſehr 
dankbar, wenn er es auch täte. Der Herr Senats— 
präſident will nicht nur die guten Beziehungen zum 
Völkerbund aufrecht erhalten, ſondern auch zu den, 
dem Völkerbund angeſchloſſenen Staaten, alſo auch 
zur Sowjet⸗Anion. Herr Senatspräſident Greiſer 
ſtimmt dem durchaus zu. Ich kann es nur im In— 
tereſſe der Danziger Bevölkerung und der Freien 
Stadt Danzig begrüßen und hoffe, daß Danzig da— 
von wirklich etwas profitieren wird. 


Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Ihre Rede⸗ 
zeit iſt abgelaufen. 
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Plenikowſti, Abgeordneter (Gruppe Plenikow⸗ (O) 


ji): Zwei Minuten Redezeit gewährt man und 
nachher wirft man ſich in die Bruſt und behauptet, 
daß man es der Oppoſition gut gegeben hätte. Das 
iſt Tapferkeit. (Zurufe rechts.) Hilf Dir ſelbſt, dann 
hilft Dir der Völkerbund, das iſt unſere Parole! 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Budzynſki. 

Budzynſti, Abgeordneter (P.): Sie haben ſich 
ſchon ziemlich ausgeſprochen. Ich möchte aber nicht 
verfehlen, alle, ſowohl Sie, wie auch die Oppoſi⸗ 
tionsparteien und dem Senat, auf etwas aufmerk- 
ſam zu machen, was anſcheinend in der Hitze des 
Gefechts vergeſſen worden iſt. Der Senat hat 
zweifellos recht gehandelt und iſt ſeiner Pflicht 
nachgekommen, indem er das Blatt beſchlagnahmt 
hat. Wenn er aber die Zeitſchrift beſchlagnahmt 
hat, ſo iſt doch der Schriftleiter dieſes Artikels ein 
Verwaltungsbeamter, wenn er auch jung iſt. Ich 
habe die Frage zu ſtellen, was hat der Senat un- 
ternommen, um gegen dieſen verantwortlichen 
Schriftleiter, Herrn Landrat Andres, einzuſchreiten. 
Logiſcherweiſe hätte der Senat gegen den Beam— 
ten vorgehen müſſen, das werden Sie zugeben 
müſſen. 

Zweitens habe ich verſtanden, daß in dem Au— 
genblick, als hier die Zeitung ausgelegt wurde, 
bereits die Beſchlagnahme erfolgt war. Ich frage 
weiter, weshalb hat der Herr Volkstagspräſident 
als Hausherr in dieſem hohen Hauſe die Aus⸗ 
legung, Verteilung und Verbreitung dieſes Blat- 
tes zugelaſſen? Soviel ich weiß, iſt auch die Ver- 
breitung einer beſchlagnahmten Zeitung ſtrafbar. 
(Obergerichtsrat Dr. Kettlitz: Sie war nicht be— 
ſchlagnahmt!) Ich wundere mich, daß aus den 
Reihen der Nationalſozialiſten nicht ein Strafan⸗ 
trag gegen Herrn Volkstagspräſidenten vorgelegt 
wurde. (Zurufe.) 


Präſident: Ich möchte Ihnen gleich darauf ant- 
worten. Ich habe gar nichts davon gewußt, daß 
hier eine Zeitung ausgelegt wurde. (Zurufe des 
Abg. Budzynſki.) Ich kann mir denken, daß eine 
ſolche Zeitung als Material für eine Große An— 
frage ausgelegt wird. Ich werde mich darum küm— 
mern und feſtſtellen, wie ſich die Sache verhält. 
(Zuruf links.) — Das Wort hat der Herr Präſi⸗ 
dent des Senats. (Abg. Plenikowſki: Der Sowjet⸗ 
freund!) 

Greiſer, Präſident des Senats: Ich komme dar⸗ 
auf zu ſprechen. Man kann in dieſer Beziehung 
ſagen: Parlamentarismus in Reinkultur oder auch 
„kleine Urſachen und große Wirkungen“. Der Senat 
hat ſeine Pflicht getan, indem er die Ausführungen 
des verantwortlichen Schriftleiters, Kreisleiter 
Andres, mißbilligt hat. Damit iſt die Haltung des 
Senats ſowohl der Bevölkerung, zu der ja auch die 
Oppoſition gehört, als auch anderen Inſtanzen ge— 
genüber gedeckt. Die großen Wirkungen ſind nun 
zweierlei! Einmal iſt eine Diskuſſion über Zei⸗ 
tungsverbote erfolgt, die wahrſcheinlich auch von 
der Oppoſition gewünſcht worden iſt. Andererſeits 
hat man von allen Seiten dieſes hohen Hauſes die 
Beziehungen des Senats und auch meine perſön⸗ 
lichen Beziehungen zum Völkerbund als Inſtanz 
und auch Mitgliedern des Völkerbundes beſprochen. 


(D) 


(A) 
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(Greiſer, Präſident des Senats) 

Soweit die Zeitungsverbote infrage kommen, 
m. H. von der Oppoſition, haben Sie kein morali— 
ſches Recht, ſich darüber zu entrüſten. Ich möchte 
Sie nur an die Zeit erinnern, als wir National: 
ſozialiſten nicht einmal in Oppoſition waren, ſon⸗ 
dern Sie ſogar in der vorigen Regierung unter: 
ſtützten. Von dieſer Unterſtützung haben Sie doch 
eigentlich gelebt. Damals haben Sie ſich nicht ge— 
ſcheut, m. H. vom Zentrum, die Sie heute die Ans 
jrage eingebracht haben, unſere nationalſozialiſti⸗ 
ſche Wochenzeitung zu verbieten. (Abg. Moritz: 
Für zwei Nummern!) Das jpielt keine Rolle. Sie 
haben ſich nicht geſcheut, Verſammlungen, ſogar 
Mitgliederverſammlungen, zu verbieten. Somit 
glaube ich, daß Sie in Danzig kein moraliſches 
Recht haben, ſich zu entrüſten. (Zuruf.) Die Zei⸗ 
tung iſt verboten worden. Blicken wir in die Ge— 
genwart und betrachten wir einmal die Verhält⸗ 
niſſe in dem ſogenannten chriſtlichen Ständeſtaat 
Oeſterreich. Können dort überhaupt nationalſozia⸗ 
liſtiſche Zeitungen exiſtieren, ja, können fie über- 
haupt nur per Poſt eingeſchickt werden, beſteht 
überhaupt nur die Möglichkeit, m. H. vom Zen⸗ 
trum, daß ſich ein Menſch frei auf der Straße be— 
wegen darf, der eventuell in dem Verdacht ſtehen 
könnte, vielleicht einmal eine nationalſozialiſtiſche 
Zeitung gelejen zu haben? Ihr Gerechtigkeitsge— 
fühl ſteht in dieſer Beziehung auf ſehr ſchwachen 
Füßen. Mehr möchte ich in dieſem Zuſammenhang 
nicht ſagen. 

Aber das war nicht der eigentliche Sinn meiner 
Ausführungen. Ich habe mich nur deshalb zum 
Wort gemeldet, um hier auf die Beziehungen zum 
Völkerbund einzugehen. M. H., ich möchte von 
dieſer Stelle aus jejtitellen, daß es mich freut, daß 
Sie alle jo darauf bedacht ſind, daß gute Beziehun- 
gen zwiſchen Danzig und dem Völkerbund beſtehen. 
Ich freue mich darüber und danke Ihnen für dieſe 
Anteilnahme und für dieſes Wohlwollen und für 
Ihre Aufopferung, die Sie hier haben an den Tag 
treten laſſen. Aber ich kann Sie beruhigen: das 
Verhältnis Danzigs zum Völkerbund und insbe- 
ſondere meine perſönlichen Beziehungen zu den an— 
deren Völkerbundsmitgliedern ſind niemals beſſere 
geweſen als heute. Dieſe Beziehungen ſind auch 
nicht im leiſeſten durch die Veröffentlichungen der 
Zeitſchrift „Zwiſchen Weichſel und Nogat“ geſtört 
worden, in keiner Weiſe! Dieſe Beziehungen wer— 
den auch nicht geſtört werden durch die heutige 
Ausſprache, die hier ſtattgefunden hat. Dieſe Ber 
ziehungen werden auch, mein lieber Plenikowſki, 
zu dem auch Ihnen ſattſam bekannten Herrn Lit⸗ 
winow, mit dem ich des öfteren in Genf zujammen- 
gekommen bin, mit dem ich mich gern unterhalte 
und der, ich kann das in dieſem Kreiſe einmal 
jagen, für die Nöte Danzigs auf der letzten Völker— 
bundstagung wirklich weitgehenderes Verſtändnis 
gezeigt hat, als manch ein anderer Staatsmann, 
weiter gute bleiben. Ich habe mich mit Litwinow 
über die Nöte Danzigs unterhalten. Ich möchte das 
hier einmal in aller Oeffentlichkeit ſagen, damit 
Sie meine Einſtellung kennen. Ich habe geſagt, 
warum eigentlich dieſe innerpolitiſchen Dinge in 
dem großen Rahmen in Genf erörtert werden müß⸗ 
ten. Darauf hat Litwinow in klaſſicher Art und 
Weiſe mir zur Antwort gegeben: „Ja, ich verſtehe! 
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Ich bin Kommuniſt und Sie Nationalſozialiſt. In⸗ 
nerpolitiſche Oppoſition kann man nicht brauchen, 
aber beide ſind wir hier in Genf.“ 

Es wird bei Ihnen auch nur mit Waſſer ges 
kocht, mein lieber Anton! Wir beide kennen uns 
ja lange genug, wir beide haben uns lange genug 
bekämpft. Wenn es wieder einmal ſo kommt, dann 
ſtellen wir uns ſogar einen Schnaps hierher. Das 
ſoll die Beziehungen zu Sowjetrußland dann noch 
weiter feſtigen. (Starker Beifall rechts.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Ausſprache zu Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung, Große Anfrage Nr. 18, Druckſache Nr. 46, 
iſt damit erledigt. Wir kommen zu Punkt 5 der 
Tagesordnung: £ 

Große Anfrage Nr. 15 der Abg. Weiſe, 
Dr. Stachnick, Brill u. Fr. betr. Rede des 
Gauleiters der NSDAP. Forſter am 16. 
November 1935. 
Druckſache Nr. 44. Es liegt der Antrag des Herrn 
Abg. Maaß u. Fr. vor, die Redezeit zur Begrün⸗ 
dung der Großen Anfrage auf zehn Minuten feſt— 
zuſetzen. Wer dafür iſt, den bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Geſchieht.) Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo 
beſchloſſen. Das Wort zur Begründung hat der 
Herr Abg. Gamm. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): In un⸗ 
ſerer Großen Anfrage vom November 1935 haben 
wir den Senat darauf hingewieſen, daß der Par: 
teiſekretär der NSDAP. Albert Forſter, (Zurufe 
und Unerhört! rechts) in einer öffentlichen Kund⸗ 
gebung auf dem Langen Markt am 16. November 
in Gegenwart des Senatspräſidenten Greiſer und 
des Senators Boeck die Angehörigen der verfaſ⸗ 
ſungstreuen Parteien, die heute zweifellos die 
Mehrheit der Danziger Bevölkerung hinter ſich 
haben, in der heftigſten Weiſe beſchimpft und be— 
droht hat. (Unruhe — Zurufe rechts.) Unter an⸗ 
derem hat er allen denen, die ſich der von ihm be: 
treuten NSDAP. entgegenzuſtellen wagten, d. h. 
alſo der Mehrheit der Danziger Bevölkerung, ange- 
droht, daß er dafür ſorgen werde, daß ſie ins Kon⸗ 
zentrationslager käme. Weiter hat er bei dieſer 
Gelegenheit auch erklärt, mit bezug auf die Be— 
ſchwerden der verfaſſungstreuen Parteien beim 
Völkerbund, daß er ſich daraus nichts mache und 
keine Gerichte und keinen Völkerbund fürchte. 

Es kann nicht beſtritten werden und es iſt auch 
vom Senat nicht beſtritten worden, daß Herr For: 
ſter dieſe Ausführungen gemacht hat. Der „Danzi⸗ 
ger Vorpoſten“ und die „Danziger Volksſtimme,, 
vom 18. November 1935 geben dieſe Ausführungen 
inhaltlich gleichlautend wieder. 

Vorweg möchte ich bemerken, daß die verfaſ— 
ſungstreuen Parteien und die hinter ihnen ſtehende 


— 


Mehrheit der Danziger Bevölkerung ſolche Aeuße- 


rungen des Herrn Forſter gewohnt ſind und ſie 
nicht ernſt nehmen. Sie ſehen in dieſen Aeußerun— 
gen nur die Wutausbrüche eines Ohnmächtigen, 
der erkannt hat, insbeſondere aus dem Ausfall der 
letzten Volkstagswahl, daß ſeine Partei in Danzig 
überwunden iſt, daß ſie täglich mehr zuſammen⸗ 
ſchrumpft und daß ihm alle Felle wegſchwimmen. 
(Unruhe, Zurufe rechts.) Natürlich gibt es immer 
noch etliche Menſchen in Danzig, auf die ſolche 
Drohungen noch Eindruck machen und die, um ihre 
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(Gamm, Abgeordneter) 

Stellungen nicht zu verlieren, die Parteiuniform 
nicht mehr ausziehen und alle Tage und an allen 
Fenſtern die Parteifahne zeigen. Selbſt bei Nacht 
wird geflaggt. Ein Beiſpiel aus allerletzter Zeit 
iſt der Umzug am 1. Mai. Aber das wiſſen auch 
alle Parteigenoſſen des Herrn Forſter, daß in die⸗ 
ſem Zuge vor allem die Angſt und die Heuchelei 
marſchierten, Herr Forſter kann überzeugt ſein, daß 
die hinter den verfaſſungstreuen Parteien ſtehende 
Mehrheit der Danziger Bevölkerung vor ſeinen 
Drohungen keine Angſt hat, ſondern ſich ihrer Haut 
zu wehren wiſſen wird. 

Präſident: Ich ſtelle feſt, daß Sie einen Ehren⸗ 
bürger der Freien Stadt Danzig der Heuchelei be— 
ſchuldigt haben; ich rufe Sie deshalb zur Ordnung! 
(Unruhe — der Redner wendet ſich zum Präſiden— 
ten und ſpricht zu ihm.) Dann ziehe ich den Ord— 
nungsruf zurück. 

Gamm, Abgeordneter (Gruppe Weiſe): Im In⸗ 
tereſſe des Danziger Staates und ſeiner Regierung 
fühlen wir uns dennoch verpflichtet, in aller Oef— 
fentlichkeit gegen dieſe Aeußerungen des Herrn 
Forſter als eine Beleidigung Danzigs und ſeiner 
Bevölkerung zu proteſtieren. Herr Forſter iſt nicht 
Danziger Staatsbürger, wie kann die Regierung 
es dulden, daß er in Gegenwart prominenter Mit⸗ 
glieder des Senats (Zurufe — Unruhe.) die Mehr: 
heit der Danziger Bevölkerung beſchimpfen und 
bedrohen darf? Wie iſt es möglich, daß die Juſtiz 
und Polizei, die ſonſt gleich bei der Hand ſind, wenn 
die NSDAP. angegriffen wird, zu ſolchen zweifel- 
los ſtrafbaren Handlungen des Herrn Forſter ab- 
ſolut ruhig iſt, wo es ihre Pflicht iſt, auf der Stelle 
einzugreifen. Die Regierung, die Juſtiz und Poli⸗ 
zei können bei ihrem Verhalten nicht erwarten, 
daß die Bevölkerung Danzigs zu ihnen noch Ver⸗ 
trauen hat. 

Iſt es wirklich ſchon ſo weit, daß Herr Forſter 
nach ſeiner eigenen Aeußerung die Gerichte nicht 
mehr zu fürchten braucht? Jeder Mann in Danzig 
weiß, daß Herr Forſter ſich anmaßt, gegen Geſetz 
und Verfaſſung in die Regierungsgeſchäfte des Se— 
nats und ſeiner Behörden unmittelbar einzugrei— 
fen. Kann der Senat beſtreiten, daß auf ſeine For— 
derung die Senatoren Hohnfeldt, von Wnuck und 
der Senatspräſident Dr. Rauſchning ihre Aemter 
haben niederlegen müſſen? (Machen Sie ſich aber 
Sorgen! rechts.) Die Regierung muß ſich darüber 
klar ſein, daß dieſes Verhalten des Herrn Forſter 
ihre Autorität reſtlos untergraben hat und unter- 
graben mußte. (Unruhe, Zwiſchenrufe. — Glocke 
des Präſidenten.) Das Vertrauen der Bevölkerung 
zu ihrer Regierung läßt ſich auf die Dauer nicht 
durch das ſchärfſte Parteiregiment und insbeſon— 
dere nicht durch die Drohungen des Herrn Forſter 
erſetzen. 

Im Intereſſe des Anſehens des Danziger Staa— 
tes und ſeiner Regierung fordern wir deshalb, daß 
der Senat dem ſtaatsſchädlichen Verhalten des 
Herrn Forſter unverzüglich Einhalt gebietet und 
ihn wegen ſeiner Beleidigungen und Beſchimpfun— 
gen der Danziger Bevölkerung zur Rechenſchaft 
zieht, die das Geſetz und die Verfaſſung verbieten. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Regierungs- 
vertreter. 


Dienstag, den 5. Mai 1936. 


Dr. Kettlitz, Obergerichtsrat: M. H.! Auf die 
große Anfrage Nr. 15, Druckſache Nr. 44, beehrt 
ſich der Senat der Freien Stadt Danzig wie folgt 
zu antworten: 

Der Senat der Freien Stadt Danzig vertritt 
den Standpunkt, daß die Anſprache des Gauleiters 
der Nationalſozialiſtiſchen Partei, Albert Forſter, 
die er im Rahmen des Kreisparteitages auf dem 


Langen Markt am 16. November 1935 als Partei⸗ 


redner gehalten hat, keiner Unterſuchung und Er— 
örterung mehr unterzogen werden kann, nachdem 
das Amneſtiegeſetz vom 27. November 1935 (Ge— 
ſetzbl. 1119) ergangen iſt, das für eine etwaige po— 
litiſche Verfehlung Straffreiheit gewährt. Der 
Senat betont jedoch dazu ausdrücklich, um Miß⸗ 
deutungen vorzubeugen, daß in der Anſprache des 
Gauleiters, insbeſondere in den durch die Große 
Anfrage beanſtandeten Vorgängen, keinerlei Ver— 
ſtöße gegen das Strafgeſetzbuch erblickt werden kön— 
nen; insbeſondere iſt die von der Großen Anfrage 
beſonders zitierte Vorſchrift des S 130, Abſatz 2 
St. G. B. nicht verletzt worden. 

Die beiden Senatsmitglieder haben an dieſer 
Kundgebung, die, wie ſchon geſagt, im Rahmen des 
Kreisparteitages lag, als Parteigenoſſen teilge— 
nommen, was unmöglich beanſtandet werden kann. 
Selbſt ein amtliches Auftreten der Senatsmitglie— 
der wäre ohne Bedenken geweſen. Ebenſo iſt die 
Beteiligung des Staatlichen Hilfsdienſtes an der 
Parteiveranſtaltung zu beurteilen. Die Anwejen- 
heit des Deutſchen Generalkonſuls, Herrn von Rado⸗ 
witz, in die Große Anfrage hineinzuziehen, iſt wohl 
nur ein Verſehen, da für eine Handlungsweiſe des 
deutſchen Generalkonſuls der Senat in keiner Weiſe 
verantwortlich gemacht werden könnte. (Beifall.) 

Präſident: Ein Antrag auf Beſprechung liegt 
nicht vor, damit iſt die Große Anfrage erledigt. — 
Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung (Abg. Moritz: 
Nein, ich hatte mich zum Wort gemeldet). — Aber 
zu ſpät! — auf: (Zwiſchenrufe links.) Ich habe 
nichts gehört, Herr Abg. Moritz. Ihre Wortmel- 
dung iſt zu ſpät erfolgt. (Erneute Zurufe links.) 
Ich bitte Sie, mich nicht zu ſtören. Ich rufe den 
Punkt 6 auf: 

Wahl von drei Vertretern für die Präſi⸗ 

denten im Richterwahlausſchuß. 

(S 94, Ziff. 1 der G. O.) Ich ſchlage Wahl durch 
Zuruf vor. Widerſpruch höre ich nicht, es iſt jo be— 
ſchloſſen. (Zurufe bei den Nationalſozialiſten.) — 
Vorgeſchlagen ſind die Abg. Dr. Thimm, Dr. 
Appaly, Wilhelm. Wer für ihre Wahl iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo 
beſchloſſen. Die drei genannten Abgeordneten ſind 
damit zu Vertretern der Präſidenten des Volks⸗ 
tages im Richterwahlausſchuß gewählt. Ich frage 
Herrn Abg. Dr. Thimm, ob er bereit iſt, die Wahl 
anzunehmen. (Abg. Dr. Thimm: Jawohl!) Herr 
Abg. Dr. Appaly nehmen Sie die Wahl an? (Abg. 
Dr. Appaly: Jawohl!) Herr Abg. Wilhelm, neh⸗ 
men Sie die Wahl an? (Abg. Wilhelm: Jawohl!) 
— Damit iſt die heutige Tagesordnung erſchöpft, 
ich bitte Sie, mir die Genehmigung zu geben, Zeit 
und Tagesordnung der nächſten Sitzung feſtzuſetzen. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die 
Sitzung. (Schluß der Sitzung 19 Uhr 5 Minuten.) 
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Herr Michelmann ein. Ich ſehe, daß er anweſend 
iſt. Ich freue mich, Sie begrüßen zu können. — 
Ebenfalls hat der Herr Abg. Gamm ſein Mandat 
als Abgeordneter niedergelegt. Liſtenmäßig rückt 


(B) 


> für ihn Herr Dr. Blavier ein. — (Wo iſt er? 


11. Sitzung 


Mittwoch, den 2. Dezember 1936. 


Mitteilung von der Mandatsniederlegung des Abg. 
Schories (NSDAP.) und des Abg. Gamm 
(Gruppe Weiſe) n e ee rei 

Bekanntgabe des Eintritts der Abg. Michelmann 
(NSDAP) und Dr. Blavier (Gruppe Weiſe) 
in das Haus CCC 

Geſchäftliches 5 re 

Antrag des Senats auf Entlaſtung der Jahresrech⸗ 
nung 1933. (Druckſache Nr. 81) 

Bericht des Aelteſtenausſchuſſes über Anträge auf 
Genehmigung zur Strafverfolgung und Boll: 
N bezw. Einleitung eines Diſziplinarver⸗ 
ahrens gegen Abgeordnete. (Druckſache Nr. 84 
zu 78, — Nr. 85 zu 80, — Nu. 86 zu 79, — Nr. 
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157 C 
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rechts. — Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) Die Abg. 
Broſt und Schelm ſind aufgrund ärztlicher Atteſte 
beurlaubt. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, habe 
ich einen Antrag der Nationalſozialiſtiſchen Frak⸗ 
tion auf Aenderung der zugeſandten Tagesordnung 
vorzulegen und darüber abſtimmen zu laſſen. In 
Vorausſicht der Annahme dieſes Antrages habe ich 
antragsgemäß eine neue Tagesordnung drucken 
und verteilen laſſen. Sie liegt jedem der Herren 
Abgeordneten vor. Ich laſſe jetzt über den Antrag 
der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion auf Aenderung 
der Tagesordnung abſtimmen dergeſtalt, daß die auf 
den Sitzen der Abgeordneten liegende neue erwei- 
terte Tagesordnung Gegenſtand der Verhandlung 
ſein ſoll. Wer dem Antrag der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion beitreten will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. 
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Mitteilung der Amtsniederlegung des Senators 
rue... 159 C 
Die Thimm (NSDAP.) 
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Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 
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12. Sitzung 


Mittwoch, den 2. Dezember 1936. 


Geſchäftliches 160 A 


Einführung der beiden unbeſoldeten Senatoren 


Dr. Großmann und Dr. Schimmel in ihre 
Aemter TC 
Vertagung und Ermächtigung des Präſidenten zur 
Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


160A 
160 B 


Die Sitzung wird 15 Ahr 55 Minuten durch 
den Präſidenten Beyl eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Senatoren: Boeck, Rettel⸗ 
ty, Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Obergerichtsrat Dr. 
Kettlitz, Referent des Senats Strautmann, Finanz⸗ 
Amtsrat Krüger. 


Präſident: Ich eröffne die 11. Vollſitzung. Von 
der mir in der 10. Vollſitzung erteilten Ermächti⸗ 
gung, die nächſte Vollſitzung und deren Tagesord— 
nung feſtzuſetzen, habe ich Gebrauch gemacht. 

Bevor ich in die Tagesordnung eintrete, habe 
ich einige Mitteilungen zu machen. Der Herr Abg. 
Schories hat ſein Mandat als Abgeordneter nieder⸗ 


gelegt, da er ſeinen Wohnſitz ins Reich — nach Ber⸗ 


Druckſache Nr. 81. — Hierzu liegt ein Antrag des 
Herrn Abg. Maaß und Frakt. vor, die Druckſache 
Nr. 81 ohne Ausſprache dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. Wer für die Annahme des Antrages 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Antrag iſt ſomit angenommen. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Bericht des Aelteſtenausſchuſſes über 
Anträge auf Genehmigung zur Strafverfol⸗ 
gung und Vollſtreckung bezw. Einleitung 
80 Diſziplinarverfahrens gegen Abgeord⸗ 
nete. 
Drucksache Nr. 84 zu 78, — Druckſache Nr. 85 zu 
80, — Druckſache Nr. 86 zu 79, — Druckſache Nr. 
87 zu 83, — Druckſache Nr. 88 zu 82, — Druckſache 
Nr. 90 zu 89. Zu dieſem Punkt der Tagesordnung 
liegt mir ein Antrag der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion vor: 1. die Ausſprache für die Punkte 
2 a —f zuſammenzuziehen, 2. über die Geſamtaus⸗ 
ſprache für alle Fraktionen eine Redezeit von einer 
Stunde feſtzuſetzen. Ich laſſe über die einzelnen 
Punkte abſtimmen. Wer für die Zuſammenfaſſung 
der Punkte 2a bis f in der Ausſprache iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag 
iſt ſomit angenommen. Ich laſſe über den zweiten 
Punkt des Antrages der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion abſtimmen, die Geſamtredezeit für ſämt⸗ 
liche Fraktionen und Gruppen auf eine Stunde feſt⸗ 
zuſetzen. Wer für den Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt ſomit 
angenommen. Es entfallen ſomit an Redezeit für 
die einzelnen Fraktionen: Nationalſozialiſtiſche 
Fraktion 35 Minuten, Fraktion der Sozialdemokra⸗ 
tie 11 Minuten, Zentrum 8 Minuten, Gruppe 
Weiſe 3 Minuten, Gruppe Plenikowſki und die 
Polniſche Gruppe je 2 Minuten. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat Herr Abg. Höhn. 


lin — verlegt hat. Als Nachfolger rückt liſtenmäßig (O) 
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— 
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Höhn, Abgeordneter (Z.): Im Namen der Zen⸗ Broſt ſtimmen. Ich habe jedoch im Auftrage meines 


trumsfraktion habe ich folgende Erklärung abzu⸗ 
geben: 

Artikel 21 der Danziger Verfaſſung beſagt, daß zur 
Einleitung eines Straf- oder Diſziplinarverfahrens 
gegen einen Volkstagsabgeordneten vorher die Im⸗ 
munität durch den Volkstag aufzulöſen iſt. Trotz 
dieſes klaren Wortlautes der Verfaſſung hat der 
Senat ohne vorherige Befragung des Volkstages 
das Diſziplinarverfahren bereits am 29. Oktober 
1936 gegen den Abg. Dr. Stachnik eingeleitet und 
die damit verbundene Einbehaltung der Hälfte der 
zuſtehenden Gehaltsbezüge bereits ab 1. November 
1936 verfügt. (Sehr richtig! und Zurufe rechts.) 

Gegen dieſe Verletzung der Verfaſſung erhebt 
die Zentrumsfraktion hierdurch ſchärfſten Proteſt. 

In dem vorliegenden Dijziplinarverfahren 
handelt es ſich um eine Auslegung des Wortlautes 
des Artikels 24 der Danziger Verfaſſung, alſo um 
eine Rechtsfrage, die zu klären ein Dijziplinarges 
richt nicht in der Lage ſein kann. Für eine Klar: 
ſtellung kann daher nur das Obergericht und nicht 
das Diſziplinargericht in Frage kommen. 

Der Aufhebung der Immunität widerſprechen 
wir, da es ſich um eine politiſche Angelegenheit 
handelt, wobei wir grundſätzlich unſere Zuſtim— 
mung verſagen. Dieſe unſere grundſätzliche Einſtel— 
lung bei Aufhebung der Immunität von Abgeord— 
neten des Volkstages werden wir auch bei den ans 
deren heute vorliegenden Fällen einhalten. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Wiech— 
mann. 

Wiechmann, Abgeordneter (SPD.): M. D. u. 
H.! Die beiden Strafverfahren gegen unſere Frak- 
tionskollegen Brill und Broſt werden unjerer Ans 


ſicht nach dazu benötigt, das jeit langem geplante 


Verbot der Sozialdemokratiſchen Partei, gegen das 
wir auch von dieſer Stelle aus ſchärfſten Proteſt er— 
heben, nachträglich zu rechtfertigen. Der Senat hat 


die verwaltungsgerichtliche Zuſtändigkeit für poli= 


tiſche Prozeſſe beſeitigt. So könnte in Danzig höch— 
ſtens noch in dieſem Strafprozeß zur Sprache kom— 
men, daß die Sozialdemokratiſche Partei keinen be— 
waffneten Aufſtand vorbereitet, daß niemand von 
der Sozialdemokratiſchen Partei ins Ausland ge— 
flohen iſt, daß die Verhaftung von faſt 100 unbe⸗ 
ſcholtenen, tapferen Kämpfern (Lachen) für Recht 
und Freiheit und die unzähligen Hausſuchungen, 
m. H. von der NSDAP., Maßnahmen darſtellen 
(Abg. Schramm: Die unbedingt notwendig wa— 
ren !), die mit der Verfaſſung allerdings, Herr Abg. 
Schramm, nichts zu tun haben. (Abg. Temp: Das 
iſt noch viel zu milde!) Herr Abg. Temp, — (Abg. 
Temp: Reden Sie mich überhaupt nicht an! 
Heiterkeit) — dann machen Sie keine Zwiſchen— 
rufe. Wir werden uns niemals weigern, vor jedem 
beliebigen wirklich unabhängigen Forum dafür 


einzuſtehen und nachzuweiſen, daß die Beſchuldi⸗ 
gungen gegen die Sozialdemokratiſche Partei und 


ihre Führer haltlos und abſurd ſind. 


Unter den jetzt allerdings beſtehenden Zuſtän⸗ 


dee (Die noch ausgebaut werden! rechts — Heiter— 


Fraktionsfreundes Brill zu erklären, daß er nicht 
eine Stunde auch nur Danzig verlaſſen hat und daß 
er bereit iſt, ſich auch vor einem Danziger Gericht 
zu verteidigen. Er wird deshalb eine andere Ent: 
ſcheidung treffen als die ſozialdemokratiſche Volts- 
tagsfraktion. Darüber hinaus m. H. von der 
N. S. D. A. P., werden wir dazu unſere Zuſtimmung 
geben, daß der Herr Abg. Schulz den Danziger Ge⸗ 
richten ausgeliefert wird (Heiterkeit bei den Na⸗ 
tionalſozialiſten). Wir ſind der Auffaſſung, daß die 
in der Danziger Verfaſſung gewährleiſtete Im: 
munität nicht dazu dienen kann, Roheitsdelikte 
oder Gangſtermethoden zu ſchützen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Pleni— 
kowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (Gruppe Plenikow⸗ 
ſki): Wir Kommuniſten haben als einzige Frak— 


tion des Volkstages ſeit Jahren gegen die Aufhe⸗ 


bung der Immunität von Abgeordneten geſtimmt, 
und zwar nicht nur ſeit den letzten drei Jahren, 
ſondern auch ſchon vorher und wir werden ſtets die— 
ſen Standpunkt vertreten. Aber die ganze Situa— 
tion charakteriſiert am beſten der Antrag auf Auf— 
hebung der Immunität für den Abg. Langnau. 
Nur, weil durch ein drucktechniſches Verſehen in 
einer Zeitungsnummer der Drucker nicht angegeben 
worden iſt, ſoll jetzt die Immunität des Abg. 
Langnau aufgehoben und er ſtrafverfolgt werden. 
Dagegen ſoll ein nationalſozialiſtiſcher Abgeord— 
neter, der hier einen anderen Abgeordneten über— 
fällt, nicht zur Verantwortung gezogen werden. 
Selbſt der Staatsanwalt hat bei dem Antrag auf 
Aufhebung der Immunität des Abg. Langnau 
ausdrücklich erklärt, daß eigentlich ein öffentliches 
Intereſſe an der Aufhebung der Immunität des 
Abg. Langnau ſowie an einer Strafverfolgung 
nicht mehr beſtehe. Aber dieſe Gegenüberſtellung — 
auf der einen Seite ein Nationalſozialiſt, auf der 
anderen Seite ein Marxiſt — kennzeichnet am 
beſten die Situation, die wir hier heute in Danzig 
haben. (Denken Sie einmal an Madrid! bei den 
Nationalſozialiſten. — Vizepräſident Andres 
übernimmt den Vorſitz.) 

Vizepräſident Andres: Das Wort hat der Herr 
Abg. Beyl. 

Beyl, Abgeordneter (NSDAP.): Meine deut⸗ 
ſchen Volksgenoſſen! Ich hatte urſprünglich nicht 
die Abſicht, zu dieſem Punkt der Tagesordnung zu 
ſprechen; aber da wir heute gehört haben, was 
für Biedermänner, was für eine arme, verfolgte 
Unſchuld wir hier ſitzen haben, wie ſchlecht es der 
Oppoſition hier geht, wie die Oppoſition hier in 
Danzig unterdrückt wird, will ich auch einmal ein 
Wort dazu ſagen. 

Sie ſpielen ſich hier in Danzig auf, als würden 
Sie verfolgt und unterdrückt. Denken Sie nur ein⸗ 
mal daran, wie Sie in anderen Ländern, in denen 
Ihre Regierungen die Macht haben, ſich austoben. 
Denken Sie an Spanien, meine Herren Sozialde— 
mokraten und Kommuniſten. Denken Sie daran, 
wie Sie dort die anſtändige Bevölkerung unmenſch— 
lich behandeln. Denken Sie an Rußland. Dort iſt 


keit) müſſen wir jedoch gegen die Aufhebung der es nicht ſo, daß die Immunität für den Gegner auf⸗ 
Immunität unſerer Fraktionskollegen Brill und gehoben wird. Nein, man ſtellt ihn einfach an die 
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(Beyl, Abgeordneter) 

Wand und erſchießt ihn, dort hat man ganz beſon⸗ 
dere „Strafmethoden“, Folterungen wie Abziehen 
der Haut uſw., Herr Bolſchewik Plenikowfkil Das 
möchte ich Ihnen einmal in aller Deutlichkeit 
ſagen! (Starker Beifall bei den Nationalſoziali⸗ 
ſten.) Daß Sie hier ſitzen, iſt der beſte Beweis da⸗ 
für, wie großzügig wir Ihnen gegenüber ſind und 
wie entgegegenkommend wir hier in Danzig die 
geſamte Volksfront behandeln, an deren Spitze — 
zum Unterſchied von Spanien — ein katholiſcher 
Geiſtlicher ſteht, der hier bewußt dem Bolſchewis— 
mus Vorſchub leiſtet. Deshalb muß ich hier noch 
einmal mit aller Deutlichkeit ſagen: Die geſamte 
Volksfront ſoll froh fein, daß ſie hier jo gut behan- 
delt wird. Wir ſtrecken jedem anſtändigen Gegner 
die Hand entgegen, das haben wir erſt wieder in 
den letzten Wochen bewieſen, aber gegenüber den 
Menſchen, die hier in Danzig gegen das Deutſche 
Reich hetzen — Herr Abg. Potrykus, mich erinnern 
Sie an Zoppot! — die hier die Deutſche Volksge— 
meinſchaft ſtören, gegen die kennen wir keine 
Gnade! (Anhaltender Beifall bei den Nationalſo— 


zialiſten. — Den Vorſitz übernimmt Präſident 
Beyl.) 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 


nicht vor. Ich ſchließe die Ausſprache. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Wer dem Antrag des Aelteſten— 
Ausſchuſſes auf Genehmigung zur Strafverfolgung 
und Vollſtreckung gegen den Abg. Stachnik, — 
Druckſache Nr. 84 zu Nr. 78 — ſtattgeben will, den 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. 
Der Ausſchuß-Antrag in Druckſache Nr. 84 iſt an⸗ 
genommen. — Ich laſſe über Punkt 2 b abſtimmen. 
Wer dem Antrag des Aelteſten-Ausſchuſſes in 
Druckſache Nr. 85 zu Nr. 80 zuſtimmen will, daß 
der Strafverfolgung und Urteilsvolljtredung gegen 
den Abg. Langnau ſtattgegeben wird, den bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; der Aus— 
ſchuß⸗-Antrag in Druckſache Nr. 85 iſt damit ange— 
nommen. — Ich laſſe über Punkt 2c abſtimmen. 
Wer dem Ausſchußantrag in Druckſache Nr. 86 zu 
Nr. 79 zuſtimmen will, daß die Strafverfolgung 
und Arteilsvollſtreckung gegen den Abg. Schulz 
abgelehnt wird, den bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; der Ausſchuß-Antrag iſt da⸗ 
mit angenommen. — Ich laſſe über Punkt 2d ab— 
ſtimmen. Wer dem Antrag des Aelteſten-Ausſchuſ— 
ſes in Druckſache Nr. 87 zu Nr. 83 auf Durchfüh— 
rung einer Strafverfolgung und Arteilsvollſtrek— 
kung des Abg. Broſt zuſtimmen will, den bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; der Aus— 
ſchuß-Antrag in Druckſache Nr. 87 zu Nr. 83 iſt an⸗ 
genommen. — Ich laſſe über Punkt 2e abſtimmen. 
Wer dem Antrag des Aelteſten-Ausſchuſſes in 
Druckſache Nr. 88 zu Nr. 82 auf Strafverfolgung 
und Arteilsvollſtreckung gegen den Abg. Brill zu⸗ 
ſtimmen will, den bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; der Ausſchußantrag Druckſache 
Nr. 88 zu Nr. 82 iſt angenommen. — Ich laſſe ab: 
ſtimmen über Punkt 2f der Tagesordnung. Wer 
dem Antrag des Aelteſten-Ausſchuſſes in Nr. 90 zu 
Nr. 89 auf Strafverfolgung und Arteilsvollſtrek— 
kung gegen den Abg. Brill annehmen will, den 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
der Antrag in Druckſache Nr. 90 zu Nr. 89 iſt damit 
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angenommen. — Ich rufe Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung auf: f 
Ergänzungswahlen für den Senat. 
Dabei habe ich dem Hauſe mitzuteilen, daß Herr 
Senator Dr. Kluck am 28. Oktober 1936 ſein Amt 
als unbeſoldetes Mitglied des Senats für Geſund⸗ 
heitsweſen niedergelegt hat. 

Ich bitte um Vorſchläge für die Ergänzungs⸗ 
wahlen zum Senat. 

Dr. Thimm, Abgeordneter (NSDAP.): Na⸗ 
mens der NSDAP. ſchlage ich als unbeſoldeten Se⸗ 
nator für Geſundheitsweſen den Parteigenoſſen Dr. 
Großmann vor. 

Präſident: Es iſt vorgeſchlagen worden, Herrn 
Dr. Großmann zum unbeſoldeten Senator für Ge— 
ſundheitsweſen zu wählen. Artikel 25 der Verfaſ— 
ſung beſagt: 

Die Wahl der Mitglieder des Senats iſt geheim 
und geſchieht durch Abgabe von Stimmzetteln. Ge: 
wählt iſt, wer die Mehrzahl der Stimmzettel erhält. 

Wir kommen zur Wahl. Ich bitte die Beiſitzer, 
die Namen der Abgeordneten zu verleſen. (Ge— 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand einen Stimmzettel 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Wahl iſt da— 
mit geſchloſſen. — Es ſind 41 Stimmzettel abgege— 
ben. 41 Stimmzettel lauten auf den Namen von 
Herrn Dr. Großmann. Herr Dr. Großmann iſt da⸗ 
mit zum unbeſoldeten Senator für Geſundheits⸗ 
weſen gewählt. (Bravo und Beifall rechts. — Abg. 
Dr. Thimm: Namens der NSDAP. ſchlage ich als 
weiteren unbeſoldeten Senator ohne Geſchäftsbe— 
reich Herrn Dr. Schimmel vor! Herr Dr. Schimmel 
iſt als unbeſoldeter Senator ohne Geſchäftsbereich 
vorgeſchlagen. Wir kommen zur Wahl. Ich bitte, 
den Beiſitzer zu meiner Rechten, die Namen aufzu— 
rufen. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand der Herren 
Abgeordneten einen Stimmzettel abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall. Die Wahl iſt geſchloſſen. Ich 
habe das Ergebnis der Wahl mitzuteilen: Ab— 
gegeben ſind 41 Stimmzettel, auf Herrn Dr. 
Schimmel ſind 41 Stimmen gefallen. Herr Dr. 
Schimmel iſt damit zum unbeſoldeten Senator ohne 
Geſchäftsbereich gewählt. Bevor ich die Sitzung 
ſchließe, ſchlage ich vor, fünfzehn Minuten nach 
Schluß dieſer Sitzung eine neue Sitzung abzuhalten 
mit der Tagesordnung: 


Einführung der neugewählten 
Aemter. 


Widerſpruch höre ich nicht. Es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung: 16 Uhr 18 Minuten.) 


Senatoren in ihre 


12. Sitzung 
Mittwoch, den 2. Dezember 1936. 


Die Sitzung wird 16 Uhr 40 Minuten durch 
den Präſidenten eröffnet. 

Am Regierungtiſch: Vizepräſident des Senats 
Huth, Senatoren: Boeck, Dr. Großmann, Rettelſky, 
Dr. Schimmel, Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Landge⸗ 


| richtsdirektor Wohler, Referent des Senats Straut— 


mann. 


(C) 


(D) 


(A) 
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Präſident: Ich eröffne die 12. Vollſitzung und 
habe dem Hauſe mitzuteilen, daß mir die ſchrift⸗ 
lichen Einwilligungserklärungen der Herren Dr. 
Großmann und Dr. Schimmel zur Annahme ihrer 
Aemter vorliegen. 

5 rufe den einzigen Punkt der Tagesordnung 
auf: 
Einführung der beiden unbeſoldeten Se⸗ 
natoren Dr. Großmann und Dr. Schimmel 

in ihre Aemter. 
Ich habe Ihnen mitzuteilen, daß der Volkstag in 
ſeiner letzten Sitzung beſchloſſen hat, Sie zu unbe⸗ 
ſoldeten Senatoren zu wählen. Ich werde Ihnen 
die Einführungsformel vorleſen; Sie haben zu 
wiederholen: „Ich gelobe es!“ und können das 


durch eine religiböſe Formel bekräftigen. 
ch werde die mir als Mitglied des Senats ob⸗ 
liegenden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 


Mittwoch, den 2. Dezember 1936. 


wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be⸗ (B) 


obachten, verſchwiegen ſein in allem was geheim zu 

halten mir geboten wird und das Wohl der Freien 

Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 
(Senator Dr. Großmann: Ich gelobe es, ſo wahr 
mir Gott helfe! — Senator Dr. Schimmel: Ich ge⸗ 
lobe es, jo wahr mir Gott helfe!) — Wir ſind da⸗ 
mit am Schluß der heutigen Tagesordnung. Be⸗ 
vor ich die Sitzung ſchließe, bitte ich den Volkstag 
um die Genehmigung, Zeit und Tagesordnung der 
nächſten Sitzung feſtſetzen zu dürfen. Ich höre 
keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Die 
Sitzung iſt geſchloſſen. (Abg. Andres: Wir be⸗ 
grüßen die beiden neugewählten Senatoren mit 
einem dreifachen Kampf⸗Heil! — Kampf⸗Heil! bei 
den Nationalſozialiſten.) 


(Schluß der Sitzung: 16 Uhr 53 Minuten.) 


(A) 


(B) 
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13. Sitzung. 


Mittwoch, den 5. Mai 1937. 


Geſchäftliche Mitteilungen TER 
Bekanntgabe der Mandatsniederlegung des 
Dr. Blavier (Gruppe Weile) ) 
Mitteilung vom Eintritt des Abg. Jonas (Gruppe 
Meile) in den Volks tags 
Bekanntgabe vom Mandatsentzug des Abg. Kruppke 
(S. P.) und Eintritt des Abg. Schwerdtfeger in 
das Haus ee, 
Mitteilung von der Mandatsniederlegung des Abg. 
Brill (S. P.) und Eintritt des Abg. Großmann 
in den Volkstag CCC 
Bekanntgabe vom Mandatsentzug des Abg. Broſt 
(S. P.) und der Mandatsannahme ſowie Nie- 
derlegung des Abg. Gedeck (S. 161 C 
Mitteilung von der Mandatsniederlegung des Abg. 
Kowalke (NSDAP.) und Eintritt des Abg. 
Kendzia (NSDAP.) in den Volkstag . 161D 
Bekanntgabe der Mandatsniederlegung des Sena⸗ 
tors Batzer und Aufnahme der Abg. Schwerdt- 
feger, Großmann und Günther als Hospitan⸗ 
ten in die Fraktion der NSDAP. 161 
Wahl von drei Vertretern für die Präſidenten im 
Richterwahlausſchuß (8 94, Ziff. 3 der G. O.) . 162 A 
Maaß (NSDAP.) zur Geſchäftsordnung . 162 A 
Bericht des Hauptausſchuſſes über den Antrag des 
Senats auf Entlaſtung der Jahresrechnung 
1933 e Nr. 99 zu Nr. 81) 162 B 
Geſchäftliches 2 1025 
Bericht des Aelteſtenausſchuſſes über den Antrag 
auf Genehmigung zur Strafverfolgung und 
Urteilsvollſtreckung gegen den Abg. Formell 


l 
Abg. 

161 C 
161 C 
161 C 
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(Druckſache Nr. 103 zu Nr. 98) 162 C 
Feiner ener 162 
Töpfer (S.) ch 162 D 
Budzynſki (P.) 25 ; 163 B 
Dr. Willers (NSDAP. . . . 163 B 
Plenikowſki (Gruppe Plenikowſki) 163 D 


Antrag der Abg. Schmidt, Formell u. Fr. betr. Her⸗ 
beiführung einer Entſcheidung des Obergerichts 
bezügl. Mandatsentzug Kruppke (Druckſache 
Nr. 100) a a ᷣ ͤ 164 

Maaß (NSDAP.) zur Geſchäftsordnung 164 A 
Antrag der Abg. Schmidt, Formell u. Fr. betr. Her⸗ 
beiführung einer Entſcheidung des Obergerichts 
bezügl. Mandatsentzug Broſt (Druckſache Nr. 


104) F 
Moritz (S.) 5 
Köppen, Oberregierungsrat 
Beyl ndnd) 668 
Erſte, zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs zur Verlängerung des Geſetzes zur Be⸗ 
hebung der Not von Volk und Staat vom 24. 


164 A 
164 B 
165 B 


’ 


6. 1933. (Druckſache Nr. 101) x . 166D 
Budzynſti (P.) 5 167 A 
Tone s 167 B 
Höhn (g.) HE . 167D 


Maaß (NSDAF. Geſchäftsordnung . 168 
anne 8 1 uber Drucksache Ar. = 

11 1; 
Vertagung a „168 B 

Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten Beyl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Greiſer, Senatoren Rettelsky, Dr. Wiercinſti⸗ 
Keiſer; Staatsrat Dr. Boettcher, Gerichtspräſident 
Wohler, Major Koelle, Obergerichtsrat Dr. 


Moebes, Oberregierungsrat Stuntz. 
Präſident: Ich eröffne die 13. Vollſitzung. Von 
der mir in der 12. Vollſitzung erteilten Ermächti⸗ 


gung, die nächſte Vollſitzung und Tagesordnung 
feſtzuſetzen, habe ich Gebrauch gemacht. Bevor ich 
in die Tagesordnung eintrete, habe ich dem Hauſe 
einige geſchäftliche Mitteilungen zu machen. Der 
Abg. Dr. Blavier hat mit dem 3. 2. 1937 ſein Man⸗ 
dat als Mitglied des Volkstages niedergelegt. Da⸗ 
durch, daß der Nachfolger, Prof. Kalähne, mit dem 
15. Februar 1937 auf die Kandidatur als Mit⸗ 
glied des Volkstages verzichtet hat, iſt der Abg. 
Jonas in den Volkstag berufen. — Ich ſtelle feſt, 
5 Herr Abg. Jonas anweſend iſt und begrüße 
ihn. 

Ferner iſt dem Abg. Kruppke durch den Be⸗ 
ſchluß des Wahlausſchuſſes vom 9. Februar 1937 
das Mandat als Mitglied des Volkstages entzogen 
worden. Als Nachfolger iſt liſtenmäßig der Herr. 
Abg. Schwerdtfeger in den Volkstag berufen wor⸗ 
den. Herr Abg. Schwerdtfeger hat das Mandat an⸗ 
genommen. Ich ſehe, daß er anweſend iſt und be— 
grüße ihn. 

Weiterhin hat Herr Abg. Brill mit Schreiben 
vom 12. März 1937 fein Mandat als Abgeordne⸗ 
ter niedergelegt. Liſtenmäßig iſt der Abg. Groß⸗ 
mann nachgerückt. Herr Abg. Großmann hat das 
Mandat angenommen er iſt anweſend, ich begrüße 
ihn. 

Dem Abg. Broſt iſt durch Beſchluß des Wahl- 
ausſchuſſes vom 23. April 1937 das Mandat als 
Mitglied des Volkstages entzogen worden. Als 
Nachfolger wurde liſtenmäßig der Abg. Gedeck be⸗ 
rufen, der auch das Mandat angenommen hat. 
Heute mit der zweiten Poſt iſt mir ein Schreiben 
des Abg. Gedeck zugegangen, in dem er mitteilt, daß 
er ſein Abgeordnetenmandat niederlegt. Die Be⸗ 
gründung find unſinnige und verleumderiſche Be- 
hauptungen. Ich habe feſtgeſtellt, daß Herr Gedeck 
die Folgerungen gezogen hat und ins Ausland 
emigriert iſt. Er hat angedroht, ſeine verleumderi⸗ 
ſchen Behauptungen in der ausländiſchen Preſſe zu 
veröffentlichen und iſt damit in die Reihen derer 
eingerückt, die als Emigranten im Auslande gegen 
ihr Vaterland kämpfen. (Lebhafte Pfui⸗Rufe 
rechts.) Wegen der Nachfolge werde ich das Nötige 
veranlaſſen. 

Der Herr Abg. Kowalke befindet ſich im 
Krankenhaus und hat daher aus Geſundheits⸗ 
gründen ſein Mandat niedergelegt. Liſtenmäßiger 
Nachfolger iſt Herr Kendzia. Herr Kendzia hat das 
Mandat angenommen. Er iſt anweſend, ich be⸗ 
grüße ihn als neues Mitglied des Hauſes. 

Ferner habe ich mitzuteilen, daß Herr Senator 
Batzer am 11. Februar 1937 ſein Amt als Mit⸗ 
glied des Senats niedergelegt hat. Weiter teile ich 
mit, daß die Herren Abg. Schwerdtfeger, Groß⸗ 
mann und Günther mir mitgeteilt haben, daß ſie 
um Aufnahme als Hospitanten in die Volkstags⸗ 
fraktion der NSDAP. bitten. Ich habe dieſer Bitte 
entſprochen und freue mich, daß die drei Herren ſich 
in die große deutſche Front eingereiht haben. Ich 
begrüße Sie auf das herzlichſte. (Starker Beifall 
bei den Nationalſozialiſten). 

Die Herren Abg. Kurowſki und Weber ſind 
aufgrund ärztlicher Atteſte von der heutigen 
Sitzung beurlaubt. 

Bevor ich in die Tagesordnung eintrete, habe 
ich über den Antrag der Nationalſozialiſtiſchen 
Volkstagsfraktion auf Neuerſtellung der Tages⸗ 


(O 
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— 


162 


(Präſident) 
ordnung, wie ſie bereits auf Ihren Plätzen liegt, 
abſtimmen zu laſſen. Da der Antrag von der weit⸗ 
aus ſtärkſten Fraktion geſtellt iſt, ſeine Annahme 
alſo ſicher iſt, habe ich die neue Tagesordnung be⸗ 
reits drucken laſſen. — Ich laſſe nun über den 
Antrag der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion (Zu⸗ 
rufe links) — bitte, mich nicht zu ſtören! — auf 
Aenderung der Tagesordnung, und zwar derge⸗ 
ſtalt, daß die auf den Plätzen der Abgeordneten 
liegende neue Tagesordnung Gegenſtand der Ver⸗ 
handlung ſein ſoll, abſtimmen. Wer dieſem Antrag 
zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt ſomit angenommen. 
(Zuruf links.) Ob das Wort zur Geſchäftsordnung 
gegeben wird, beſtimmt der Präſident! (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) Ich rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 

nung auf: 
Wahl von drei Vertretern für die Präſi⸗ 
denten im Richterwahlausſchuß. (S 94, Ziff. 


3 der G. O.) f 
Ich ſchlage die Wahl durch Zuruf vor. Widerſpruch 


höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. 

Maaß, Abgeordneter (NSDAP): Ich ſchlage 
namens meiner Fraktion die Abgeordneten Dr. 
Thimm, Dr. Willers und Wilhelm vor. 

Präſident: Vorgeſchlagen ſind die Herren Ab⸗ 
geordneten Dr. Thimm, Dr. Willers, und 
Wilhelm. Ich laſſe über den Antrag der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Fraktion abſtimmen. Wer für die 
Wahl des Herrn Abg. Dr. Thimm iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. Das iſt die Mehrheit. Ich frage Herrn 
Abg. Dr. Thimm, ob er die Wahl annimmt. (Abg. 
Dr. Thimm: Jawohl!) Danke ſchön! Ich laſſe jetzt 
über die Wahl des Herrn Abg. Dr. Willers als 
Vertreter des Vizepräſidenten im Richterwahlaus⸗ 
ſchuß abſtimmen. Wer für die Wahl iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich laſſe über den Antrag abſtimmen, 
den Herrn Abg. Wilhelm als Vertreter des zwei⸗ 
ten Vizepräſidenten im Richterwahlausſchuß zu be⸗ 
ſtimmen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
Dos iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Ich frage 
Herrn Abg. Dr. Willers, ob er bereit iſt, die Wahl 
anzunehmen. (Abg. Dr. Willers: Jawohl!) Danke 
ſchön. Ich frage, ob der Herr Abg. Wilhelm bereit 
iſt, die Wahl anzunehmen. (Abg. Wilhelm: Ja⸗ 
wohl!) Danke. Wir kommen zu Punkt 2 der Ta⸗ 
gesordnung: 

Bericht des Hauptausſchuſſes über den 
Antrag des Senats auf Entlaſtung der 
Jahresrechnung 1933. 
Baden: Nr. 99 zu Nr. 81. Der Ausſchußantrag 
autet: 

1. Die nach Artikel 55 der Verfaſſung vom Senat be⸗ 

antragte Entlaſtung für das Rechnungsjahr 1933, 
2. die nach Artikel 54 der Verfaſſung vom Senat ge⸗ 
forderte nachträgliche Genehmigung der über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben des Rechnungsjahres 

1933 zu erteilen. 
Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur Ab- 
ſtimmung. Wer dem Ausſchußantrag zuſtimmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Ausſchußantrag in Druckſache Nr. 99 zu 
Nr. 81 iſt angenommen. Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung hat inzwiſchen dadurch ſeine Erledigung ge⸗ 
funden, daß der Antragſteller die Klage mit 
Schreiben vom 4. Mai 1937 zurückgezogen hat. 
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Deswegen erübrigt ſich die Behandlung dieſes 
Punktes. (Zuruf des Abg. Budzynſki.) Ich mache 
den Vorſchlag, Punkt 3 von der Tagesordnung ab⸗ 
zuſetzen, da die Behandlung durch die Zurücknahme 
des Antrages ſowieſo überflüſſig geworden iſt. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, der Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung wird alſo gemäß meinem Vorſchlag von 
der Tagesordnung abgeſetzt. (Abg. Budzyäſki: 
Dann möchte ich das Wort zur perſönlichen Bemer⸗ 
kung bitten.) Darf ich Sie dann bitten, die perſön⸗ 
liche Erklärung ſchriftlich vorzulegen, ich werde ſie 
prüfen und Ihnen dann geſtatten, ſie vorzuleſen. 
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
Bericht des Aelteſtenausſchuſſes über den 
Antrag auf Genehmigung zur Strafverfol⸗ 
gung und Arteilsvollſtreckung gegen den 
Abg. Formell. 
Druckſache Nr. 103 zu Nr. 98. — Zu dieſem Punkt 
liegt ein Antrag des Abg. Maaß und Fraktion vor, 
für die Geſamtausſprache eine Redezeit von 1% 


0 


Stunde feſtzuſetzen. Ich laſſe darüber abſtimmen. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 


die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Es entfallen ſo⸗ 
mit an Redezeit auf die NSDAP. 19 Minuten, 
auf die SPD. 4 Minuten, auf das Zentrum 4 Mi⸗ 
nuten, auf die Gruppe Weiſe 1 Minute, die Gruppe 
Plenikowſki 1 Minute, die Gruppe Polen 1 Minus 
te. — Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat 
der Herr Abg. Töpfer. (Abg. Töpfer: Ich möchte 
nach Herrn Klein ſprechen!) Da Sie ſich jo freund⸗ 
ſchaftlich geeinigt haben, gebe ich Herrn Abg. Klein 
das Wort. 


Klein, Abgeordneter (Z.): Im Auftrage der 
Zentrumsfraktion habe ich folgende Erklärung ab⸗ 
zugeben. Die Zentrumsfraktion ſpricht hierdurch 
ihre Verwunderung darüber aus, daß der Volks⸗ 
tag immer wieder die Immunität bei Abgeordne⸗ 
ten der verfaſſungstreuen Parteien aufhebt, wäh⸗ 
rend andererſeits Abgeordneten der NSDAP. (Er 
hält ſeine Leichenrede! — Die Zentrumsfraktion 
wird bald nicht mehr ſprechen! rechts.) den Schutz 
der Immunität in jeder Weiſe genießen und bei⸗ 
behalten. Wir erinnern bei dieſer Gelegenheit 
daran, daß im vergangenen Jahre die Aufhebung 
der Immunität bei einem nationalſozialiſtiſchen 
Abgeordneten abgelehnt, während ſie beim nicht⸗ 
nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten beſchloſſen 
wurde. 

Im vorliegenden Fall handelt es ſich ſelbſt 
nach Mitteilung des Staatsanwalts nur um einen 
Verdacht. Bei jedem anderen Staatsbürger würde 
das Verfahren nach der bisherigen Praxis der 
Staatsanwaltſchaft damit enden, daß es wegen 
Geringfügigkeit eingeſtellt wird. Hier handelte es 
ſich um einen Abgeordneten einer verfaſſungs⸗ 
treuen Partei (Lebhafte Zwiſchenrufe rechts), dem 
ſein verfaſſungsmäßiger Schutz genommen werden 
ſoll, um ihn in ein Strafverfahren zu verwickeln. 
Wir lehnen dieſe Methoden ab und werden, wie 
auch in jedem anderen Falle, wo es ſich um poli⸗ 
tiſche Delikte handelt, gegen die Aufhebung der 
Immunität ſtimmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Töpfer. 

Töpfer, Abgeordneter (S.): M. D. u. H.! 
Wir werden, ebenſo wie die Zentrumsfraktion, ge⸗ 
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(A) gen die Aufhebung der Immunität ſtimmen, weil 


B) Fraktion, die in ihrem Ehrenkodex — wenn ich fo 
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die Baſis für das Verfahren, das gegen den Abge- 
ordneten Formell eingeleitet werden ſoll, ſo un⸗ 
glaublich ſchmal iſt, daß ſie nach unſerer Auffaſſung 
keine Grundlage für die Aufhebung der Immuni⸗ 
tät bilden kann. Außerdem möchte ich ausdrücklich 
hervorheben, daß gegen den Abg. Formell ja nichts 
weiter vorliegt, als das Protokoll der politiſchen 
Polizei. (Das genügt uns! rechts.) Erlauben Sie 
mir dieſe Bemerkung: Wir ſetzen berechtigtes Miß⸗ 
trauen in die Arbeit beſonders der politiſchen Po⸗ 
lizei und wir wünſchten — ich möchte das hier auch 
ſagen, — daß die Staatsanwaltſchaft immer ſo 
prompt arbeitete, wie ſie es in dieſem Fall getan 
hat. (Gott ſei Dank! rechts.), daß die Staatsan⸗ 
waltſchaft auch ſo ſchnell arbeiten möge, wenn ſie 
von oppoſitioneller Seite um ihr Eingreifen er⸗ 
ſucht wird. 

Präſident: Herr Abg. Töpfer, wir freuen uns 
über das Mißtrauen, daß Sie der politiſchen Po⸗ 
lizei entgegenbringen, und wir möchten der politi⸗ 
ſchen Polizei dazu aufs herzlichſte gratulieren. — 
Das Wort zu Punkt 4 der Tagesordnung hat der 
Herr Abg. Budzyüſki. 


Budzynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.!“ 
Wenn ich das Wort ergreife, ſo deshalb, weil die 
polniſche Fraktion von jeher den Standpunkt ver⸗ 
treten hat, daß bei angeblichen politiſchen Ber: 
gehen irgend eines Abgeordneten des Volkstages 
nicht die Rede davon ſein kann, daß der Betreffen⸗ 
de nur wegen ſeiner Einſtellung ſtrafrechtlich ver⸗ 
folgt werden darf. An ſich möchte ich aber noch da- 
gegen proteſtieren, daß die Nationalſozialiſtiſche 


ſagen darf — als oberſtes Geſetz den Schutz der 
perſönlichen Ehre feſtgelegt hat, hier Strafverfol⸗ 
gungen von Kollegen beantragt, die an ſich gar 
nichts begangen haben. Den beſten Beweis dafür 
bildet der Umſtand, daß in einem Falle der betref- 
fende Punkt nachträglich von der Tagesordnung ab⸗ 
geſetzt worden iſt, während jedoch im Volke auch 
durch die Preſſe uſw. der Betreffende auch weiter⸗ 
hin nicht anders als irgend ein gewöhnlicher Ver⸗ 
brecher bezeichnet werden wird. Dagegen proteſtie⸗ 
re ich im Namen der polniſchen Bevölkerung. 

Präſident: Herr Abg. Budzynſki, ich rufe Sie 
zur Sache. Sie ſind ja inzwiſchen mit Ihren Aus⸗ 
führungen am Ende, ſo daß ich keinen Anlaß mehr 
habe einzugreifen. Zu Punkt 4 der Tagesordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Dr. Willers. 

Dr. Willers, Abgeordneter (NSDAP.): Die 
Fraktion der NSDAP. wird dem Antrag auf Auf- 
hebung der Immunität des Abg. Formell zuſtim⸗ 
men. Ich gebe hierzu folgende Begründung: 

Wir haben von meinem Herrn Vorredner ſchon 


Sie, nicht ſo ſchnell zu ſprechen, 


gehört, daß nach der Danziger Verfaſſung im all⸗ 
gemeinen kein Abgeordneter zur Strafverfolgung 
oder vor den Strafrichter gebracht werden kann, 
wenn nicht zuvor von der Mehrheit der Abgeord⸗ 
neten über dieſen beſchuldigten Abgeordneten eine 
Entſcheidung getroffen iſt. 

Nun haben wir immer wieder erklärt und be⸗ 
ſonders in den letzten Wochen haben wir es be—⸗ 
wieſen, daß wir jedem anſtändigen Gegner, der 
ſich aufrichtig und der ſich wirklich mit dem Herzen 


zu uns bekennt, die Hand entgegenſtrecken, um ihn 
bei uns aufzunehmen. Wir kennen aber keine 
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Gnade insbeſondere gegenüber jenen Abgeordne⸗ 
ten, die ſich unwandelbar als unſere Gegner offen 
oder im geheimen beweiſen und gegen das Deutſch⸗ 
tum hetzen. Mit ſolchen Leuten wollen wir auch im 
Sitzungsſaal des Volkstages nichts zu tun haben. 
Es iſt deshalb nur logiſch und konſequent, wenn 
wir ſolche Abgeordnete fallen laſſen und dem 
Strafrichter zur verdienten Aburteilung überge- 
ben, indem wir die Immunität aufheben. 


Ich ſpreche hier nicht mehr zu dem von der Ta⸗ 
gesordnung abgeſetzten Fall des Abg. Lendzion, 
wie es hier ſoeben der Herr Abg. Budzyüſki ge⸗ 
tan hat, ſondern ich ſpreche nur zu dem Fall: Auf⸗ 
hebung der Immunität des Abg. Formell. Die 
Mittäter des Abg. Formell, nämlich ſein früherer 


— 


O 


Fraktionsvorſitzender, der frühere Volkstagsabge⸗ 
ordnete Dr. Stachnik, iſt wegen dieſer Tat bereits 


rechtskräftig zu ſechs Monaten Gefängnis verur⸗ 
teilt worden. (Sehr gut! rechts.) Ebenſo iſt der 
Mittäter, der Zeitungsverleger Grzenian wegen 
Herausgabe dieſer verbotenen periodiſchen Druck— 
ſchrift „Das Kleine Blatt“, des Erſatzes der ver⸗ 
botenen „Volkszeitung“ rechtskräftig zu einer Frei⸗ 
heitsſtrafe verurteilt worden. Es wäre alſo jetzt 
nur ungerecht, wenn es dem Abg. Formell etwa 
beſſer gehen ſollte als feinem früheren Fraktions⸗ 
kollegen, dem früheren Volkstagsabgeordneten 
Dr. Stachnik. Es iſt beim beſten Willen nicht ein⸗ 
zuſehen, warum etwa der Abg. Formell frei aus⸗ 
gehen ſollte. Wenn Sie, m. H. von der Zentrums⸗ 
fraktion, dieſen beiden früheren Volkstagsabgeord⸗ 
neten, den früheren Fraktionskollegen ein fröh⸗ 
liches Wiederſehen bereiten wollen, dann ſtimmen 
Sie ebenfalls für die Aufhebung der Immunität 
des Abg. Formell. (Sehr gut! und Beifall rechts.) 


Präſident: Das Wort zu Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung hat der Herr Abg. Plenikowſki. Ich bitte 
damit das hohe 
Haus Ihre Ausführungen auch verſteht. 

Plenikowſki, Abgeordneter (Gruppe Plenikow⸗ 
ſki): Ich wollte zu dieſem Punkt der Tagesord⸗ 
nung nicht ſprechen. Veranlaßt durch die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Abg. Willers, möchte ich jedoch 
folgendes ſagen: Er hat hier ſoeben in dankens⸗ 
werter Weiſe den Anterſchied gekennzeichnet und 
uns geſagt, warum die oppoſitionellen Abgeordne— 
ten ſtrafverfolgt werden, weil nämlich ein Unter⸗ 
ſchied beſteht zwiſchen anſtändigen und unanſtän⸗ 
digen Abgeordneten. So urteilen Sie, m. H.! Aber 
fragen Sie doch einmal das Volk nach ſeinem Ur⸗ 
teil. Das Volk wird ein Urteil fällen, wie Sie es 
gewiß nicht erwarten. Appellieren Sie ans 
Volk! — Und ſo werden wir auch hier abſtimmen. 


Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Bevor ich abſtimmen laſſe, möchte ich 
nicht verfehlen, den frommen Herren vom Zentrum 
meine herzlichen Glückwünſche für die bundesbrü⸗ 
derliche Hilfe und Freundſchaft auszuſprechen, die 
ihnen hier von dem Bolſchewiſten men a 
teil wird. (Beifall rechts.) Wir ſtimmen ab. Wer 
dem Antrag in Druckſache Nr. 103 zu Nr. 98, Ge⸗ 
nehmigung der Strafverfolgung und Urteilsvoll⸗ 
ſtreckung gegen den Abg. Formell, zuſtimmen will, 
den bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das erſtere war die Mehrheit. Der 
Ausſchußantrag in Druckſache Nr. 103 iſt damit 


— 
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(Präſident) 
angenommen. Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesord⸗ 


nung: 

Antrag der Abg. Ed. Schmidt und Karl 
Formell und Fraktionen betr. Herbeifüh⸗ 
rung einer Entſcheidung des Obergerichts 
bezügl. Mandatsentzug Kruppke. 

Druckſache Nr. 100. Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Maaß. 

Maaß, Abgeordneter (NSDAP.): Ich beantra⸗ 
ge Verbindung der beiden Punkte 5 und 6 der Ta⸗ 
gesordnung in der Ausſprache. 

Präſident: Widerſpruch gegen die Verbindung 
dieſer beiden Punkte erhebt ſich nicht, ſie iſt be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe alſo noch den Punkt 6 der Tas 
gesordnung auf: 

Antrag der Abg. Schmidt, Formell und 
Fraktionen betr. Herbeiführung einer Ent⸗ 
ſcheidung des Obergerichts bezügl. Man⸗ 
datsentzug Broſt. 

Druckſache Nr. 104. Zu Punkt 5 und 6 der Tages⸗ 
ordnung liegt mir ein Antrag der Nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Fraktion vor, für beide Anträge insgeſamt 
eine halbe Stunde Redezeit feſtzuſetzen und für die 
Begründung und das Schlußwort je fünf Minuten 
Redezeit zu gewähren. Wer dieſem Antrag zuſtim⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Es entfällt ſomit 
an Redezeit auf die Fraktion der NSDAP. 19 
Minuten, Sozialdemokraten 4 Minuten, Zentrum 
4 Minuten, Gruppe Weiſe 1 Minute, Gruppe Ple⸗ 
nikowſki 1 Minute, polniſche Gruppe 1 Minute. 
Das Wort zur Begründung wird nicht gewünſcht. 
(Abg. Moritz: Ja, bitte! Ich habe es auf den Zet- 
tel aufgeſchrieben!) Es ſteht zwar nicht darauf 
„Zur Begründung“, aber ich komme Ihnen immer 
entgegen. Das Wort hat der Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S.): Ich darf wohl 
die Redezeit für die Begründung mit meiner Rede⸗ 
zeit zuſammenlegen? 

Präſident: Einverſtanden. 

Moritz, Abgeordneter (S.): M. D. u. H.! 
Die Abgeordneten der Zentrumsfraktion und die 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion hatten die Auf⸗ 
hebung der Verordnung vom 4. Februar betreffend 
den fingierten Verzicht auf die Ausübung von 
Volkstagsmandaten beantragt. Der Aelteſten— 
Ausſchuß hat in ſeiner geſtrigen Sitzung den Ans 
trag abgelehnt, ſo daß der Volkstag über ihn nicht 
beraten wird. Dafür wird das Obergericht ſich mit 
dieſer Verordnung beſchäftigen müſſen; denn es 
wird ja bei der Durchführung der Mandatsklagen 
Kruppke und Broſt nicht umhin können, die Ver⸗ 
8 dieſer Verordnung nachzuprü⸗ 

en. 

Bezüglich des Abgeordneten Kruppke hat der 
Herr Volkstagspräſident vermutet, daß der Um— 
ſtand, daß die Poſt an den Abgeordneten Kruppke 
nicht zugeſtellt werden konnte und die Polizei jei- 
nen Aufenthalt nicht kennt, den Schluß zulaſſe, daß 
der Abg. Kruppke außerſtande ſei, zur Mitarbeit 
im Volkstag. Zu der Sicherheit der Poſtzuſtellung 
möchte ich einige Beiſpiele anführen. Der Abg. 
Töpfer wohnt ſeit ſieben Jahren in derſelben Woh⸗ 
nung. Im vorigen Jahre iſt es vorgekommen, daß 
die für ihn beſtimmte Poſt des Volkstages als „un⸗ 
beſtellbar“ zurückkam. (Zuruf. — Heiterkeit.) Vom 
Volkstag iſt dem Abg. Godau, der ſich damals in 
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Unterſuchungshaft befand, ein Einſchreibebrief zu⸗ 
geſandt worden, der 14 Tage nicht zugeſtellt wurde. 
Ein zweiter Einſchreibebrief, an das Unter⸗ 
ſuchungsgefängnis gerichtet, wurde an die Privat⸗ 
wohnung weiter gegeben und konnte nicht zugeſtellt 
werden, weil weder die Poſt noch das Einwohner- 
meldeamt in Danzig die Wohnung des Abg. Godau 
ausfindig machen konnte. (Abg. Schramm: Wo iſt 
er?) Man kann ſagen, dieſe beiden Abgeordneten 
haben Glück gehabt, daß ſie deswegen nicht auch 
ſchon ihr Mandat verloren haben. 

Nirgends iſt geſetzlich feſtgelegt, was unter der 
Pflicht zur Mitarbeit zu verſtehen ſei. Selbſt die 
Geſchäftsordnung drückt ſich zu dieſer Frage nicht 
klar, ſondern zweideutig aus, indem ſie einmal von 
einer Pflicht und dann von einem Recht zur 
Mitarbeit ſpricht. Wir können es auch nicht recht 
verſtehen, daß man im gegenwärtigen Moment 
einen ſo großen Wert auf die Pflicht zur Mitarbeit 
legt, in einem Augenblick, wo das Organ der Nas 
tionalſozialiſten erklärt: „Die Quaſſelbude auf 
Neugarten hat ihre Bedeutung verloren und an 
ihre Stelle iſt Herr Forſter getreten“. (Zurufe.) 
Wir haben nichts davon gehört, daß die Polizei 
deshalb eingeſchritten wäre, weil verfaſſungsmä⸗ 
ßige und ſtaatliche Einrichtungen verächtlich ges 
macht worden ſind. 

Man kann fragen: wie konnte der Abg. Krupp⸗ 
ke ſeine ſogenannte Pflicht zur Mitarbeit verletzen, 
wenn ihm dieſe Pflicht wegen ſeines Nichterſchei⸗ 
nens in der Sitzung vom 2. Dezember für die 
Dauer des Ausſchluſſes von 10 Sitzungstagen 
ausdrücklich verboten geweſen iſt? Welcher Mitar⸗ 
beit hat ſich der Abg. Broſt entzogen, nachdem er 
in der letzten Volkstagsſitzung ordnungsmäßig vom 
Präſidenten wegen Krankheit beurlaubt worden 
war und ſeit dieſem Zeitpunkt weder eine Volks⸗ 
9 noch eine Ausſchußſitzung ſtattgefunden 

atꝰ 

Zu der von ſeiten der Polizei geäußerten Mei⸗ 
nung, daß die Abweſenheit des Abg. Broſt darauf 
zurückzuführen ſei, daß er ſich einem gegen ihn 
ſchwebenden Strafverfahren entziehen wolle, muß 
ich feſtſtellen, daß dieſe Annahme fehl geht. Die 
angeblich bei Broſt gefundene Waffe wurde nicht 
etwa in ſeiner Wohnung, ſondern in einem Raum 
ſeiner früheren Arbeitsſtätte gefunden, zu welcher 
eine unbeſtimmte Anzahl von Perſonen Zutritt 
hatte, den Broſt ſelbſt aber ſeit ca. 2 Monaten vor 
dem „Waffenfund“ nicht mehr betreten hat. (Zu⸗ 
ruf rechts.) Dieſe Feſtſtellungen hätte die Polizei 
auch treffen können, ohne durch die bis zum 2. De⸗ 
zember 1936 beſthende Immunität Broſt's behin⸗ 
dert worden zu fein. Für Broſt lag keine Veran⸗ 
laſſung vor, ſich lediglich deshalb nach Danzig zu 
begeben, um hier evtl. monatelang in Unter⸗ 
ſuchungshaft zu ſitzen und dann zu erleben, daß 
das Verfahren wie ein anderes — Ihnen allen 
bekanntes — ähnlich gelagertes ſchließlich im 
Sande verläuft. 

Es iſt nirgends vorgeſchrieben, daß jeder Abge⸗ 
ordnete unbedingt in Danzig wohnen müſſe, viel⸗ 
mehr ſteht feſt, daß er auch im Ausland wohnen 
darf, nachdem den Auslandsdanzigern das Wahl⸗ 
recht verliehen iſt, bei denen die Polizei ja auch 
nicht weiß, wo ſie wohnen und das erſt in dem Mo⸗ 
ment erfährt, wenn die betreffenden Auslands- 


(©) 
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(Moritz, Abgeordneter) 


(A) Danziger ſich um Wahlſcheine bemühen. Es beſteht 


den find. Durch dieſen Artikel ſoll, wie Reiß in (O); 


— 


auch keine Vorſchrift, daß dem Herrn Präſidenten 
der jeweilige Aufenthaltsort des einzelnen Abge- 
ordneten mitgeteilt werden müſſe, ſondern es ge— 
nügt, — nach einem Beſchluß des Aelteſtenaus— 
ſchuſſes vom 12. 6. 35, alſo aus der gegenwärtigen 
Wahlperiode —, daß der abweſende Abgeordnete 
nur bei demjenigen ſeinen Aufenthalt hinterlaſſen 
muß, der ſeine Poſt für ihn in Empfang nimmt. 
(Abg. Maaß: In den Ferien, ſonſt nicht!) Ich habe 
den Beſchluß hier, es heißt ausdrücklich darin, daß 
der Abgeordnete nur jederzeit eine Adreſſe zurück— 
laſſen muß, die ihm die Poſt nachſchickt. Der Abg. 
Broſt hat eine Danziger Adreſſe benannt, welche 
für ihn die Poſt in Empfang nehmen durfte. Es iſt 
aber vom Volkstag weder der Verſuch gemacht wor- 
den, auf dieſem Wege ihm Poſt zuzuſenden, noch iſt 
ſonſt irgend eine Anfrage nach ſeinem Aufenthalt 
an die Fraktion erfolgt. Und das wäre ja ſchließlich 
das Nächſtliegende geweſen. (Abg. Schramm: Wo 
iſt er denn?) Ich habe nur eine beſchränkte Rede— 
zeit und kann daher nicht auf alle Ihre Fragen 
antworten. (Heiterfeit.) Uebrigens erſehen Sie 
das aus dem ſchriftlich vorliegenden Atteſt, das 
der Präſident bei den Akten hat. Die angedeuteten 
Zweifelsfragen konnten im Wahlausſchuß nicht ges 
klärt werden, da Anträge auf Vertagung und wei⸗ 
tere Klärung der Angelegenheit abgelehnt wurden. 
Es war auch nicht möglich, zu den entſcheidenden 
Sitzungen des Wahlausſchuſſes beweiskräftige Un⸗ 
terlagen zur Entkräftigung der gegen die abweſen⸗ 
den Abgeordneten vorgebrachten Beſchuldigungen 
vorzulegen, da in keinem Fall aus der Tagesord⸗ 
nung erjichtlih war, um welche Mandatsverzichte 
es ſich handeln könne. Im Falle Broſt war es am 
Tage vor der Sitzung trotz ſechs telefoniſcher An— 


rufe beim Leiter und beim Protokollführer des 


Wahlausſchuſſes nicht möglich, zu erfahren, daß es 
ſich um eine Mandatsentziehung handle. Man muß 
daraus die Abſicht ſchließen, die Beibringung — 

Präſident: Ihre Redezeit iſt abgelaufen, Herr 
Abg. Moritz, ich bitte Sie, die Rednertribüne zu 
verlaſſen. (Abg. Maaß: Die Rede war viel zu 
lang!) Das Wort hat der Herr Regierungsvertre— 
ter. 

Köppen, Oberregierungsrat: Zur Frage, ob 
die Abgeordneten Kruppke und Broſt — wie der 
Wahlausſchuß unter dem 9. Februar 1937 und 
23. April 1937 feſtgeſtellt hat, — die Mitglied⸗ 
ſchaft zum Volkstag verloren haben, nimmt der 
Senat wie folgt Stellung: 


Nach dem Protokoll des Wahlausſchuſſes vom 


9. Februar 1937 bezw. 23. April 1937 hat der 
Wahlausſchuß feſtgeſtellt, daß die Abg. Kruppke 
bezw. Broſt gemäß § 5 der Verordnung zur Abs 
änderung des Volkstagswahlgeſetzes vom 4. Fe⸗ 
bruar 1937 ihr Mandat verloren haben. Die Ber: 
ordnung vom 4. Februar 1937 beſagt, daß als den 
Verluſt des Sitzes als Abgeordneter bewirkender 
Verzicht gilt, wenn ſich ein Abgeordneter außer— 
ſtande ſetzt, die Pflichten, die ihm ſein Amt insbe⸗ 
ſondere zur Mitarbeit auferlegt, zu erfüllen. Dieſe 
Verordnung iſt verfaſſungsmäßig. Insbeſondere iſt 
Artikel 7 der Verfaſſung nicht verletzt. Artikel 7 
beſagt, daß die Abgeordneten zum Volkstag Ver⸗ 
treter des ganzen Volkes ſeien und nur ihrem Ge— 
willen unterworfen und an Anträge nicht gebun- 


dem Kommentar „Die Verfaſſung der Freien 
Stadt Danzig, Artikel 7, Anmerkung 2 hervorhebt, 
der Gedanke ausgeſchloſſen werden, daß die Ge— 
wählten ſich hauptſächlich als Vertreter der Gruppe 
der Wähler, die ſie gewählt haben, betrachten und 
betont werden, daß jeder Abgeordnete jo zu jtim= 
men hat, wie es nach ſeiner durch nichts gebunde— 
nen Ueberzeugung jeweils dem Wohl des Volks- 
ganzen entſpricht, mag er auch von der Meinung 
ſeiner Partei dabei abweichen. 

Der Artikel 7 der Verfaſſung beſagt nichts dar⸗ 
über, daß ein Abgeordneter berechtigt iſt, ſi 
außerſtande zu ſetzen, die Pflichten, die ihm ſein 
Amt insbeſondere zur Mitarbeit auferlegt, zu er= 
füllen. Tut er es, ſo liegt hierin ein Verzicht auf 
ſein Mandat. Die Verordnung zur Abänderung des 
§ 5 des Volkstagswahlgeſetzes vom 4. Februar 
1937 — Geſetzblatt Seite 129 — enthält daher im 
Grunde nur eine authentiſche Interpretation des 
§ 5 Ziff. 1 des Volkstagswahlgeſetzes. 

Eine andere Auffaſſung würde zur Arbeitsun⸗ 
fähigkeit des Volkstages führen können. Es würde 
die Möglichkeit gegeben ſein, daß eine größere An⸗ 
zahl von Abgeordneten Danzig ohne Angabe eines 
Aufenthaltes dauernd verlüßt, ohne daß für ſie 
durch Einſetzung der Liſtennachfolger in das Man⸗ 
dat Erſatz geſchaffen werden könnte. 

Die Verordnung vom 4. Februar 1937 ent⸗ 
ſpricht auch dem Ermächtigungsgeſetz $ 1 J, 1 des 
Ermächtigungsgeſetzes ermächtigt den Senat aus⸗ 
drücklich zur Aenderung des Wahlgeſetzes und der 
Wahlordnung für den Volkstag. 5 

Auch die Vorausſetzungen des $ 2 des Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzes liegen vor, da es ſowohl zur Auf⸗ 
rechterhaltung und zum Ausbau der öffentlichen 
Ordnung und Scherheit dient, als auch zur Beſeiti⸗ 
gung eines politiſchen Notſtandes, wenn für eine 
ordnungsmäßige Beſetzung des Volkstages Sorge 
getragen wird. 

Was das Verfahren betrifft, das anzuwenden 
iſt, wenn ſich herausſtellt, daß die Vorausſetzungen 


der Verordnung vom 4. Februar gegeben ſind, ſo 
hat der Wahlleiter gemäß $ 70 der Wahlordnung, 
wie es ſtets geſchieht, wenn ein Abgeordneter die 
Wahl ablehnt oder ſeinen Sitz verliert, z. B. durch 
Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit, auf An⸗ 
trag des Volkstagspräſidenden die notwendigen 
Feſtſtellungen zu treffen und den Wahlausſchuß zu 
berufen. Der Wahlausſchuß faßt ſodann die ent⸗ 
ſprechenden Beſchlüſſe. 

Entſtehen ungeachtet der Feſtſtellung des 
Wahlausſchuſſes Zweifel darüber, ob die geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen für den Verluſt der Mit⸗ 
gliedſchaft vorliegen, ſo entſcheidet auf Verlangen 
des Volkstages gemäß Artikel 10 der Verfaſſung 
das Obergericht — vergl. Dr. Reiß, Kommentar 
zur Danziger Verfaſſung zu Artikel 10, Anmerkung 
5 —. Die Rechtslage iſt alſo auch hinſichtlich des 
anzuwendenden Verfahrens völlig eindeutig und 
irgendwelche Zweifel ſind nicht möglich. 

Zur Sache ſelbſt liegen ſowohl bei den Abg. 
Kruppke wie bei Broſt — wie die Protokolle des 
Wahlausſchuſſes ergeben — die Vorausſetzungen 
der Verordnung vom 4. Februar 1937 vor. Der 
Abg. Kruppke hat mit Schreiben vom 30. Juni 
1936 mitgeteilt, daß er ſeinen Wohnſitz nach Dans 
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(Köppen, Oberregierungsrat) . 

zig, Fleiſchergaſſe 42, 2. Hof, verlegt. Ab Auguſt 
1936 find dann ſämtliche Druckſachen des Volks⸗ 
tages mit dem Vermerk „unbekannt verzogen“ zu⸗ 
rückgekommen. Die polizeiliche Ermittelung ergibt, 
wie ein Schreiben des Polizeipräſidenten vom 1. 
12. 1936 feſtſtellt, ebenfalls den Nachweis eines 
unbekannten Aufenthaltes. Ferner iſt die Auf⸗ 
wandsentſchädigung, die dem Kruppke perſönlich 
per Poſtanweiſung zugeſandt worden iſt, am 5. 
September 1936 als unbeſtellbar an die Staats⸗ 
hauptkaſſe zurückgekommen. Die Empfangnahme 
der Aufwandsentſchädigung iſt ſomit ab Septem⸗ 
ber 1936 unterblieben. Auch iſt keine andere Rege- 
lung vom Abg. Kruppke beantragt worden. End⸗ 
lich iſt Kruppke ohne jegliche Nachricht der Volks⸗ 
tagsſitzung vom 2. Dezember 1936 ferngeblieben. 
Kruppke hat ſomit, da bei ihm die Vorausſetzungen 
des § 5 des Volkstagswahlgeſetzes vorliegen, ſein 
Mandat verloren. 

Der Abg. Broſt iſt — wie ſich aus dem Schrei— 
ben des Präſidenten des Volkstages vom 19. 4. 
1937 ergibt — ſeit dem 1. Dezember 1936 unbe⸗ 
kannt verzogen. An ihn gerichtete Briefe des 
Volkstages ſind als „unbeſtellbar“ zurückgelangt 
und ſein Aufenthalt iſt nicht feſtgeſtellt worden. 
Aus einem Schreiben des Polizeipräſidenten er⸗ 
gibt ſich, daß der Abg. Broſt wahrſcheinlich ſich we⸗ 
gen eines gegen ihn ſchwebenden Strafverfahrens 
dem Danziger Staatsgebiet fern hält und er zur 
Feſtnahme durch die Polizei aufgegeben worden 
iſt. Auch der Abg. Broſt hat ſich ſonach außerſtande 
geſetzt, die Pflichten, die ihm ſein Amt auferlegt, 
zu erfüllen. Es liegen alſo auch bei ihm die Vor— 
ausſetzungen des $ 5 der Verordnung vom 4. Fe⸗ 
bruar 1937 vor. 
= Vizepräſident: Das Wort hat der Herr Abg. 

eyl. 

Beyl, Abgeordneter (NSDAP.): Ich möchte 
feſtſtellen, Herr Abg. Moritz, daß dieſes Mal Ihre 
juriſtiſchen Berater, die Rechtsanwälte Kamnitzer 
und Hirſchberg in Edingen, ſchlecht gearbeitet ha— 
ben. Das, was Sie hier vorgetragen haben, war 
viel ſchlechter als das, was Sie ſchriftlich einge— 
reicht haben. 

Aber die Sache hat ja letzten Endes nicht nur 
einen juriſtiſchen Hintergrund. Die juriſtiſche Seite 
iſt klar, ſie iſt durch den Herrn Regierungsvertreter 
überzeugend nachgewieſen worden. Aber die Sache 
hat zweifellos auch eine politiſche Seite. Das, was 
im Jahre 1933 in Deutſchland erfolgte, beginnt ſich 
langſam auch in Danzig zu entwickeln. Wir haben 
eine Erſcheinung, die man in der ganzen Welt 
„Emigration“ nennt. Ich gebe zu, daß die Herren 
Sozialdemokraten geiſtig bereits aus ihrem Vater⸗ 
land ausgewandert ſind. Sie haben ja „kein Va⸗ 
terland, das Deutſchland heißt“, wie einer ihrer 
führenden Männer einmal ſelber zugegeben hat. 
Aber gerade dieſe letzten Monate bewieſen auch 
eine — man mag ſie ſo nennen — phyſiſche Aus⸗ 
wanderung aus ihrer Heimat, eine Emigration. 
Dieſe Emigration erfolgt nicht nur äußerlich, ſon— 
dern ſie verbindet ſich auch mit einer Wühl- und 
Minierarbeit gegen das eigene Land und gegen 
das eigene Volk. (Zurufe rechts.) Ich weiß nicht, 
ob Herr Kruppke ſich vielleicht in Spanien bei der 


„Aufbauarbeit“ des Bolſchewismus beteiligt; ich 


weiß aber, daß Herr Broſt ſeit Monaten in War⸗ 


ſchau ſitzt und von dort gegen Danzig und ſeine Be⸗ 
völkerung wühlt. Und ich weiß auch, daß er beſon⸗ 
ders in Genf ſeine Wühlarbeit gegen unſeren Staat 
immer wieder unternimmt. (Beweiſe! — links.) 
Wir brauchen uns darüber nicht weiter zu 
unterhalten. Sie wiſſen genau ſo gut, wie ich es 
weiß, was hinter den Kuliſſen geſpielt wird. Sie 
wiſſen genau, daß Sie letzten Endes nur im Inter⸗ 
eſſe des Auslandes arbeiten. Ich brauche Ihnen das 
hier nicht in aller Deutlichkeit zu ſagen, wir ver⸗ 
ſtehen uns auch ſo! (Abg. Wichmann: Sie ſollten 
Beweiſe erbringen für derartige ſchwere Beſchuldi⸗ 
gungen!) Ich bin nicht dumm genug, Ihnen unter 
den Augen des Auslandes die Dinge klarzumachen, 
die Sie ja ohnehin kennen. Deswegen muß aber 
auch der Nationaſozialiſtiſche Staat Danzig, genau 
wie der Nationaliſtiſche Staat Deutſchland es tut, 
die Folgerungen daraus ziehen. Ich kann Ihnen 
nur ſagen, daß auch Ihnen die Wahl gegeben iſt, 
die auch Ihren Parteigenoſſen im Reich gegeben 
war. Hunderttauſende, ja Millionen Ihrer Par⸗ 
teigenoſſen im Reich haben ſich der tatſächlichen ge— 
ſchichtlichen Entwicklung gefügt und haben ſich ein⸗ 
geordnet. Wenige andere, an ihrer Spitze beſonders 
die jüdiſchen Sozialdemokraten, haben ſich dieſer 
Entwicklung nicht gefügt und ſind ins Ausland 
geflüchtet. Es muß ſo ſein, daß auch in Danzig, wo 
letzten Endes die jüdiſchen Hintermänner die ei⸗ 
gentliche Leitung Ihrer Partei in den Händen ha⸗ 
ben, dieſelbe geſchichtliche Entwicklung erfolgt. Ich 
habe Ihnen vorhin bereits die Namen genannt, 
meine Herren! Deshalb war es notwendig, hier 
nicht auf die juriſtiſche Frage ausgiebig zu behan⸗ 
deln, ſondern auch einmal die politiſche Seite zu 
beleuchten. . 

Ich möchte Ihnen eins ſagen: Sie haben noch 
die Wahl, genau ſo, wie ſie die Hunderttauſende 
und Millionen Ihrer Parteigenoſſen im Reich hat⸗ 
ten. Ich kann Ihnen nur den guten Rat geben, 
wenn Sie irgendwo in Ihrer Seele ſich noch als 
deutſche Menſchen fühlen, dann folgen Sie dieſem 
Stück deutſcher Seele, die vielleicht doch noch bei 
Ihnen zu ſpüren iſt und ordnen Sie ſich ein. Wenn 
nicht, dann tragen Sie auch die Konſequenzen, wie 
Herr Broſt und Herr Kruppke und Herr Gedeck es 
taten, die aus ihrer Heimat gegangen find! (Ans 
haltender Beifall.) 

Präſident: Da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen und auch keine Wortmeldungen zum 
Schlußwort eingegangen iſt, kommen wir zur Ab 
ſtimmung. Wer dem Antrag zuſtimmen will, bitte 
ich, ſich von ſeinem Platz zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Das letztere war die Mehr⸗ 
heit. Der Antrag iſt damit abgelehnt. 

Ich laſſe jetzt abſtimmen über den Punkt 6 der 
heutigen Tagesordnung, Druckſache Nr. 104. Wer 
dieſem Antrag zuſtimmen will, den bitte ich, ſich 
von ſeinem Platz zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das letztere war die Mehrheit; 
auch dieſer Antrag iſt damit abgelehnt. Ich rufe 
auf Punkt 7 der Tagesordnung: 

Erſte, zweite und dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs zur Verlängerung des Ge⸗ 
ſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. 6. 1933. 

Druckſache Nr. 101. Hierzu liegt ein Antrag der 
Nationalſozialiſtiſchen Fraktion auf Beſchränkung 


O 


(D) 
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der Redezeit vor, und zwar für ſämtliche Leſungen 
und für alle Fraktionen und Gruppen insgeſamt 
eine Stunde Redezeit. Wer dieſem Antrag zu⸗ 


Zeit genug gehabt, um dieſe Geſetzesvorlage recht— 
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ſtimmen will, den bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Es entfallen 
an Redezeit auf die Nationalſozialiſtiſche Fraktion 
37 Minuten, Sozialdemokraten 9 Minuten, Zen⸗ 
trum 7 Minuten, Gruppe Weiſe 3 Minuten, Grup⸗ 
pe Plenikowſki 2 Minuten, Polniſche Gruppe 2 
Minuten. Das Wort hat der Herr Abg. 
Budzyäſki. 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Ich freue mich, daß es mir vorbehalten blieb, un⸗ 
gefähr die heutige Einſtellung der Danziger Be⸗ 
völkerung zu dem überraſchend über Nacht einge— 
brachten Geſetz hier vorzubringen. (Lachen rechts.) 
Wenn ich ſo geſprochen habe, dann habe ich berech 
tigte Urſache dazu. Aus welchen Gründen will ich 
gleich erklären. (Sie ſprechen für 3 Prozent der 
Danziger Bevölkerung! rechts.) Ich habe nur zwei 
Minuten Redezeit. Wenn Sie fair ſein wollen, ſo 
werden Sie mir dieſe Redezeit nicht beſchränken. 
Wenn Sie ſoviel Verantwortungsgefühl der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung gegenüber beſäßen wie ich 
(Lärm und Lachen — Der polniſchen gegenüber! bei 
den Nationalſozialiſten. — Abg. Schramm: Sie 
können doch nicht für die Danziger Bevölkerung 
ſprechen!) — wenn Sie vor 3 Tagen eine Tages» 
ordnung zugeſchickt erhalten, auf der nichts Wich— 
tiges ſteht und Sie finden auf Ihrem Platz im 
Volkstag eine derartig wichtige Geſetzesvorlage auf 
dem Tiſch (Wir haben ſie auch bekommen! rechts), 
dann werden Sie mein Verantwortungsgefühl der 
Danziger Bevölkerung gegenüber, zu dieſer wichti- 
gen Frage ohne weiteres ſofort Stellung zu neh— 
men, begreifen. Ich, meine Herren, lehne dieſe Ver⸗ 
antwortung ab. (Bravo! und Zwiſchenrufe.) 

Der Danziger Senat hat meiner Anſicht nach 


zeitig und ſo, wie es die Danziger Abgeordneten 
laut Geſchäftsordnung verlangen können, einzubrin= 
gen. Ich komme heute auf meinen Platz und finde 
dieſe Vorlage als Punkt 7 vor, was jetzt für die 
Dauer von vier Jahren verankert werden ſoll. 
Dann werden Sie mir wohl nicht zumuten, wenn 
Sie etwas Objektivität aufzubringen vermögen, 
daß ich mich in dieſer wichtigen Frage heute ſofort 
entſcheiden ſoll. Aus dieſem Grunde lehnen die 
Polen die Geſetzesvorlage ab. (Zurufe.) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 7 hat der Herr 
Abg. Töpfer. 

Töpfer, Abgeordneter (S.): M. D. u. H.! 
Ich kann nur wiederholen, daß die Oppoſition durch 
die Einbringung dieſer Vorlage ſich überraſcht 
fühlt und daß aus Ihrer Taktik das böſe Gewiſſen 
herauszufühlen iſt. Wenn Sie heute damit kom⸗ 
men, uns eine Vorlage von ſolcher Wichtigkeit zu— 
zuſtellen, wie es die Verlängerung des Geſetzes zur 
Behebung der Not von Volk und Staat iſt, ſo iſt 
es doch ſehr merkwürdig, daß Sie dieſe Vorlage 
nicht, wie es die Geſchäftsordnung vorſchreibt, 
durch den Aelteſtenausſchuß gehen laſſen, ſondern 
von uns verlangen, daß wir ad hoc dazu Stellung 
nehmen. Vielleicht erklären ſich aber jetzt Ihre Be⸗ 
mühungen der letzten Wochen um die Gewinnung 
von Oppoſitionsmandaten und die damit verbun⸗ | 
denen Methoden, die der Herr Präſident oder der 
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Herr Abgeordnete Beyl vorhin als unſinnige und (O) 


verleumderiſche Behauptungen bezeichnete. 

Präſident: Ich bitte Sie, zur Sache zu ſprechen, 
Herr Abg. Töpfer. 

Töpfer, Abgeordneter (S.): Ich ſpreche zur 
Sache. (Widerſpruch und Zwiſchenrufe: Dich wol⸗ 
len wir gar nicht haben!) Ich danke Ihnen für die⸗ 
ſes Kompliment und werde es zu ſchätzen wiſſen. 
Ich möchte nicht in eine Reihe mit denen geſtellt 
werden, die ſich verkauft haben. (Zwiſchenruf.) 

Präſident: Herr Abg. Töpfer, ich möchte Sie 
fragen, ob Sie damit beſtimmte Perſönlichkeiten 
meinen? (Na klar! rechts.) 

Töpfer, Abgeordneter (S.): Nein! (Jetzt iſt 
das Herz in die Hoſen gerutſcht! und Lachen bei den 
Nationalſozialiſten.) Ich habe keine Perſon ge— 
meint. Wer ſich verkauft, iſt für mich keine Perſon, 
der iſt ein ganz verabſcheuungswürdiges Subjekt. 
Wen's juckt, der kratze ſich. 

Verlangen Sie von uns nicht, daß wir Aus⸗ 
führungen zur Sache machen. Ich hielt es nur für 
nötig, Ihnen zu ſagen, warum Sie dieſe Taktik 
eingeſchlagen haben und weshalb Sie keinen ande⸗ 
ren Weg wählen konnten. Wenn Sie wollen, daß 
diskutiert wird, werden wir dazu bereit ſein. Al⸗ 
lerdings nicht im Gefängnis, ſondern hier in aller 
Oeffentlichkeit. Halten Sie dann nur immer den 
geſchäftsordnungsmäßigen Weg ein. 

Der Herr Abg. Beyl hat ſoviel vom Deutich- 
tum geſprochen. Vielleicht nennen Sie dieſes Vor⸗ 
gehen deutſch; dann habe ich vom Deutſchtum bis⸗ 
her wohl nicht den rechten Begriff gehabt. (Da hat 
er ein wahres Wort geſprochen, ſo ſieht er aus! 
und Zwiſchenrufe rechts.) 

Präſident: Nach dieſem Geſtändnis des Herrn 
Abg. Töpfer, daß er für das Deutſchtum nicht das 
nötige Verſtändnis beſitzt, wollen wir uns den 
Herrn Abg. Höhn anhören. Er hat das Wort. 

Höhn, Abgeordneter (Z.): Namens der Zen⸗ 
trumsfraktion erkläre ich, daß wir nach den bishe— 
rigen Erfahrungen, die wir aufgrund des Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzes gemacht haben, nicht mehr für eine 
Verlängerung dieſes Geſetzes ſtimmen werden. 
(Zuruf des Abg. Lange.) 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit iſt die erſte Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfs erledigt. 

Da mit der Annahme der Tagesordnung gleich— 
zeitig gemäß § 29 der G. O. die Friſtenkürzung be⸗ 
ſchloſſen wurde, rufe ich die zweite Beratung der 
Vorlage auf. Ich eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Es 
liegt ein Antrag der Nationalſozialiſtiſchen Frak⸗ 
tion auf Blockabſtimmung vor. Widerſpruch er⸗ 
hebt ſich nicht, die Blockabſtimmung iſt beſchloſſen. 
Ich rufe nunmehr den einzigen Artikel und die 
Ueberſchrift in der zweiten Beratung auf. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wer den einzigen Artikel und die Ueber⸗ 
ſchrift der Vorlage in der Blockabſtimmung anneh- 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Damit iſt die 
zweite Beratung erledigt. 


Wir kommen zur dritten Beratung. Ich eröffne 
da keine Wortmel⸗ 


und ſchließe die Beſprechung, 


dungen vorliegen. Mir liegt wiederum ein Antrag 
der Nationalſozialiſtiſchen Volkstagsfraktion auf 


D 


(A) 


Blockabſtimmung vor. Widerſpruch erhebt ſich nicht, 
der Antrag iſt angenommen. Wer dem einzigen 
Artikel und der Ueberſchrift in dritter Leſung zu⸗ 
ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit. Damit iſt das Geſetz auch in dritter 
Beratung erledigt. Wir kommen zur Schlußab⸗ 


ſtimmung. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Maaß. 
Maaß, Abgeordneter (NSDAP.): Ich bean⸗ 


trage namens meiner Fraktion namentliche Ab— 


ſtimmung. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus, wir kommen daher 
zur namentlichen Schlußabſtimmung. Ich bitte die 
Stimmkarten einzuſammeln und die Abgeordneten, 
die der Vorlage zuſtimmen, eine Ja-Karte, die ſie 
ablehnen wollen, eine Nein-Karte und die ſich der 
Stimme enthalten wollen, eine Stimmfarte mit 
der Aufſchrift „Enthalte mich“ abzugeben. Ich 
bitte die Abgeordneten, ihre Plätze einzunehmen. 
Die namentliche Abſtimmung beginnt. — Wünſcht 
noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Ich 
darf dem Haus das Ergebnis“) der namentlichen 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 

Abgegebene Stimmkarten 68 davon mit Ja 47, mit 
Nein 20, eine Stimmenthaltung. 

Mit „Ja“ ſtimmten Abg. Andres, Dr. Appaly, Bartſch, 
Bertling, Beyl, v. Boetticher, Braun, Buſch, Ehrlichmann, 
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Abſtimmung mitteilen. Es haben ſich insgeſamt 

68 Abgeordnete an der Abſtimmung beteiligt. Mit 
„Ja“ ſtimmten 47 Abgeordnete, mit „Nein“ 20 
Abgeordnete, ein Abgeordneter enthielt ſich der 

Stimme. Damit iſt das Geſetz angenommen, mei⸗ 

95 Auffaſſung nach ſogar mit Zweidrittel-Mehr- 
eit. 

Wir ſind am Schluß unſerer heutigen Tages⸗ 
ordnung. Der Herr Abg. Budzynſki legt kein Ge⸗ 
wicht mehr auf die Erteilung des Wortes zu einer 
„Perſönlichen Bemerkung“. Ich erbitte deshalb die 
Genehmigung des Volkstages, Zeit und Tagesord⸗ 
nung der nächſten Volkstagsſitzung feſtzulegen. 
Widerſpruch dagegen erhebt ſich nicht. Das Haus 
hat entſprechend beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung: 4 Uhr 45 Minuten.) 


Guttzeit, 
Kapeller, 
Maaß, 


Günther, 
Kamer, 
Leufgen, 


Fieguth, Gall, Großmann, Gobert, 
Harder, Heldt, Heß, Johſt, Jonas, 
Kendzia, Kindel, Krampitz, Lange, 
Manteuffel, Michelmann, Nicklas, Nispel, Schelm, 
Schramm, Schulz, Schwerdtfeger, Haste, Rabe, Stein, 
Sukatus, Temp, Dr. Thimm, Tolius, Waſchke, Weiſe, 
Wilhelm, Dr. Willers. 

Mit „Nein“ ſtimmten: Abg. Budzyäſki, 
Godau, Höhn, Klein, Knauſt, Langnau, Lendzion, Mau, 
Malikowſki, Moritz, Müller, Plenikowfti, Poſack, Potrykus, 
Schmich, Schmidt, Töpfer, Weiß, Wiechmann. 5 

Mit „Enthalte mich“ ſtimmte: Abg. Steinbrück. 

Keine Stimmkarten gaben ab: Abg. Kurowſki, Weber, 
Dr. Stachnik. 


Formell, 


(B) 


(B) 
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14. Sitzung. 


Montag, den 8. November 1937. 


Geſchäftliches 7 [0d 
Bekanntgabe der Mandatsniederlegung der Abg. 
Wiechmann, Plenikowſki, Kurowſki und vom 
Eintritt der Abg. Thomat, Behrend, Rehberg, 
Serotzki und Wawer in das Haus 1 
Mitteilung vom Anſchluß der Abg. Thomat, Weiſe, 
Jonas und Rehberg als Hoſpitanten der Frak⸗ 
tion der NS Dußd88s 
Verleſung eines Schreibens des Abg. Serotzki und 
Lanana ananas 8 
Geſchäftliches ee 
Erſte, zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs über die Gewährung von Straffreiheit 
(Druckſache Nr. 11) 170 A 
Kettlitz, Senatsrat . . 170 A 


169 C 


169 C 
169 D 


Steinbrück (b. k. Fr.) 171 A 
Lendzion (P.) 171 A 
I (NSDAP.) 171 B 


Bey RE 
Entſchließung des Abg. Beyl (NSDAP.) u. Fr. 
zur Verordnung des Senats über die Staats⸗ 
jugend in Danzig vom 1. 11. 1937 (G. Bl. 

S. 585) Druckſache 1111 1, 
Entſchliezung des Abg Beyl (NSDAP.) u. Fr. 

zur Verordnung des Senats gegen Neubildung 

von politiſchen Parteien (Gel. Bl. S. 585) 


Druckſache Nr. 112. 172 A 
Beyl (NSDAP.) 172 A 
Budzynſki (P.) 20 


28 ͤ Li 
Namentliche Abſtimmungen über die Druckſachen 
nnr e 7 


Vertagung Ne 173 C 


Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten Beyl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Vizepräſident des Senats 
Huth, Senatoren Boeck, Dr. Großmann, Dr. Hop⸗ 
penzath, Rettelſty, Dr. Wiercinſti⸗Keiſer, Ge⸗ 
richtspräſident Wohler, Generalſtaatsanwalt 
Graßmann, Staatsrat Dr. Böttcher, Senatsrat 
Kettlitz, Regierungs⸗ und Kriminalrat Groetzner. 

Präſident: Ich eröffne die 14. Sitzung. Von 
der mir in der 13. Sitzung vom Volkstag erteil⸗ 
ten Ermächtigung, die Tagesordnung der nächſten 
Vollſitzung feſtzuſetzen, habe ich Gebrauch gemacht. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich dem 
Haufe folgende geſchäftliche Mitteilungen zu machen. 
Wie ich bereits in der 13. Vollſitzung mitteilte, hat 
der Abg. Gedeck ſein Mandat niedergelegt. Als 
liſtenmäßiger Nachfolger iſt Herr Abg. Thomat 
in den Volkstag berufen worden. Herr Abg. 
Thomat iſt anweſend, ich begrüße ihn. Herr Abg. 
Mau hat mit der Begründung, aus dem politiſchen 
Leben ausſcheiden zu wollen, ſein Mandat nieder⸗ 
gelegt. Liſtenmäßig rückt der Abg. Behrend ein, 
der das Mandat angenommen hat. Dem Abg. 
Wiechmann, der nach Spanien emigriert iſt, iſt 
das Mandat entzogen worden. Liſtenmäßig iſt 
Herr Abg. Straphel nachgerückt, der, ſowie ſeine 
liſtenmäßigen Nachfolger Zeller und Leſchner auf 
die Annahme ihres Mandats verzichtet haben. 

Es rückt ſomit der Abg. Rehberg nach, der ſein 
Mandat angenommen hat. Herr Abg. Rehberg iſt 
anweſend, ich begrüße ihn. 
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Der Abg. Plenikowfki iſt nach Dänemark aus⸗ 

gewandert. Da er ſich den Arbeiten des Volks⸗ 

tages entzogen hat, iſt ihm auf Beſchluß des Wahl⸗ 

prüfungsausſchuſſes ſein Mandat als Abgeord⸗ 

neter aberkannt worden. Liſtenmäßig rückt der 

1 Serotzki nach, der das Mandat angenommen 
t 


at. 
Ferner hat der Abg. Kurowſki ſein Mandat 
niedergelegt. Als Nachfolger rückt der Abg. 
Wawer nach, der ebenfalls das Mandat angenom⸗ 
men hat und der anweſend iſt. 

Mit beſonderer Genugtuung habe ich dem 
Hauſe bekannt zu geben, daß die Herren Abg. 
Thomat, Weiſe, Jonas und Rehberg ſich der Na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Fraktion als Hoſpitanten an⸗ 
geſchloſſen haben. (Lebhafter Beifall). Ich heiße 
dieſe Herren als Führer der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion beſonders herzlich willkommen. Die 
Herren Abg. Serotzki und Langnau haben mir fol⸗ 
gendes Schreiben zugeſandt. Ich bitte den Herrn 
Abg. Leufgen, es zu verleſen. 

Leufgen, Schriftführer: 

Danzig, den 7. Oktober 1937. 
An den : 


Herrn Präſidenten des Volkstages 


Danzig 

Am 7. April 1935 wurde ich auf die Liſte 
„Gruppe Plenikowſki“ als Mitglied des Danziger 

Volkstages, dem ich ſeit 1. 1. 1928 angehöre, erneut 

gewählt. 

Ich teile hiermit dem Herrn Präſidenten des 
Volkstages mit, daß ich mich mit dem heutigen Tage 
nicht mehr als zur „Gruppe Plenikowſki“ und ſomit 
als zur kommuniſtiſchen Weltanſchauung zugehörig 
betrachte. 

Ich werde mich weiter dafür einſetzen, daß jeder 
Deutſche, — auch wenn er nicht zu den Begüterten 
gehört, in der Zeit, wo er jung und ſtark iſt und 
arbeiten kann, aber auch dann, wenn er alt, krank 
oder aus anderen Gründen nicht imſtande iſt zu 
arbeiten, — für ſich und ſeine Familie die Lebens⸗ 
möglichkeiten hat, um ſich zufrieden, froh und glück⸗ 
lich zu fühlen. 

Mein Mandat werde ich als fraktionsloſer Ab⸗ 
geordneter weiter ausüben und mich bei all meinen 
Handlungen davon leiten laſſen, dem Danziger Staat 
und ſeiner Bevölkerung, der Ehre und Freiheit des 
ganzen deutſchen Volkes, dem Frieden und der ſozia⸗ 
len Gerechtigkeit zu dienen. 

Otto Langnau, Volkstagsabgeordneter. 

Ich ſchließe mich obiger Erklärung vollinhaltlich an: 

Paul Serotzki, Volkstagsabgeordneter. 

(Bravo und Händeklatſchen.) 

Präſident: Ich begrüße den Schritt der beiden 
Abgeordneten um ſo mehr, als ſomit die letzten 
Reſte der kommuniſtiſchen Partei in Danzig ver⸗ 
ſchwunden ſind. 

Auf Grund der ſchriftlichen Erklärung des 
Herrn Abg. Töpfer, daß er nicht die Abſicht gehabt 
habe, mit ſeinen Äußerungen in der Vollſitzung 
am 5. Mai 1937 einen Abgeordneten des hohen 
Hauſes beleidigen zu wollen, habe ich den von mir 
mit dem 7. Mai d. Is. verfügten Ausſchluß auf 
fünf Sitzungen gemäß § 58 Abſ. 10 der Geſchäfts⸗ 
ordnung rückwirkend aufgehoben. 

Ich bitte noch zur Kenntnis zu nehmen, daß 
an Stelle des aus dem Volkstag ausgeſchiedenen 
Abg. Brill als Mitglied für den Hauptausſchuß 
der Abg. Moritz benannt worden iſt. Bevor ich in 
die Tagesordnung eintrete, habe ich noch mitzu⸗ 
teilen, daß ein Antrag der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion vorliegt, die Tagesordnung zu erweitern. 


(©) 


(D) 


(A) 


— 


170 Volkstag Danzig — 14. Sitzung. 


Montag, den 8. November 1937. 


(Präſident) 

Ich laſſe über den Antrag auf Erweiterung der 
Tagesordnung, die als Nachtrag Ihnen bereits ge⸗ 
druckt vorliegt, abſtimmen. Wer für die Annahme 
dieſes Antrages iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Das 
iſt die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Erſte, zweite und dritte Beratung eines 
Geſetzentwurfs über die Gewährung von 
Straffreiheit. 

Druckſache Nr. 110. — Ich ſchlage dem Hauſe 
vor, ſämtliche drei Leſungen des Geſetzes, Drud- 
ſache Nr. 110, heute vorzunehmen. Ich brauche da— 
zu Ihre Genehmigung, da die Friſten nicht einge— 
halten ſind. Ich laſſe daher abſtimmen. Wer dafür 
iſt, daß die in der Geſchäftsordnung vorgeſehenen 
Friſten gemäß 8 29 der G. O. gekürzt werden, 
bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit; 
es iſt ſo beſchloſſen. Weiterhin ſchlage ich vor, die 
Redezeit für alle drei Leſungen und für alle Frak⸗ 
tionen und Gruppen auf eine Stunde feſtzuſetzen. 
Wer für dieſen Vorſchlag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. Das iſt die Mehrheit, — es iſt ſo beſchloſ— 
ſen. Es entfallen ſomit auf die Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Fraktion 39, auf die Sozialdemokratiſche 
Fraktion ſieben, die Zentrumsfraktion ſieben, die 
Polen zwei Minuten, auf die drei fraktionsloſen 
Abg. Steinbrück, Serotzki und Langnau je eine 
Minute. Ich eröffne die Ausſprache, das Wort 
hat der Herr Berichterſtatter des Senats. 

Kettlitz, Senatsrat: Mir fällt die Aufgabe zu, 
die Ihnen zugegangene Vorlage juriſtiſch zu be— 
gründen. Amneſtiegeſetze ſind in Danzig keine 
ſeltene Erſcheinung, ſie kehren zu beſonderen An⸗ 
läſſen wieder. Wir haben aus der Praxis all- 
mählich gelernt, ſie immer einfacher zu geſtalten. 
Der heutige Entwurf, wie er Ihnen jetzt vorliegt, 
iſt daher auf die einfachſte Form und in die ver— 
ſtändlichſte Faſſung gebracht worden. 

Sein Inhalt iſt kurz folgender: Dem vorgeleg- 
ten Amneſtiegeſetz unterliegen lediglich politiſche 
Straftaten. Von den politiſchen Straftaten wird 
aber nicht jede Straftat ſchlechthin amneſtiert, ſon— 
dern nur ſolche, die, ſoweit ſie abgeurteilt ſind, bis 
zu einem Jahr Gefängnis geahndet wurden, oder 
ſoweit ſie ſich im Vorverfahren befinden, höchſtens 
ein Jahr Gefängnis erwarten laſſen. Bei Geld- 
ſtrafen iſt keine Grenze geſetzt. Dieſe Begrenzung 
war notwendig, um nicht Unwürdige unter die 
Amneſtie fallen zu laſſen. Denn da die Amneſtie 
eine Ausnahme der normalen Rechtſprechung iſt, 
muß bei dieſen Ausnahmen beſonders vorſichtig 
verfahren werden, daher die Begrenzung. 

Das Amneſtiegeſetz iſt, wie auch ſchon ein Vor⸗ 
gängergeſetz, nicht nur auf die im ordentlichen 
Strafverfahren zu ahndenden Straftaten beſchränkt, 
ſondern, wie Sie aus 8 3 erſehen können, auch auf 
die Diſziplinarverfahren ausgedehnt. Hier iſt 
aber ein Unterſchied gemacht im Verhältnis zu der 
Amneſtie der andern Straftaten. Während die 
Amneſtie der ordentlichen Straftaten auch die 
rechtskräftig erkannten Strafen umfaßt, ſo ſind 
rechtskräftig erkannte Diſziplinarſtrafen ausge- 
nommen. Es iſt eine faktiſche Unmöglichkeit, bei 


einem Diſziplinarverfahren, das in der Aberken⸗ 
nung des Amtes rechtskräftig endete, heute die 
Strafe zurücknehmen zu wollen; ein Beamter, der 
vielleicht vor 3 bis 4 Jahren feines Amtes ver⸗ 


luſtig erklärt wurde,kann es heute nicht wieder (C) 


erhalten. Alle auf diſziplinariſchem Wege rechts— 
kräftig abgeurteilten Verfahren fallen daher nicht 
unter die Amneſtie. Im übrigen ſind aber alle 
laufenden Verfahren und die Verfahren, die noch 
kommen könnten und noch nicht anhängig ſind, ge⸗ 
nau ſo, wie im § 1 die ordentlichen gerichtlichen 
Strafverfahren, zu behandeln. 

Die weitere Frage iſt: Wer hat darüber zu 
entſcheiden, ob ein Fall der Amneſtie gegeben iſt? 
Auch hier iſt eine Vereinfachung eingetreten. 
Während früher geſagt wurde, es ſoll die augen⸗ 
blicklich befaßte Behörde die Sache an die Behörde 
zur Entſcheidung zurückgeben, die ſich zum erſten 
Mal mit der Sache befaßt hat, weil dieſe Behörde 
die Sache angeblich am beſten kenne, iſt jetzt von 
dieſem Grundſatz aus praktiſchen Erfahrungen 
heraus abgewichen worden. In der früheren Ge⸗ 
ſetzesgeſtaltung glaubte man alſo, es ſei richtig, 
wenn man z. B. dem Obergericht als Reviſions⸗ 
inſtanz, das ſich um die tatſächlichen Vorgänge 
nicht mehr zu kümmern hat, vorſchrieb, die Sache 
an die erſte Inſtanz zurückzugeben, die das Urteil 
erlaſſen hat. Dieſes Mal iſt man aber davon aus⸗ 
gegangen, die Behörde, die jetzt damit befaßt iſt, 
ganz gleich, ob Polizei, Amtsgericht, Landgericht 
oder Obergericht, auch darüber entſcheiden zu laſ— 
ſen, ob der Amneſtiefall gegeben ſei oder nicht. 
Das iſt eine weſentliche Vereinfachung und ſi 
führt nicht mehr zu Kompetenzreibereien. 

Nun iſt nicht geſagt, daß die Entſcheidung, die 
die befaßte Behörde ausſpricht, immer richtig ſei, 
und deshalb iſt im § 5 die Möglichkeit gegeben, 
gegen den Entſcheid der befaßten Behörde eine 
Beſchwerde einzulegen. Wenn ein Betroffener 
glaubt, er verdiene die Amneſtie, und hat ſie 
nicht bekommen, oder wenn die Staatsanwalt— 
ſchaft eine Amneſtie, die ausgeſprochen worden iſt, 
als unberechtigt anſieht, ſo haben beide das Recht 
der ſofortigen Beſchwerde, die befriſtet iſt. 

Wer entſcheidet darüber? Auch hier iſt eine 
Anderung gegenüber der früheren Geſetzgebung 
eingetreten. Es entſcheidet nach der neuen Ge— 
ſtaltung darüber der Senat, nicht eine Gerichts: 
inſtanz. Für dieſe Faſſung war die Erwägung 
maßgebend, daß es ſich eigentlich in allen Fällen 
nur darüber zu entſcheiden handeln wird, ob eine 
politiſche Straftat vorliegt oder nicht. Das zu 
entſcheiden iſt aber eine politiſche Behörde am 
allerbeſten in der Lage. 

Die andern Beſtimmungen, die ſonſt noch im 
Straffreiheitsgeſetz ſtehen, ſind unweſentlich und 
nur der Vollſtändigkeit halber führe ich hier an: 

Abgeſehen von den Hauptſtrafen entfallen auch 
die Nebenſtrafen, Geldbußen, nicht aber die Ein⸗ 
ziehung oder Unbrauchbarmachung. Wenn Ge: 
ſamtſtrafen gebildet ſind — das iſt ein juriſtiſcher 
Begriff — und aus der Gruppe der Geſamtſtrafen 
nur ein Teil zur Amneſtie heranzuziehen iſt, ſo 
wird dieſer Teil amneſtiert und die übrige Ge⸗ 
ſamtſtrafe bleibt beſtehen. Dann iſt im 8 6 die 
Entſcheidung über Privatklagen geregelt. Auch 
hier wird genau fo verfahren und die Koſten des 
Verfahrens werden niedergeſchlagen. 

Wann tritt dieſes Geſetz in Kraft? Auch da iſt 
eine Anderung gegenüber dem letzten Geſetz er⸗ 
folgt. Während es im letzten Amneſtiegeſetz hieß, 


(D) 


(A) 
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(Kettlitz, Senatsrat) 

das Geſetz amneſtiert alle bis zum Tage der Ver⸗ 
kündung des Amneſtiegeſetzes vorliegenden Straf— 
taten, ſo amneſtiert dieſes neue Geſetz nur die 


Straftaten bis zum 15. Oktober 1937. Das Geſetz 


wird nach den Grundſätzen der Verfaſſung dann in 
Kraft treten, wenn es im Geſetzblatt veröffentlicht 
wird, was morgen oder übermorgen geſchehen 
wird. 

Ich glaube, daß damit juriſtiſch alles geſagt iſt, 
was zu dem Geſetz geſagt werden konnte. (Beifall). 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Steinbrück. 

Steinbrück, Abgeordneter (b. k. Fr.): Hohes 
Haus! Ich habe nur eine Minute Redezeit und 
faſſe mich kurz. Ich begrüße die Vorlage auf das 
herzlichſte. Ich freue mich ganz beſonders für die 
Betroffenen, die davon erfaßt werden und denen 
die Strafe erlaſſen wird. Ich habe einige Wünſche 
bezüglich einer Erweiterung der Vorlage gehabt, 
es iſt mir aber vorhin erklärt worden, daß eine 
Erweiterung nicht angängig iſt. Daher beſcheide 
ich mich. Ich für meine Perſon erkläre — und 
ich glaube damit dem hohen Hauſe eine beſondere 
Freude zu machen — daß ich mich für die Vor— 
lage einſetzen werde. 

Präſident: Das Wort hat der Abg. Lendzion. 

Lendzion, Abgeordneter (P.): Die Polniſche 
Gruppe begrüßt es, daß dieſer Geſetzentwurf über 
die Gewährung von Straffreiheit auch für die pol- 
niſche Minderheit oder für die polniſche Gruppe Une 
wendung findet. Es weiß jedes Kind, daß hier in 
Danzig die polniſchen Mitbürger deshalb beſtraft 
worden ſind, weil ſie der polniſchen Partei ange- 
hören. Die Polniſche Gruppe wird für das Geſetz 
ſtimmen. 

(Den Vorſitz übernimmt Vizepräſident Andres.) 


Vizepräſident Andres: Das Wort hat der 
Herr Abg. Beyl. 


Beyl, Abgeordneter (NSDAP.): Im Namen 


der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion habe ich fol- 


gende Erklärung abzugeben: 

Wir Nationalſozialiſten begrüßen das Am- 
neſtiegeſetz auf das herzlichſte und werden ihm 
ſelbſtverſtändlich unſere Zuſtimmung geben. Wir 
betrachten die Vorlage dieſes Geſetzes als einen 
in der Geſchichte der Freien Stadt Danzig be— 
deutſamen Abſchnitt; denn ſeit der Abtrennung 
Danzigs vom Mutterlande litt das Deutſchtum 
dieſer Stadt unter einer unheilvollen Zer— 
ſplitterung und Zerriſſenheit. Es war das große 
Ziel der nationaſozialiſtiſchen Bewegung, dieſen 
Kampf der Deutſchen untereinander zu beenden 
und dafür einen Zuſtand des politiſchen Fries 
dens und der politiſchen Einheit zu ſchaffen. (Sehr 
richtig!) Wir begrüßen es, daß jetzt nach einem 
jahrelangen Kampf dieſes Ziel endlich auch in 
Danzig erreicht worden iſt. (Bravo!) 

Die gewonnene Deutſche Einheit zu einer 
dauernden zu machen, wird die neue große Auf— 
gabe in Danzig ſein. Ich habe im Namen des 
Gauleiters zu erklären, daß wir den Gegnern, 
die wir jahrelang bekämpft haben, ohne Bit⸗ 
ternis gegenüberſtehen. Unſer heißes Bemühen 
ſoll der Gewinnung jener wertvollen Kräfte 
gewidmet ſein, die wir für den deutſchen Auf⸗ 
bau in Danzig brauchen werden. 
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Als Zeichen unſeres ehrlichen Willens zur (O) 


Verſöhnung und gleichzeitig als Ausdruck einer 
großmütigen Geſinnung haben wir dieſe Amne⸗ 
ſtievorlage eingebracht. Wir glauben, daß da⸗ 
mit die letzte noch notwendige Maßnahme zur 
Befriedung des politiſchen Lebens in Danzig 
erreicht iſt, deren Annahme mit einer in dieſem 
Volkstag bisher unerhörten Mehrheit den Be⸗ 
weis dafür bringen wird, daß die große Front 
auch in Danzig ſteht und daß ſie in alle Zu— 
kunft unzerſtörbar ſein wird. (Starker Beifall!) 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Die erſte 
Leſung iſt damit beendet. Ich rufe die zweite 
Beratung des Geſetzentwurfs betr. Gewährung 
von Straffreiheit, Druckſache Nr. 110, auf. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Mir liegt ein Antrag der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Volkstagsfraktion auf Block-Abſtim⸗ 
mung vor. Wer dieſen Antrag annehmen will, den 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Antrag iſt angenommen. Wir kommen ſomit 
zur Blockabſtimmung. Wer dieſes Geſetz in der 
zweiten Leſung, und zwar die SS 1 bis 10 und 
die Ueberſchrift annehmen will, den bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die einſtimmige Annahme. 
Ich ſtelle feſt, daß das Geſetz in zweiter Leſung 
einſtimmig angenommen wurde. Ich rufe auf: 
Dritte Beratung des Geſetzentwurfes betr. Gewäh⸗ 
rung von Straffreiheit, Druckſache Nr. 110. Ich 
eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Ich laſſe über den An⸗ 
trag der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion auf 
Blockabſtimmung abſtimmen. Wer dieſen Antrag 
annehmen will, den bitte ich, ſich zu erheben. — 
Der Antrag iſt angenommen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Wer das Geſetz über die Gewährung 
von Straffreiheit, Druckſache Nr. 110, in der drit⸗ 
ten Beratung, und zwar die 88 1 bis 10 und die 
Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Ich danke, es iſt einſtimmig angenom⸗ 
men. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Wer 
das Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen 
will, den bitte ich, ſich zu erheben. — Ich ſtelle 
feſt, daß das Amneſtiegeſetz damit einſtimmig an- 
uf iſt. Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung 
auf: 

Entſchließung des Abg. Beyl und der 
übrigen Mitglieder der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion zur Verordnung des Senats 
über die Staatsjugend in Danzig vom 1. 
11. 1937 (G. Bl. S. 585). 

Druckſache Nr. 111. — Hierzu liegt ein Antrag der 
Nationalſozialiſtiſchen Fraktion vor, Punkt 2 und 
3 in der Ausſprache zu verbinden und die Rede- 
zeit für beide Punkte und für ſämtliche Fraktionen 
und Gruppen auf insgeſamt eine Stunde feſtzu⸗ 
ſetzen. Wer für die Annahme dieſes Antrages iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. Es entfallen ſomit an Redezeit 
auf die Nationalſozialiſten 39, die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Fraktion ſieben Minuten, das Zentrum 
ſieben Minuten, die Polen zwei Minuten. Auf 
die drei fraktionsloſen Abg. Steinbrück, Serotzki 
und Langnau entfallen je eine Minute. Dieſem 
Antrag entſprechend rufe ich noch den Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: i : 


(D) 


(A) 


(B 


— 


172 Volkstag Danzig — 14. Sitzung. 


Montag, den 8. November 1937. 


(Präſident) 

Entſchließung des Abg. Beyl und der 
übrigen Mitglieder der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion zur Verordnung des Senats 
gegen Neubildung von politiſchen Parteien 
vom 1. 11. 1937. (Geſ. Bl. S. 585) 

Druckſache Nr. 112. — (Den Vorſitz übernimmt 
Vizepräſident Andres.) 5 

Vizepräſident Andres: Das Wort hat der Herr 
Abg. Beyl. 

Beyl, Abgeordneter (NSDAP.): Ich habe auch 
hier wie ſchon bei dem vorigen Punkt der Tages⸗ 
ordnung eine Erklärung der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion abzugeben. Wir billigen die auf⸗ 
grund des Ermächtigungsgeſetzes erlaſſenen 
beiden Senatsverordnungen. Wir ſprechen auch 
dieſen beiden geſetzlichen Maßnahmen eine ent⸗ 
ſcheidende geſchichtliche Bedeutung zu. Wir ſtellen 
feſt, daß heute am 8. November, alſo 19 Jahre 
nach dem Durchbruch des Weimarer Syſtems und 
mehr als 41% Jahre nach feinem Zuſammenbruch 
im Reiche wir in Danzig auch die Auflöſung des 
Parteienſtaates erleben. (Beifall.) Gewiß iſt das 
kein Ereignis, das von heute auf morgen gekom⸗ 
men iſt. Der Kommunismus, die gefährlichſte Be⸗ 
wegung der vergangenen Zeit, iſt ſchon ſeit Jahren 
in Danzig völlig niedergekämpft und ohne jede 
Bedeutung. Die Deutſchnationale Volkspartei hat 
ſich dem geſchichtlichen Geſetz gefügt und ihre frei⸗ 
willige Auflöſung beſchloſſen. Aber auch Sozial⸗ 
demokratie und Zentrum haben einſehen müſſen, 
daß ſie einer nunmehr überwundenen Vergan⸗ 
genheit angehören und daher ihr Ende erlebt. Daß 
die geſchichtlich notwendige Entwicklung zuletzt doch 
noch ohne jene Bitterkeit vor ſich ging, die nur zu 
leicht auch die nächſten Jahre hätte vergiften kön⸗ 
nen, verdanken wir dem Gauleiter, der in den 
entſcheidenden Stunden Tatkraft mit Maß und 
Pſychologie zu paaren verſtand und jo erreichte, 
daß der ganzen Entwicklung die verſöhnende Note 
nicht gefehlt hat. 

Neue Aufgaben treten an uns heran! Es gilt 
die geſchaffene tatſächliche Lage in Danzig nun ge⸗ 
ſetzlich feſtzulegen. Dieſe Maßnahme iſt die klei⸗ 
nere Aufgabe, wenn wir an die Größe des ſchon 
Geleiſteten denken. Kein maßgeblicher Politiker 
auf der Seite unſerer bisherigen Gegner denkt an 
die Wiederaufrichtung irgend einer Partei. Was 
liegt alſo näher, als die geſetzliche Verankerung 
dieſer Sachlage durch eine entſprechende Verord⸗ 
nung? Dieſe Verordnung, welche die Neubildung 
von Parteien in Danzig verbietet und unter Strafe 
ſtellt, iſt nun heute erſchienen. Es war richtig, die 
zurückzulegende Wegſtrecke nicht auf den ausge⸗ 
fahrenen Geleiſen des Parlamentarismus zu ge⸗ 
hen — obwohl die Annahme mit einer überwälti⸗ 
genden Mehrheit ſicher war, — ſondern durch eine 
Maßnahme des Senats aufgrund des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes. 

Genau ſo denken wir über die zweite Senats⸗ 
verordnung. Die eine Tatſache ſteht feſt: die Dan⸗ 
ziger Jugend denkt nationalſozialiſtiſch und ſteht 
mit wenigen Ausnahmen in der Hitler⸗Jugend. 
Wir haben alſo ſeit langem eine Staatsjugend, 
ohne ſie ſo zu nennen. Die Zeit iſt aber nun ge⸗ 
kommen, wo wir eine ſchon längſt praktiſch voll⸗ 
zogene Tatſache nun auch theoretiſch, d. h. geſetzlich, 
feſtlegen. Dieſem Zweck dient die Verordnung 


über die Staatsjugend. Wir danken dem Senat 
für die beiden Verordnungen und billigen ſie 
rückhaltlos. Wir werten ſie als eine weitere wich⸗ 
tige Etappe auf dem Wege zu Herſtellung einer 
neuen Lebensgrundlage für alle Deutſchen 
Danzig, der Schaffung einer großen und geſchloſſe⸗ 
nen Gemeinſchaft aller Deutſchen in dieſem abge⸗ 
trennten Gebiet! (Lebhafter Beifall!) 

Präſident: Das Wort zu Punkt 2 und 3 der 
Tagesordnung hat der Herr Abg. Budzynſki. 

Budzynſki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 
Obwohl es ſich bei dieſen beiden Vorlagen um 
eine in das politiſche Leben Danzigs ſo ſcharf ein⸗ 
greifende Maßnahme handelt, hat es der Senat 
wiederum für richtig befunden, dieſe Vorlage erſt 
heute den Abgeordneten auf die Tiſche zu legen. 
Es iſt daher ganz ſelbſtverſtändlich, daß ich in ſolch 
einem Falle nicht eine endgültige Stellung zu 
dieſen Vorlagen einnehmen kann. 

Soweit es ſich um die Vorlage der Schaffung 
eines Staatsjugendgeſetzes handelt, habe ich aus 
dem Entwurf feſtſtellen können, daß es ſich um 
deutſchſtämmige Jugend handelt. Die polniſche 
Gruppe muß ſich die endgültige Stellungnahme zu 
dieſem Geſetz vorbehalten und kann heute nur eine 
gewiſſe, wenn ich ſo ſagen darf, nicht negative, 
aber neutrale Haltung einnehmen. Das bedeutet, 
daß ſich die polniſche Gruppe in dieſem Fall der 
Stimme enthalten und abwarten wird, wie ſich die 
im & 3 der Vorlage vorgeſehenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zum Geſetz geſtalten werden. Erſt 
nachdem wir dies feſtgeſtellt haben, wird die Pol⸗ 
niſche Gruppe ihre endgültige Stellungnahme 
kundgeben können. 

Soweit es ſich um die andere Vorlage der 
Nichtzulaſſung neuer Parteien in Danzig handelt, 
ſo iſt die Polniſche Gruppe der Anſicht, daß dieſe 
Vorlage im Widerſpruch zur Verfaſſung ſteht, fer⸗ 
ner auch zu ſonſtigen Verträgen, zu deren Einhal⸗ 
tung Danzig verpflichtet iſt (Abg. Schramm: Da 
ſind wir gerade gegenteiliger Meinung!). Wir 
ſind der Anſicht, daß es ſich in dieſem Fall um 
eine Angelegenheit handelt, die einzig und allein 
die Deutſchen in Danzig betrifft (Zuſtimmung). 
Meine Anſicht iſt, daß Sie Ihr organiſches politi⸗ 
ſches Leben in Danzig einrichten können, wie Sie 
wollen. Aus Rückſicht auf die eingangs meiner 
Ausführungen vorgebrachten Bedenken — d. h. 
die Verfaſſung und ſonſtige Verträge —, laſſen 
wir uns dahin beeinfluſſen, nicht für dies Geſetz 
zu ſtimmen, obwohl uns, wie ich vorhin ſagte, 
Ihre (zu den Nationalſozialiſten) innere Einrich⸗ 


tung nichts angeht. (Bravo! Sehr gut!) Wir wer⸗ 


den uns auch in dieſem Falle der Stimme ent- 
halten. i 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, wir kommen zur Abſtimmung über die 
Entſchließungen. (Abg. Maaß: Ich beantrage na- 
mentliche Abſtimmung). Es iſt namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beantragt. Wird dieſer Antrag unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterjtügung reicht aus. Wir kom⸗ 
men zur namentlichen Abſtimmung über Punkt 2 
der Tagesordnung, Entſchließung des Abg. Beyl 
und Fraktion, Druckſache Nr. 111, betr. Verord⸗ 
nung über die Staatsjugend in Danzig. Die 
Plätze ſind bereits eingenommen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Wer der Entſchließung zuſtim⸗ 


in 


(C) 
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(A) men will, den bitte ich, ein Ja⸗Karte, wer mit den. Wird dieſer Antrag unterſtützt? — Die Un⸗ 


— 


„Nein“ ſtimmen will, eine Nein-Karte und wer 
ſich der Stimme enthalten will, eine Karte mit 
der Aufſchrift „Enthalte mich“ abzugeben. Ich 
bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. Die na⸗ 
mentliche Abſtimmung beginnt. Wünſcht noch ein 
Abgeordneter eine Stimmkarte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall; die namentliche Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. An der Abſtimmung beteiligten ſich 72 
Abgeordneten), davon ſtimmten mit „Ja“ 51, mit 
„Nein“ niemand, mit „Enthalte mich“ 21 Abge- 
ordnete. 

Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über Punkt 


3 der Tagesordnung: Entſchließung des Abg. Beyl 
und Fraktion betr. Verordnung des Senats gegen 
die Neubildung politiſcher Parteien, Druckſache 
Nr. 112. Ich eröffne die Ausſprache und Wa 
(Abg. 


ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Maaß: Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) 
Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt wor⸗ 

1) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmkarten 72, davon 51 mit „Ja“ und 21 „Stimment⸗ 


haltungen“. 
Mit „Ja“ ſtimmten: Abg. Andres, 
Boetticher, 


Bartſch, Bertling, Beyl, v. 


Dr. Appaly. 
Braun, 


Guttzeit, Harder, Heldt, Heß, Johſt, Jonas, 


Patzkte, Rabe, Rehberg, Schelm, Schramm, 


Formell, Godau. Höhn, Klein, Knauſt, 


Malikowſki, Moritz, Müller (Gertrud), Poſack, Potrykus. 
Schmich, Ed. Schmidt, Dr. Stachnik, Steinbrück, Töpfer, 
Wawer, Weber, Weiß. 


Abgegebene 


Build, 
Ehrlichmann, Fieguth, Gall, Gobert, Großmann, Günther. 
Kamer, 
Kapeller, Kendzia, Kindel, Krampitz. Lange, Langnau, 
Leufgen, Maaß, Manteuffel, Michelmann, Nicklas, a 
hulz, 
Schwerdtfeger, Serotzki, Stein, Sukatus, Temp, Dr. Thimm, 
Thomat, Tolius, Waſchke, Weile, Wilhelm, Dr. Willers. 
Der Stimme enthielten ſich: Abg. Behrend, Budzynſki, 
Lendzion, 


terſtützung reicht aus. Die Abſtimmung beginnt. 
Ich bitte, die Karten einzuſammeln. Wünſcht noch 
ein Abgeordneter eine Karte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. An 
der Abſtimmung haben ſich 72 Abgeordnete“) be⸗ 
teiligt. Davon ſtimmten mit „Ja“ 51 Abgeordne⸗ 
te, mit „Nein“ niemand und mit „Enthalte mich“ 
21 Abgeordnete. Somit iſt auch die zweite Ent⸗ 
ſchließung des Abg. Beyl und der übrigen Abge⸗ 
ordneten der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion an⸗ 
genommen. 

Wir ſtehen am Schluß unſerer heutigen Tages⸗ 
ordnung. Ich bitte den Volkstag um die Ermäch⸗ 
tigung, Zeit und Tagesordnung der nächſten 
Sitzung feſtſetzen zu dürfen. Ich höre keinen 
Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Die heutige 
Sitzung iſt beendet. 


(Schluß der Sitzung 16 Uhr 23 Minuten.) 


Abgegebene 


2) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
„Enthalte 


Stimmkarten 72, davon mit „Ja“ 51, mit 
mich“ 21. 

Es ſtimmten mit „Ja“: Abg. Andres, Dr. Appaly, 
Bartſch, Bertling, Beyl, v. Boetticher, Braun, 
Ehrlichmann, Fieguth, Gall, Gobert, Großmann, Günther, 
Guttzeit, Harder, Heldt, Heß. Johſt, Jonas, Kamer, 
Kapeller, Kendzia, Kindel, Krampitz, Lange, Langnau, 
Leufgen, Maaß, Manteuffel, Michelmann, Nicklas, Niſpel, 
Patzkte, Rabe, Rehberg, Schelm, Schramm, Schulz, 


Formell, Godau, Höhn, Klein, Knauſt, Lendzion, 


Wawer, Weber, Weiß. 


Buſch. 


Schwerdtfeger, Serotzki, Stein, Sukatus, Temp. Dr. Thimm, 
Thomat, Tolius, Waſchke, Weile, Wilhelm, Dr. Willers. 
Der Stimme enthielten ſich: Abg. Behrend, Budzynſki, 


Malikowſki, Moritz. Müller (Gertrud), Poſack, Potrykus, 
Schmich,. Ed. Schmidt, Dr. Stachnik, Steinbrück, Töpfer, 


(D) 


— — —— — 
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